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Editorial: Nie wieder Krieg? 


Keine Wehrpflicht! Keine Soldaten! 
Keine Monokel-Potentaten! 

Keine Orden! Keine Spaliere! 
Keine Reserveofliziere! 


Ihr seid die Zukunft! 
Euer das Land! 

Schüttelt es ab, das Knechtschaftsband! 
Wenn ihr nur wollt, seid ihr alle frei! 
Euer Wille geschehe! Seid nicht mehr dabei! 
Wenn ihr nur wollt: bei euch steht der Sieg! 
Nie wieder Krieg ! 

Theobald Tiger [Kurt Tucholsky]: 

Drei Minuten Gehör, 1922 


Nie wieder Krieg! So lautete die Parole der 
Friedensbewegung der Weimarer Republik 
in den Jahren nach dem Weltkrieg, der 
damals noch nicht als der „Erste“ relati- 
viert wurde. „Ohne uns!“ hieß es nach 
dem Zweiten Weltkrieg in West- 
Deutschland, als der Adenauer-Staat in das 
westliche Militärbündnis hinein wieder- 
aufgerüstet wurde. „Stell dir vor, es ist 
Krieg und keiner geht hin“ - diese Parole 
war Ende der 1970er Jahre auf Transparen- 
ten in Hochschulen oder als Graffito an 
Hauswänden zu lesen. Sie geht nicht etwa 
auf Brecht, sondern auf eine Gedichtzeile 
des US-amerikanischen Schriftstellers Carl 
Sandburg aus den 1930er Jahren zurück: 
„Sometime they’ll give a war and nobody 
will come.“ 

Tatsächlich ließe sich die Bundeswehr bis 
1989 als absurde Armee bezeichnen: Die 
Bundesrepublik führte damals keinen 
Krieg und hätte angesichts der in Mittel- 
europa festgefahrenen atomaren Blockkon- 
frontation auch keinen Krieg führen kön- 
nen, ohne sofort komplett vernichtet zu 
werden. Deutsche Soldaten starben in die- 
sen Jahren am ehesten bei Übungen in- 
nerhalb ihrer eigenen Einheiten, so wie die 


mehr als 100 Starfighter-Piloten, die man 
in funktionsuntüchtige Bomber gesetzt 
hatte. Aber vielen in der deutschen Bevöl- 
kerung erschien es vorstellbar, dass die 
martialische Rhetorik mancher Politiker, 
die von der „nuklearen Teilhabe“ schwad- 
ronierten und „massive Vergeltung“ ein- 
forderten, dazu führen könnte, dass die 
Bundesrepublik sich dennoch an einem 
Angriffskrieg beteiligen würde. In diesem 
Fall hoffte man auf massenhafte Verweige- 
rung. 

Befand sich die Bundeswehr, wie der Mili- 
tärhistoriker Wolfram Wette analysierte, in 
der Zeit des Kalten Krieges in einer „per- 
manenten Wartestellung“ oder wie der 
Friedensforscher Gert Krell formulierte, in 
einem „spezifisch deutschen Verteidi- 
gungsdilemma“ (Krell 1989), so hat sich 
dies seit 1989/1992, seit der deutschen 
Einheit und dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion, grundsätzlich geändert. Der 
Umbruch kam überraschend - wer hätte 
sich Mitte der 1980er Jahre vorstellen 
können, dass die Bundeswehr innerhalb 
weniger Jahre weltweit in bewaffnete Kon- 
flikte verwickelt sein würde? Und er stiftete 
kurzzeitig Verwirrung an allen Fronten: 
Friedensaktivisten und -forscher diskutier- 
ten Anfang der 1990er Jahre noch über die 
Verteilung einer „Friedensdividende“ und 
Sicherheitspolitiker wie Militärs waren ei- 
nen historischen Moment lang erschro- 
cken darüber, dass ihnen der Feind ab- 
handen gekommen war. Allerdings lässt 
sich in der Rückschau nicht der große 
Bruch diagnostizieren, eher sind hier viele 
kleine Schritte zu erkennen: Der Umbau 
der Sicherheitsarchitektur und die tenden- 
zielle Remilitarisierung der Außenpolitik 
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des vereinigten deutschen Staates bezeich- 
nete Joseph Fischer 1994, damals noch als 
Oppositionspolitiker im Bundestag, tref- 
fend als das Ergebnis einer „Salamitaktik“. 
Während sein grüner Parteigenosse Daniel 
Cohn-Bendit schon 1994 Kampfeinsätze 
der Bundeswehr verlangte, galt Fischer 
damals das mörderische Wüten der Wehr- 
macht auf dem Balkan noch als Einwand 
gegen den Einsatz von deutschen Kampf 
truppen: „Für die Zukunft sehe ich die er- 
hebliche Gefahr, daß die Bundesregierung, 
Koalition und Generalität nach den Ge 
setzen der Salami-Taktik Anlässe suchen 
oder Anlässe schaffen werden, um die Bar- 
rieren abzuräumen, die es gegenüber der 
Außenpolitik des vereinigten Deutschlands 
noch gibt. Als Vehikel dienen dabei die 
Menschenrechts- und Humanitätsfragen.“ 
(Zit. bei Ditfurth 2010). Genau diese Tak- 
tik war es dann, mit der er selbst 1999 den 
ersten Kriegseinsatz Deutschlands nach 
1945 herbeiführte. 

Nach der deutschen Einheit waren es 
nicht mehr nur randständige Rechte, die 
den geschichtspolitischen 
rungsdiskurs führten und damit das inter- 
ventionistische, neo-imperiale Umschwen- 
ken deutscher und deutsch dominierter 


Normalıisie- 


europäischer Militär- und Außenpolitik 
flankierten. Botho Strauss‘ „Anschwellen- 
der Bocksgesang“ (Strauss 1993), Martin 
Walsers Rede in der Frankfurter Paulskir- 
che 1998 und die sogenannte ‚Walser- 
Bubis-Debatte‘ sind nur drei Beispiele da- 
für, wie deutsch-nationale Positionen in 
der ‚Neuen Berliner Republik‘ wieder in 
den Vordergrund traten (vgl. Brum- 
lik/Funke/Rensmann 2000). Im Rahmen 
dieser Normalisierungsoffensive berief man 
sich abermals auf überzeitliche militärische 
Werte, um Legitimität herzustellen. Mitten 
aus den etablierten politischen Kräften der 
bundesdeutschen Demokratie wurde seither 
das Vorhaben unterstützt, mit der national- 
sozialistischen Vergangenheit Deutschlands 
positiv abzuschließen und sich geläutert auf 


die „Bühne der großen Weltpolitik“ zu 
begeben. Auch in militärischer Hinsicht 
sollten sich die Deutschen jetzt endlich 
wieder ganz „normal“ fühlen können. 
Dem stand allerdings entgegen, dass paral- 
lel dazu die Ausstellung „Verbrechen der 
Wehrmacht 1941-1944“ erstmals eine breit 
geführte öffentliche Debatte zur militäri- 
schen Vergangenheit anstieß und mehr als 
800.000 größtenteils junge Besucher an- 
zog. 

1998 erklärte der damalige Bundeswehr- 
minister Rühe vor dem Hintergrund der 
NATO-Angriffsplanungen 
„Wir machen alles das, was die anderen 
[Staaten] auch machen - müssen“ (10.6.98 
in der Tagesschau um Fünf). Nach dem 
tatsächlichen Angriff und nach dem Regie- 
rungswechsel in Berlin trieb der Grüne 
und neue Außenminister Fischer die Er- 


auf Serbien: 


klärung noch weiter: „Ich habe nicht nur 
gelernt: Nie wieder Krieg. Ich habe auch 
gelernt: Nie wieder Auschwitz.“ Auf die 
Frage, ob er zwischen den Freignissen im 
Kosovo und der Nazi-Ara eine direkte Pa- 
rallele sehe, antwortete er: „Ich sehe eine 
Parallele zu jenem primitiven Faschismus. 
Offensichtlich sind die 1930er Jahre zu- 
rückgekehrt, und das können wir nicht 
hinnehmen.“ Deutschland beteilige sich 
demnach nicht trotz, sondern wegen 
Auschwitz am Angriffskrieg gegen eines 
der Länder, dessen Bevölkerung bereits 
knapp 60 Jahre zuvor von der deutschen 
Wehrmacht angegriffen und unter dem 
Vorwand der Bandenbekämpfung terrori- 
siert worden war. 

Die Entwicklung nach 1989 bleibt freilich 
unverständlich, solange man sich von der 
Frage nach der Wiederkehr des berüchtig- 
ten preußisch-deutschen Militarismus in 
die Irre leiten lässt und mit einem engen 
Begriff von „Militarisierung“ ausschließlich 
auf längst überkommene Ausdrucksfor- 
men wie den öffentlichen Uniformenkult 
und die gesellschaftliche Totalmobilma- 
chung abstellt. Dann bleibt es ın der Tat 
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ein Rätsel, warum Deutschland in nur 
zehn bis 15 Jahren zu einer wichtigen in- 
ternationalen Militärmacht aufgestiegen 
ist, ohne neben seinen Bündnispartnern 
besonders aggressiv in Erscheinung zu tre- 
ten. Die „unendliche Geschichte“ des 
deutschen Militarismus wird von Doro- 
thea Schmidt demgegenüber in einem 
breiteren gesellschaftlichen Rahmen unter- 
sucht, bei dem es um das Verhältnis des 
Militärs zu Politik und Rüstungsindustrie 
sowie um das Innenleben des Militärappa- 
rats geht. Hier lassen sich Brüche, aber 
eben auch Kontinuitäten identifizieren, 
die den Prozess der Militarisierung nach 
1990 verständlich machen. Selbst ohne 
Hurra-Patriotismus ist es für Deutschland 
derzeit möglich, Krieg zu führen. 

Dass die Bundeswehr seit den 1990er Jah- 
ren konsequent verkleinert wurde, kann so 
gesehen ebenfalls kaum als eine Form der 
Entmilitarisierung interpretiert 
Stattdessen agiert die Bundeswehr, wie 
Florian Flörsheimer zeigt, heute selbst zu- 
nehmend als „modernes“ Wirtschaftsun- 


werden. 


ternehmen: Die Orientierung auf Aus- 
landseinsätze und damit einhergehende 
Prozesse der Umstrukturierung der Truppe 
gingen einher mit marktorientierten Kon- 
zepten des New Public Management, die 
Eingang in den militärischen Staatsapparat 
fanden. Vor diesem Hintergrund sind die 
Aussetzung der Wehrpflicht 2011 und die 
Einführung einer Freiwilligenarmee denn 
auch nicht als Abrüstung, sondern als 
Modernisierung gemäß den Erfordernissen 
ausgeweiteter Kriegführung und unter dem 
Diktat der Kosteneffizienz zu beurteilen. 
Ob dies tatsächlich zu verringerten Mili- 
tär-Ausgaben führen wird, bleibt noch ab- 
zuwarten. 

Was die Wiederkehr des Militärischen in 
den 1990er Jahren freilich von früheren 
deutschen Großmachtambitionen unter- 
scheidet, ist die bis heute anhaltende Orı- 
entierung auf eine enge Bündnispolitik mit 
anderen EU-Staaten und mit der NATO. 


Als bewaffneter Arm der westlich- 
kapitalistischen Staaten zog diese nach 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion die 
Konsequenz, nunmehr auch out of area, 
also weltweit militärisch zu intervenieren. 
Peter Strutynski stellt diese Entwicklung in 
ihren konzeptionell-strategischen Voraus- 
setzungen und Auswirkungen auf die Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik Deutschlands 
bis heute dar. Für die Bundesrepublik ging 
es von Anfang an um die Wiedergewin- 
nung der uneingeschränkten Souveränität 
als eigenständiger Staat. Dafür verabschie- 
dete sie sich von dem im Grundgesetz 
verankerten Anspruch, wonach die Armee 
nur defensiv eingesetzt werden darf. Was 
ursprünglich als Recht zur Verteidigung 
gegen Angriffe auf das Territorium und 
seine Bewohner gemeint war, wurde nun 
flexibel umgedeutet als Verteidigung relativ 
beliebig interpretierbarer Interessen. Die 
Bundesregierung verkündete, ein vereinig- 
tes Deutschland stehe in der Pflicht, auch 
international „Verantwortung“ zu über- 
nehmen - von einer Beteiligung an Krie- 
gen war fürs erste offiziell nicht die Rede. 
In Militärzeitschriften hieß es allerdings 
bereits Anfang der 1990er Jahre, nun gelte 
es, die „Kriegstüchtigkeit der Bundeswehr“ 
mit allen Mitteln zu fördern. Verteidi- 
gungsminister Rühe erließ 1992 „Verteidi- 
gungspolitische Richtlinien“ (VPR), in de- 
nen viel vom Frieden gesprochen, aber 
auch eine deutliche Absage an das bisheri- 
ge Verständnis von Verteidigung formu- 
liert wird: „Krisenmanagement wird als 
künftige Schwerpunktaufgabe an die Stelle 
der bisherigen Ausrichtung auf die Ab- 
wehr einer großangelegten Aggression tre- 
ten.“ (VPR 1992: Pkt. 48) Gleichzeitig wird 
ein Freibrief für weltweite Interventionen 
erteilt, da diese Sicherheitspolitik sich 
„weder inhaltlich noch geographisch ein- 
grenzen“ lässt (Pkt. 24). Zu den „vitalen 
Sicherheitsinteressen“ Deutschlands gehö- 
re unter anderem die „Aufrechterhaltung 
des freien Welthandels und des ungehin- 
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derten Zugangs zu Märkten und Rohstof- 
fen in aller Welt im Rahmen einer gerech- 
ten Weltwirtschaftsordnung“ (Pkt. 8). Für 
die „Kampfaufträge“ der Soldaten bedeute 
dies: „Im Zentrum des soldatischen Leit- 
bildes steht weiterhin der Wille, Deutsch- 
land zu schützen und dazu notfalls auch 
sein Leben einzusetzen.“ (Pkt. 53) 

Diesen Worten hat die Bundesregierung 
Taten folgen lassen: Bereits im Zweiten 
Golfkrieg war die Bundeswehr 1990/91 an 
AWACS-Aufklärungsflügen beteiligt und 
1995 waren deutsche Soldaten in Bosnien- 
Herzegowina 2001 
Deutschland in Mazedonien erstmals 
selbst einen NATO-Einsatz. Deutsche Sol- 
daten wurden und werden im Libanon 


stationiert. leitete 


und vor den Küsten Afrikas eingesetzt. 
Heide Gerstenberger untersucht, wie sich 
die Piraterie und ihre militärische Bekämp- 
fung im Rahmen der EU-Operation Ata- 
lanta entwickelt hat, und inwiefern dieses 
Vorgehen verfassungsrechtliche Probleme 
aufwirft (der Beitrag kann aus Platzgrün- 
den leider erst in der nächsten Ausgabe 
der PROKLA, in Nr. 163, im Juni erschei- 
nen). Die koloniale Vergangenheit des 
Kontinents führte dazu, dass Afrika im 
vergangenen Jahrzehnt zu einem weiteren 
Exerzierplatz wurde, sich 
Deutschland militärpolitisch „emanzipie- 
ren“ und die EU sich als neue Militär- 
macht erproben konnte, so Werner Ruf in 
seinem Beitrag. Seit 2002 stehen Kontin- 
gente der Bundeswehr in Afghanistan und 
beteiligen sich an den dortigen Kämpfen, 
wobei das deutsche Kontingent bis Anfang 
2011 auf 4.600 Soldaten erhöht wurde und 
innerhalb des UN-mandatierten ISAF- 
Einsatzes agiert. Nicht UN-mandatiert ist 
hingegen die Operation Enduring Free- 
dom der US-Army, doch wirken beide 


Einsätze immer mehr zusammen. Der frü- 


auf dem 


here Verteidigungsminister Jung sprach 
stets von einem „Unterstützungseinsatz“, 
der allerdings von Anfang an viele Zivilis- 
ten das Leben kostete. Besonders dramati- 


sche Folgen hatte die Entscheidung des 
deutschen Oberst Klein, im September 
2009 zwei in einem Flussbett feststeckende 
Tanklastwagen bombardieren zu lassen. 
Der Luftangriff forderte mehr als 140 Tote 
- fast ausschließlich Bewohner der umlie- 
genden Dörfer, die sich an den Tanklas- 
tern mit Benzin versorgen wollten. Dabei 
setzte sich das deutsche Einsatzkomman- 
do über Vorschriften und Befehlsketten 
hinweg, um anschließend eine Desinfor- 
mationskampagne zu betreiben, die das 
Kriegsverbrechen verschleiern sollte. Die 
Verantwortlichen gingen nach kurzem 
Prozess straffrei aus. Es handelt sich hier 
nicht um einen skandalösen Einzelfall, 
sondern um die logische Konsequenz ei- 
ner Kriegsbeteiligung, bei der sich der My- 
thos vom sauberen bzw. humanitären 
Krieg rasch entlarvt hat. Verteidigungsmi- 
nister zu Guttenberg nutzte die Gelegen- 
heit zur diskursiven Flucht nach vorne 
und bezeichnete den Einsatz als das, was 
er ist: als Krieg. Diesen Krieg werden die 
NATO und Deutschland nach Einschät- 
zung von Gerhard Armanski und Jens 
Warburg, wie sie mit Blick auf die Ge 
schichte fremder Invasoren in diesem 
Land ausführen, nicht gewinnen. 

Die Haltung der deutschen Öffentlichkeit 
zum Afghanistan-Krieg ist äußerst wider- 
sprüchlich. Während im Bundestag Ende 
Januar mehr als 70% der Abgeordneten 
dafür stimmten, das Bundeswehr-Mandat 
zu verlängern, sprechen sich ungefähr 
ebenso viele Bürgerinnen und Bürger da- 
gegen aus. Gleichzeitig gilt zu Guttenberg 
nach dem ZDF-Politikbarometer vom Ja- 
nuar 2011 aber immer noch als beliebtes- 
ter deutscher Politiker. 

Der Verteidigungsminister befindet sich 
mittlerweile im Dauereinsatz, um die Ak- 
zeptanz des Krieges zu befördern. Fast 
wöchentlich besucht er die deutschen 
Truppen, fallweise auch in Begleitung sei- 
ner Frau oder des TV-Moderators Kerner, 
und weiß die Kurztrips medienwirksam zu 
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inszenieren. Doch Guttenbergs Glamour- 
Effekt könnte angesichts von Skandalen 
innerhalb der Bundeswehr und von Unge- 
reimtheiten bei seiner militärischen Füh- 
rung schnell an Brillanz einbüßen. Länger- 
fristig wirksam dürften die kontinuierli- 
chen Maßnahmen der Jugendoffiziere in 
den Schulen, der Rekrutierungsstellen in 
Arbeitsämtern und auf Jobmessen, die 
Publikationstätigkeit der Bundeswehr im 
Internet und in Jugendzeitschriften sowie 
die Militarisierung des Katastrophenschut- 
zes sein. Sie dienen allesamt einem dop- 
pelten Zweck: Zum einen geht es um Ak- 
zeptanzbeschaffung bzw. Absicherung der 
Militärpolitik durch Symbolpolitik und 
zum anderen um die Ausweitung der Rek- 
rutierungsbasis für Kriegseinsätze. Markus 
Euskirchen und Martin Singe beschreiben 
diese Aktivitäten der Bundeswehr im eige- 
nen Hinterland als gesellschaftliche Milita- 
risierung. Nicht zuletzt gehört dazu auch 
der politische Umgang mit den tot aus 
den Einsatzgebieten 
Bundeswehrsoldaten. Eugen Januschke 
analysiert den neu entstandenen Kult um 
die Helden der Bundeswehr und wie dieser 


zurückkehrenden 


dazu beiträgt, Sinn zu generieren und da- 
mit die mit der Kriegspolitik unvermeid- 
lich verbundenen Todesfälle in der Bun- 
deswehr zu bewältigen. 

Die in der Linken (und auch den meisten 
Heftbeiträgen) vorherrschende Auffassung, 
die aktuellen Militär-Reformen würden zu 
einer ausland-- und kampfgeeigneten 
Truppe führen, wird von Manfred Lauer- 
mann grundsätzlich in Frage gestellt. Die 
Beteiligung am Krieg in Afghanistan sieht 
er eher als Ausnahme an. Die Bundeswehr 
war in der Vergangenheit und wird auch in 
der Zukunft keine kriegstaugliche Armee 
sein - so die These. 

Größere Protestbewegungen gegen die 
„Bundeswehr im Einsatz“ blieben bisher 
aus, anders als es sie gegen die Militarisie- 
rung der Weimarer Republik, gegen die 
westdeutsche Wiederbewaffnung in den 


1950er Jahren oder gegen die atomare 
Aufrüstung im Rahmen des NATO- 
Doppelbeschlusses um 1980 gegeben hat. 
Zwar stellen viele Beobachter fest, die 
deutschen „Wutbürger“ zeigten in den 
letzten Monaten eine zunehmende Lust 
am Ungehorsam, wie er in den Protesten 
gegen Stuttgart 21, gegen 
Transporte oder auch beim Streit um die 
Hamburger Schulpolitik zum Ausdruck 
komme. Die wachsende Bedeutung des 
Militärischen ist dagegen sehr viel seltener 
Thema. Kampagnen und Aktionen, seien 
sie linksradikal-antimilitaristisch, friedens- 
bewegt oder - wie der Vorschlag einer Mi- 


Castor- 


litärsteuerverweigerung aus Gewissensgrün- 
den (www.netzwerk-friedenssteuer.de) - 
radikal-reformistisch orientiert, spielen in 
der Öffentlichkeit bisher eher eine margi- 
nale Rolle. Heft möchte dazu 
beitragen, das zu ändern. 

An dieser Ausgabe wirkten unser Beirats- 
mitglied Gudrun Trautwein-Kalms sowie 
Markus Euskirchen als Gastredakteure mit. 
Wir danken ihnen ganz herzlich für ihr 
Engagement, ihre Ideen und ihre Anre- 
gungen, ohne die das Heft so nicht hätte 
erscheinen können. Wir möchten an dieser 
Stelle auch Jörg Huffschmid erinnern, der 
2009 verstarb. Er war nicht nur Ökonom, 
sondern auch Experte für Fragen der Rüs- 
tung und Abrüstung war. Bei einer ihm 
gewidmeten Konferenz Anfang 2010 sind 
die ersten Ideen für dieses Heft entstan- 
den. 
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Dorothea Schmidt 


Deutscher Militarismus — 
eine unendliche Geschichte? 


„Welch eine Wendung durch Gottes Fügung“ verkündete ein riesiges Transpa- 
rent auf dem mit Girlanden umwundenen Brandenburger Tor im Jahr 1895. 
Damals wurde am 2. September regelmäßig der Sedantag gefeiert, an dem viele 
Arbeiter und Angestellte frei hatten, die Kirchenglocken läuteten, Schüler sich 
zu Feiern versammelten sowie Paraden, Festbankette und Feuerwerke abgehal- 
ten wurden. Die Nation - oder zumindest große Teile von ihr - berauschte 
sich an der Erinnerung des Sieges über Frankreich, der Wilhelm I die Kaiser- 
würde verschafft hatte. Dagegen finden heutige Militärfeiern weitgehend unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Wenn es zum fünfzigjährigen Bestehen der 
Bundeswehr einen Festgottesdienst im Berliner Dom oder einen Großen Zap- 
fenstreich vor dem Reichstag gibt, bleiben die geladenen Festgäste hinter Ab- 
sperrgittern unter sich. Die Regierenden rechnen offenbar nicht mit spontaner 
Begeisterung für solche Inszenierungen. Hat Militarismus in Deutschland kei- 
ne öffentliche Plattform mehr? Und ist er zwingend an Demonstrationen des 
Militärischen gebunden? 

Seit dem 19. Jahrhundert wurde der Begriff häufig polemisch, seltener analy- 
tisch verwendet. Allgemein kann man Wolfram Wette zufolge unter Militaris- 
mus eine staatliche und gesellschaftliche Ordnung verstehen, „die in dominan- 
ter Weise von militärischen Interessen und kriegerischen Denkmustern geprägt 
ist.“ (Wette 2008: 20). Nach einer engen Definition wird unter Militarismus 
ein Regime verstanden, bei dem die Politik wesentlich durch das Militär be- 
stimmt wird. Demgegenüber soll hier die weiter gefasste Definition der Pots- 
damer Konferenz von 1945 zugrunde gelegt werden. Deutschland hatte seit 1939 
ganz Europa mit Kriegen überzogen, die zu mehr als 50 Millionen Toten und 
unendlichen Leiden geführt hatten. Harry Truman, Josef Stalin und Clement 
Attlee konferierten im Juli 1945 in der großen Halle von Schloss Cecilienhof. 
Ihr vorrangiges Ziel sahen sie darin, den „deutschen Militarismus und Nazis- 
mus“ auszurotten und Maßnahmen zu treffen, „damit Deutschland niemals 
mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt be- 
drohen kann“ (zit. nach Wette 2008: 216f). Die Alliierten formulierten „Politi- 
sche Grundsätze“, die sich auf die Stellung und Verantwortung der politischen 
und militärischen Eliten sowie auf die Existenz und Bedeutung bewaffneter 
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Formationen wie Wehrmacht, SS, SA oder Gestapo, aber auch auf die indus- 
trielle Produktion von Rüstung und die Verankerung militaristischen Denkens 
in der Bevölkerung bezogen. In Anlehnung daran soll im Folgenden die wech- 
selvolle Geschichte des deutschen Militarismus vom Deutschen Kaiserreich bis 
zur Bundesrepublik betrachtet werden. Dabei geht es um das Verhältnis von 
Militär und Politik, um das Innenleben des Militärapparats, um das Verhältnis 
von Militär und Rüstungsindustrie und um das Militär in der Gesellschaft. 


1. Militär und Politik 


Am 4. August 1914 erklärte Reichskanzler von Bethmann-Hollweg im 
Reichstag: „Wir stehen in einem erzwungenen Kriege mit Rußland und Frank- 
reich“, und die Abgeordneten aller Fraktionen stimmten den dafür geforderten 
Kriegskrediten mehrheitlich begeistert zu. In der Folge wurden 3.820.000 
Mann mobilisiert. Am 22. Dezember 2001 beschloss der Deutsche Bundestag 
mit überwältigender Mehrheit, 1.200 Soldaten für sechs Monate nach Afgha- 
nistan zu schicken (Verhandlungen des Reichstags, 4.8.1914: 5; Bundesarchiv 
0.)J.; Vermintes Gelände 2003). In beiden Fällen war Deutschland nicht von 
einer feindlichen Macht angegriffen worden, musste sein Territorium und sei- 
ne Bewohner also nicht verteidigen. Ansonsten sind die Dimensionen des 
kriegerischen Einsatzes kaum vergleichbar. Gibt es dennoch Kontinuitäten 
vom Kaiserreich bis zur Bundesrepublik? 


1.1 Traditionen des Angriffskrieges und militarisierter Innenpolitik 


Die Entstehung des preußischen Königtums war von Anfang aufs engste mit 
einem starken Militär verbunden. Bereits der „Soldatenkönig“ Friedrich Wil- 
helm I gab den allergrößten Teil seines Staatshaushalts dafür aus und der fran- 
zösische Graf Mirabeau soll zur Regierungszeit von Friedrich II gesagt haben: 
„Andere Staaten besitzen eine Armee; Preußen ist eine Armee, die einen Staat 
besitzt“ (zit. bei Zolling 1993: 274). Der König war oberster Kriegsherr, und 
Fürsten wie Militäradel beherrschten den Staat, den spätere Historiker als „Mi- 
litärstaat“ bezeichneten. Die deutsche Einigung entstand auf den Schlachtfel- 
dern der Kriege gegen Dänemark, Österreich und Frankreich und die Träger 
der preußischen Pickelhaube erschienen vielen als tapfere Vorkämpfer für eine 
geeinte deutsche Nation. Das Kaiserreich gilt zumindest bis 1914 vielfach als 
Zeit des Friedens, doch trifft dies nur im Verhältnis zu den europäischen 
Nachbarn zu. Beim „Wettlauf um Afrika“ wurden deutsche Interessen gegen 
einheimische Bevölkerungen blutig verteidigt, selbst wenn die Gebiete wirt- 
schaftlich bedeutungslos blieben (Wette 2008: 38ff; Gründer 1985). 

Die aggressive Stoßrichtung deutscher Machtpolitik ging mit einem wachsen- 
den Einfluss der Militärs einher. Hatte Bismarck den Führungsanspruch der 
Politik entschieden vertreten, so strichen seine Nachfolger die Flagge und er- 
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gaben sich widerstandslos den Vorgaben des Generalstabs, der obersten militä- 
rischen Führungsebene. Dabei konnte der Reichstag zwar über die Länge des 
Wehrdienstes und den Etat des Kriegsministeriums entscheiden, dennoch stell- 
te er die Großmachtpläne der Militärs vom ersten Flottengesetz 1898 bis zur 
größten Heeresvorlage des Kaiserreiches von 1912 niemals ernsthaft in Frage. 
Auch die Sozialdemokraten stimmten damals dem von den Militärs geforder- 
ten und extrem kostspieligen „Wehrbeitrag“ zu. Insgesamt haben sich die Mi- 
litärausgaben von 1872 bis 1913 verfünffacht, wobei sie im Durchschnitt der 
Jahre 1874-1913 bei 22% des Reichshaushalts lagen. Während des Ersten 
Weltkrieges stiegen sie auf das Zehnfache der vorangehenden Friedensjahre 
(Bontrup/Zdrowomyslaw 1988: 22ff, 45; Wehler 1995: 1110ff, 1129). 

Das Kaiserreich hatte den Krieg aus einer Position der militärischen Stärke her 
entfesselt und die Siegerstaaten setzten daher im Friedensvertrag von Versailles 
eine massive Abrüstung des deutschen Heeres auf nunmehr 100.000 Mann 
und der Seestreitkräfte auf 15.000 Mann sowie ein Verbot der Luftwaffe durch 
- im Frühsommer 1914 waren 750.000 Mann unter Waffen gewesen. Die neue 
Reichswehr sollte einzig zur Verteidigung dienen, doch hielt dies die Militärs 
der Weimarer Republik keineswegs davon ab, schon bald geheime Pläne für 
einen neuen Offensiv-Krieg zu entwickeln, die innerhalb eines neuen nationa- 
len Machtstaates umgesetzt werden sollten. Auf diese Art wollten sie auch an 
ihre frühere Vorrangstellung anknüpfen. Nach dem Großen Plan von 1925 
würde das Heer der Zukunft 28 Mal so groß sein wie die zwangsweise redu- 
zierten Streitkräfte. Nachdem Hitler zum Reichskanzler gewählt wurde, erleb- 
ten die Militärs im Dritten Reich, dass diese Ziele nicht nur erfüllt, sondern 
weit übertroffen wurden (Wette 2008: 151; Hansen 1981: 49). 

Bereits 1936 betrugen die Militärausgaben mehr als das Zehnfache von 1933. 
Zu Beginn des Krieges galt die deutsche Wehrmacht von ihrer Ausrüstung her 
als stärkste und modernste Militärmacht - das 100.000 Mann-Heer der 1920er 
Jahre war bis zum 1. September 1939 auf 4,5 Millionen Soldaten angewach- 
sen. Von 1940 bis 1944 verdoppelten sich die extrem hohen Militärausgaben 
abermals (Bontrup/Zdrowomyslaw 1988: 23; Wette 2008: 180). 

Die Zahlen belegen eine dramatisch wachsende Bedeutung des Militärischen - 
aber ging dies auch mit einer im Vergleich zur Weimarer Republik erstarkten 
militärischen Führung einher? Glaubt man den Aussagen der Generäle, die bei 
den Nürnberger Prozessen als Hauptkriegsverbrecher vor Gericht standen, so 
war dies nicht der Fall. Die Militärs verfassten damals eine Denkschrift, in der 
sie sich von jeglicher Schuld freisprachen und behaupteten, „daß das Heer ge- 
gen Partei und SS eingestellt gewesen sei, nahezu alle wichtigen Entscheidun- 
gen Hitlers mißbilligt und gegen Kriegsverbrechen opponiert hatte.“ (Zit. bei 
Bald 2001: 20). Spätere Forschungen haben dies als Legenden zur Entlastung 
von eigener Verantwortung aufgedeckt und belegt, dass die Interessen zwi- 
schen politischer und militärischer Führung weitgehend übereinstimmten. 
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Dies zeigte sich insbesondere beim Überfall auf die Sowjetunion. Hitler wie 
die Generalität waren von Anfang an dazu entschlossen, diesen Krieg jenseits 
der Prinzipien des Kriegsvölkerrechts zu führen. Ziel war die „Vernichtung von 
Judentum und Bolschewismus“. Dem Feldzug fielen 27 Millionen Sowjetbürger 
- die meisten davon Zivilisten - zum Opfer, ungefähr eine Million Menschen 
hatte man absichtlich verhungern lassen (Streit 1991: 32ff, 49; Jahn 2007). 

Bis 1945 hat es demnach nur kurze Phasen gegeben, in denen deutsche Inte- 
ressen gegenüber anderen Staaten nicht mit Hilfe des Militärs durchgesetzt 
werden sollten und wurden. Hat dieses auch im Inneren eine ähnliche Rolle 
gespielt? Nach der Reichsverfassung von 1871 konnte das Militär nicht nur 
gegen äußere, sondern ebenso gegen innere Feinde eingesetzt werden. Wilhelm II 
ließ dabei keinen Zweifel offen, gegen wen sich derartige Interventionen rich- 
ten würden. Bei einer Vereidigung von Rekruten in einer Potsdamer Kaserne 
im Jahr 1891 schärfte er ihnen ein: „... es gibt für euch nur einen Feind, und 
der ist Mein Feind. Bei den jetzigen sozialistischen Umtrieben kann es vor- 
kommen, dass ich Euch befehle, Eure eigenen Verwandten, Brüder, ja Eltern 
niederzuschießen - was ja Gott verhüten möge - aber auch dann müsst Ihr 
Meine Befehle ohne Murren befolgen.“ (Zit. bei Wette 2003). Tatsächlich lie- 
ßen Bergwerksbesitzer im Verein mit der lokalen Obrigkeit in Oberschlesien 
und im Ruhrgebiet einige Male Militär gegen streikende Bergarbeiter antreten, 
doch war dies keineswegs gängige Praxis. In weit größerem Umfang wurde Mi- 
litär gegen die eigenen Bürger während des Ersten Weltkrieges mobilisiert, als 
die 3. Oberste Heeresleitung unter Hindenburg und Ludendorff seit 1916 
auch die Innenpolitik bestimmte und massiv gegen die Massenbewegungen für 
„Frieden, Freiheit, Brot“ vorging. Und nach 1918 waren es gerade Sozialde- 
mokraten, früher die heftigsten Kritiker derartiger Militäreinsätze, die nun 
Reichswehr und Freikorps „zur Abwehr des Bolschewismus“, gegen streikende 
Arbeiter oder - wie in Bremen - gegen linke Länderregierungen aufmarschie- 
ren ließen. Die Zahl der Getöteten lag weit höher als jemals bei gewaltsamen 
Arbeitskämpfen im Kaiserreich (Wette 2003; Brendle 2009). 

Im Nationalsozialismus schließlich wurde die Trennung zwischen Militär und 
Polizei teilweise aufgehoben. Gewalt gehörte vom ersten Tag an zu den alltäg- 
lichen Herrschaftsmitteln des Regimes, paramilitärische Gruppen wie SA und 
SS agierten im Inneren und auch im Krieg, und es war nun die Polizei, die 
Militäraufgaben übernahm, bis hin zur Einbindung von Polizeibataillonen in 
den Vernichtungskrieg (Wette 2003). 


1.2 Der Weg zur Wiederbewaffnung 


Das Bündnis der Siegerstaaten des Zweiten Weltkriegs zerfiel nach 1945 rasch 
und der historische Moment, als sich Soldaten der US-Army und der Roten 
Armee bei Torgau an der Elbe die Hände schüttelten, war bald nur noch ein 
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verblassendes Erinnerungsfoto.' Der Kalte Krieg setzte bereits 1947 ein, kam 
ab 1950 in Korea in eine heiße Phase, und die Konfrontation zwischen Ost 
und West sollte die nächsten Jahrzehnte bestimmen. Die US-amerikanische 
Regierung brauchte Verbündete, um das von ihr anvisierte großdimensionierte 
Militärpotential gegen die Bedrohung aus dem Osten aufzustellen. Dies traf 
sich mit den Bestrebungen Adenauers, den wirtschaftlichen Wiederaufstieg au- 
ßenpolitisch zu nutzen und die Botschaft des „Wir sind wieder wer“ durch 
Panzer, Fregatten und Düsenjäger zu untermauern. Nur sechs Jahre nach der 
Potsdamer Konferenz war deutsches Militär also wieder akzeptiert und ein 
Jahrzehnt nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde es wieder aufgebaut. 
Mehrere wesentliche Bestimmungen sollten gegenüber früher allerdings eine 
radikale Umkehr markieren (Bald 2005: A1ff): 


- Im Unterschied zu allen früheren nationalen Armeen sollte die Bundeswehr 
nicht über einen eigenen Generalstab verfügen, sondern war von Anfang an 
in die Pläne der NATO-Partner eingebunden. 

- Es sollte einen eindeutigen Primat der Politik gegenüber Eigenmächtigkeiten 
des Militärs geben: Die oberste Befehls und Kommandogewalt liegt im Frie- 
den beim Verteidigungsminister, im Verteidigungsfall beim Bundeskanzler. 

- Das Grundgesetz enthält in Art. 26 GG ein ausdrückliches Verbot von An- 
griffskriegen und in seiner Präambel ein Friedensgebot. 

- Der Einsatz von Militär im Inneren sollte nach Art. 87a GG nur in genau 
bestimmten Ausnahmefällen möglich sein. 

- Nach Art. 4 GG sollten Bürger erstmals die Freiheit haben, den Kriegs- 
dienst aus Gewissensgründen zu verweigern. 

- Soldaten sollten über die Möglichkeit der direkten Beschwerde sowie über 
kodifizierte Rechte, darunter dem Recht auf Widerspruch und auf Überprü- 
fung erteilter Befehle, verfügen; Zivilgerichte sollten Militärgerichte ersetzen. 


Soweit die hohen Ansprüche. Die Realität sah in mancher Hinsicht anders 
aus. Die Einbindung in die NATO stand niemals zur Debatte, wenngleich 
mehrere Verteidigungsminister sich darum bemühten, die Bundesrepublik aus 
der Situation des Juniorpartners heraus zu manövrieren. Auch der Primat der 
Politik wurde mitunter von übereifrigen Militärs in Frage gestellt, blieb aber 
ansonsten allgemein anerkannt. Die Kriegsdienstverweigerung wurde - wenn- 
gleich höchst umstritten - eingeführt und ein Soldatengesetz ebenso erlassen 
wie die Position des Wehrbeauftragten geschaffen. Dagegen wurde und wird 
von verschiedenen Seiten immer wieder versucht, den Verteidigungsauftrag der 
Bundeswehr umzudeuten oder zu unterlaufen. 


1 Die Entwicklung nach 1945 wird hier auf die Bundesrepublik und die Bundeswehr be- 
schränkt. Entstehung und Funktionieren der NVA müssen aus Platzgründen außer Betracht 
bleiben, obwohl gerade sie - jedenfalls von ihren inneren Strukturen her - deutliche Konti- 
nuitäten zum preußisch-deutschen Militarismus aufweisen, vgl. Ehlert/Rogg (2004). 
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Ausgangspunkt dafür war die bereits unmittelbar nach dem Ende der Nürn- 
berger Prozesse von US-amerikanischen Militärs eingesetzte Historical Divisi- 
on, in der mit Hilfe von 300 ehemaligen Generalstabsoffizieren der Wehr- 
macht Taktik, Organisation und Operationen des vergangenen Krieges ausge- 
wertet wurden, was im Ergebnis dazu führte, „die Pflicht-, Kampf- und Opfer- 
gesinnung des Rußlandfeldzuges zu idealisieren und die reine handwerkliche 
Effizienz der Leistung der Truppe zu unterstreichen.“ (Bald 2001: 21). Diese 
Linie fand ihre Fortsetzung in einer Geheimkonferenz, zu der Konrad Ade- 
nauer 1950 im kleinen Kreis einlud und an der zehn ehemalige hochrangige 
Wehrmachts-Offiziere teilnahmen. In der beschaulichen Atmosphäre des abge- 
legenen Klosters Himmerod in der Eifel sollten wesentliche Weichenstellungen 
für eine „neue Wehrmacht“ erfolgen. Ergebnis war eine Denkschrift, deren 
zentrale Punkte lauteten: (Wieder-JEinführung der allgemeinen Wehrpflicht 
und Aufstellung einer angriffsfähigen deutschen Armee, die in das westliche 
Bündnis gegen die „aggressive Macht“ der Sowjetunion eingebunden war. Auf 
der Basis der Auswertungen der Historical Division sollte die neue Bundes- 
wehr „eine durch die Kriegsanalyse optimierte Wehrmacht sein, zugleich mo- 
derner, nämlich mobiler und mit hoher Rüstungstechnologie ausgestattet“, ein 
Szenario, in dem Verteidigung ‚von vornherein offensiv‘ durch Intervention im 
Hinterland des Gegners verstanden wurde“ - und dies auch mit Atomwaffen 
(Bald 2001: 21M). 


1.3 Der Ausbau der Bundeswehr ab 1956 - nur zur Verteidigung? 


Im Jahr 1947 verkündete der spätere Verteidigungsminister Franz-Josef Strauß 
mit biblischem Pathos: „Wer noch einmal ein Gewehr in die Hand nimmt, 
dem soll die Hand abfallen!“ (Zit. bei Wette 2008: 22). Ein Jahrzehnt später 
wurde von rd. 63.000 jungen Männern des Geburtsjahrgangs 1937 auf staatli- 
ches Geheiß ebendies verlangt (Fleckenstein 2005: 6). In den ersten zehn Jah- 
ren nach der Wiederbewaffnung stiegen die Ausgaben im Verteidigungshaus- 
halt um 212% - der Bundeshaushalt aber lediglich um 189%. Bis Mitte der 
1970er Jahre ging es etwas langsamer voran, danach gab es wieder stärkere Zu- 
wächse, wobei die Expansion des Verteidigungshaushaltes in all diesen Jahren 
weitgehend unabhängig davon erfolgte, welche Parteien die Regierung bildeten. 
Stellte die CSU mit Franz-Josef Strauß einen der energischsten Befürworter for- 
cierter Militarisierung, so fand er sein Pendant im SPD-Politiker Georg Leber, 
der Anfang der 1970er Jahre eine systematische Runderneuerung der Bundes- 
wehr betrieb, Hubschrauber und Haubitzen, Jagdpanzer und Jagdbomber, Ra- 
keten und Fregatten orderte und somit „das Kunststück fertig brachte, in der 
Epoche der Entspannungspolitik eine einzigartige Aufrüstungspolitik zu 
betreiben... Sogar die Generale staunten, als der Minister mehr bewilligen woll- 
te, als sie forderten.“ (Bald 2005: 94-5; Bontrup/Zdrowomyslaw 1988: A1f). 
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Mit dem Ende des Kalten Krieges war der aufgeblähte Einzelhaushalt nicht 
mehr zu rechtfertigen. Der Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 sah eine erhebliche 
Verkleinerung der bundesdeutschen Armee auf 340.000 Soldaten vor, wobei 
die NVA weitgehend aufgelöst wurde. Die Entwicklung des Verteidigungs- 
haushalts zeigt in der Folge ein deutliches Schrumpfen: von 57,5 Mrd. DM im 
Jahr 1990 auf 45,3 Mrd. DM ım Jahr 2000. Was die einen als „Friedensdivi- 
dende“ und als neue Spielräume für die Finanzierung überfälliger Sozial- und 
Bildungsprojekte begrüßten, rief in militärfreundlichen Kreisen blankes Ent- 
setzen hervor: Der Verteidigungshaushalt, der 1990 noch stolze 20% des Bun- 
deshaushalts ausgemacht hatte (ein Anteil, der ähnlich hoch war wie im Kai- 
serreich), war nun auf klägliche 10% abgesunken. Seit 1999 und insbesondere 
nach dem 11. September 2001 kehrte sich dieser internationale Trend jedoch 
um, insbesondere in den USA, aber auch in anderen westlichen Ländern. Der 
deutsche Verteidigungshaushalt ist seit dem Jahr 2000 absolut gestiegen und 
erreichte 2010 rd. 31 Mrd. Euro, der Anteil am Bundeshaushalt blieb bei rd. 
10% (Rose 2000; Bald 2005: 126; Statistisches Bundesamt 2007; Der Verteidi- 
gungshaushalt 2010). Die Höhe dieser Ausgaben sagt nur begrenzt etwas dar- 
über aus, wie effektiv die Bundesrepublik angreifen oder sich verteidigen kann, 
viel aber darüber, wie hoch das Militärische von der Politik eingestuft wird. 
Inwieweit die Bundeswehr entgegen dem Auftrag des Grundgesetzes Angriffs- 
ziele auf äußere Gegner verfolgt, ist an konkreten Maßnahmen der Bewaff- 
nung bzw. an entsprechenden Plänen zu sehen. Angefangen von der Kanzler- 
schaft Konrad Adenauers haben deutsche Politiker unterschiedlichster Partei- 
zugehörigkeit immer wieder den Zugang zu eigenen Atomwaffen gefordert, 
weil sie hofften, auf diese Art im internationalen Konzert der Großmächte 
mitspielen zu können: Franz-Josef Strauß wollte die Bundeswehr mit eigenen 
nuklearen Waffen ausstatten, aber auch die SPD-Politiker Carlo Schmid und 
Willi Brandt verfolgten derartige Ambitionen. Letztlich blieb es dabei, dass der 
Bundesrepublik von den Alliierten zugestanden wurde, über nuklearfähige 
Trägersysteme zu verfügen, nicht aber, selbst Atomwaffen zu produzieren oder 
nach eigenem Ermessen einzusetzen. Ungeachtet der grundsätzlichen Ableh- 
nung von Atomwaffen in der Bevölkerung wiederholten Politiker und Militärs 
auch in den 1980er Jahren die Forderung nach „nuklearer Teilhabe“ und die 
Grünen scheiterten im Bundestag mit ihrer Forderung, den Verzicht auf Nuk- 
learwaffen im Grundgesetz zu verankern (Hahnfeld 2007: 201ff.; Bald 2005: 
58£,, 80). 

Gleichwohl gab es bereits in den 1950er Jahren auch bei den Militärs Befür- 
worter für defensive Alternativen ohne Atombewaffnung, darunter Oberst Ru- 
ge, der auf Panzerabwehr setzte oder Vizeadmiral Heye, der ein küstengebun- 
denes Konzept entwickelte. Als mehrere höhere Offiziere - darunter Alfred 
Mechtersheimer und Gert Bastian - Anfang der 1980er Jahre ihre Zweifel an 
dem Sinn einer Verteidigung Europas mit Atomwaffen öffentlich äußerten, 
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zeigte sich, dass derartige Debatten in der Bundeswehr nicht geführt werden 
konnten. Strafversetzungen und Degradierungen waren die Folge (Bald 2005: 
53, 109). 

Seit 1957 war die Bundeswehr mit 4.000 Atombomben ausgestattet - wenn- 
gleich sie darüber nicht frei verfügen konnte, sondern diese unter der Aufsicht 
der US-Army blieben. Im Jahr 1992 waren es immer noch 2.500. Insgesamt 
kommt Detlef Bald für die bundesdeutsche Militärpolitik bis 1990 zu dem 
Schluss, deren strategische Ausrichtung weise deutliche Kontinuitäten zu frü- 
heren Zeiten auf: „Der Denkhorizont des ‚Totalen Krieges’, welcher der Gene- 
ralstabsschule der Weltkriege entstammte, begleitete die Modernisierung der 
Rüstung und die militärischen Doktrinen bis zum Ende des Kalten Krieges.“ 
(Bald 2007: 66) Obwohl der Zwei-Plus-Vier-Vertrag eindeutig besagt, Deutsch- 
land dürfe ABC-Waffen weder herstellen noch besitzen, wird in einer Hand- 
lungsempfehlung des Verteidigungsministeriums von 2010 in aller Selbstver- 
ständlichkeit verkündet, „zur Sicherstellung der Dauereinsatzaufgabe Nukleare 
Teilhabe“ sei eine Zahl von 46 atomwaffenfähigen Tornado-Jagdflugzeugen er- 
forderlich (Bundeswehr weiter auf Nuklearkurs 2010). 

Nach dem Wegfall der Konfrontation mit dem Warschauer Pakt wurde auch 
die neue Rolle der Bundeswehr innerhalb der NATO diskutiert. Aber bereits 
1987 hatte die militärische Führung ein Gutachten erstellen lassen, in welchen 
Fällen „Einsätze im Rahmen nationaler maritimer Krisenoperationen außer- 
halb des NATO-Vertragsgebietes“ zulässig wären (Bald 2007: 70f). Die Debatte 
stand im Zusammenhang mit dem „Neuen Strategischen Konzept“ der NATO 
von 1991, wonach anstelle der Bedrohung aus dem Osten nunmehr mit „viel- 
gestaltigen“ Risiken zu rechnen sei, die zudem „aus allen Richtungen“ kom- 
men könnten - so etwa terroristische Attacken. Ausdrücklich genannt wurden 
dabei „vitale Interessen“ in Bezug auf ökonomischen Wohlstand und globale 
Rohstoffversorgung. Das „Verteidigungs“-Bündnis nimmt seither für sich in 
Anspruch, out of area, also weltweit militärisch zu intervenieren.? 

Mit der Beteiligung am Angriff der NATO gegen die Bundesrepublik Jugosla- 
wien 1999 gab es den ersten Bundeswehr-Einsatz dieser Art. Ihm waren aller- 
dings in den Jahren zuvor bereits kleinere Interventionen voran gegangen: 
1992 war in Kambodscha ein Feldlazarett errichtet worden und 1993 hatten 
Bundeswehr-Soldaten in Aufklärungsflugzeugen der NATO den Luftraum über 
Jugoslawien beobachtet. Anlässlich des Sanitäts-Einsatzes in Kambodscha zog 
Generalinspekteur Naumann eine Verbindungslinie zum Zweiten Weltkrieg: 
„Zum ersten Mal seit 1944 verbringen deutsche Soldaten im Einsatz das 
Weihnachtsfest außerhalb der Heimat.“ (Zit. bei Bald 2005: 147) 


2 Zum Konzept der „Armee im Einsatz“ im Rahmen von NATO und EU sowie zu den „Ver- 
teidigungspolitischen Richtlinien“ von 1992 und dem neuen Weißbuch von 2006 siehe die 
Beiträge von Werner Ruf und Peter Strutynski in diesem Heft. 
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Im Weißbuch von 2006, dem neuen Strategiebuch für die Bundeswehr, wurde 
die in den 1990er Jahren eingeschlagene Linie weiter entwickelt. Nach Ein- 
schätzung von Lühr Henken geht es dabei vor allem um die „deutsche Beteili- 
gung an Schnellen Eingreiftruppen von NATO und EU für den weltweiten 
Einsatz. Also um eine Orientierung weg von der Landesverteidigung hin zum 
Militärinterventionismus...“ (Henken 2007: 75). Entsprechend sieht auch die 
militärische Beschaffungspolitik der letzten Jahre aus. Bereits die rot-grüne 
Bundesregierung hatte eine große Zahl von Marschflugkörpern Taurus bestellt 
- schwere Gefechtsladungen, die bis zu 350 km Entfernung von ihrem Ziel 
abgesetzt werden können und mit Hilfe von Tornados und Eurofightern 
transportiert werden. Sie tragen ebenso zur Angriffsfähigkeit der Bundeswehr 
bei wie das Luftverteidigungssystem MEADS, das Marschflugkörper und bal- 
listische Raketen mit einer Reichweite unterhalb von 1.000 km abfeuern kann 
- eine Entfernung, aus der derzeit kein Land auf Deutschland zielen dürfte: 
„MEADS kann also mit Landesverteidigung nichts zu tun haben. Hat es auch 
nicht. Es soll lediglich Soldaten der EU-Battlegroups und die NRF der NATO 
im Ausland schützen.“ (Henken 2007: 84). Ebenfalls für weltweiten Einsatz 
gedacht sind das Transportflugzeug Airbus 400 M und neue Korvetten (Hen- 
ken 2007: 85). 

Was die ursprüngliche Absicht des Grundgesetzes betrifft, Einsätze des Mili- 
tärs im Inneren zu verhindern, so wurde diese bereits mit der Verabschiedung 
der Notstandsgesetze im Mai 1968 erstmals aufgeweicht. Seither ist es grund- 
sätzlich möglich, dass Bundeswehr-Soldaten zur „Abwehr einer drohenden Ge- 
fahr für den Bestand oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung des 
Bundes oder eines Landes“ sowie bei Naturkatastrophen oder zur „Bekämp- 
fung organisierter und militärischer bewaffneter Aufständischer“ eingesetzt 
werden (Art. 87a, 91 GG). Wiederholt forderten Politiker, allen voran Wolfram 
Schäuble, in den letzen Jahren bei jedem sich bietenden Anlass weitere Ände- 
rungen des Grundgesetzes - zuletzt angesichts der Terror-Warnungen im No- 
vember 2010. Sie fanden bisher keine Mehrheit. Aber auch ohne derartige ge- 
setzliche Ermächtigungen haben ministerielle Erlasse seither diverse Hintertü- 
ren geöffnet, um unbewaffnetes wie bewaffnetes Militär bei allen möglichen 
Gelegenheiten einzusetzen: etwa 1997 zum Schichten von Sandsäcken beim 
Oderhochwasser oder 2008 bei der Beobachtung von Demonstrierenden ge- 
gen den G 8-Gipfel ın Heiligendamm mit Hilfe von Tornados und Spürpan- 
zern. Die Methoden, das Grundgesetz zu umgehen, sind vielfältig: Sie reichen 
von der Amtshilfe für politische Körperschaften bis zur Zivil-Militärischen Zu- 
sammenarbeit (Brendle 2009: 77; siehe dazu auch den Beitrag von Euskir- 
chen/Singe in diesem Heft). 
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2. Das Innenleben des Militärapparates 


Soldatenschinderei und Kadavergehorsam galten als Merkmale des Kasernen- 
alltags im Kaiserreich. Demgegenüber veröffentlichte Willi Weiskirch, später 
Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestags, 1955 eine Broschüre mit dem 
programmatischen Titel: „Nie wieder Kommiß! - Es muß alles anders wer- 
den“. Das Titelbild zeigte einen brüllenden Offizier vor strammstehenden Sol- 
daten (Ottmer 1993: 31). 

Woher kamen die militärischen Traditionen, wonach den Untergebenen täg- 
lich aufs Neue demonstriert werden musste, wer zu befehlen und wer zu ge- 
horchen hatte, dies oftmals verbunden mit Ritualen, mit denen nicht nur die 
Hierarchien befestigt wurden, sondern den Befehlsempfängern auch jede Wür- 
de abgesprochen wurde? Und welche Bedeutung hatten dabei Vorstellungen 
von männlicher Härte, soldatischer Ehre und Heldentum? 


2.1 Heldenmythen und harte Männlichkeit 


Kriegführen - jedenfalls auf der Kommando-Ebene - war traditionell eine Sa- 
che des Adels, der im 19. Jahrhundert noch die Mehrheit aller Offiziere stellte. 
Im deutschen Kaiserreich sollte jedoch eine Massenarmee aufgebaut werden 
und nach einem Erlass Kaiser Wilhelms II von 1890 wurden den adligen Ofh- 
zieren mehr und mehr Anwärter aus dem gebildeten Bürgertum zur Seite ge- 
stellt, was ihre herausgehobene Stellung bedrohte. Diese drückte sich bis dahin 
unter anderem symbolisch in der Sitzordnung bei der kaiserlichen Tafel aus: 
„Der preußische Leutnant durfte nach den dort gültigen Ritualen näher beim 
Kaiser sitzen als ein Politiker oder ein Professor oder ein Nobelpreisträger.“ 
(Wette 2008: 50) 

Die Offiziere aus alteingesessenen adeligen Familien sahen sich mit Schaudern 
an der Seite von Parvenüs, mussten sich allerdings dann doch an die bürgerli- 
chen Reserveoffiziere gewöhnen. Eine weitere Befürchtung der Militärspitze 
richtete sich gegen eine mögliche sozialistische „Verseuchung“ der Truppe, die 
vor allem den städtischen Rekruten zugeschrieben wurde. Dagegen galten Sol- 
daten aus ländlichen Gebieten als fügsam und lenkbar, so dass man Unteroffi- 
ziere vorzugsweise aus kleinen nordöstlichen Landgemeinden rekrutierte. Die 
Bedenken gegen eine „Verbürgerlichung“ des Offizierskorps und gegen eine 
„Sozialdemokratisierung“ der Mannschaften trugen dazu bei, dass strategische 
Planungen, die auf eine stetige Vergrößerung der Armee setzten, somit von 
Teilen des Militärapparates selbst torpediert wurden (Wette 2008: 51, 169; 
Wehler 1995: 1121ff., 1154). 

Als vorrangiges Erziehungsziel für einfache Soldaten galt, sie zu unkritischen, 
funktionierenden Dienern des Staates zu machen, deren höchste Tugenden 
„Pünktlichkeit, Ordnung und selbstloses Pflichtgefühl“ sein sollten (Wette 
2008: 62). Demgegenüber zählten fachliche Fähigkeiten nicht nur bei Adeli- 
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gen, sondern auch bei Bürgerlichen, die sich am Habitus des Adels orientier- 
ten, weniger als die richtige Gesinnung, die sich bei Offizieren unter anderem 
im zackigen Auftreten manifestierte. Die Beschwörung von Härte und Männ- 
lichkeit bildete in den Jahren vor dem 1914 die ständige Begleitmusik zur da- 
maligen Aufrüstung. Aber auch nachdem dieser Krieg verloren war, verkünde- 
ten hohe Militärs unbeirrt, es müsse vor allem „verweichlichten Friedensträu- 
mereien“ Einhalt geboten werden. In diesem Sinn schrieb der spätere Reichs- 
wehrminister General Groener 1919 in einem Brief an Reichspräsident Ebert: 
„Nur im dauernden Kampf um das Leben werden die geistigen und sittlichen 
Kräfte gestärkt und gestählt, die allein die Schwingen bilden für den Aufstieg 
eines Volkes.“ (Zit. bei Wette 2008: 149). 

Dem entsprach ein Kult um Kämpfer und Kriegshelden. Sie als verehrungs- 
würdig und vorbildhaft für den geforderten Mannesmut hinzustellen, sollte 
nicht allein dazu dienen, ihre Hinterbliebenen mit einem grausamen Schicksal 
zu versöhnen. Nicht wenige höhere Offiziere sahen hierin auch tatsächlich ei- 
ne Leitlinie für militärische Entscheidungen. So galt bei der Kaiserlichen Ma- 
rine die Parole, ein Schiff habe eher „mit wehender Fahne“ unterzugehen als 
zu kapitulieren. Als ein Geschwader, das von Admiral Spee befehligt wurde, 
sich im Dezember 1914 bei den Falklandinseln in aussichtsloser Lage befand, 
verweigerte der Admiral die Kapitulation und zog 2.000 Seeleute mit sich in 
den Tod - eine Tat, die nationale Marine-Historiker und später besonders Na- 
tionalsozialisten begeisterte, da sie darin ein Vorbild für den „heroischen Un- 
tergang“ erblickten. Derartige Aktionen passten zu dem Helden-Modell, das 
sie hoch hielten und lange vor 1939 propagierten. So etwa in dem Krieger- 
Denkmal am Hamburger Dammtor von 1934, auf dem gesichtslose Soldaten 
im Halbrelief dumpf entschlossen dem Tod entgegen marschieren: „Deutsch- 
land muß leben, und wenn wir sterben müssen.“ 

Graf Spee fand in der Tat im Zweiten Weltkrieg Nachfolger, unter anderem 
bei der Selbstversenkung des Schlachtschiffes „Bismarck“ im Atlantik. Aus die- 
sem Geist heraus erwartete die politische Führung auch nach dem militäri- 
schen Debakel der Schlacht von Stalingrad, die 6. Armee würde dort „bis zum 
letzten Mann“ und „bis zur letzten Patrone“ kämpfen, somit also „ehrenvoll“ 
untergehen. Dass die deutschen Generäle letztlich kapitulierten und sich ge- 
fangen nehmen ließen, wurde als schmachvoll und gänzlich unannehmbar 
hingestellt. Wie sehr der Wahn des heroischen Untergangs führende Militärs 
erfasst hat, wird schließlich daran deutlich, dass von den 5,3 Millionen im 
Krieg getöteten Wehrmachtsoldaten fast die Hälfte in der letzten Kriegsphase 
zwischen Juli 1944 und Mai 1945 starben. Selbst in gänzlich ausweglosen Si- 
tuationen sollte bis zuletzt gekämpft werden, so im Fall der Festung Breslau, 
wo im April 1945 tausende Soldaten und Zivilisten ums Leben kamen und 
von der Stadt nur noch „verbrannte Erde“ übrig blieb (Wette 2008: 202ff). 
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2.2 Innere Führung? 


Angesichts dieser Vorgeschichte gab es in der Bundeswehr von Anfang an ei- 
nen „Kampf zweier Linien“ in Bezug auf den Wertehorizont der militärischen 
Ausbildung und Praxis sowie der Traditionspflege. Der erste Anstoß zur Neu- 
ordnung kam von Graf Baudissin, der an der Geheimkonferenz von Himme- 
rod teilnahm. Er wollte an die Vorstellungen des preußischen Generals von 
Scharnhorst anknüpfen, der bereits nach den napoleonischen Kriegen Versu- 
che zur Zivilisierung des Militärs unternommen hatte. Scharnhorsts Ziel war 
der „Staatsbürger in Uniform“. Ähnlich sah Baudissin für die neue Bundes- 
wehr die Chance der „Stunde Null“: Weder Reichswehr noch Wehrmacht bo- 
ten sich demnach als Vorbilder an. Aber Baudissin blieb in Himmerod in ei- 
ner Minderheitsposition und die Bundeswehr zeigte in ihren ersten Jahren ei- 
ne starke personale Kontinuität zu den nationalsozialistischen Formationen: 
Ende der 1950er Jahre stammten mehr als 12.000 Offiziere aus der Wehr- 
macht (davon mehr als 30 frühere Generale), 300 waren frühere SS-Offiziere 
(Bald 2001: 27, 2005: 51). 

Die „Innere Führung“ hatte den Idealtyp eines Soldaten vor Augen, der seine 
Rechte nicht verlieren sollte, sobald er eine Kaserne betrat. In den Worten von 
Baudissin: „.. den Willen zur Mitarbeit, zu Mitverantwortung und tätigem 
Gehorsam innerhalb der Bundeswehr zu wecken und zu fördern, das ist - auf 
die kürzeste Formel gebracht - die eigentliche Aufgabe der Inneren Führung.“ 
(Zit. bei Ganser 1977: 29) Eine Zentrale Dienstvorschrift, die Hilfen für die 
Umsetzung des Konzepts in die Praxis geben sollte, erschien jedoch erst 1972, 
und das Handbuch, in dem das Konzept zur „soldatischen Menschenführung“ 
ausgeführt wurde, enthielt ebenfalls nur unklare Vorgaben und blieb letztlich 
„im Unverbindlichen und Ausdeutbaren, im Zweifel Pathetischen... Hier kann 
sich jeder bedienen, Reformer wie Restaurateur.“ (Hesslein 1977: 17%). 

Kaum in Umlauf gebracht, wurde das Konzept von führenden Militärs und 
Politikern auch bereits in Frage gestellt. An seiner Demontage beteiligte sich 
unter anderen Franz-Josef Strauß, der die Verballhornung vom „Inneren Ge- 
würge“ in Umlauf gebracht haben soll. Ähnlich erklärte der stellvertretende 
Heeresinspekteur Grashey 1969 bei einem Vortrag an der Führungsakademie 
der Bundeswehr, diese sollte die „Maske“ der Inneren Führung endlich fallen 
lassen und die Wehrmacht als Vorbild anerkennen. Ihm sekundierte General 
Heinz Karst mit der Befürchtung, Baudissins Konzept würde zu einer „unsol- 
datischen Armee“ führen, demgegenüber müsse der Soldat wieder in erster Li- 
nie „Waffenträger“ und „Kämpfer“ sein. In den folgenden Jahren wurde es bei 
den meisten Offizieren üblich, ein Lippenbekenntnis zur Inneren Führung ab- 
zulegen. Umgesetzt wurde davon relativ wenig, wie sich unter anderem beim 
Führungsverhalten von Vorgesetzten und bei der politischen Bildung zeigen 
sollte. Ein weiteres Hindernis stellte der wachsende Bürokratismus dar, der auf 
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allen Ebenen jegliche Eigeninitiative unterband, da alles und jedes technokra- 
tisch und zentralistisch geregelt wurde (Rechtsum und kehrt 1971: 28; Ganser 
1977: Alff., Bald 2005: 49, Wette 2008: 224f.). 

Wie wenig die Vorstellungen vom „Staatsbürger in Uniform“ in den Kasernen- 
alltag eingezogen waren, belegen eine Reihe von Vorkommnissen bis in die 
neueste Zeit, bei denen Soldaten von ihren Vorgesetzten schikaniert und 
misshandelt wurden, die alten „08/15-Schleifermethoden“ demnach ungebro- 
chen ihre Fortsetzung fanden. Bekannt wurden mehrere besonders dramati- 
sche Fälle, die vermutlich jedoch lediglich die Spitze des Eisbergs darstellen. 
1959 sollten Rekruten eines Luftlande-Jäger-Bataillons mit voller Ausrüstung 
den eiskalten Fluss Iller durchqueren, was 15 von ihnen den Tod brachte. 
1962 wurden sadistische, entwürdigende und zum Teil lebensbedrohliche 
Praktiken in der Fallschirmjäger-Kaserne von Nagold bekannt, an denen min- 
destens elf Ausbilder der Kompanie beteiligt waren. Auch aus einem Bericht 
des Heeresinspekteurs von 1981 ging hervor, dass sich in vielen Bundeswehr- 
Einheiten eine Subkultur mit eigenen Ritualen und Hackordnungen entwickelt 
hatte, bei der die Dienstälteren das Sagen hatten und es nicht selten zu Selbst- 
justiz und Schikanen kam (Bald 2005: 66, 119). 

Nach einer Studie des Bundesfamilienministerrums von 2004 zum Thema 
„Gewalt gegen Männer“ gaben knapp 60% der befragten Männer aus ver- 
schiedenen Altersgruppen an, während ihres Militärdienstes „schikaniert, un- 
terdrückt, schwer beleidigt oder gedemütigt“ worden zu sein; etwa die Hälfte 
davon sagten, man habe sie „gezwungen, etwas zu sagen oder zu tun, was sie 
absolut nicht wollten“, einige waren zeitweilig eingesperrt, gefesselt oder an- 
derweitig in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt worden oder aber hatten 
Verletzungen durch andere erlitten (Bundeswehrsoldaten werden... 2004). 

Auch nach 1990 sind derartige Gepflogenheiten keineswegs verschwunden. So 
gibt es offenbar eine zunehmende Akzeptanz für die Erziehung zur Härte im 
Zusammenhang mit out-ofarea-Einsätzen. General Reinhard Günzel, der den 
Auftrag hatte, die KSK, die Elitetruppe für Spezialeinsätze (unter anderem in 
Afghanistan) aufzubauen, bezeichnete die Innere Führung als „unglückliche 
Konstruktion“ und vermisste „richtige Soldaten“. Demgegenüber stellte er die 
KSK wegen der „besonderen soldatischen Elemente“ in die Tradition der Rit- 
terkreuzträger, die als Elite der Wehrmacht galten (Bald 2005: 185). Ein ehe- 
maliger Oberstleutnant bestätigt die zunehmende Erosion der Prinzipien der 
Inneren Führung: „Statt des mitdenkenden Einzelkämpfers steht der archai- 
sche Kämpfer - erzogen zur Kriegstüchtigkeit - im Vordergrund von Ausbil 
dung und Erziehung... Kriegserziehung und Auslandseinsätze fördern leider 
Tendenzen zu Oberflächlichkeit und Verrohung“ (Mehr Geist... 2007) 

Fälle von sadistischen Praktiken wurden auch 2008 beim Prozess gegen die 7. 
Ausbildungskompanie des Instandsetzungsbatallions 7 aus Unna bekannt.: „Da 
wurde getreten, geschlagen, Wasser in Münder gepresst, leichte Stromstöße 
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verabreicht, es wurden Hosen herunter gelassen und im Sand gekniet und ge- 
legen.“ Anders als bei früheren Verfahren sah das Gericht diese Vorfälle nicht 
durchweg als verwerflich an, da Soldaten im Auslandseinsatz auf Extremsitua- 
tionen wie Gefangenschaft oder Geiselnahme vorbereitet werden müssten. Das 
Gericht rügte daher lediglich „Exzesse“. Einige Soldaten, die als Zeugen gela- 
den waren, fanden die Übungen „richtig geil“ und stuften sie als „einsatzorien- 
tiertes Geländespiel“ ein (Biermann 2008). Inwieweit der neue Kämpferkult die 
Alltagspraxis der Soldaten im Einsatz bestimmt - oder vielleicht auch nur für 
bestimmte Aufgaben gefragt ist - muss hier offen bleiben. Gegenläufige Ein- 
schätzungen besagen, Soldaten würden zunehmend zu Bedienern modernster 
Technologie und übten eine versachlichte Dienstleistung aus, dies zudem häu- 
fig aus sicherer Entfernung, etwa beim Einsatz von Drohnen (Warburg 2002). 
Die Reihe der Vorfälle, bei denen Rekruten - und neuerdings auch Rekrutin- 
nen - entwürdigenden Praktiken und mitunter lebensgefährlichen Anordnun- 
gen ausgesetzt werden, hat sich in neuester Zeit beim Ausbildungsschiff der 
Bundesmarine Gorch Fock fortgesetzt. Ungeklärt ist nach wie vor, warum dort 
eine Offiziersanwärterin 2008 vor Norderney über Bord ging und wie es dazu 
kommen konnte, dass eine andere im November 2010 aus der Takelage zu 
Tode stürzte. Bis zum Januar 2011 wurde lediglich bekannt, dass es an Bord 
Alkoholexzesse gegeben habe und dass Vorgesetzte die Kadett/inn/en wieder- 
holt unflätig behandelten (Sie haben sich aufgeführt... 2011). 


2.3 Traditionspflege, aber auch kritische Soldaten 


Innerhalb der Bundeswehr zeigten sich immer wieder Bestrebungen, ausdrück- 
lich an Traditionen der Wehrmacht anzuknüpfen, so etwa bei der Namenge- 
bung von Kasernen und Schiffen. Bereits in der Aufbauphase wurde ohne jeg- 
liche Bedenken eine Liste herangezogen, die 1937/38 auf Weisung Hitlers zu- 
sammengestellt worden war - die betreffenden Offiziere waren entweder offene 
Antisemiten, überzeugte Nationalsozialisten oder Kriegsverbrecher, in jedem 
Fall treue Anhänger des „Führers“. Zu ihnen gehörten der General der Ge- 
birgstruppe Ludwig Kübler oder der Generaloberst Eduard Dietl. Wiederholt 
kam es auch dazu, dass hohe Offiziere bei Vorträgen oder Begräbnissen ihre 
Verbundenheit mit ihren Vorgängern bei Wehrmacht oder Kriegsmarine zum 
Ausdruck brachten, etwa mit den Großadmiralen Karl Dönitz und Erich Rae- 
der - beide vom Nürnberger Gericht als Kriegsverbrecher verurteilt. Bei ande- 
ren Gelegenheiten wurde der „alte Geist“ der Panzertruppe beschworen oder 
aber der frühere Stuka-Pilot, Oberst a.D. und bekennende Nationalsozialist 
Hans-Ulrich Rudel zu einem „unpolitischen Kameradschaftstreffen“ eingela- 
den. Aufsehen erregte des weiteren 1971 das von hunderten von Hauptleuten 
unterschriebene Unna-Papier, in dem 30 von ihnen mehr „Wehrwillen“ in der 
Bevölkerung und Soldaten als „Kämpfer“ sehen wollten, außerdem die Rück- 
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kehr zur eigenen Wehrjustiz und zur Möglichkeit des „verschärften Arrests“ 
forderten, damit „wieder ein frisch-fröhlicher Geist“ in die Truppe komme. 
Eine ähnliche Orientierung zeigte sich in der Karst-Studie von 1982, deren 
Verfasser in altbekannter Manier gegen „Innere Führung“ wetterte, ebenfalls 
eine Wiederbelebung der „spezifisch soldatischen Normen“ forderte und als 
neuen Begriff denjenigen der „Kriegsbundeswehr“ ins Spiel brachte (Hesslein 
1977: 9; Bald 2005: 61f, 9OFF., 113f). 

Anfang der 1990er Jahre gab es eine neue Welle des versuchten Geschichtsre- 
visionismus. Anstöße dazu kamen diesmal nicht allein aus dem Offizierskorps, 
sondern aus dem Verteidigungsministerium selbst, in dem Manfred Wörner als 
Repräsentant der Wertewende galt, mit dem nun das „Ende der Zivilisierung“ 
des Militärs abzusehen sei, wie einer seiner Berater hoffnungsvoll verkündete 
(Bald 2001: 53). In Bundeswehr-Publikationen wurde die SS-„Leibstandarte 
Adolf Hitler“ gelobt und Wehrmachts-General Halder als Vorbild gepriesen; in 
der theoretischen Ausbildung der Soldaten zog man wieder „bedeutende 
Schlachten und Feldzüge“ der beiden Weltkriege modellhaft heran: Tannen- 
berg 1914, Charkow 1943, Ardennen 1944 - Vernichtungsschlachten von gro- 
ßen Armeen, die zwar keineswegs militärstrategisch auf die neuen Anforderun- 
gen der out-ofarea-Einsätze vorbereiteten, aber die Botschaft vermittelten, es 
handele sich jenseits des historischen Kontextes um „'saubere” Operationen 
von Großverbänden“ (Bald 2005: 116, 154). 

Just in diese Zeit der neuerlichen Bemühungen zur Rehabilitierung der Wehr- 
macht fiel die Wanderausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung 
„Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944“. Die 1995 in 
Hamburg eröffnete Ausstellung wollte anhand ausgewählter Beispiele zeigen, 
dass die Wehrmacht nicht einfach Krieg gegen gegnerische Soldaten geführt, 
sondern sich am Holocaust beteiligt, Kriegsgefangene ermordet und Vernich- 
tungskriege gegen Zivilisten geführt hatte. Sie hatte ungeheure und unerwartete 
öffentliche Resonanz, rief aber gleichzeitig empörte Reaktionen von konserva- 
tiven Politikern und Angehörigen der Traditions- und Soldatenverbände her- 
vor, die sich ihr Bild von der „sauberen Wehrmacht“ nicht zerstören lassen 
wollten (Am Abgrund... 1999). 

Dennoch gab es selbst innerhalb der Bundeswehr immer auch Stimmen, die 
sich gegen die Idealisierung der Wehrmacht und eine neue aggressive Militär- 
politik richteten. So erfasste die Aufbruchsstimmung vieler junger Menschen 
von 1968 eine Gruppe von Offizieren, Absolventen der Heeresoffizier-Schule 
I in Hamburg, die das Papier Leutnant 70 verfassten, in dem sie das ständi- 
sche Denken des Offizierskorps ablehnten und mit dem Konzept des Staats- 
bürgers in Uniform Ernst machen wollten. Sie fanden Nachfolger in der 
Gruppe Darmstädter Signal, seit 1983 ein „kritisches Forum für Staatsbürger 
in Uniform“, an dem sich aktive und ehemalige Bundeswehr-Offiziere beteili- 
gen. Es wurde ursprünglich von 20 Offizieren und Unteroffizieren gegründet, 
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die sich gegen die Stationierung neuer Atomraketen im Rahmen des NATO- 
Doppelbeschlusses wandten. Der bis heute bestehende Arbeitskreis spricht 
sich für eine kleinere und nicht angriffsfähige Bundeswehr sowie den Abbau 
von Massenvernichtungswaffen auf deutschem Boden aus. Auch „friedenser- 
zwingende Kampfeinsätze“ und die deutsche Beteiligung am Afghanistan-Krieg 
werden abgelehnt. In einer Pressemitteilung vom April 2010 heißt es: „Der 
Einsatz von Streitkräften ist nicht die Lösung des Problems, sondern das Prob- 
lem selbst. Die Bundeswehr trägt in Afghanistan nicht zur vernetzten Sicher- 
heit, sondern zur vernetzten Unsicherheit bei.“ (Darmstädter Signal) 


3. Militär und Rüstungsindustrie 


Kaiser Wilhelm II war mehrfach zu Besuch in der Villa Hügel, speiste dort 
und vermittelte auch die Heirat von Bertha Krupp, der Alleinerbin von Alfred 
Krupp, mit Gustav von Bohlen-Halbach. Die engen persönlichen Kontakte 
führten zu diversen Bevorzugungen des Unternehmens wie etwa zu günstigen 
staatlichen Krediten. Krupp brauchte das Reich und das Reich brauchte 
Krupp. Es handelte sich also in den Worten von Klaus Tenfelde um eine „ge- 
genseitig machtstützende Verbindung“ (Tenfelde 2005: 7). Sie war einer der 
Bausteine für die Aufrüstung vor 1914 und fand auf andere Weise ihre Fort- 
setzung im Nationalsozialismus. Mit der Herstellung von Geschützen, Panzern 
und U-Booten avancierte Krupp ab 1933 abermals zu einer der führenden 
Rüstungsschmieden. Kein Krieg ohne vorherige Aufrüstung - diesen einfachen, 
aber vielfach bestätigten Zusammenhang hatten die Alliierten vor Augen, als 
sie den Deutschen in Potsdam auferlegten, in Zukunft keine Kriegswaffen 
mehr zu produzieren. In den Gründungsjahren der Bundesrepublik wurde die- 
ses Prinzip zunächst auch hoch gehalten. So stimmten sämtliche Fraktionen 
zu, als der Sozialdemokrat Carlo Schmid 1948/49 im Parlamentarischen Rat 
erklärte, „dass in Deutschland keine Kanonen mehr gebaut werden sollen, 
nicht nur für uns, sondern auch für andere nicht.“ (Zit. bei Brzoska 1989: 
501). Inwieweit ist für die spätere Bundesrepublik dennoch eine Kontinuität 
zur früheren Bedeutung des Rüstungssektors erkennbar? 


3.1 Krupp und andere 


Im Kaiserreich wurde ab 1890 aufgerüstet. Als erstes wurden die Landstreit- 
kräfte vergrößert, was zunächst überwiegend defensiven Charakter hatte, da 
damit vor allem die deutsche Position in den internationalen Bündnissyste- 
men verbessert werden sollte. Später stellte das vergrößerte Heer die Basis für 
den seit 1895 entwickelten Schlieffen-Plan dar, der von einer präventiven Ag- 
gression gegen Frankreich ausging. Dennoch verlagerte sich das Schwergewicht 
der Rüstung in der Folgezeit auf die Marine, die insbesondere gegen Großbri- 
tannien offensiv in Stellung gebracht werden, aber auch die Chance zur 
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„Weltpolitik“ eröffnen sollte und somit die spätere militärische Vabanque- 
Politik einläutete. Die geplanten Schlachtschiffe befriedigten den im Bürger- 
tum verbreiteten Flottenenthusiasmus und versprachen kontinuierliche Auf 
träge für die beteiligten Werften. Ab 1900 steigerten sich die Ausgaben für die 
Flotte abermals, inzwischen zusätzlich angetrieben durch britische Neuentwick- 
lungen. Die Dreadnoughts deklassierten die gerade neu gebauten deutschen Pan- 
zerschiffe und heizten den Rüstungswettlauf weiter an (Wehler 1995: 1109ff). 

Bis zum Ersten Weltkrieg war Rüstungsproduktion vor allem eine Aufgabe der 
Schwerindustrie. Als typisches Unternehmen dafür kann die 1811 von Fried- 
rich Krupp begründete Firma gelten, die unter seinem Sohn Alfred zum größ- 
ten Eisen- und Stahlunternehmen Europas wurde. Zum Konzern gehörten Ze- 
chen, Erzgruben, Hochöfen, Hüttenwerke und Fabriken zur Metallverarbei- 
tung. Der Anteil von Rüstungsgütern schwankte bis 1914 in einzelnen Jahren 
zwischen 17% und 56%, wobei Kanonen und Panzerplatten nicht nur an die 
deutsche Armee, sondern auch an andere Länder geliefert wurden, was die 
deutsche Regierung zwar argwöhnisch beäugte, aber letztlich doch tolerierte, 
weil auf diese Art Kapazitäten bestanden, die man im Kriegsfall exklusiv zu 
nutzen gedachte. Während des Ersten Weltkriegs kam Krupp mit der massen- 
haften Herstellung von Granaten und Sprengkörpern, von Geschützen und 
Mörsern - darunter der berüchtigten „Dicken Bertha“ - auf einen Rüstungsan- 
teil von 60%. Nach dem Friedensvertrag von Versailles musste auch bei Krupp 
die Produktion auf zivile Güter wie Lokomotiven, Milchkannen oder Regist- 
rierkassen verlagert werden, doch bemühte sich die Firma darum, ihre Rüs- 
tungssparte über ausländische Kooperationen weiter zu pflegen (Bontrup/ 
Zdrowomyslaw 1988: 52ff, 74, 88, 95). 

Ab 1933 intensivierte sich die Kooperation von Wirtschaft und Militär wieder, 
wobei Unternehmen der Schwerindustrie schon sehr bald die Produktion von 
Rüstungsgütern forcierten, während andere Sektoren - wie die international 
wettbewerbsfähige Elektroindustrie - erst später auf diese Linie einschwenkten. 
Krupp wurde einer der Hauptprofiteure der nationalsozialistischen Auf 
rüstungs- und Kriegspolitik, weshalb Alfried Krupp in Nürnberg neben ande- 
ren Wirtschaftführern als Kriegsverbrecher verurteilt wurde. Als er das Gefäng- 
nis 1951 vorzeitig verlassen konnte, erklärte er: „Ich hoffe, Krupp wird nie 
wieder gezwungen sein, Waffen zu fertigen.“ (Bontrup/Zdrowomyslaw 1988: 
118; Lexikon des Nationalsozialismus 1998: 855). 


3.2 Traditionsfirmen und newcomer 


Angesichts der Profitabilität dieses Zweigs sah sich Krupp in den folgenden 
Jahren dann doch „wieder gezwungen“, in die Rüstungsproduktion einzustei- 
gen. Auch andere Unternehmen drängten in diese Richtung. Nach einem Be- 
richt des Spiegels von 1956 bestand beim Bundesverband der deutschen In- 
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dustrie damals bereits seit drei Jahren ein „Ausschuß für Verteidigungswirt- 
schaftliche Angelegenheiten, in dem von der ‚Arbeitsgruppe gepanzerte Fahr- 
zeuge‘ bis zur ‚Gruppe für Annäherungszünder und Raketengeschosse‘ Fach- 
leute aller Rüstungssparten bereitstehen.“ (Die neuen Hoflieferanten 1956: 19). 
Von Seiten der Politik wurden solche Ambitionen ebenfalls begrüßt. So ver- 
kündete der christdemokratische Bundestags-Abgeordnete Fritz Behrendsen, 
ehemaliger Generalstabsoffizier, im Namen seiner Fraktion, „die allgemeine 
Wehrpflicht schließe auch eine allgemeine Rüstungspflicht ein“ (ebd.: 21). 

Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts stellen die Eisen- und Stahlproduktion so- 
wie die Metallverarbeitung nicht mehr die Schlüsselbranchen für die Herstel- 
lung von Kriegsgerät dar. Zwar werden in Deutschland nach wie vor Massen- 
güter in großen Serien produziert, also Gewehre aller Art, Maschinenpistolen 
und -gewehre, Handgranaten, Mörser und Minen oder Munition - man denke 
etwa an das millionenfach verbreitete Sturmgewehr G3 von Heckler & Koch. 
Aber bereits im Ersten Weltkrieg profilierte sich die Elektroindustrie mit 
Kriegsgütern und es begann der Aufstieg des militärischen Flugzeugbaus. Ne- 
ben der Fertigung von klassischen Massengütern ist es in den letzten Jahr- 
zehnten zu einer verstärkten „qualitativen Rüstung“, also der Produktion von 
hochkomplexen technischen Waffensystemen in kleinen Serien gekommen: 
Krupp wurde in seiner Vorrangstellung von MBB, DASA und EADS abgelöst 
(Brandt 1966: 237, 29ff.; Hanel 2003: 47ff). 

Da es bei den neuen Waffensystemen in der Regel nur wenige Anbieter gab, 
erfolgten die Aufträge meist auf dem Weg der freihändigen Vergabe. Den Her- 
stellern erlaubte dies die Entwicklung von extrem anspruchsvollen, häufig ü- 
berkomplexen und somit störanfälligen Lösungen, „Bravourstücke ungeheuer- 
lichen Ingenieurwissens“ für die Mary Kaldor in den 1980er Jahren den Begriff 
„Rüstungsbarock“ prägte (Kaldor 1981). Hauptprofiteur dieser Entwicklung 
war die Luftwaffe, die seit der Wiederbewaffnung bei den Ausgaben für Be- 
schaffung wie für Forschung und Entwicklung Heer und Marine weit hinter 
sich ließ. Die Komplexität der neuen Systeme überforderte die Einkäufer der 
Bundeswehr des Öfteren, so im Fall der überhasteten Entscheidung von Franz- 
Josef Strauß für den Starfighter der US-Firma Lockheed, der dann in Deutsch- 
land nachgebaut und gewartet wurde. Es handelte sich um einen „Schönwet- 
terjäger“, von dem Strauß sich erhoffte, er würde sich als „Atombomber für 
Nacht und Nebel“ umrüsten lassen. Der Einsatz der F 104 in Übungsflügen 
wurde zu einem Desaster: von 917 Bundeswehr-Maschinen stürzten 292 ab 
und 108 Piloten verloren ihr Leben. Im Volksmund erwarb sich das Flugzeug 
den Beinamen „Witwenmacher“ (Starfighter zu verkaufen 2005; Ruby 2008: 
37). 

Für die Rüstungsindustrie waren die Jahre des Kalten Krieges goldene Zeiten, 
in denen sie im Verein mit Politikern, die immer wieder auf eine aggressive 
Expansionspolitik der Sowjetunion verwiesen, stetig steigende Ausgaben für 
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neue Waffensysteme durchsetzen konnte. „Da musste“, wie Peter Lock es in 
einem Interview rückblickend auf den Punkt brachte, „ein Unternehmen nur 
sagen, wir können ein U-Boot bauen, das, wenn es auf die Küste zuläuft, die 
Ketten ausfährt und als Panzer weiterkämpft, oder so etwas. Dazu brauchen 
wir Entwicklungsgelder, das wird voraussichtlich so viel kosten. Das wurde ge- 
nehmigt. Und nach ein bis zwei Jahren wurde mitgeteilt, daß leider einige De- 
tails noch etwas teurer gekommen sind und daß die ganze Sache noch etwas 
länger dauert. Und schnell wurde eine weitere Genehmigung erteilt. Ein Sys- 
tem konnte gar nicht so schlecht sein, daß es eine Chance gehabt hätte, ein- 
gestampft zu werden.“ (Terre des hommes 2000: 3) Ein anderes Argument, mit 
dem die Rüstungsindustrie sich lange Zeit in der Öffentlichkeit eine gewisse 
Legitimation verschaffen konnte, lag in der Selbstpräsentation als Innovati- 
onsmotor, dem die Teflonpfanne ebenso gut wie der Computer zu verdanken 
sei. Das bedeutete häufig extrem teure Entwicklungs-Umwege zu zivilen Pro- 
dukten - und oft nicht einmal das. Senkrecht startende Flugzeuge wurden 
ähnlich teure Forschungsruinen wie die Großkampfschiffe Fregatte 70 und der 
Kampfpanzer 70, „der zu einem technischen Monstrum gediehen war und 
mehr als doppelt soviel wie andere Panzer kosten sollte“ (ebd.: 72). 
Unterstützung bekam die Rüstungsindustrie meist auch durch Politiker in Re- 
gionen, die stark von dieser Branche abhängig waren, wie etwa Bremen oder 
Baden-Württemberg - und indirekt durch Gewerkschafter der IG Metall. Zwar 
hatte diese sich in den 1980er Jahren nach dem englischen Vorbild von Lucas 
Aerospace ebenfalls für die Konversion von Rüstungsproduktion zu zivilen 
Produkten eingesetzt, doch wurden solche Vorhaben nur punktuell verwirk- 
licht und blieben angesichts steigender Arbeitslosigkeit auch bei den Beleg- 
schaften selbst stets umstritten (Lock 2002). 

All dies weist eher auf besonders durchsetzungsfähige Unternehmen hin als 
auf eine besonders effektiv ausgerüstete Bundeswehr. Aus den nationalen Pro- 
jekten früherer Jahre wurden seit 1990 verstärkt internationale Kooperationen, 
zudem erfolgte eine Verlagerung der Schwerpunkte, bei der viele traditionelle 
Heereslieferanten erhebliche Umsatzeinbußen erlitten und in großem Umfang 
Arbeitsplätze abgebaut wurden. Die neuen Mega-Beschaffungen der Luftwaffe 
hatten demgegenüber zur Folge, dass sich die bekannten Probleme noch ein- 
mal potenzierten: widersprüchliche Wunschkataloge der Auftraggeber, 
intransparente Kostenstrukturen und explodierende Preise. 

So plante man in den 1980er Jahren, 200 Stück des Jäger 90 zu bestellen. Je- 
der davon sollte 83 Mio. DM kosten. Danach wurde das Mehrzweck- 
kampflugzeug in europäischer Gemeinschaftsproduktion weiter entwickelt, 
wozu der Bundestag 6 Mrd. DM gewährte. Im Jahr 1992 betrug der Preis für 
das gesamte System 134 Mio. DM und der damalige Verteidigungsminister 
Rühe verlangte ein „Umsteuern“, was zu einer Umbenennung in „Eurofighter“ 
führte. „Der Eurofighter“, führte ein Experte 2005 aus, „wird bei gegenwärtig 
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geschätzten Programmkosten von insgesamt 24 Milliarden Euro den finanziel- 
len Umfang eines kompletten Jahresverteidigungshaushalts beanspruchen und 
damit das bislang teuerste Programm der Bundeswehr sein.“ (Lange 2005: 7). 
Das technische Wunderwerk wird nicht vom Piloten selbst gesteuert, sondern 
dies wird von einer Automatik besorgt. Allerdings zeigten sich im Lauf der 
weiteren Entwicklung Mängel bei der Software sowie bei Heckflossen und 
Flügeln. Bis 2009 verfügte die Luftwaffe über 38 Maschinen, von denen meist 
jedoch weniger als die Hälfte im Einsatz sind, während die übrigen repariert 
werden. Der Stückpreis für die noch zu liefernden Kampfjets ist abermals ge- 
stiegen (Schramm 2004: 3; Mängel an der Heckflosse 2009). 

Neben den Beschaffungen der Bundeswehr hatte die Rüstungsindustrie von 
Anfang an erhebliches Interesse an Exporten. Mit der Wiederbewaffnung wur- 
de auch die Frage akut, wie diese zu regeln seien. Dazu bestehen seit 1961 
zwei Gesetze, die nach unterschiedliche Logiken funktionieren: das Kriegswaf- 
fenkontrollgesetz (KWKG) verbietet alle Exporte von Kriegswaffen und ihrer 
Komponenten, sofern nicht eine ausdrückliche Erlaubnis gegeben wird. Das 
Außenwirtschaftsgesetz (AWG) erlaubt alle Exporte von Kriegsgütern und von 
dual use-Produkten, sofern sie nicht explizit verboten sind. Während sämtliche 
Bundesregierungen immer wieder den „restriktiven“ Anspruch der deutschen 
Politik hoch hielten, vertreten führende Friedensforscher, gerade diese Doppe- 
lung habe dazu geführt, dass die Exportpraxis besonders undurchsichtig ist 
und ein „von außen nur schwer durchschaubares Dickicht aus ‚Gewohnheits- 
rechten‘, Umgehungsoptionen, Präzedenz- und Vergleichsfällen sowie Aus- 
nahmeregelungen“ bildet (Nassauer/Steinmetz 2005: 25). 

Zwar fielen die deutschen Gesetze tatsächlich restriktiver aus als in anderen 
großen Rüstungsexportländern, sie haben jedoch in keiner Weise verhindert, 
dass die Bundesrepublik bereits in den 1970er Jahren zum weltweit fünfgröß- 
ten Exportland für Rüstungsgüter wurde und seither ihre Position in dieser 
Hinsicht noch weiter ausgebaut hat. Im Gegensatz zu den Behauptungen 
sämtlicher Bundesregierungen und gänzlich unabhängig von den Parteien, die 
sie stellten, hat keine von ihnen jemals ernsthaft versucht, Exporte einzudäm- 
men. Hatten die Genehmigungen bereits 1980 den Umfang von 2,2 Mrd. DM 
erreicht, so schwankten sie seither jährlich, stiegen aber im Trend stark an und 
lagen 2007 bei fast 9 Mrd. Euro. Kriegsschiffe und Panzer, automatische Waf- 
fen und Fertigungsanlagen für Rüstungsprodukte erwiesen sich als „Export- 
schlager“ und wurden immer wieder in Kriegs- und Spannungsgebiete geliefert, 
unter anderem in den Irak und nach Afghanistan. EU-Embargos - etwa gegen 
China und Libyen - wurden unterlaufen, die eigenen Selbstverpflichtungen ig- 
noriert, auf mögliche Kontrollen von Lizenzproduktionen im Ausland (bei- 
spielsweise von Heckler & Koch im Iran) verzichtet (Guha 1982: 53; Paes 
2000: 8; Rüstungsexportberichte der GKKE seit 1999). 

Seit 2000 hat sich die Regierung dazu verpflichtet, regelmäßige Berichte über 
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Rüstungsexporte vorzulegen. Der neueste Bericht lässt, wie Otfried Nassauer 
in einem Interview ausführt, eine rhetorische Wendung erkennen: „Die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Industrie hat als politisches Ziel an Gewicht 
gewonnen, das Ziel einer restriktiven Rüstungsexportpolitik steht auf der Ver- 
liererseite.“ (Zu spät... 2010: 4). Auch hier haben sich die Interessen der In- 
dustrie demnach auf der ganzen Linie durchgesetzt. 


4. Der Militarismus und die Gesellschaft 


Im August 1914 zogen Soldaten in sämtlichen Städten zu den Bahnhöfen und 
wurden dabei meist vom Jubel der Bevölkerung begleitet. Sie würden ja Weih- 
nachten bereits zurückgekehrt sein, und dann könnte man wieder, wie 1871 
nach dem Krieg gegen Frankreich, einen deutschen Sieg feiern. Im Frühjahr 
1964, also 50 Jahre später, demonstrierten Tausende bei Ostermärschen gegen 
„Atomwaffen in Ost und West“. Gibt es eine geradlinige Entwicklung von der 
Kriegsbegeisterung zum Anti-Militarismus? Oder bestand zu verschiedenen 
Zeiten immer wieder ein Nebeneinander von beiden Haltungen? 


4.1. Für und gegen imperialistische Abenteuer 


Wolfram Wette zufolge war die Zustimmung zum Militär und zu kriegerischer 
Politik im Kaiserreich in unterschiedlichen gesellschaftlichen Milieus veran- 
kert: „An der Militarisierung der deutschen Gesellschaft in der Zeit des Kaiser- 
reichs waren im Grunde alle gesellschaftlich und politisch organisierten Grup- 
pen irgendwie beteiligt, die adligen Militaristen, die bürgerlichen Militaristen 
und - wider Willen - auch die sozialdemokratischen Militärpolitiker mit ihren 
Forderungen nach vormilitärischer Jugendausbildung und Schaffung einer 
Volkswehr.“ (Wette 2008: 83) Dazu gab es den „Militarismus der kleinen Leu- 
te“, der in den Kriegervereinen zu Hause war. Die Veteranen wollten sich ihrer 
ruhmreichen Erlebnisse, aber auch ihrer Leiden und Entbehrungen erinnern, 
blickten jedoch keineswegs erwartungsvoll neuen Kriegen entgegen. Anders die 
nächste Generation der Vertreter des Hurra-Patriotismus, die sich nach der 
Jahrhundertwende für eine massive Aufrüstung einsetzten - der Deutsche Flot- 
tenverein hatte dabei die Marine im Blick, der Deutsche Wehrverein das Heer 
- und einen aggressiven Nationalismus vertraten. Unterstützt wurde militaristi- 
sche Politik durch Organisationen wie den Vaterländischen Frauenverein oder 
den Flottenbund Deutscher Frauen (Wette 2008: 72ff., 94f). 

Demgegenüber war die Haltung der Sozialdemokraten zwiespältig. Hier gab es 
einerseits August Bebel und Wilhelm Liebknecht, die im Sommer 1870 den 
Mut hatten, sich als einzige Abgeordnete im Reichstag des Norddeutschen 
Bundes gegen die von Bismarck geforderten Kredite zur Finanzierung des 
Krieges gegen Frankreich auszusprechen. Das brachte ihnen den Vorwurf des 
Landesverrats und eine zweijährige Festungshaft ein. Auch verfasste Wilhelm 
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Liebknecht 1887 ein Flugblatt unter der Überschrift „Dem Militarismus kei- 
nen Mann und keinen Groschen“. Andererseits profilierten sich Sozialdemo- 
kraten im Reichstag mit Kritik am militärischen „Firlefanz“, indem sie Pomp 
und Paraden als überflüssig und dysfunktional anprangerten und gleichzeitig 
praktische Vorschläge zur Modernisierung des Kriegswesens unterbreiteten 
(Wette 2008: 65ff). 

Kritische Stimmen, die sich grundsätzlich gegen die Aufrüstung und den Geist 
des Militarismus wandten, hatten es schwer in einer Gesellschaft, in der Dis- 
ziplin und Unterwürfigkeit weithin als Tugenden anerkannt und Männer in 
Uniform als „schneidig“ bewundert wurden. Sie blieben vereinzelt, waren in 
unterschiedlichsten weltanschaulichen Lagern zu Hause und konnten sich 
nicht als soziale Bewegung entfalten. Zu ihnen gehörten der Katholik Bischof 
von Ketteler, der Linksliberale Ludwig Quidde, der Anarchist Gustav Landau- 
er, die Sozialdemokratinnen Rosa Luxemburg, Clara Zetkin und Luise Zietz, 
die bürgerlichen Frauenrechtlerinnen Anita Augspurg und Lida Gustava Hey- 
mann (Wette 2008: 86ff). 

Nach dem August 1914 fand die breite gesellschaftliche Akzeptanz des kriege- 
rischen Imperialismus ihre Fortsetzung in verschiedenen Bereichen, unter an- 
derem als prominente deutsche Wissenschaftler und Künstler im Aufruf der 93 
das militärische Vorgehen der Mittelmächte - insbesondere die Verletzung der 
Neutralität Belgiens - wortreich unterstützten. Mehr als 3.000 deutsche Profes- 
soren verabschiedeten eine öffentliche Erklärung mit ähnlichem Tenor. Nach 
drei Kriegsjahren erreichte die Desillusionierung vieler Soldaten aber auch die 
Heimatfront und im Januar 1918 wurde in mehreren Städten für „Frieden, 
Freiheit und Brot“ gestreikt. Im November desselben Jahres erhoben sich Un- 
teroffiziere und Mannschaftssoldaten der Kriegsmarine gegen die Zumutung 
der Admiralität, angesichts des bevorstehenden Waffenstillstands noch einmal 
zu einem „letzten Gefecht“ auszulaufen - eine Meuterei, die zum Zündfunken 
für den revolutionären Brand wurde, der schließlich im ganzen Deutschen 
Reich die bisherige monarchistische Struktur in Schutt und Asche legte und 
allerorten zur Etablierung von Arbeiter- und Soldatenräten führte (Wette 2008: 
107%). 

Mit 9 Mio. Militärtoten und fast 6 Mio. Ziviltoten übertrafen die Folgen des 
Krieges die schwärzesten Prognosen derjenigen, die vor 1914 davor gewarnt 
hatten, sich auf militärische Abenteuer einzulassen. Ab 1920 sammelten sich 
die Kriegsgegner unter der Parole „Nie wieder Krieg!“. Sie wollten die Verstän- 
digung mit den Siegermächten und Krieg als Mittel der Politik ein für alle Mal 
ächten, also den preußischen Militarismus und den „Schwertglauben“ endgül- 
tig hinter sich lassen. Generell aber blieb die Gesellschaft der Weimarer Repu- 
blik zutiefst vom Geist des Militarismus geprägt. Konkrete Form nahm dieser 
nicht nur in den geheimen Rüstungsplanungen, sondern auch in paramilitäri- 
schen Organisationen an, die von Seiten des Staates zwar nicht legitimiert, je- 
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doch geduldet wurden. Außerdem gab es eine Justiz, die jede Art von Pazifis- 
mus erbarmungslos verfolgte, indem sie die Mörder von Pazifisten schützte 
und Kritikern des Militarismus Landesverratsprozesse und Beleidigungsverfah- 
ren anhing (Wette 2008: 155). 

Anders als 1914 blieb die Stimmung in der Bevölkerung nach der Entfesselung 
des Krieges im September 1939 verhalten, aber sehr viel mehr Menschen als 
zuvor, Männer wie Frauen, wurden unmittelbar in das Kriegsgeschehen einbe- 
zogen. Die Nationalsozialisten verfolgten das Ziel einer Volksarmee. Zwischen 
1935 und 1945 waren ungefähr die Hälfte der deutschen Männer in die 
Wehrmacht eingezogen - die wenigsten freiwillig, die meisten zwangsverpflich- 
tet. Auf diese Art wurde der höchste Militarisierungsgrad erreicht, den es je- 
mals in der preußisch-deutschen Geschichte gegeben hatte. Ein SA-Führer 
formulierte den umfassenden Anspruch des Regimes zu Kriegsbeginn so: „Alle 
deutschen Menschen, ganz gleich, wo sie stehen oder ob sie gerade den feld- 
grauen Rock tragen oder nicht, sind Soldaten... Im Kriegsfalle steht das ganze 
Volk, angefangen vom Kind ... bis zum ältesten Greise einschließlich der Frau- 
en im Abwehrkampf.“ (Zit. in Wette 2008: 181). Offener Widerstand war un- 
ter diesen Umständen aussichtslos. Innerhalb des Militärs wurde er selbst bei 
geringfügigen Vergehen erbarmungslos verfolgt. Gegen Deserteure und „Wehr- 
kraftzersetzer“ wurden von Militärgerichten mehr als 30.000 Todesurteile voll- 
streckt, fast doppelt so viele wie bei Zivilprozessen (Beck 2002). 


4.2 Die „Ohne mich”-Kampagne und weitere Anti-Kriegs-Aktionen 


In der Bundesrepublik der 1950er Jahre gab es in weiten Teilen der Bevölke- 
rung eine deutliche Abneigung gegen eine „Remilitarisierung“ - so der damals 
verwendete Ausdruck, im Gegensatz zu dem von Adenauer bevorzugten, neut- 
raler klingenden Begriff „Wiederbewaffnung“. Kriegerische Ideale und Parolen 
der Art, am deutschen Wesen solle die Welt genesen, hatten ihre Strahlkraft 
verloren. Die Mehrzahl der Bundesbürger erfreute sich jetzt lieber an steigen- 
den Löhnen und längerem Urlaub: am ersten VW-Käfer, an der ersten Ferien- 
reise nach Rimini, am ersten Vollwaschautomaten. Doch trotz aller Konsum- 
orientierung provozierten die Regierungs-Pläne auch die erste große pazifisti- 
sche Bewegung der Nachkriegszeit. Die „Ohne mich“-Kampagne wurde von 
der SPD, den Gewerkschaften, der evangelischen Kirche sowie Neutralisten aus 
unterschiedlichen Lagern unterstützt und speiste sich aus unterschiedlichen 
Motiven: von der Befürchtung, die deutsche Aufrüstung könne die Wiederver- 
einigung verhindern bis zur grundsätzlichen ethisch-moralischen Ablehnung. 
Es kam zu einer Reihe von eindrucksvollen Anti-Kriegs-Manifestationen. Eine 
von verschiedenen Jugendorganisationen organisierte „Friedenskarawane“ etwa 
mobilisierte binnen Kurzem trotz eines Verbots 30.000 Teilnehmer. Wie alle 
späteren derartigen Bewegungen sahen sich auch diese Kampagnen einem 
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permanenten publizistischen Sperrfeuer durch die Regierung ausgesetzt, sie 
seien kommunistisch unterwandert und stellten somit „Moskaus fünfte Ko- 
lonne“ dar (Jäger/Schmid-Vöhringer 1982, Wette 2008: 220). 

Die Pläne für eine atomare Bewaffnung der Bundeswehr führten zu einer neu- 
en Protestwelle, an der sich diverse Gruppierungen beteiligten: Synoden der 
evangelischen Landeskirchen, Göttinger Atomphysiker (Erklärung der Göttin- 
ger Achtzehn) und viele Schriftsteller. Zu einer der zahlreichen Kundgebungen 
unter der Parole „Kampf dem Atomtod“ riefen im April 1958 in Hamburg 
auch der junge Bundestagsabgeordnete Helmut Schmidt und die Bild-Zeitung 
auf. Mehr als 150.000 Menschen - Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte, 
Studierende, Hausfrauen, Rentnerinnen und Rentner - versammelten sich vor 
dem Hamburger Rathaus, von dessen Balkon der Sozialdemokrat und Ham- 
burger Bürgermeister Max Brauer eine flammende Rede hielt (Schildt 2008). 
An den Ostermärschen - einer aus Großbritannien importierten Widerstands- 
form - beteiligten sich anfangs nicht mehr als einige hundert Friedensbewegte, 
aber dann hatten sie Jahr für Jahr mehr Zulauf, um 1968 auf 300.000 Teil- 
nehmer zu kommen. So viele sollten es allerdings später nie mehr werden, da 
insbesondere die Gründung der DKP zu widerstreitenden Positionen und 
Spaltungen führte. Für Andreas Buro, den langjährigen Organisator und Spre- 
cher der Bewegung, wurde die neue Organisationsform ım Rückblick zu „einer 
Art Urmutter“ der neuen sozialen Bewegungen der folgenden Jahre: „So konn- 
ten damals ganz randständige Gruppen von Pazifisten zu einem Fokus werden 
für die erste von Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und anderen Großorgani- 
sationen unabhängige außerparlamentarische Opposition.“ (Buro 2005) 

Die Studentenbewegung war nicht die erste und einzige Bewegung, die sich 
gegen blinden Gehorsam und Autoritätsgläubigkeit wandte, aber mit ihrer en- 
gagierten Kritik am Vietnam-Krieg beförderte sie Ende der 1960er Jahre auch 
Proteste gegen die massive Aufrüstung der Bundesrepublik und gegen zuneh- 
mende Rüstungsexporte. Seit Ende der 1970er Jahre führte die geplante Stati- 
onierung von Mittelstreckenraketen zu neuen großen Friedenskundgebungen, 
darunter diejenige von 300.000 Menschen im Bonner Hofgarten. Picassos 
weiße Friedenstaube war weit verbreitet, „Entrüstet euch“ sowie „Frieden 
schaffen mit immer weniger Waffen“ wurden zu gängigen Parolen und dezen- 
trale Aktionsformen wie Lichterketten, Mahnwachen oder Sitzblockaden prak- 
tiziert. Den Krefelder Appell von 1980 unter dem Motto „Der Atomtod be- 
droht uns alle - keine Atomraketen in Europa“ unterschrieben ca. 4 Millionen 
Bundesbürger/innen (Bald 2005: 106). 

Massenaktionen wie in der ersten Hälfte der 1980er Jahre gab es in den fol- 
genden Jahrzehnten nur noch vereinzelt, etwa zu den Golfkriegen 1991 und 
2003. Aber dort wie auch beim Jugoslawienkrieg zeigte sich eine wachsende 
Spaltung der Friedensbewegten in Bezug auf die Legitimität der Ziele und das 
Vorgehen der NATO-Truppen, insbesondere seit die Partei Die Grünen, die 
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starke Wurzeln in der Friedensbewegung hatte, Koalitionspartner der SPD auf 
Bundesebene wurde. Auch professionalisierten sich Teile der früheren Frie- 
densbewegung und wurden zu antimilitaristischen Gruppen, die sich auf die 
Dokumentation und Analyse bestimmter Aspekte von Aufrüstung und Krieg 
spezialisierten und punktuelle Mobilisierungen, etwa zu Rüstungsexporten oder 
zur Problematik der Minen in Gang brachten. 

Nach einer Allensbach-Umfrage vom Mai 2010 sahen 86% der Befragten den 
Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr als Krieg an, 65% sprachen sich für die 
Beendigung des Einsatzes und 48% für einen sofortigen Abzug aus. Zu 
machtvollen Demonstrationen, die den Protesten früherer Jahrzehnte entspre- 
chen würden, kam es bisher gleichwohl nicht (Petersen 2010). 


5. Fazit 


Kehren wir zurück zum Konferenztisch in Schloss Cecilienhof im Juli 1945. 
Das dort formulierte Ziel lautete, den deutschen Militarismus ein für alle Mal 
zu zerstören. Das betraf als erstes das Verhältnis von Politik und Militär. Kon- 
kret hieß das, keinen eigenen Generalstab mehr zuzulassen. Das Militär sollte 
von der Politik - insbesondere vom Parlament - kontrolliert werden und nicht 
eigenmächtig handeln können. Die Erfahrungen seit dem Kaiserreich haben al- 
lerdings gezeigt, dass die Option eines Angriffskrieges nicht zwangsläufig 
durch die institutionelle Einbindung des Militärs verhindert wird. In der Bun- 
desrepublik haben Mehrheiten des Bundestages über Jahre hinweg steigende 
Militärhaushalte verabschiedet, der Finanzierung von Angriffswaffen sowie seit 
1990 der Entsendung von Truppen out of area zugestimmt - und auch bereits 
vor vier Jahrzehnten die Möglichkeit eröffnet, die Bundeswehr im Inneren 
einzusetzen. Lediglich militärische Alleingänge wurden durch die Einbindung 
in Bündnissysteme verhindert. 

Der Geist des Militarismus manifestierte sich des weiteren im Innenleben des 
Militärapparates. Der Kult um Kämpfertum, harte Männlichkeit, blinde Un- 
terordnung und selbstzerstörerisches Heldentum ist tief in den Traditionen 
des deutschen Militärs verankert und wurde in beiden Weltkriegen wiederholt 
als Anforderung an die Soldaten gestellt. In der Bundeswehr sollte mit der 
„Inneren Führung“ ein demokratisches Gegenkonzept durchgesetzt werden, 
das jedoch nur in Ansätzen verwirklicht wurde, während für viele die deutsche 
Wehrmacht immer noch Leitbild blieb. Die Rechte der Soldaten wurden aber 
zumindest gesetzlich gestärkt und die Willkür von Vorgesetzten auch durch 
die Einführung eines Wehrbeauftragten begrenzt. Wenn es auch starke Linien 
der Kontinuität zum früheren Kommiß-Denken gibt, so gibt es innerhalb der 
Bundeswehr erstmals auch Stimmen, die dieses deutlich in Frage stellten. 

Als dritte Dimension wurde von den Alliierten die wirtschaftliche genannt. 
Hier fällt die Fortführung einer bereits im Kaiserreich starken Position der 


32 Dorothea Schmidt 


Rüstungsindustrie ins Auge. Der politische Druck zur Konversion blieb nach 
dem Ersten wie nach dem Zweiten Weltkrieg stets zeitlich begrenzt und die 
Bundesrepublik nimmt bei der Produktion wie beim Waffenexport internatio- 
nal abermals eine herausragende Stellung ein. Keine Regierung hat sich jemals 
ernsthaft darum bemüht, deutsche Kriegsproduktion einzudämmen und den 
weltweiten Einsatz deutscher Waffen in Konfliktregionen und Krisengebieten 
zu verhindern. 

Was schließlich den Militarismus in der Gesellschaft betrifft, so war und ist 
kriegerisches Denken in der Bundesrepublik sehr viel weniger populär als vor 
dem Ersten Weltkrieg. In der Zwischenkriegszeit und in den ersten Jahrzehn- 
ten nach 1945 hat es immer wieder große Kampagnen gegen Aufrüstung, 
Atomwaffen und Kriege gegeben. Die aktuelle Lethargie angesichts des Afgha- 
nistan-Einsatzes zeigt allerdings, dass Krieg auch ohne Kriegsbegeisterung ge- 
führt werden kann. Der deutsche Militarismus ist anders als derjenige des Kai- 
serreichs. Er hat neue Formen angenommen und wird offener als damals de- 
battiert und kritisiert. Überwunden ist er jedoch keineswegs. 
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Markus Euskirchen, Martin Singe 


Gesellschaftliche Militarisierung 
Die Bundeswehr und ihr Einsatz im eigenen Hinterland 


Seit 2001 kämpft die Bundeswehr in Afghanistan. Das vorgebliche Ziel: Die 
Verteidigung der Sicherheit und Freiheit Deutschlands am Hindukusch. An- 
fangs hieß es - in der Orwellschen Sprache herrschender Politik - „Aufbauein- 
satz“. Inzwischen wird der Krieg auch Krieg genannt. Die völkerrechtliche Be- 
wertung als „nicht internationaler bewaffneter Konflikt“ soll die Soldaten vor 
dem Zugriff des normalen Strafrechts schützen. Am 4.9.2009 befahl Oberst 
Klein in der Nähe von Kundus einen Bombenangriff, bei dem über 90 Men- 
schen, vor allem Zivilisten, getötet wurden. Die Generalbundesanwaltschaft 
stellte das Ermittlungsverfahren gegen den Oberst schnell ein. Die Begrün- 
dung, er habe subjektiv kein Kriegsverbrechen begehen wollen, kommt einem 
Freibrief für künftige Kriegsverbrechen gleich. Gleichzeitig kommen mehr Sär- 
ge mit deutschen Soldaten aus Afghanistan zurück. Diese offensichtliche Milı- 
tarisierung der Außenpolitik hat innen- und gesellschaftspolitische Vorausset- 
zungen, Begleiterscheinungen und Folgen. Diese erscheinen nicht unbedingt 
auf den ersten Blick als Militarisierung - verstanden als das Umsichgreifen 
(quantitativ) und die Intensivierung (qualitativ) militärischer Handlungsweisen, 
Verhältnisse und Diskurse (Befehl, Gehorsam, Uniformierung, Hierarchie, Tö- 
tungstechniken, Bewaffnung, Freund-Gegner-Feind-Bestimmung usw.). Bezieht 
man in den Militarisierungsbegriff - wie das im folgenden Artikel geschehen 
soll - darüber hinaus alles ein, was den Krieg (den erfolgreich zu führen der 
Zweck des Militärs ist) reibungsloser und intensiver führbar macht, dann rü- 
cken die „zivilen“ Dimensionen von Militarisierung in den Blick, ohne dass 
der Begriff ins Beliebige ausgedehnt wird. In der Konsequenz kommt die bür- 
gerliche Vorstellung vom strikt getrennten und trennbaren Nebeneinander ei- 
ner zivilen, friedliebenden Gesellschaft und eines mehr oder weniger gezwun- 
genermaßen im Rahmen außenpolitischer Zwänge Krieg führenden Staates ins 
Wanken. Ein erweiterter Militarisierungsbegriff stärkt die These der gesell- 
schaftlichen Militarisierung: Krieg militarisiert die Gesellschaft, in deren Na- 
men er geführt wird. Oder umgekehrt: Kein Krieg ohne ruhiges Hinterland. 
Alles was zur Normalisierung militärischer Verhältnisse und militärischen Auf 
tretens beiträgt und alle Maßnahmen zur Herstellung von Ruhe im Hinterland 
sind in dieser Sichtweise als Militarisierung zu verstehen - denn sie sorgen da- 
für, dass qualitative und quantitative Militarisierung sowie ausgeweitete und 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 162, 41. Jg., 2011, Nr. 1, 35-50 


36 Markus Euskirchen, Martin Singe 


intensivierte Kriegführung (also Militarisierung im engeren Sinne) erst möglich 
werden und es dann auch bleiben: Ende 2009 wurde in Berlin am „Verteidi- 
gungs“ministerium ein zentrales Kriegerdenkmal - eine Ehrenhalle für die Ge- 
fallenen - eingeweiht, um dort einen Umgang mit dem Krieg und seinen „Op- 
fern“ zu finden, damit die gesellschaftliche Härte des heimkehrenden Zinksar- 
ges abzumildern und in einem staatstragenden Ritual einzudämmen und so 
Entrüstungspotentiale in nationales Pathos zu kanalisieren (vgl. den Beitrag 
von Eugen Januschke in diesem Heft). 

Angesichts des seit Jahren erfolglosen Krieges in Afghanistan geraten die Bun- 
deswehr und die sie bestimmende Politik immer stärker in Rechtfertigungsnö- 
te. Denn die Mehrheit der Bevölkerung - etwa zwei Drittel - will diesen Krieg 
nicht. Der allgemeinen Kriegsunwilligkeit (Wette 2009) stellen sich Bundesre- 
gierung und Bundeswehr mit Propagandainitiativen im öffentlichen Raum 
entgegen. Militär- und Waffenschauen, öffentliche Gelöbnisse und Zapfen- 
streiche sollen Akzeptanz schaffen. 2009 fanden über 180 öffentliche Gelöb- 
nisse und 12 große Zapfenstreiche statt. 1.346 mal trat das Bundeswehr- 
Musikkorps auf. 98 andere militärische Zeremonien wurden inszeniert. Zu- 
gleich sind nicht mehr genug Berufs- und Zeitsoldaten zu rekrutieren. Die 
Bundeswehr sucht diese Lücken durch Werbeoffensiven zu füllen. Dabei gera- 
ten die Einrichtungen ins Visier, an denen Jugendliche lernen, ausgebildet 
werden und eine berufliche Perspektive suchen. Werbeauftritte der Bundes- 
wehr auf Festen, bei Messen, in Schulen, Betrieben und Arbeitsagenturen sind 
an der Tagesordnung und werden durch offizielle Kooperationsabkommen in- 
stitutionalisiert. 


1. Die Offensive der Bundeswehr an den Schulen 


„Sehr geehrte Damen und Herren, die Jugendoffiziere Freiburg starten in das neue Schuljahr und 
möchten Ihnen wieder unser lehrplanabgestimmtes Programm anbieten (...) Wir, das Team der 
Jugendoffiziere Freiburg, haben beide teilgenommen am Auslandseinsatz der Bundeswehr in Af- 
ghanistan und können somit aus ‚erster Hand‘ über friedenssichernde Maßnahmen und Kon- 
fliktbewältigung im Ausland berichten. Wir freuen uns auf Ihre Einladung, Ihre Jugendoffiziere 
in Freiburg.“ 

Dieser Brief ging am 23.11.2009 an die Fachschaften Geschichte, Gemein- 
schaftskunde, Religion und Ethik der Freiburger Schulen. 

Die Institution „Jugendoffizier“ wurde als Propagandainstrument bereits 1958 
eingeführt, um den Widerstand breiter Kreise der Bevölkerung gegen Wieder- 
bewaffnung und Remilitarisierung zu brechen. Die rund 100 hauptamtlichen 
Jugendoffiziere werden nach einem Hochschulstudium insbesondere in Rheto- 
rik, Sicherheitspolitik und Jugendsoziologie geschult. Die konkrete Einsatz- 
vorbereitung geschieht heute in der „Akademie für Information und Kommu- 
nikation der Bundeswehr (AIK)“ in Strausberg bei Berlin, der Nachfolgeein- 
richtung der früher in Waldbröl (NRW) angesiedelten „Schule für Psychologi- 
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sche Kampfführung/Verteidigung“. Jährlich erreichen die Jugendoffiziere in 
über 8.000 Veranstaltungen rund 200.000 Teilnehmende. Über 175.000 davon 
sind Jugendliche. Dazu zählen auch „Besuche bei der Truppe“, Seminarfahrten 
und Großveranstaltungen, z.B. Stände auf Messen oder Waffenschauen wie 
„Unser Heer“. Inzwischen werden Jugendoffiziere auch offiziell in der Leh- 
rerausbildung tätig. In einigen Bundesländern sind sie in den Instituten für 
Lehrerweiterbildung als Dozenten aufgeführt. 

Mittlerweile geht die Bundeswehr dazu über, die Kooperation mit Schulen 
durch offizielle Kooperationsvereinbarungen mit den Kultusministerien zu 
verrechtlichen. In fünf Bundesländern sind bereits Verträge unterzeichnet wor- 
den. Im Wortlaut der meisten davon heißt es: 

„Jugendoffiziere informieren im schulischen Kontext Schülerinnen und Schüler über die zur 
Friedenssicherung möglichen und/oder notwendigen Instrumente der Politik. Dabei werden In- 
formationen zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung genauso wie Informationen 
zu nationalen Interessen (Hervorhebung M.E/M.S.) einzubeziehen sein.“ 

Die SchülerInnen sollen lernen, wie auch im Weißbuch der Bundeswehr nach- 
zulesen, dass Deutschland seine weltweiten (Rohstoff-) Interessen auch militä- 
risch durchsetzen bzw. absichern müsse. Im Jahr 2009 wurden in den Schulen 
115.000 Jugendliche von Jugendoffizieren und 281.000 von Wehrdienstbera- 
tern erreicht. Ausdrücklich wird in den Verträgen „die Möglichkeit der Ein- 
bindung der Jugendoffiziere in die Aus- und Fortbildung von Referendarinnen 
und Referendaren sowie von Lehrkräften“ festgelegt. Während im Jahr 2003 
nur 50 Referendare Ausbildungsangebote der Bundeswehr nutzten, waren es 
2009 bereits 1.073. 3.266 Lehrer haben Fortbildungen beim Militär besucht. 
Zwar stellt sich die Bundeswehr formal hinter den „Beutelsbacher Konsens“ 
von 1976, dem gemäß einseitige Einflussnahme im Schulunterricht untersagt 
ist. Praktisch öffnen die Kooperationsvereinbarungen einer systematischen 
Einflussnahme des Militärs in der Schule Tür und Tor. 

So verbreitet eine obskure „Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bildung e.V.“ 
kostenlose Materialien „Frieden & Sicherheit“ für den Schulunterricht. Fach- 
lich beraten wird diese AG laut Impressum vom „Bundesministerium der Ver- 
teidigung“. Der Verlag ist hauptsächlich Eigentum der FDP. Als weiterer Part- 
ner wird u.a. die Bertelsmann-Stiftung genannt. Finanzier ist die Bundesregie- 
rung: 330.000 Euro kostete 2008/09 die Erstellung neuer Schüler-/Lehrer- 
Hefte. 2007 wurden 325.000 Schüler- und 16.000 Lehrerhefte angefordert. Auf 
den ersten Blick kommen die Materialien problemorientiert offen daher, bei 
genauerem Blick fällt die einseitige Einflussnahme auf. So verweisen diverse 
Links auf regierungsamtliche Einrichtungen wie das „Verteidigungsministeri- 
um“ und die Bundeswehr. Links zu den Seiten der Friedensbewegung sucht 
man vergeblich. Der Zivildienst wird zwar thematisiert, aber das Thema 
Kriegsdienstverweigerung ausgeblendet. 

Die Beschäftigung mit den militarisierten Lerninhalten soll Spaß machen. Da- 
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her gibt es für die Älteren das Simulationsspiel POL&IS (Politik und interna- 
tionale Sicherheit), ein Rollenspiel, in dem es um Globalisierung und Ressour- 
cenverteilung geht. Es wird unter Anleitung eines Jugendoffiziers gespielt und 
läuft auf militärische Interventionen als naheliegende und gebotene Konflikt- 
lösung hinaus. Ein Pädagoge resümiert nach dem Spiel: „Dass gerade friedens- 
bewegte Schüler aufgerüstet hätten, sei ein ‚Element der Orientierung’ an der 
Realität.“ Ein Jugendoffizier: „Es gibt immer welche, die vorletzte Woche 
noch bei der Hand-in-Hand-Lichterkette mitgemacht haben und jetzt Krieg 
führen wollen.“ (Schulze von Glaßer 2010: 10) - Für die Jüngeren gibt es Ka- 
sernenbesuche und Zielübungen in Schießsimulatoren. Ein Soldat prahlte vor 
Achtklässlern aus Ostholstein: Das computeranimierte Schießkino sei „tausend 
Mal besser als die Spielkonsole zu Hause“ (Ohsel 2010). Bei Kasernenbesu- 
chen und Waffenschauen wird gezielt bei der Technikbegeisterung der Jugend- 
lichen angesetzt und diese ausgenutzt. Auch das Auswärtige Amt wird schon 
bei den Kleinen aktiv und wirbt mit dem Internetportal www.kinder.diplo.de. 
Hier fliegt die Friedenstaube statt mit einem Ölzweig ausgestattet mit einem 
Soldatenhelm durchs Bild (blau, damit UN-Legitimation unterstellt wird). Von 
„Soldaten für den Frieden“ ist die Rede, und man erfährt, dass „Deutschland 
hin und wieder Friedenstruppen in andere Länder [schickt]“. 


2. Bundeswehr-Präsenz in Medien und Arbeitsämtern, 
Internet-Auftritte und Werbe-Events für Jugendliche 


In den Medien für Schülerinnen und Schüler ist die Bundeswehr zunehmend 
präsent. Redakteure von Schülerzeitungen werden zu Jugendpressekonferenzen 
eingeladen, z.B. auf den Fliegerhorst eines Jagdbombergeschwaders in Nör- 
venich oder zu einer Marinetechnikschule an der Ostsee. In den Schülerzei- 
tungen geraten die Berichte darüber zur Bundeswehr-Werbung aus Schülerhand. 
Im Jahr 2008 platzierte die Bundeswehr in über 170 Schülerzeitungen Werbe- 
Anzeigen, u.a. mit Werbung für ein kostenloses Abo ihrer Jugendzeitschrift 
„infopost“. Auch in den Abiturientenzeitschriften „Unicum“, dem Handels- 
blatt-Magazin „Junge Karriere“ und in den ZVS-Infos wirbt die Bundeswehr 
um die jungen Menschen, die Ausbildungs- oder Studienplätze suchen. Eine 
zentrale Internet-Seite findet sich unter treff-bundeswehr.de: „Unsere Commu- 
nity richtet sich an junge Menschen zwischen 14 und 21 Jahren, die ein all- 
gemeines Interesse an der Bundeswehr haben oder eine Karriere bei uns anstre- 
ben.“ Generell ist von „Deiner Bundeswehr“ die Rede, und der User wird selbst- 
verständlich mit „Du“ angesprochen. Die Zeitschrift „infopost“ der Bundeswehr 
mit einer Auflage von rund 250.000 Exemplaren hat 14-20-jährige Jugendliche 
im Visier (Schulze von Glaßer 2009a). Daneben zielt die Bundeswehr auf die 
wichtigsten Jugendmedien: Regelmäßig werden Anzeigen im „SPIESSER“ ge- 
schaltet (kostenlose Zeitschrift für 14 bis 22-Jährige, Auflage 1 Million). Auch 
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mit „BRAVO“, dem „Marktführer im Jugendmarkt“ (Bauer-Verlag) mit einer 
Auflage von 470.000 Exemplaren, kooperiert die Bundeswehr eng. Über 
„BRAVO“ können sich Jugendliche für die Bundeswehr-„Adventure Games“ 
bewerben. Auf ältere Jugendliche ist die Seite bundeswehr-karriere.de zuge- 
schnitten. Hier wird offensiv für den „Arbeitgeber Bundeswehr“ geworben: 
Überall blinkt dem Lesenden „Studium ohne Gebühren“ oder „Studieren und 
verdienen“ entgegen. 

Seit 2006 fährt ein Truck mit einem rollenden Informationszentrum auf einem 
zivil blau lackierten Mercedes-Sattelschlepper durch die Republik - unter dem 
Motto: „Sichern Sie sich einen der 20.000 Arbeitsplätze“. Fin Kino-Truck ist 
meistens mit dabei. Die Jugendlichen dürfen auf einem „Motorrad der Feldjä- 
ger“ Platz nehmen. Waffen wie Panzer, Hubschrauber und Raketen werden 
ausgestellt. Das Konzept ist darauf ausgerichtet, vor allem technik- und sport- 
begeisterte Jugendliche anzusprechen und zu werben. Allein für 2010 sind für 
den „KarriereTreff Bw“ Ausgaben in Höhe von 1.400.000 Euro eingeplant. Al- 
le zwei Jahre werden 1.200 Jugendliche zu den „Bundeswehr-Olympix“ einge- 
laden, wo u.a. Marinetaucher und Kampfschwimmer ihre „Künste“ zeigen. 
Gewinnen können die Teilnehmenden z.B. eine Reise mit der Luftwaffe nach 
Sardinien, um an der Übung „Überleben auf See“ teilzunehmen (Virchow 
2009). Neben den sportlich Interessierten werden auch die musisch interessier- 
ten jungen Menschen dort abgeholt, wo sie stehen: Der Militärmusikdienst 
und die Jugendmarketing-Abteilung der Bundeswehr bieten neuerdings das 
„BW-Musix“ an, wo Preise bis zu 9.000,- Euro zu gewinnen sind und wo es 
laut BW-Pressemitteilung darum geht „unaufdringlich mit[zulteilen, dass die 
Bundeswehr berufliche Möglichkeiten in vielen Bereichen bietet - vor allem 
auch im Militärmusikdienst der Bundeswehr.“ Die Bundeswehr-BigBand gibt 
es schon seit 1971 - in Bonn seinerzeit vorgestellt als „neue musikalische Ge- 
heimwaffe“, so die Website der Big Band. Wenn sie unterwegs ist, sind „Info-“ 
und „Karriere-Truck“ und die Wehrdienstberater meist nicht weit. 

Während die Offensive an den Schulen in erster Linie der Verankerung von 
militärischem Vorgehen als Konfliktstrategie und der Akzeptanzsteigerung für 
Bundeswehr und Krieg dient, geht es auf Jobmessen für AbiturientInnen und 
junge Berufssuchende direkt um Nachwuchswerbung: 2008 war die Bundes- 
wehr auf insgesamt 41 Fachmessen präsent. Das „Zentrale Messe- und Event- 
marketing der Bundeswehr (ZeMEMBw)“ rechnet für 2010 mit Ausgaben von 
730.000,- Euro, die Zentren für Nachwuchsgewinnung (ZNwG) mit 640.000,- 
Euro. Die Kostensteigerungen werden u.a. auch mit „einem erhöhten Bedarf 
an Bewachungsdienstleistungen zum Schutz des Personals und Materials gegen 
bundeswehrkritische Aktivisten“ begründet. Anfang 2010 unterzeichneten der 
Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (Frank-Jürgen Weise, selbst 
Fallschirmjäger und Oberst der Reserve) und der Bundeswehr-Beauftragte für 
die Personalgewinnung einen Kooperationsvertrag. Inzwischen unterhält die 
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Bundeswehr in mindestens elf Städten in den Arbeitsagenturen feste Büros für 
„Wehrdienstberatungen“. In 850 Arbeitsagenturen werden regelmäßig Veran- 
staltungen der Bundeswehr durchgeführt. Arbeitslose treten überdurchschnitt- 
lich oft bei der Bundeswehr in Dienst. Die Initiative „UUKAM“ - „Junge Kar- 
riere Mitteldeutschland“ arbeitet vor allem für die Gewinnung von Zeitsolda- 
ten, denn „viele junge Menschen werden erstmals im Zusammenhang mit ih- 
rer Arbeitslosigkeit auf den Arbeitgeber Bundeswehr aufmerksam“ - so die 
ARGE Leipzig in einer Pressemitteilung. 

Die Rekrutierungswerbung setzt den Hebel Arbeitsplatzsicherheit an. Was als 
„Ossifizierung“ (Michael Wolffsohn) der Bundeswehr verklärt wird, geht eher 
in Richtung einer sozialen Wehrpflicht: Bei den unteren Dienstgraden stam- 
men 60 Prozent der Soldaten im Einsatz aus den strukturschwachen Gebieten 
der neuen Bundesländer (Cadenbach/Obermayer 2010). Jede/r, der oder die 
sich anheuern lässt, stellt sich - den Botschaften aller Werbekampagnen zum 
Trotz - in erster Linie für die Kriegführung zur Verfügung, denn das Personal 
für die sog. Auslandseinsätze ist knapp. Jeder Zeit- und Berufssoldat muss für 
den Einsatz - solange dieser nicht formal für verfassungswidrig erklärt wird - 
zur Verfügung stehen. 


3. Die Bundeswehr auf Akzeptanzsuche im öffentlichen Raum 


Der Kampf um die „Herzen und Köpfe“ ist das zentrale Motiv für die offensi- 
ve Selbstdarstellung der Bundeswehr im öffentlichen Raum. Hier geht es nicht 
so sehr um Nachwuchswerbung, sondern um „Akzeptanzmanagement“. Für 
öffentliche Militärrituale wurden im Jahr 2010 rund 500.000 Euro ausgegeben. 
Vor allem Rituale wie Zapfenstreiche und Gelöbnisse sind auf emotionale Zu- 
stimmung ausgerichtet. Diese Herrschafts-Rituale stiften Identität nach Innen 
und profilieren gleichzeitig das staatliche Gewaltpotential nach außen (Euskir- 
chen 2005). Pseudo-religiöse Zeremonien und Überhöhungen - wie das Ab- 
spielen des Chorals „Ich bete an die Macht der Liebe ...“ beim Großen Zap- 
fenstreich mit bewaffneten Truppen - versuchen vor allem, die Gefühlsebene 
anzusprechen. Der Staat stellt sich als sinnstiftende Größe dar, für die zu 
kämpfen und zu sterben sich lohne. 

Im April 2010 kamen kurz hintereinander erst drei, dann vier Soldaten der 
Bundeswehr im Gefecht um ihr Leben. In ihren Reden beschwören die poli- 
tisch Verantwortlichen einen übergeordneten Sinn des Sterbens. Er wird her- 
beigeredet, indem vor allem Durchhalte- und Weitermach-Parolen ausgegeben 
werden. „Wenn wir weiterkämpfen, war ihr Tod nicht umsonst“, wird den 
Hinterbliebenen, der Bevölkerung und den Soldaten suggeriert. Neu eingeführ- 
te Orden und Ehrenzeichen für Tapferkeit im Kampf unterstreichen dies 
(Nieth 2009): „Es ist symptomatisch, dass der Begriff ‚Gefechtsmedaille‘ ge- 
wählt wurde - ein kleines Zeichen dafür, wohin die Bundeswehr marschieren 
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soll. Man kann daran eine neue Etappe der schleichenden Militarisierung der 
Außenpolitik der Bundesrepublik erkennen.“ (Bald 2010) Die im „friendly fi- 
re“ gleichzeitig erschossenen sechs Soldaten der afghanischen Armee bekom- 
men keine Orden und finden während der Trauerfeier keine Erwähnung. Fr- 
schossene oder verstümmelte „Feinde“ oder Zivilisten sind erst recht kein 
Thema. Nationale Inklusion und rassistische Exklusion strukturieren die mili- 
tärisch-staatliche Trauerpraxis und den diese begleitenden Diskurs. 

Die militärischen Bemühungen um die Erneuerung von quasi-religiöser, staat- 
licher Sinnstiftung für den Soldatentod in Deutschland haben seit der Eröff- 
nung des Ehrenmals am Bendlerblock, dem Sitz des „Verteidigungsministeri- 
ums“, im Jahr 2009 auch wieder einen zentralen Ort in der Hauptstadt. Das 
Motto des soldatischen Töten und Sterbens ist an der Wand zu lesen: DEN 
TOTEN UNSERER BUNDESWEHR FÜR FRIEDEN RECHT UND 
FREIHEIT. Besucher der kalt und nüchtern ausgestatteten Ehrenhalle erhalten 
die Broschüre „Das Ehrenmal der Bundeswehr“, wo es zum „Bronzekleid“, das 
die Halle umgibt, heißt: „Bronze ist das ‚gebrochene Gold’, gewissermaßen die 
Annäherung oder Vorstufe zu Gold, der höchstwertigen Farbe in der Farb- 
symbolik. (...) In die Bronzehülle sind halbovale Formen gestanzt (...) Die 
halbovalen Öffnungen zitieren die Form der Erkennungsmarke, einer Blech- 
marke, die jeder Soldat im Dienst trägt. (...) Die halbovale Form wird damit 
zu einem metaphorischen Ausdruck für den Tod und steht allumfassend für 
Soldaten und Nichtsoldaten.“ (BMVg 2009) Die unzähligen ausgestanzten Er- 
kennungsmarken stimmen in pathetischer Form auf neue Kriege mit Tausen- 
den von Toten ein, während zu Guttenberg es auf kaum einer der Trauerfeiern 
versäumt, darauf hinzuweisen, dass „wir“ uns an Tod und Sterben von Solda- 
ten - „nicht nur in Afghanistan“ - wieder gewöhnen müssen. 

Neben das Pathos der Totenfeiern tritt die aktive Ideologieproduktion und - 
verbreitung: Seit den Balkankriegen in den 1990er Jahren versucht die Bun- 
deswehr, alle Kampfeinsätze humanitär zu begründen. In Fällen schwerer 
Menschenrechtsverletzungen werden Militärinterventionen als einzige und al- 
ternativlose Lösung vorgestellt. Oft müssen konstruierte Gräueltaten für die 
Rechtfertigung von Kriegseinsätzen herhalten. Vor dem Irakkrieg 2003 be- 
hauptete Rafıd Ahmed Alwan (Pseudonym Curveball), damals Asylbewerber in 
Deutschland aus dem Irak, dort an Massenvernichtungswaffen mitgearbeitet 
zu haben. Der BND griff die Mär auf, verbreitete sie und half der US- 
Regierung damit maßgeblich, ihren Angriff auf den Irak zu begründen. Mas- 
senvernichtungswaffen wurden im Irak allerdings keine gefunden. Schon vor- 
her, 1999, ließ der deutsche Verteidigungsminister den sog. Hufeisenplan - die 
vermeintliche Blaupause für einen serbischen Militärangriff - erfinden, um den 
NATO-Angriff auf Serbien zu rechtfertigen. Krieg als politisches Mittel wird in 
den Legitimationsideologien immer verharmlosend dargestellt, als ginge es um 
die Anwendung von Nothilferecht und als könnte punktgenau beim Gegner 
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„das Böse“ ausgeschaltet werden: mit „chirurgischen Luftschlägen“, ferngesteu- 
erten unbemannten Drohnen neuerdings. Opfer dieser „Operationen“ werden 
als „Kollateralschäden“ verharmlost oder verschwiegen. Auch die UNO trägt 
ihren Teil zur Kriegsrechtfertigung bei, indem sie, d.h. der Sicherheitsrat und 
damit die tonangebenden Weltmächte, gewünschte Einsatzmandate produziert 
und dann nicht selbst umsetzt, sondern komplett der NATO oder der EU ü- 
bergibt. Diese deuten die Mandate nach eigenem Gutdünken aus oder lassen 
die Grenzen verwischen zwischen mandatierten und eigenmächtigen Militär- 
einsätzen: So wurde in Afghanistan das ISAF-Mandat (International Security 
Assistance Force) der UNO Schritt für Schritt in den nicht legitimierten OEF- 
Krieg (Operation Enduring Freedom) integriert - bzw. umgekehrt. Auch ein 
UN-Label macht Krieg nicht humanfitär). 

Aber nicht nur die Vorstellung vom Krieg wird orwellsch umgebaut, sondern 
auch die Vorstellung von Soldat und Militär in der Gesellschaft. Einerseits 
wird der Soldat in der Werbung der Bundeswehr nach wie vor als Aufbau- 
bzw. Katastrophenhelfer, als Staatsbürger oder gar „Weltbürger in Uniform“ 
dargestellt und ein kriegsfernes Berufsbild suggeriert. Andererseits können die 
wirklichen Anforderungen nicht völlig verborgen werden. Vor allem in Mili- 
tärzeitungen, die über künftige Strategien, Wehrtechnik-Entwicklungen und 
Ausrüstungsanforderungen berichten und deren Beschaffung empfehlen, wird 
das konkrete Bild des Soldaten als Kämpfer dargestellt. Hiervon soll ein be- 
stimmter Typus von Mann (vor allem) besonders angezogen werden. Die ge- 
heim operierende Elitetrruppe Kommando Spezialkräfte (KSK - seit 2002 in 
Afghanistan im Einsatz) setzt auf solche Bewerber. Da ist von Brunnenbohren 
keine Rede mehr. So warnte die FAZ am 2.2.2008 in einem Kommentar 
„Feigheit vor dem Bürger“ davor, zu sehr auf humanes Gesäusel zu setzen: 

„So zu tun, als seien Auslandseinsätze nur eine militärisch aufgezogene Entwicklungshilfe, ist 
Feigheit vor dem Bürger und schafft Illusionen, die unter den Angriffen unserer Feinde und im 
Streit unter den Verbündeten schnell zusammenbrechen.“ 

Wolfgang Ischinger, Chef der „Münchener Sicherheitskonferenz“, spricht am 
4.1.2010 Klartext: 

„Soldaten werden dazu ausgebildet, Andere notfalls umzubringen - oder zumindest so zu bedro- 
hen, dass diese es als glaubwürdig betrachten, umgebracht zu werden, wenn sie nicht das tun, was 
man von ihnen erwartet. Das ist der Zweck. Wenn man das nicht braucht, dann kann man das 
Technische Hilfswerk und die Polizei schicken.“ 

Der damalige Heeres-Inspekteur H.-O. Budde hatte schon 2004 festgestellt, 
dass der „Staatsbürger in Uniform“ ausgedient habe und man für die Zukunft 
„den archaischen Kämpfer und den, der High-Tech-Krieg führen kann“, brau- 
che (Winkel 2004). 
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4. Militarisierung des politischen Denken und Handelns: 
Zivil-militärische Zusammenarbeit 


Einer Verwendung des Militärs im Inland sind durch das Grundgesetz enge 
Grenzen gesetzt, nicht zuletzt wegen der Erfahrungen mit Freikorps und 
Reichswehr, die während und nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs auf 
brutalste Weise gegen revolutionäre und demokratische Bewegungen vorgin- 
gen. Eine Brutalisierung der Innenpolitik liegt in der Logik solcher Einsätze, 
da das Militär in viel geringerem Maße dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit 
unterliegt, mit dem ja schon die Polizei im Zusammenhang mit ernstzuneh- 
menden sozialen Protesten meist ihre Probleme hat. Daher darf nach immer 
noch gültigem Rechtsstand die Bundeswehr im Innern nur entweder im Ver- 
teidigungsfall eingesetzt werden, wofür eine Zweidrittel-Mehrheit des Bundes- 
tages erforderlich wäre, oder - nach Artikel 87a, Absatz 4 des Grundgesetzes - 
im Falles eines inneren Notstands. Ferner kann zur Katastrophenabwehr im 
Rahmen von Artikel 35 logistische Amtshilfe durch die Bundeswehr geleistet 
werden, sollten zivile Stellen nicht über ausreichend Kapazitäten verfügen. Al- 
lerdings beschränkte sich diese „Amtshilfe“ - eigentlich - auf nicht-militärische 
Aspekte - etwa im Katastrophenfall. Gerade Artikel 35 wird jedoch zuneh- 
mend als Einfallstor missbraucht (Brendle 2009), um eine flächendeckende 
Militarisierung der Innenpolitik in die Wege zu leiten. 2009 hat die Bundes- 
wehr 44mal Amtshilfe geleistet. 1996 bis 1999 hatte jährlich noch je eine 
Amtshilfemaßnahme ausgereicht. 2007 gab es 16, 2008 bereits 31 solcher In- 
landseinsätze. Die Bundeswehr ist bei fast jeder Großveranstaltung mit dabei - 
seien es internationale Gipfeltreffen, Fußball-Europa- und Weltmeisterschaften, 
Staatsbesuche und Castor-Transporte. Im letzten Quartal 2009 hat die Bun- 
deswehr beispielsweise im Auftrag der Polizei den Luftraum während des 
Münchner Oktoberfests und anlässlich des tausendjährigen Domjubiläums in 
Mainz überwacht (Antwort Kleine Anfrage, BT-Drs. 17/637, 2/2010). Vor dem 
Hintergrund allgemeiner Sicherheitserwägungen, die als Begründung für derar- 
tige Einsätze herhalten, gewöhnt sich die Öffentlichkeit an den Anblick von 
Soldaten, die als Freund und Helfer im Inland auftreten - so wie die Polizei. 
Kritische Juristen sehen bereits eine „Periode des permanenten Ausnahmezu- 
stands“ heraufziehen (so Rolf Gössner auf der Jahrestagung der Informations- 
stelle Militarisierung, IMI, im Winter 2009 in Tübingen). 

Derzeit werden die gesetzlichen Grundlagen für „echte“ Militäreinsätze gegen 
die eigene Bevölkerung entwickelt: Das Bundesverfassungsgericht verwarf zwar 
im Jahre 2009 das Luftsicherheitsgesetz, das den Abschuss entführter Flugzeu- 
ge und damit die Tötung von Zivilbevölkerung billigend in Kauf nimmt, noch 
in großer Deutlichkeit. Doch die Bundesregierung interpretierte den Urteils- 
spruch aus Karlsruhe zu einem Auftrag für eine Grundgesetzänderung um, die 
weitere rechtliche Barrieren für Bundeswehreinsätze im Inland beseitigen wür- 
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de. Angesichts der immer lascheren Trennung von Polizei und Geheimdiens- 
ten, etwa im Rahmen der neuen Befugnisse für das Bundeskriminalamt und 
der zunehmenden Militäreinsätze im Inneren lässt sich vom Aufbau einer 
neue Sicherheitsarchitektur sprechen: Eine „Strukturveränderung im Staatsge- 
füge“ (Gössner) findet statt. Insbesondere vor dem Hintergrund der deutschen 
Geschichte erscheint dies vielen noch als Tabubruch. Daher gewinnen die 
niedrigschwelligen Militäreinsätze im Rahmen von zivil-militärischer Zusam- 
menarbeit und Amtshilfe ihre nicht zu verachtende „volkserzieherische“ Wir- 
kung im Hinblick auf weitergehende strategische Vorstellungen der Militärpo- 
litik. Schon die Verteidigungspolitischen Richtlinien 2003 und später das 
Weißbuch der Bundeswehr aus dem Jahr 2006 formulierten die Forderung 
nach der Aufhebung der Trennung zwischen äußerer und innerer Sicherheit. 
Zudem erlaubt Artikel 222 des Vertrags von Lissabon („Solidaritätsklausel“) 
endgültig den Militäreinsatz zur Terrorabwehr im EU-Inland. 

Der rasante Zuwachs gerade in den letzten zwei Jahren dürfte nicht zuletzt auf 
die Tätigkeit der neu eingerichteten Strukturen der Zivil-Militärischen Zu- 
sammenarbeit (ZMZ) in den Kommunen zurückzuführen sein. Sie findet nach 
„Außen“ hin statt in Form von Kooperationen mit Besatzungsregimen und 
entwicklungspolitischen bzw. humanitären NGOs wie in Afghanistan (Gebau- 
er 2010a). Sie erfolgt auch nach „Innen“, wo sie gegenwärtig eines der zentra- 
len Elemente gesellschaftlicher Militarisierung darstellt (Feininger 2009). Dazu 
wurden in letzter Zeit systematisch Strukturen zivil-militärischer Stellen in der 
Bundesrepublik aufgebaut. Eine „flächendeckende Militarisierung Deutsch- 
lands“ erfolgt derzeit vor allem über die oben bereits angesprochene Zivil- 
Militärische Zusammenarbeit im Inland (ZMZ-I). So ist die Republik seit 2007 
mit einem Netz von 441 zivil-militärischen dezentral angelegten Kreis- und 
Bezirksverbindungskommandos (KVK, BVK) mit 5.300 Dienstposten überzo- 
gen worden. In diesen Kommandos sind generell auch Soldaten tätig. 785 Re- 
servisten der Bundeswehr und 489 zivile Mitarbeiter der Katastrophenstäbe 
erhielten bis Juli 2009 gemeinsame Schulungen in der Akademie für Krisen- 
management, Notfallplanung und Zivilschutz. Die Reservisten in den Verbin- 
dungskommandos bei Kommunen und öffentlichen Stellen sehen sich für eine 
Koordination ziviler und militärischer Stellen im Falle von „Großschadenser- 
eignissen“ zuständig, was man als die Militarisierung der Notstandsbürokratie 
bezeichnen könnte. In den vergangenen Jahren ist damit eine bundesweite mi- 
litärische Stabsstruktur geschaffen worden, deren Aufgabe nicht der Aus- 
landseinsatz oder die Landesverteidigung, sondern der Inlandseinsatz darstellt. 
Diese ständige Struktur kann mit Hilfe von ReservistInnen auf bis zu 100.000 
Mann erweitert werden. Sie kam u.a. bereits bei den Protesten gegen den 
NATO-Gipfel in Strasbourg zum Einsatz - ein Hinweis darauf, was hier woge- 
gen „geschützt“ werden soll (Bräutigam 2009). Die Grenzen zwischen den ur- 
sprünglich getrennten Institutionen Katastrophenschutz (auf Friedenszeiten 
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bezogen) und Zivilschutz (auf Kriegssituationen bezogen) verschwimmen; Ori- 
entierungspunkt ist Aufstandsbekämpfung. 

Terrorismus, Weiterverbreitung von Atomwaffen, zerfallende Staaten, Unter- 
brechung von Rohstoffzufuhren oder -transportwegen, Flüchtlingsströme: So 
oder so ähnlich benennen die aktuellen Militär-Strategien und mittlerweile 
auch Regierungsvertreter die aktuellen „Risiken“. Es geht offen und unver- 
blümt um wirtschaftliche und geostrategische Interessen und um die Auf 
rechterhaltung eines Rahmens von „Sicherheit und Ordnung“ für deren 
Durchsetzung. Der Zusammenhang von regionaler Sicherheit und deutschen 
Wirtschaftsinteressen müsse „offen und ohne Verklemmung“ angesprochen 
werden, so Guttenberg weiter auf der Berliner Sicherheitskonferenz - am 9. 
November 2010. Allerdings herrscht innerhalb der Bundeswehr, des zuständi- 
gen Ministeriums und einiger anderer Sicherheitsgremien in wichtigen Fragen 
auch Uneinigkeit. Es lässt sich nur mutmaßen, wie hart intern gestritten wird. 
Die wohl wichtigste Auseinandersetzung hängt mit der von Guttenberg ange- 
kündigten Umstrukturierung der Bundeswehr zusammen. Im Kern handelt es 
sich um eine Auseinandersetzung zwischen ModernisiererInnen, die die Trup- 
pe effizienter als global operierende Eingreiftruppe aufstellen und Zeit- und 
Berufssoldaten von der aufwendigen Betreuung der Wehrpflichtigen entbinden 
wollen, und IntegrationistInnen, die die Bundeswehr durch die Wehrpflicht 
tief in der Gesellschaft verwurzeln wollen. Tatsächlich wird sich die Struktur 
und das Auftreten der Bundeswehr ohne Wehrpflicht massiv verändern. 
Zusätzlich zu dieser aktuellen Auseinandersetzung gibt es schon länger Streit 
um die weitere Konzeption der Auslandseinsätze bzw. der Ausrichtung der 
strategischen Partnerschaften. Auf EU-Ebene wird diskutiert, Armeen der ein- 
zelnen Mitgliedsstaaten zu verschmelzen. Es gibt Szenarien, in denen Deutsch- 
land keine eigenständige Marine mehr unterhält. Auch das Festhalten an der 
Partnerschaft zu den USA oder eine stärkere Einbeziehung Russlands in mili- 
tärische Strukturen ist in der Diskussion. Und dann ist da noch die Debatte 
um die Medienstrategie zum Krieg in Afghanıstan. Während Teile der Bun- 
deswehr eine eindeutigere Benennung der afghanischen Verhältnisse als Krieg 
fordern und von der Politik mehr Rückendeckung z.B. für gezielte Tötungen 
erwarten, fürchten die auf ihre Wiederwahl schielenden PolitikerInnen derarti- 
ge Positionierungen. Denn die Militarisierung der Gesellschaft ist bei weitem 
nicht so allgemein akzeptiert, wie ihre Geschwindigkeit es glauben macht. 
Auch der Rücktritt von Bundespräsident Horst Köhler nach seinen Aussagen 
zum Afghanistan-Krieg war ein Hinweis in dieser Richtung. Hatte er doch nur 
ausgesprochen, was für einige längst klar war, nämlich dass Krieg ein legitimes 
politisches Mittel sei, ökonomische Interessen durchzusetzen. Was in Weiß- 
büchern, sicherheitspolitischen Richtlinien und antimilitaristischen Aufrufen 
seit Jahren zu lesen ist, scheint gesamtgesellschaftlich immer noch nicht ange- 
kommen zu sein. 
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5. Friedensbewegung und Antimilitarismus: 
Zivile Konfliktbearbeitung, Politische Bildung, Sabotage 
und Kriegsdienstverweigerung 


Der uneinheitlichen Front der Militarisierer stehen die Reste einer zu Zeiten 
des Kalten Kriegs wesentlich breiteren antimilitaristischen und Friedens- 
Bewegung gegenüber, die ihre Proteste und Widerstandshandlungen dort di- 
rekt gegen die Bundeswehr richten kann, wo diese aufgrund der beschriebenen 
Entwicklungen zunehmend konkret greifbar ist. Gesellschaftliche Militarisie- 
rung kommt hier komplementär zum Ausdruck in den Initiativen und Kämp- 
fen, die sie hervorruft. Dabei zeigen die vielen kleinen Rückzieher der Bun- 
deswehr bei öffentlichen Bundeswehrveranstaltungen oft schon nach der allei- 
nigen Ankündigung von Protesten, dass antimilitaristisches und friedenspoliti- 
sches Engagement Einfluss auf Tempo und Ausgestaltung von Militarisie- 
rungsprozessen hat. Wie alle anderen gesellschaftlichen Entwicklungen ist Mi- 
litarisierung kein linearer Prozess, der übermächtig immer weiter voranschrei- 
tet. Die folgende Darstellung solcher Initiativen soll weder Vollständigkeit be- 
anspruchen, noch die einzelnen unterschiedlichen Formen des Widerstands 
und Protests werten, eine umfangreiche Wirkungsanalyse würde den Rahmen 
des vorliegendes Textes sprengen. Der Text kann hier nur Schlaglichter werfen. 
Unter „ziviler Konfliktbearbeitung“ beispielsweise verstehen die Akteure der 
Friedensbewegung etwas anderes als zivil-militärische Zusammenarbeit (Finckh- 
Krämer/Finckh 2006). Bürgerinnen und Bürger wollen mehrheitlich keine 
Kriegspolitik. Das versuchen friedenspolitische Basisinitiativen zum Ausdruck 
zu bringen und den politischen Eliten eindrücklich vorzuführen. Ihnen geht 
es darum, das Ausmaß militärischen Konfliktaustrags zurückzudrängen, lokale 
und regionale Friedenskonferenzen zu installieren, Methoden von Mediation 
und Vermittlung zu verbreiten, verstärkt internationales Recht durchzusetzen, 
drohende Konflikte präventiv zu deeskalieren, durch die globalen sozialen Be- 
wegungen eine Kultur der Anerkennung, der sozialen Gerechtigkeit und Teil- 
habe und des Friedens aufzubauen und die internationale Kriegsdienstverwei- 
gerung zu stärken, so dass kriegerische Politik erschwert, zurückgedrängt und 
vielleicht eines Tages undurchsetzbar wird (Galtung 2007). 

Neben den friedenspolitischen Basisgruppen gibt es bei Überschneidungen 
auch Initiativen, die über die Ideologieproduktion der Bundeswehr und der 
kriegführenden Regierungen (Stichwort „humanitäre Einsätze“, neuerdings: 
„Responsibility to Protect (R2P)“) aufklären. Der Info-Dienst bundeswehr- 
monitoring.de bietet beispielsweise Basisinformationen zu allen Aspekten und 
Bereichen der Bundeswehr, Berichte zu sicherheitspolitischen Ereignissen und 
Hintergrunddokumente. Die Zusammenschau zeigt: Interventionsleitend sind 
vor allem nationale bzw. internationale wirtschaftliche oder geostrategische In- 
teressen. Schulen und andere Orte, an denen Jugendliche berufliche Orientie- 
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rung suchen, sind wie oben dargelegt, ein herausragendes Ziel für Einfluss- 
nahme und Rekrutierungsarbeit der Bundeswehr. Auch hier haben sich frie- 
denspolitische Initiativen gebildet, die dem entgegenwirken. So werden Unter- 
richtsmaterialien erstellt, die zur Gegenaufklärung eingesetzt werden können. 
Aus dem gewerkschaftlichen Spektrum kommen Proteste und Aktionen gegen 
die das soziale und das militärische verklammernden Propaganda-Auftritte der 
Armee in Schulen, in Arbeitsämtern, auf öffentlichen Plätzen (Labournet 
2010). Die GEW stellte im März 2010 ein Positionspapier vor, in dem sie sich 
gegen den zunehmenden Einfluss der Bundeswehr auf die Lehrerausbildung 
ausspricht, weil sie eine Gefährdung der Erziehungsziele Demokratisierung, 
Kritikfähigkeit, Gewaltfreiheit und Toleranz durch Kooperationsverträge zwi- 
schen Bundeswehr und Kultusministerien sieht (GEW 2010). Vielerorts über- 
setzen AktivistInnen diese Positionen und Forderungen in konkrete Aktionen, 
über die die Internetseiten bundeswehr-wegtreten.org und kehrt-marsch.de in- 
formieren und berichten. Dort finden sich auch Termine bevorstehender 
Bundeswehr-Werbeauftritte an Schulen, bei Messen, des KarriereTreff-Trucks 
sowie von öffentlichen Auftritten wie Gelöbnissen, Zapfenstreichen, Waffen- 
schauen usw. Orientierung in der vielfältigen Landschaft der Friedensbewe- 
gung bietet friedenskooperative.de, die Internetseite des Bündnisses von rund 
50 Friedensinitiativen. 

Eine andere Form des Widerstands gegen Militarismus und Krieg sind Aktio- 
nen der „Sabotage“. Ostern 2009 etwa erklärten sich Antimilitaristen verant- 
wortlich für einen Brandanschlag auf den Fuhrpark der Offiziersschule der 
Bundeswehr in Dresden. Das Feuer zerstörte einen Hangar und mehrere Dut- 
zend Fahrzeuge und verursachte laut Bundeswehr einen Schaden von 3,3 Mil- 
lionen Euro, ohne dass dabei Menschen verletzt wurden. Das Ereignis zog ein 
enormes Medienecho nach sich. „Der Anschlag habe die Bundeswehr ‚schon 
sehr getroffen‘, erklärte der Kommandeur. Er sprach von einer Qualität, die es 
so ‚in der Geschichte der Bundesrepublik noch nicht gegeben‘ habe“ (Recher- 
chegruppe Ost 2010). Für 2009 verzeichnet das Bundeskriminalamt bzw. der 
Spiegel zwölf Brandanschläge gegen ein oder mehrere Fahrzeuge der Bundes- 
wehr und zwanzigmal gegen Fahrzeuge der Deutschen Post oder ihres Toch- 
terunternehmens DHL, das ausgelagerte militärische Transportlogistik im Irak 
und in Afghanistan übernimmt. (Berg/Hollersen/Stark/Ulrich 2010). 

Zu den klassischen Mitteln gegen Krieg und Militarisierung gehören Kriegs- 
dienstverweigerung und Desertation. Die neuen verfassungs- und völkerrechts- 
widrigen Kriege der Bundeswehr sorgen dafür, dass Kriegsdienstverweigerung 
(KDV) auch über die Aussetzung der Wehrpflicht hinaus aktuell bleiben wird. 
Die Entscheidung zur KDV kann an unterschiedliche Motivationslagen nicht 
nur von Jugendlichen, sondern auch von Soldaten im Einsatz anknüpfen. Es 
gibt ein breites Netz von Beratungsstellen für Kriegsdienstverweigerer. Infor- 
mationen bereitet zentralstelle.kdv.de auf. Auch Bundeswehrsoldaten können 
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generell und zu jeder Zeit verweigern. Sie haben außerdem die Möglichkeit, 
aus Gewissensgründen einem konkreten Befehl gegenüber den Gehorsam zu 
verweigern. Major Pfaff war wegen seiner Verweigerung der Beihilfe zum Irak- 
Krieg zunächst degradiert worden, hat dann aber vor dem Bundesverwaltungs- 
gericht Recht bekommen. Die Bundeswehr ist verpflichtet, einen Soldaten, der 
sich aus Gewissensgründen weigert, einen Befehl auszuführen oder sich an eı- 
nem bestimmten Krieg zu beteiligen, eine „gewissensschonende Alternative“ 
anzubieten, also eine Versetzung vorzunehmen. Er darf im Fall einer partiellen 
Weigerung weder entlassen noch degradiert werden (Komitee 2006). 
Gesellschaftliche Militarisierung verkürzt die Interessen und Bedürfnisse der 
meisten Menschen national bzw. in den Bündnisgrenzen und benutzt sie in- 
strumentell als Rechtfertigung zur militärischen Verteidigung von Wohlstands- 
inseln. Statt etwa das Hungerproblem der Welt strukturell anzugehen, suchen 
die Interessenvertreter der westlich-reichen Staaten nicht nur ihre Rohstoffinte- 
ressen abzusichern und dazu weltweit strategische Stützpunkte und gefügige 
Regime einzurichten, sondern insgesamt den global-kapitalistischen Status 
Quo aufrecht zu erhalten. Die wesentlichen globalen Problemfelder werden in 
militärischer Logik interpretiert. Aber auch Vertreter nicht-militärischer Ansät- 
ze müssen sich mit der Realität einer gesellschaftlichen Umwelt, die von Kapi- 
talismus, Staatenkonkurrenz, inner- und zwischenstaatlichen Herrschaftsver- 
hältnissen etc. geprägt ist, auseinandersetzen. Dabei stellt sich die Frage, was 
überhaupt an Konfliktlösungs- oder auch nur -bearbeitungsstrategien möglich 
ist und wie viel Aufmerksamkeit und Energie gleichzeitig auf die Transforma- 
tion dieser Umwelt zu richten ist. Ein weiteres friedenspolitisches Dilemma ist 
zu berücksichtigen: Wenn zivile Lösungsansätze in einer Interventionssituation 
hinzugedacht werden - ob aufgrund von Druck seitens der Friedensbewegung 
oder aufgrund interventionistischer Effizienzüberlegungen militärischerseits, sei 
dahingestellt -, dann finden sich die zivilen Mittel wieder in Unterordnung 
unter die militärischen Optionen, als sogenannte zivil-militärische Zusammen- 
arbeit. Die Ausweitung der zivil-militärischen Zusammenarbeit bei der Bun- 
deswehr und in der NATO sind Ausdruck der neuen Ideologie der „Vernetz- 
ten Sicherheit“, die behauptet, dass innere und äußere Sicherheit nicht mehr 
zu trennen seien (Gebauer 2010b). Damit werden zivile Initiativen und Orga- 
nisationen verstärkt in militärische Gesamtstrategien eingeordnet und im 
Rahmen dieser ge- und benutzt. Eigenständige zivile Konfliktlösungsansätze 
und die ihnen vorgelagerten Protest- und Widerstandsbewegungen müssen 
ständig auf der Hut sein vor Vereinnahmung für machtpolitische Ziele und 
deren Durchsetzung mit militärischen Mitteln. 
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Peter Strutynski 


Uneingeschränkte Solidarität: Das neue 
strategische Konzept der NATO und die 
Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland 


40 Jahre lang war die Außenpolitik der (alten) Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik nur bedingt selbstständig gewe- 
sen. Die Mächte der Anti-Hitler-Koalition bestimmten weitgehend den außen- 
politischen Kurs der 1949 entstandenen beiden deutschen Staaten - hier in 
Form der Westbindung im Rahmen von EWG/EG/EU und der NATO, dort 
in Form der Ostbindung im Rahmen des Rats der gegenseitigen Wirtschafts- 
hilfe (RGW) und des Warschauer Vertrags. Im folgenden Beitrag wird die The- 
se vertreten, dass die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik nach der Vereini- 
gung beider deutschen Staaten sowohl an die Tradition der Unterordnung un- 
ter die in der Nachkriegszeit geschaffenen suprastaatlichen westlichen Institu- 
tionen anknüpfte als auch nach neuen Wegen der „Emanzipation“ von bünd- 
nispolitischen Rücksichtnahmen suchte. Wenn der Fokus hier ausschließlich 
auf die west-deutsche Entwicklung gelegt wird, dann deshalb, weil erstens das 
1990 größer gewordene Deutschland ausschließlich die (außen-)politischen 
Grundlagen, Werte und Ziele der alten BRD fortführte und selbstverständlich 
vollständig auch auf deren diplomatisches Personal zurückgriff, und weil - aus 
diesem Grund - zweitens die Fäden zur Außenpolitik der ehemaligen DDR 
vollständig gekappt wurden. Dass deren Manövrierfähigkeit ebenfalls einge- 
schränkt war, belegen zahlreiche Untersuchungen (vgl. zuletzt z.B. Bock 2010; 
Finke 2010) und sei hier nur am Rande erwähnt. 


1. Zum Handlungsspielraum der deutschen Außenpolitik 


Die im Washingtoner Vertrag von 1949 fixierte Ausgangslage (NATO-Vertrag 
2010) lässt den NATO-Mitgliedern, mithin auch der BRD einen großen Ent- 
scheidungs- und Handlungsspielraum. So ist beispielsweise in Art. 5 („Bünd- 
nisfall“) geregelt, dass alle Mitgliedstaaten im Falle eines bewaffneten Angriffs 
auf einen von ihnen zum Beistand verpflichtet sind, dass sie aber über die Art 
des Beistands selbst bestimmen können. Danach ist also alles möglich: von 
einer diplomatischen Protestnote über die Bereitstellung technischer Infra- 
struktur und logistischer Unterstützung oder der Gewährleistung medizini- 
scher Hilfe bis hin zur Bereitstellung von Truppen und militärischer Ausrüs- 
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tung. Das Gründungsdokument der NATO atmet sozusagen den Nachkriegs- 
konsens der Vereinten Nationen und ist bis in einzelne Formulierungen der 
UN-Charta nachempfunden (Strutynski 2009: 69f). Der NATO-Vertrag ist ein 
völkerrechtlicher Vertrag, der den Mitgliedsstaaten bestimmte Pflichten abver- 
langt - bei voller Garantie ihrer Souveränität. Die Einschränkung der Souverä- 
nität der BRD - seit 1955 Mitglied der NATO - betraf andere Bereiche. So 
galten etwa die „alliierten Vorbehaltsrechte“ der - ursprünglich vier, mit der 
Gründung der BRD 1949 drei - Besatzungsmächte hinsichtlich Abrüstung 
und Entmilitarisierung, Reparationen, Kontrollmaßnahmen bezüglich des 
Ruhrgebiets, Kontrolle des Außenhandels, auswärtige Angelegenheiten ein- 
schließlich völkerrechtlicher Abkommen sowie Sicherheit, Finanzierung und 
Versorgung der alliierten Streitkräfte. Diese unvollständige Souveränität der 
BRD rührte dabei nach herrschender Auffassung nicht nur aus den Gegeben- 
heiten des Besatzungsstatuts als einer unmittelbaren Folge des Zweiten Welt- 
kriegs, sondern hatte auch „strukturelle“ Ursachen, die mit den zunehmenden 
Interdependenzen der (west-J)europäischen Volkswirtschaften zu tun hatten. 
Unter diesen Bedingungen sind nationalstaatliche Ziele und darauf bezogene 
außenpolitische Strategien „das Ergebnis von Interaktionsprozessen zwischen 
gesellschaftlichen und internationalen Anforderungen“ (Haftendorn 1996: 12). 
Die besondere strategische Lage der Bundesrepublik ermöglichte für die Bon- 
ner Nachkriegsregierungen einerseits eine relativ gewichtige Rolle in der globa- 
len Konfrontation mit „dem Osten“ - wozu die Kontinuität der politischen 
Elite beispielsweise im Auswärtigen Amt sehr hilfreich war (vgl. Conze u.a. 
2010) - bei gleichzeitiger Anpassung an die hegemoniale Position der westli- 
chen Führungsmacht einschließlich der von ihr beherrschten NATO. Die 
westlichen Besatzungsmächte ließen der westdeutschen Außenpolitik sogar das 
skurrile Spielzeug der sog. Hallstein-Doktrin, die besagte, dass die BRD gegen 
Staaten, welche die DDR anerkannten, wirtschaftliche oder politische Sanktio- 
nen bis hin zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen verhängte. Diese 
Doktrin aus der finstersten Zeit des Kalten Krieges scheiterte grandios Ende 
der 60er Jahre, nachdem das erstrebte Ziel, die DDR international zu isolieren, 
nicht erreicht wurde und zu Beginn der 70er Jahre beide deutschen Staaten 
gleichberechtigt in die UNO aufgenommen wurden. 

War die Zeit des Kalten Kriegs also dadurch gekennzeichnet, dass die BRD in 
ihrem außenpolitischen Handlungsspielraum zugleich eingeschränkt und als 
Partner der Westmächte durchaus gleichberechtigt auftreten konnte - wozu 
auch der wirtschaftliche Aufschwung wesentlich beitrug -, so wurden die letz- 
ten Reste der alliierten Vorbehalte erst mit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag 1990 
beseitigt (Vertrag 1990). In Artikel 7 heißt es dazu: „Das vereinte Deutschland 
hat demgemäß volle Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegen- 
heiten.“ Allerdings wird Deutschland darauf verpflichtet, dass „von deutschem 
Boden nur Frieden ausgehen wird“ (Art. 2), dass es „auf Herstellung und Be- 
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sitz von und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologische und chemische 
Waffen“ verzichtet (Art.3) und dass die Personalstärke seiner Armee einen be- 
stimmten Umfang nicht überschreitet (ebd.). Der Verzicht auf Massenvernich- 
tungswaffen ist indessen keine wirkliche Beschränkung; sie gilt für alle Staaten, 
die den entsprechenden Rüstungskontrollregimen beigetreten sind (Atomwaf- 
fensperrvertrag, Konventionen über biologische und chemische Waffen); das 
waren zuvor sowohl die BRD als auch die DDR. Die Begrenzung der Perso- 
nalstärke der Bundeswehr geht auf den Wunsch der Sowjetunion zurück und 
war insofern leicht einzulösen, als mit der Übernahme der DDR der - formale 
- Grund für zahlenmäßig starke Landstreitkräfte nicht mehr bestand. Und die 
besondere Friedensverpflichtung war in der Sache bereits im Bonner Grundge- 
setz enthalten, in dem es in Art. 26, Ziffer 1 heißt: „Handlungen, die geeignet 
sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzube- 
reiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.“ 


2. Die neuen Chiffren: „Normalität” und „Verantwortung” 


Es ist kennzeichnend für die Entwicklung des souveränen Deutschland, dass 
sich die wechselnden Bundesregierungen in ihren Außenbeziehungen weiterhin 
eine gewisse „Selbstbeschränkung“ auferlegten - im vollen Bewusstsein dessen, 
dass damit die Durchsetzung eigener „nationaler“ Interessen effektiver sei als 
im Alleingang (siehe hierzu Haftendorn 2001). Der außen- und sicherheitspo- 
litische Diskurs der frühen 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts war ge- 
prägt von zwei Schlagworten: „Normalität“ und „größere Verantwortung“. Mit 
der deutschen Vereinigung und der Erlangung voller staatlicher Souveränitäts- 
rechte sei die neue Bundesrepublik ein ganz „normaler“ Staat geworden, ohne 
besondere Privilegien, aber auch ohne jede Beschränkungen. Normalität wurde 
dabei, wie Reinhard Mutz im „Friedensgutachten 1994“ zeigte, vor allem au- 
ßen- und militärpolitisch definiert. Da es zu den selbstverständlichen Merkma- 
len „normaler“ souveräner Staaten gehöre, Streitkräfte zu unterhalten und sie 
gegebenenfalls auch einzusetzen, müsse man sich künftig an „exterritoriale 
deutsche Militäreinsätze“ gewöhnen. „In der Auseinandersetzung über die künf- 
tigen Aufgaben deutscher Streitkräfte gehört der Normalitätsbegriff zu den 
meistgebrauchten und meistmissbrauchten Vokabeln. Er fungiert als ‚letztes 
Wort‘, als Suggestivformel, die einen fraglichen Sachverhalt als fraglos erschei- 
nen lassen ...“ (Mutz 1994: 221). Als normal oder allgemein üblich wurde aus- 
gegeben, was andere „normale“ Staaten etwa im Rahmen der NATO - seltener: 
im Rahmen der UNO - an „Frieden erzwingenden“ (peace enforcement) oder 
„Frieden sichernden“ (peace keeping) Maßnahmen bereits praktizierten: Im 
Golfkrieg 1991, in Somalia 1992-1994 und schließlich auf dem Balkan seit 
1994/95. Die Intensität der deutschen Beteiligung an solchen Interventionen 
wurde schrittweise gesteigert von einer rein finanziellen Unterstützung (Golf- 
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krieg) über die Bereitstellung von Aufklärungskapazitäten (AWACS-Einsätze in 
der Adria) bis zur Bereitstellung von Tornado-Kampfjets (Bosnien) und schließ- 
lich der aktiven Beteiligung an Kampfeinsätzen (Kosovo, Afghanistan). 

Zuvor mussten die politischen und juristischen Fundamente geändert bzw. 
neu interpretiert werden, die einer Beteiligung der Bundeswehr an Aus- 
landseinsätzen zu anderen als zu Verteidigungszwecken im Weg standen. Die 
Kohl- und die Schröder-Regierung bewerkstelligten dies, ohne auch nur ein Jo- 
ta der hierfür einschlägigen Grundgesetzartikel zu verändern. Bekanntlich 
schreiben Art. 87a und 115a GG bindend vor, dass deutsche Streitkräfte nur 
zur Territorialverteidigung (einschließlich der Bündnisverteidigung) aufzustel- 
len sind. Nach Art. 26 GG sind Handlungen verboten, die einen „Angriffs- 
krieg“ vorbereiten bzw. dazu beitragen, das „friedliche Zusammenleben der 
Völker zu stören“. Und nach Art. 25 sind „die allgemeinen Regeln des Völker- 
rechtes ... Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und er- 
zeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebie- 
tes.“ Somit sind die deutschen Verfassungsorgane verpflichtet, das strikte Ge- 
waltverbot, das sich aus der UN-Charta (Art. 2 Ziffer 4) ergibt, zu beachten. 

In einer „hochproblematischen Entscheidung“ (Friedensgutachten 1995: 10) 
des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Juli 1994 sind alle diese Rechtssätze 
bis zur Unkenntlichkeit in eine allfällige Lizenz zum Kriegführen uminterpre- 
tiert worden. Der Parlamentsvorbehalt als die einzige Hürde, die einer Kriegs- 
teilnahme entgegenstehen könnte, hat sich als vernachlässigbare Größe herausge- 
stellt. Bei allen Kriegsentscheidungen der letzten 20 Jahre gab es eine satte 
Mehrheit von teilweise über 95 Prozent im Bundestag - darüber darf die knappe 
Entscheidung vom 16. November 2001 (Teilnahme am US-Krieg „Enduring 
Freedom“) nicht hinwegtäuschen, ging es doch hier wegen der Vermischung 
mit der Vertrauensfrage um ein rein taktisches Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen. Das BVerfG schloss sich umstandslos dem Selbstverständnis deut- 
scher Außen- und Sicherheitspolitik an: Einsätze der Bundeswehr „out of 
area“ und außerhalb des Art. 5 des NATO-Vertrags konnten und sollten nur 
in Kooperation mit anderen Partnern, insbesondere mit Systemen kollektiver 
Sicherheit erfolgen. Militärische Alleingänge waren damit ausgeschlossen. 

Die politischen Weichenstellungen für Auslandseinsätze der Bundeswehr sind 
nach der historischen Wende 1989/91 sukzessive vorgenommen worden (Stru- 
tynski 2010). Der Londoner NATO-Gipfel 1990 und die Römische Erklärung 
der NATO vom November 1991 enthielten bereits die strategische Neuorien- 
tierung des ursprünglich ebenfalls ausschließlich auf Verteidigung ausgelegten 
Militärbündnisses. Die Gefahr eines „großangelegten, gleichzeitig an allen eu- 
ropäischen NATO-Fronten vorgetragenen Angriffs“ sahen die NATO-Strategen 
als „praktisch nicht mehr gegeben“ an (BMV 1991, Ziffer 8). Stattdessen er- 
wüchsen dem Bündnis neue Sicherheitsrisiken, die „ihrer Natur nach vielge- 
staltig“ seien und „aus vielen Richtungen“ kämen (Z 9). Und als Beispiele für 
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solche neuen Risiken nannte das NATO-Dokument die „Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen“, die „Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger 
Ressourcen“ sowie „Terror- und Sabotageakte“ (Z 13). Das deutsche Verteidi- 
gungsministerrum übernahm das Strategische Konzept der NATO ein Jahr 
später fast wortgleich in seine „Verteidigungspolitischen Richtlinien“ vom 28. 
November 1992 (BMV 1992). In einer global vernetzten, chaotischen Welt, so 
heißt es dort, würden „unwägbare Risiken“ überall lauern und stets auch 
„deutsche Interessen“ berühren. Daher, so schlussfolgerten die Richtlinien, lie- 
ße sich „Sicherheitspolitik weder inhaltlich noch geografisch eingrenzen“ (Zif 
fer 24). Die Ziele deutscher Sicherheitspolitik werden dagegen sehr exakt be- 
schrieben und lauten u.a.: „Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des 
ungehinderten Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt ...“ (Z 8/8) 
Von hier ist es nicht mehr weit bis zur Formulierung nationaler deutscher In- 
teressen, die notfalls auch mit militärischen Mitteln zu verteidigen oder 
durchzusetzen sind. Das Weißbuch der Bundesregierung von 1994, das naht- 
los an die Verteidigungspolitischen Richtlinien anknüpft, ersetzt den Begriff 
der Verteidigung durch die „neue Allzweckformel“ (Mutz) der „Krisenbewälti- 
gung“. Hierzu könnte - neben dem Einsatz verschiedener politischer Instru- 
mente - „auch der Einsatz militärischer Mittel erforderlich werden“ (BMV 
1994, Ziffer 256). Die Verteidigungspolitischen Richtlinien von 1992 wurden 
elf Jahre später, im Mai 2003, erneuert; ein neues „Weißbuch“ gab sich die 
Bundesregierung 2006. Beide Dokumente bestätigten im Grunde den einge- 
schlagenen sicherheitspolitischen Kurs der Vorgängerdoktrinen. 

Der zweite Begriff, der sich dem Normalitätsbegriff wie ein siamesischer Zwil- 
ling anheftete, hieß „Verantwortung“. Ein größeres Deutschland könne und 
müsse nun auch eine größere Verantwortung für die Welt übernehmen, tönte 
es unmittelbar nach der deutschen Einigung. Das Grundsatzprogramm der 
CDU von 1994 beispielsweise trug den programmatischen Titel „Freiheit ın 
Verantwortung“. „Wir Deutschen sind bereit und in der Lage“, heißt es dort, 
„unserer gewachsenen außenpolitischen Verantwortung gerecht zu werden. 
Deutschland muss wie alle anderen Partner ... an ... den gemeinsamen Aufga- 
ben im Rahmen des NATO-Bündnisses teilnehmen... Wir wollen, dass sich 
Deutschland ... an Aktionen der UNO, NATO, WEU und KSZE zur Wah- 
rung und Wiederherstellung des Friedens beteiligen kann.“ (CDU 1994, Ziffer 
129) In der rot-grünen Koalitionsvereinbarung von 1998 wurde der Begriff in 
verschiedenen Richtungen konkretisiert als „besondere Verantwortung für De- 
mokratie und Stabilität in Mittel-, Ost- und Südosteuropa“, als Verantwortung 
der EU „gegenüber den Ländern des Südens“, sowie als „besondere historische 
Verantwortung“ bzw. „Verpflichtung“ gegenüber Polen bzw. Israel. Die au- 
ßenpolitischen Reden des Bundeskanzlers strotzten geradezu vor „Verantwor- 
tung“: Seine Bundesregierung, so betonte er in einer programmatischen Rede 
anlässlich des SPD-Programmforums „Sicherheit für Deutschland“ im Januar 
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2002, habe „aus ihrer Verantwortung für die gemeinsame Sicherheit ... schritt- 
weise und konsequent ihre Außenpolitik weiterentwickelt“, eine Politik, die sich 
fast wie von selbst „aus unserer geografischen und politischen Lage im Herzen 
Europas“ (Kohl und Rühe sprachen immer von der „Mittellage“), „aus unse- 
ren Werten und Überzeugungen sowie aus unseren wohl verstandenen natio- 
nalen Interessen“ ergebe (Schröder 2002). Die Regierung habe „internationale 
Verantwortung übernommen - politisch, diplomatisch, humanitär, aber eben, 
als ultima ratio auch militärisch -, wie ich es mir zu Beginn meiner Amtszeit 
nicht hätte vorstellen können.“ Natürlich werden auch die deutsche Geschich- 
te und die Tradition der Sozialdemokratie bemüht: Aus beidem erkläre sich, 
dass Schröders Partei „immer skeptisch gegenüber dem Einsatz militärischer 
Gewalt“ gewesen sei. „Wir wollen Gewalt vermeiden, nicht ausüben.“ Doch 
die deutsche Geschichte hält offenbar auch die gegenteilige Schlussfolgerung 
parat: „Aber die blutige Geschichte zweier Weltkriege darf nicht zum Vorwand 
werden, dass wir uns der Verantwortung entziehen, dass wir Mord und Unter- 
drückung geschehen lassen.“ „Glücklicherweise“ sei das Argument, Deutsch- 
land wäre „als geteilte Nation mit eingeschränkter Souveränität zu solcher 
Verantwortung nicht in der Lage“, heute nicht mehr gültig. Im Gegenteil: Ge- 
rade die Deutschen, die so viel „Hilfe und Solidarität unserer amerikanischen 
und europäischen Freunde“ erfahren habe, hätten nun auch die „Verpflich- 
tung“, ihrer „neuen Verantwortung umfassend gerecht zu werden“ (ebd.). 
Wenn Bundeskanzler Schröder in seiner Rede noch hinzufügte, dass diese 
Verpflichtung „eine militärische Beteiligung im Rahmen unserer Möglichkei- 
ten ausdrücklich“ einschließe, so wäre das eigentlich nicht mehr notwendig 
gewesen. Es wurde auch ohne diesen Zusatz verstanden. Denn der „Suggestiv- 
begriff“ (Mutz) von der „größeren Verantwortung“ war - genauso wie die 
„Normalität“ - in der politischen Sprache der 90er Jahre zur Chiffre geworden 
für eine militärisch gestützte Außenpolitik. Die rot-grünen Koalitionspartner 
bedienten sich dieser Chiffre nicht anders, als es die Vorgängerregierungen 
und die höchsten Offiziere der Bundeswehr getan haben und die Nachfolgere- 
gierungen seither ebenfalls tun. 


3. Legitimierung von Kriegseinsätzen nur im Bündnis 


Die Berufung darauf, dass Deutschland nach der historischen Wende nun 
auch ein „normaler Staat“ geworden sei, der eine entsprechende „Verantwor- 
tung“ zu tragen habe, reichte indessen für die Legitimierung von Kriegseinsät- 
zen nicht aus. Hier mussten weitere Begründungen herhalten, die von der 
Verhinderung einer „humanitären Katastrophe“ (Kosovo) über die „uneinge- 
schränkte Solidarität“ mit den USA nach dem 11.9. 2001 bzw. den Kampf ge- 
gen den Terrorismus (Afghanistan) bis zur Durchsetzung von Demokratie und 
Menschenrechten in fragilen Staaten (ebenfalls Afghanistan, Sudan) reichen. 
Ebenso häufig wird darauf verwiesen, dass Deutschland aufgrund seiner Ein- 
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bindung in Bündnisstrukturen der „internationalen Gemeinschaft“ (UNO, 
NATO, EU) zum Engagement verpflichtet sei. Es ist interessant, dass die 
NATO im politischen Diskurs der USA eine sehr geringe Rolle spielt, während 
sie in Europa, insbesondere aber in der Bundesrepublik von zentraler Bedeu- 
tung ist. Die politische Klasse der USA braucht die NATO im Wesentlichen 
nur als Platzhalter für die US-Präsenz in Europa; ansonsten werden die Kriege 
des Westens gegen den „radikalislamischen“ Terrorismus selbstbewusst auch 
allein ausgetragen. Die Diskussion in Deutschland versteckt dagegen gern die 
deutsche Beteiligung an Militärinterventionen hinter der „Bündnissolidarität“. 
Bei den Grünen, die in den 80er Jahren noch besonders vehement den Aus- 
tritt aus der NATO gefordert hatten, haben die führenden Realos spätestens 
seit dem Jugoslawien-Krieg ihre Liebe zur NATO entdeckt und kaschieren das 
Mitmachen an deren Kriegskurs damit, dass ihnen ein Deutschland im westli- 
chen Bündnis lieber sein müsse als ein unabhängig agierendes Deutschland. 
Wozu ein auf sich allein gestelltes Deutschland fähig sei, hätten ja die Jahre 
1933 bis 1945 zur Genüge gezeigt. Diese Position blendet vollkommen aus, 
dass der deutsche „Sonderweg“ 1933 keineswegs der Tatsache geschuldet war, 
dass Deutschland damals keinem Pakt angeschlossen war, sondern dass Fa- 
schismus und Krieg aufgrund der Kräfteverhältnisse im Inneren nicht verhin- 
dert werden konnten. 

Dennoch verfehlt die These von der Notwendigkeit der deutschen Einbindung 
in internationale Organisationen - sei’s der EU, sei’s der NATO - nicht ihre 
Wirkung in der kritischen Öffentlichkeit Deutschlands. Die Akzeptanz der 
NATO in der Bevölkerung fast aller westlichen und östlichen Mitgliedstaaten 
ist relativ hoch - höher jedenfalls als die Zustimmung zur Europäischen Unı1- 
on, obwohl diese überwiegend als „Zivilmacht“ und nicht als Militärmacht ge- 
sehen wird. Einer Umfrage des US-amerikanischen Meinungsforschungsinsti- 
tuts Pew Research Center vom November 2009 zufolge liegen die Zustim- 
mungsquoten zur NATO zwischen 75 Prozent in Polen und 54 Prozent in 
Bulgarien. Deutschland liegt mit 73 Prozent hinter Polen an zweiter Stelle; dif- 
ferenziert man nach Ost- und Westdeutschland, so fällt die NATO-Begei- 
sterung im Osten wesentlich geringer aus (62 %) als im Westen (76 %). Auch 
eine repräsentative Umfrage aus Deutschland, über die im Frühjahr 2010 die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete, bestätigt die große Akzeptanz der 
Bundeswehr (nach der NATO war nicht gefragt) in der Bevölkerung. 51 Pro- 
zent der Bevölkerung haben danach „sehr viel“ oder „ziemlich viel Vertrauen“ 
in die Bundeswehr. Dieses Ergebnis erstaunt, zumal der Zeitpunkt der Umfra- 
ge (Januar 2010) in die heftige Diskussion um das Verhalten des Bundeswehr- 
offiziers Klein beim Kundus-Massaker vom 4. September 2009 fiel. Zur glei- 
chen Zeit erhielt einen ähnlichen Vertrauensbeweis z.B. der Bundestag nur von 
34 Prozent der Befragten, die Bundesregierung von 35 Prozent. 

So scheint die „Ausrede“ der Eingebundenheit in die NATO eine willkomme- 
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ne Legitimationsformel zu sein um unangenehmen Fragen auszuweichen. Die 
erwähnten sicherheitspolitischen Entscheidungen der letzten Jahre werfen aber 
auch die Frage auf, ob es daneben nicht auch Mechanismen in der NATO 
gibt, welche die BRD zu bestimmten militärischen Beiträgen drängt, wenn 
nicht gar zwingt. Meine These ist, dass eine Institution wie die NATO allein 
schon durch die Permanenz ihrer Beratungen, die Verschränkung der (heute) 
28 nationalen militärischen Kommandoebenen, die Flankierung durch ge- 
meinsame politische Gremien (z.B. die „Parlamentarische Versammlung“, Au- 
ßenminister-Konferenzen, NATO-Kooperationsrat etc.) und die Möglichkeit 
politischer/militärischer Karrieren einen Gruppenzwang erzeugt, der zumin- 
dest so lange wirksam ist, so lange es für einzelne Mitgliedstaaten nicht ans 
„Eingemachte“ geht. Marco Overhaus hat in einer breit angelegten empiri- 
schen Analyse (Overhaus 2009) herausgearbeitet, dass die deutsche Rolle in 
der NATO seit der Wiedererlangung der vollen Souveränität gekennzeichnet 
gewesen sei durch eine „passive Anpassung“ sowohl an den veränderten strate- 
gischen Orientierungsrahmen der NATO als auch an deren militärische Pla- 
nungsentscheidungen. Dieser Politik der Zurückhaltung, was die Einflussnah- 
me und den Gestaltungswillen betraf, stand das gesteigerte Bedürfnis nach mi- 
litärischer Mitsprache an der Führung gemeinsamer Operationen gegenüber. 
Dass dies verbunden war mit dem Streben nach mehr und einflussreicheren 
Dienstposten im NATO-Apparat, liegt auf der Hand. Im Ergebnis scheint sich 
aber auch eine besondere Dynamik daraus entwickelt zu haben: Um auf der 
operativen Ebene der NATO (und ihrer Einsätze) ein wichtiger Akteur zu 
bleiben, müssen auch die gemeinsam gefassten Beschlüsse auf die nationale 
Ebene transponiert werden. Die Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) er- 
folgten als Umsetzung der neuen NATO-Strategie von Rom 1991; die VPR 
2003 waren der Nachvollzug der Neufassung des strategischen Konzepts der 
NATO auf ihrem Jubiläumsgipfel 1999. Und die Diskussion um das neue 
strategische Konzept, das auf dem Straßburger NATO-Gipfel 2009 angekün- 
digt und ein Jahr später in Lissabon verabschiedet wurde, hat auf deutscher 
Seite - in sozusagen vorauseilendem Gehorsam - die endgültige Transformati- 
on der Bundeswehr in eine Interventionsarmee gebracht. 


4. Das neue strategische Konzept der NATO 


Das neue Strategische Konzept, verabschiedet auf dem NATO-Gipfel am 19. 
November 2010 in Lissabon (NATO 2010), stellt den Versuch dar, die bisher 
geübte Praxis der Allianz schriftlich zu fixieren und zugleich neue Aufgaben 
zu formulieren, die künftig praktisch wirksam werden können (vgl. hierzu 
Cremer 2010). Dabei gibt sich die NATO zunächst traditionsbewusst. Sie be- 
tont ihre „einzigartige und wesentliche Rolle bei der Sicherung unserer ge- 
meinsamen Verteidigung und Sicherheit“ und weist auf den ursprünglichen 
Zweck der NATO hin, sich gemeinsam gegen Angriffe auf einen oder mehrere 
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Bündnispartner zu verteidigen. „Während sich die Welt verändert“, so heißt es 
im Vorwort des Konzepts, „bleibt der wesentliche Auftrag der NATO derselbe: 
sicherzustellen, dass die Allianz eine unvergleichliche Gemeinschaft der Frei- 
heit, des Friedens der Sicherheit und der gemeinsamen Werte bleibt.“ 

Dieses „einzigartige“ Bündnis muss drei Kernaufgaben erfüllen: die kollektive 
Verteidigung in Übereinstimmung mit Art. 5 des Washingtoner Vertrags, das 
Krisenmanagement, das sich auf die Konfliktbearbeitung vor, während und 
nach Konflikten bezieht, sowie die „gemeinsame Sicherheit“, die auf politische 
und sicherheitsrelevante Entwicklungen „jenseits ihrer Grenzen“ abzielt. 


4.1 Die Lageeinschätzung der NATO 


Doch wie es sich für ein strategisches Konzept einer Militärorganisation ge- 
hört, wird zunächst eine Lageeinschätzung des „Sicherheitsumfelds“ vorge- 
nommen (Ziff. 7-15). Dabei wird von der Tatsache ausgegangen, dass das Risi- 
ko eines konventionellen Angriffs auf das NATO-Gebiet niedrig ist - ein his- 
torisches Ergebnis der Politik der „robusten Verteidigung, der euro-atlanti- 
schen Integration und aktiven Partnerschaft“, von der sich die NATO ein hal- 
bes Jahrhundert hat leiten lassen. Gleichwohl dürfe die konventionelle Bedro- 
hung nicht ignoriert werden. Viele Regionen und Staaten rund um den Erdball 
seien Zeugen des Strebens nach „substanziellen modernen militärischen Fä- 
higkeiten“ - mit Folgen für die internationale Stabilität, die nur schwer vor- 
herzusehen seien. Eine prominente Rolle spiele hierbei die Verbreitung ballisti- 
scher Raketen, die eine wachsende Bedrohung für das euro-atlantische Gebiet 
darstellten (Ziff. 8). Ähnliches gelte für die Verbreitung von Atomwaffen und 
anderen Massenvernichtungswaffen und ihrer Trägersysteme. 

Verschwiegen werden in dem Konzept zwei Entwicklungen, die ursächlich 
auf das Konto der NATO selbst gehen: Einmal sind NATO-Staaten, allen 
voran die USA, Deutschland, Frankreich und Großbritannien maßgeblich 
selbst an der Versorgung der Welt mit Waffen und modernem Kriegsgerät 
beteiligt. Die Rangliste der größten Rüstungsexporteure der Welt wird nicht 
zufällig von diesen vier Ländern angeführt, lediglich Nicht-NATO-Mitglied 
Russland kann sich auf Platz zwei hinter den USA noch behaupten. Zum 
zweiten darf nicht außer Acht gelassen werden, dass sich die weltweiten Mi- 
litär-und Rüstungsausgaben sehr asymmetrisch auf die NATO- und die übri- 
ge Welt verteilen. Allein auf die USA entfallen nach SIPRI-Angaben 43 Pro- 
zent der weltweiten Militärausgaben, alle 28 NATO-Staaten zusammen 
kommen auf 64 Prozent. Reinhard Mutz hat in einem Beitrag für das NDR- 
Magazin „Streitkräfte und Strategien“ (20.11.2010) noch die vier wichtigsten 
„Security provider“ außerhalb des NATO-Vertragsgebiets dazu gezählt: 
Australien, Neuseeland, Japan und Südkorea. Mit ihnen zusammen käme 
der „Westen“ schon auf 71 Prozent des Weltrüstungsaufkommens. Der Rest 
der Welt, rund 160 Staaten mit einem Weltbevölkerungsanteil von 85 Pro- 
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zent, bringt es dagegen nur auf 29 Prozent der Militärausgaben (Mutz 
2010). 

Eine Lagebeurteilung mag die Instabilitäten und Risiken relativ genau be- 
schreiben. Sie bleibt aber unvollständig - und letztlich irreführend - wenn sie 
nicht auch nach den Ursachen der beschriebenen Entwicklungen fragt. Dieses 
Manko weist das NATO-Konzept auch bei der Darstellung weiterer Risiken und 
Bedrohungen auf. So wird etwa festgestellt, dass der Terrorismus und „extremi- 
stische Gruppen“, die eine direkte Bedrohung der Sicherheit der NATO-Staaten 
und der internationalen Stabilität darstellen, sich weiter ausbreiten und sich in 
den Besitz von moderner Technologie und von Massenvernichtungsmitteln zu 
bringen versuchen (Ziff.10). Unerwähnt und vermutlich unbegriffen bleiben 
sowohl die gesellschaftlichen Ursachen und der sozio-kulturelle Nährboden 
des Terrorismus als auch die Ursachen regionaler Instabilitäten und Konflikte 
„jenseits der NATO-Grenzen“ (Ziff.11). Die sich häufenden Angriffe aus dem 
Internet auf Regierungseinrichtungen, Unternehmen, Wirtschaft und Trans- 
port- und Versorgungsnetzwerke können ebenfalls „Wohlstand, Sicherheit und 
Stabilität“ im euroatlantischen Raum bedrohen (Ziff.12). Größere globale Aus- 
wirkungen können auch bedeutsame technologische Trends haben - ein- 
schließlich der Entwicklung von Laserwaffen, elektronischer Kriegführung und 
weltraumgestützter Technologien. Allemal Gründe für militärische Planung 
und Operationen (Ziff. 14). 

In die Kategorie der unverstandenen Risiken und Bedrohungen gehört auch 
die Aufzählung weiterer Merkmale oder Begleiterscheinungen der modernen 
Welt, so etwa die zunehmende Abhängigkeit (und daraus resultierend: Ver- 
wundbarkeit) des internationalen Handels, der Energiesicherheit und des 
Wohlstands von „lebenswichtigen Kommunikations- Transport- und Transit- 
wegen“ (Ziff. 13) oder Umwelt- und Ressourcenbeschränkungen „einschließ- 
lich gesundheitlicher Risiken, Klimawandel, Wasserknappheit und wachsender 
Energiebedarf“ (Ziff. 15). Solche Punkte gehören zweifellos zu einer Zustands- 
beschreibung der Welt. Wenn aber die Ursachen und die Verursacher dieser 
Probleme nicht identifiziert werden, lassen sich auch keine adäquaten Ansatz- 
punkte zu ihrer Lösung finden. Eine wirkliche Ursachenanalyse würde zu dem 
Ergebnis kommen, dass die genannten Probleme sich einer militärischen Be- 
arbeitung entziehen. Sie sind ziviler Art und lassen sich folglich auch nur mit 
zivilen, nicht-militärischen Mitteln bearbeiten. Wenn die NATO nun aber 
doch in diesen Bereichen wildert, dann hat das ausschließlich legitimatorische 
Gründe: Seit dem mächtigsten Militärbündnis der Welt 1990/91 der Gegner 
abhanden gekommen war, sucht die NATO nach neuen sinngebenden Betäti- 
gungs- und Einsatzfeldern. Im Zuge dieser Suche wurden immer mehr zivile 
Felder sowohl „versicherheitlicht“, d.h. zum Gegenstand militärischer Überle- 
gungen, als auch „externalisiert“, d.h. die Ursachen der Probleme werden meist 
außerhalb des eigenen Bündnisbereiches gesucht (vgl. Berndt 2010: 169ff). 
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4.2 Verteidigung, Abschreckung und Konfliktmanagement 


In Anlehnung an den Washingtoner Vertrag von 1949 wird auf die „allergröß- 
te Verantwortung“ des Bündnisses verwiesen, „unser Territorium und unsere 
Bevölkerung“ zu schützen und gegen einen Angriff zu verteidigen (Ziff. 16). In 
dem Zusammenhang ist der Verweis auf Art. 5 des Washingtoner Vertrags von 
erheblicher Bedeutung. Alle in diesem Abschnitt verhandelten Bedrohungen 
sind damit nämlich potenziell Gegenstand und Anlass von Abschreckungs- 
und Verteidigungsmaßnahmen des Bündnisses im Rahmen von Art. 5. 
Abschreckung selbst beruht auf einem „Mix von nuklearen und konventionel- 
len Fähigkeiten und stellt das Herzstück der Gesamtstrategie der NATO dar. 
Der Ersteinsatz von Nuklearwaffen - im strategischen Konzept von 1999 noch 
vorhanden - wird nicht mehr erwähnt. Als Option bleibt er aber bestehen, wie 
der folgende Passus aus Ziff. 17 unzweideutig unterstreicht: „Die Bedingungen, 
unter denen der Gebrauch von Nuklearwaffen in Erwägung gezogen werden 
könnte, sind weit entfernt.“ Weit entfernt scheint demnach auch die Vermin- 
derung der Atomwaffenarsenale. Zwar wird im Vorwort etwas gewunden for- 
muliert, dass sich auch die NATO dem „Ziel der Schaffung von Bedingungen 
für eine atomwaffenfreien Welt“ verpflichtet weiß, dass sie aber, solange es A- 
tomwaffen in der Welt gibt, ein „nukleares Bündnis bleibt“. 

Neben der nuklearen Abschreckungskapazität habe die NATO alle Fähigkei- 
ten vorzuhalten, die notwendig seien, um sich gegen „jegliche Bedrohung der 
Sicherheit unserer Bevölkerung“ zu verteidigen (Ziff. 19), ausdrücklich auch 
mit „expeditionary operations“ außerhalb des Bündnisgebiets. Die Bedrohun- 
gen, gegen die das ganze Spektrum der NATO-Abschreckungs- und Verteidi- 
gungskräfte zur Anwendung kommen soll, sind - ähnlich wie die oben ge- 
nannten Risiken - vielfältiger Art. Genannt werden u.a. Angriffe mit ballisti- 
schen Raketen, Bedrohungen durch chemische, biologische, radiologische und 
nukleare Massenvernichtungswaffen, Cyber-Attacken, internationaler Terroris- 
mus und Gefährdungen der Energiesicherheit (Ziff. 19). Um all diesen zum 
Teil vagen oder unsichtbaren Risiken und Bedrohungen (zur Unterscheidung 
beider Begriffe vgl. Giessmann 2010) begegnen zu können, müssten die be- 
waffneten Streitkräfte der Allianz ausreichend ausgerüstet und die Verteidi- 
gungsausgaben auf einem entsprechenden Niveau gehalten werden. 

Krisen und Konflikte jenseits der NATO-Grenzen können eine direkte Bedro- 
hung für die Sicherheit ihrer Mitglieder darstellen. Aus diesem Grund werde 
sich das Bündnis engagieren, um Krisen zu verhüten oder zu bearbeiten, Post- 
Konflikt-Situationen zu „stabilisieren“ und den Wiederaufbau zu unterstützen 
(Ziff. 20). Dies gilt grundsätzlich für die ganze Welt. Die wichtigste Lehre aus 
den Einsätzen in Afghanistan und auf dem Balkan bestünde darin, dass ein ef 
fektives Krisenmanagement einen umfassenden politischen, zivilen und militä- 
rischen Ansatz voraussetze. Entsprechende Maßnahmen betreffen z.B. die Ver- 
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besserung der Interventionskräfte einschließlich derjenigen zur Aufstandsbe- 
kämpfung, aber auch den „maßvollen“ Aufbau von zivilen Krisenbearbei- 
tungskapazitäten sowie die verstärkte zivil-militärische Planung während des 
ganzen Krisen-Zyklus. 


5. Die NATO: Regionales Bündnis mit globaler Reichweite 


Die globale Zuständigkeit der NATO kann, muss aber nicht unbedingt zu ei- 
genen militärischen oder zivil-militärischen Operationen führen. Vielmehr be- 
dient sich die NATO zunehmend bestehender internationaler Regelungswerke 
(z.B. Rüstungskontrollvereinbarungen wie dem nuklearen Nichtverbreitungs- 
vertrag), bestehender oder noch zu gründender Partnerschaften (insbesondere 
der mit Russland) und der Weiterverfolgung der Erweiterungspläne. Die 
NATO, so heißt es im neuen strategischen Konzept, sei bereit, „eventuell“ alle 
europäischen Staaten, die das wollen, in die „euro-atlantischen Strukturen zu 
integrieren“ (Ziff. 27). Eintrittsvoraussetzungen sind, dass es sich um „Demo- 
kratien“ handelt, die dieselben Werte mit der NATO teilen und auch bereit 
sind, die Verpflichtungen der Mitgliedschaft zu erfüllen. Einen Beitrittsan- 
spruch hat aber niemand. Denn über eine Aufnahmebedingung entscheidet 
die NATO nach eigenem Gutdünken: Die Aufnahme muss einen Beitrag zur 
gemeinsamen Sicherheit und Stabilität leisten. 

So relativiert sich die Politik der „open door“. Sowohl in NATO-Kereisen als 
auch unter Politikexperten herrscht weitgehend Einigkeit darin, dass es in ab- 
sehbarer Zeit zu keiner Erweiterung der NATO-28 kommen wird. Nicht ein- 
mal die Aufnahmegarantie für Ukraine und Georgien - im Abschlussdoku- 
ment des NATO-Gipfels von Bukarest erwähnt - wird sich so bald umsetzen 
lassen. Beide Länder werden zwar auch im Strategischen Konzept erwähnt, al- 
lerdings nicht unter dem Abschnitt „open door“, sondern erst später im Zu- 
sammenhang mit den „Partnerschaften für den Frieden“ (Ziff. 35). Achten die 
einen darauf, Russland nicht noch weiter zu brüskieren und von der NATO 
weg zu treiben anstatt näher an die NATO heran zu führen, so fürchten die 
anderen ein militärisches und politisches „overstretch“ des Bündnisses. The 
lesson learned aus Afghanistan ist nämlich auch, dass die kriegsstrategischen 
Wendungen der Führungsmacht USA längst nicht von allen NATO-Partnern 
nachvollzogen wurden, manche sogar eigene Abzugspläne geschmiedet (Kana- 
da, Polen, Italien) oder schon vollzogen haben (Niederlande) - und das, ob- 
wohl der Afghanistan-Einsatz offiziell als kollektive Verteidigungsmaßnahme 
im Rahmen des Art. 5 des NATO-Vertrags ausgegeben wird, immerhin der ers- 
te und bisher einzige „Bündnisfall“ in der über 60-jährigen Geschichte der 
NATO. Eine dritte Gruppe - die sich allerdings schwer identifizieren lässt - 
mag lieber an der Stärkung der europäischen Militärunion als einem eigen- 
ständig, d.h. vor allem unabhängig von den USA handelnden Projekt basteln. 
Entgegen anderslautenden Beschwichtigungserklärungen europäischer Politi- 
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ker/innen dürften die zum Teil demütigenden Wikileaks-Veröffentlichungen 
der letzten Monate ihre Wirkung nicht verfehlt haben. Das Vertrauen zwi- 
schen den USA auf der einen und einer Reihe europäischer Staaten auf der 
anderen Seite dürfte anhaltenden Schaden genommen haben. 

Eine „Globalisierung“ der NATO wird nicht über die Aufnahme neuer Mit- 
glieder aus verschiedenen Erdteilen erfolgen, sondern über die Errichtung ei- 
nes Netzes aus „Partnerschaften“ mit „Staaten und Organisationen aus aller 
Welt“ (Ziff. 28). Dieses flexiblere Konzept war der NATO bereits in einigen 
Policy-papers hochrangiger Berater bzw. Institutionen empfohlen worden 
(Brzezinski 2009, Hamilton 2009, Group of Experts 2010). Diese Partnerschaf- 
ten erstrecken sich nicht nur auf den Dialog und gegenseitige Konsultationen 
über Sicherheitsfragen von allgemeinem Interesse, sondern ausdrücklich auch 
auf gemeinsame „NATO-geführte Missionen“, also Militäreinsätze. 

Es sagt viel aus über die Selbsteinschätzung der NATO, wenn zwei „Partner“- 
Organisationen besonders hervorgehoben werden: Es sind dies die Vereinten 
Nationen und die Europäische Union. In der Kooperation mit der UNO in 
Form von Militäroperationen in der ganzen Welt sieht die NATO einen wesent- 
lichen Beitrag zur Sicherheit. Vorgeschlagen werden eine stärkere Verbindung 
zwischen den beiden „Hauptquartieren“, mehr reguläre politische Konsultati- 
onen und eine verstärkte praktische Kooperation bei der Krisenbewältigung 
dort, „wo beide Organisationen engagiert sind“. Es ist mehr als bemerkenswert, 
wenn sich die NATO als Militärpakt mit dem umfassenden UN-System der 
Staatenwelt, dem die NATO-Staaten angehören, auf eine Stufe stellt. Diese 
Gleichsetzung, die jeder völkerrechtlichen Substantiierung entbehrt, hat indes 
die UNO, bzw. ihr Generalsekretär selbst verschuldet. Am 23. September 2008 
haben nämlich die Generalsekretäre der UNO und der NATO, Ban Ki-moon 
und Jaap de Hoop-Scheffer, ein Abkommen geschlossen, in dem es um eine 
„erweiterte Beratung“ und „operative Zusammenarbeit“ wie z.B. bei der „Frie- 
denserhaltung“ auf dem Balkan und in Afghanistan geht. Beide Generalsekre- 
täre verpflichten sich, bei Bedrohungen und Herausforderungen gemeinsam 
vorzugehen. Dieses Abkommen wurde insbesondere von russischer Seite heftig 
kritisiert: Serge Lavrov, ehemaliger russischer Botschafter bei der UNO in New 
York und jetziger Außenminister Russlands war darüber „schockiert“, dass ein 
solches Abkommen im Geheimen und ohne Konsultation unterschrieben 
worden ist, und der russische Botschafter bei der NATO in Brüssel, Dmitry 
Rogozin, bezeichnet es rundweg als „illegal“ (Sponeck 2009: 128). 

Ebenso viel Aufmerksamkeit widmet die NATO der „strategischen“ Partner- 
schaft mit der Europäischen Union. Mit dem Lissabon-Vertrag habe die EU die 
Grundlage für den Aufbau von Kapazitäten geschaffen, mit denen den gemein- 
samen Sicherheitsherausforderungen begegnet werden könne (Art. 32). So kön- 
nen NATO und EU komplementäre und wechselnde Beiträge zum Frieden 
und zur internationalen Sicherheit leisten. Diese Zusammenarbeit beziehe sich 
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sowohl auf praktische „Operationen“ bezüglich des ganzen „Krisenspektrums“ 
als auch auf eine Koordinierung der beiderseitigen militärischen Fähigkeiten. 
Auch die Partnerschaft mit Russland ist für die NATO von „strategischem“ 
Interesse. Diese Partnerschaft basiere auf den Prinzipien und Vereinbarungen 
der NATO-Russland-Gründungs-Akte und der Römischen Erklärung, insbe- 
sondere was die Respektierung von Demokratie und Souveränität, Unabhän- 
gigkeit und territorialer Integrität aller Staaten in der euro-atlantischen Region 
betrifft (Ziff. 34). „Gemeinsame Interessen“ zwischen NATO und Russland lä- 
gen z.B. vor hinsichtlich der Raketenabwehr, dem Kampf gegen Terrorismus, 
Drogenhandel und Piraterie. Alle diese Punkte sind dann ja auch in das ge- 
meinsame Communique des NATO-Russland-Rats eingeflossen, der einen Tag 
nach dem NATO-Gipfel in Lissabon zusammentrat. Schließlich werden Part- 
nerschaften „vertieft“ oder „angestrebt“ mit Ukraine und Georgien, mit Län- 
dern des westlichen Balkan, mit Mittelmeer-Anrainerstaaten sowie mit „unse- 
ren Golf-Partnern“ und den „neuen Partnern“ der Istanbul-Kooperation. 

So vage diese Absichtserklärungen sind, so konkret sind die abschließenden 
Vereinbarungen der NATO zur Effizienzsteigerung ihrer militärischen Fähig- 
keiten. So verpflichten sich die 28 Mitgliedstaaten, die Verlegungsfähigkeit ih- 
rer Streitkräfte zu erhöhen und ihre Fähigkeit zu Kampfeinsätzen aufrecht zu 
erhalten, unnötige Duplikationen bei der Ausrüstung zu vermeiden, mehr ge- 
meinsame Einsätze durchzuführen - auch um „Solidarität“ zu zeigen - und 
den Prozess der kontinuierlichen Reformierung der NATO weiter zu führen. 
All dies auf der bereits existierenden Grundlage eines weltweiten Netzes militä- 
rischer Stützpunkte - die indessen nicht die NATO als Organisation, sondern 
einzelne ihrer Mitglieder, allen voran die USA - unterhalten und jederzeit für 
NATO-Operationen zur Verfügung gestellt werden können. Dabei fällt auf, 
dass die USA ihre militärische Einkreisung der Sowjetunion nach deren Auflö- 
sung zu einem fast lückenlosen Stützpunktring um den eurasischen Doppel- 
kontinent erweitert haben: vom Balkan (mit einer der größten Militärbasen im 
Kosovo) über den Nahen Osten (Irak, Katar, Kuwait, Oman, Bahrain, Verei- 
nigte Arabische Emirate), bis nach Süd-, Zentral- und Ostasien (Pakistan, Af- 
ghanistan, Südkorea, Japan). Die USA verfügen heute über mehr als 700 mili- 
tärische Einrichtungen außerhalb ihrer Grenzen; nicht eingerechnet die 96 ame- 
rikanischen Überseeterritorien im Pazifik und der Karibik (vgl. Rozoff 2009). 


6. Der deutsche Beitrag: Ein Fazit 


In allen Phasen der Konzeptualisierung der neuen NATO-Strategie waren 
deutsche Berater(institutionen) beteiligt. So gehörten etwa zur von Madeleine 
K. Albright geleiteten hochrangigen „Group of Experts“, welche die entschei- 
denden Empfehlungen für das künftige NATO-Konzept erarbeitet hatte, Karl- 
Heinz Kamp (früher Konrad-Adenauer-Stiftung, heute Leiter des NATO De- 
fense College in Rom) und der ehemalige Generalinspekteur der Bundeswehr 
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und Vorsitzender des NATO-Militärausschusses Klaus Naumann. Hinzu 
kommt, dass die Transformation der Bundeswehr von einer reinen Verteidi- 
gungsarmee in eine fast ausschließliche „Armee im Einsatz“ - wie wir gesehen 
haben, ein Projekt seit den Verteidigungspolitischen Richtlinien von 1992 - in 
den Monaten vor dem NATO-Gipfel in Lissabon mit Nachdruck voran ge- 
trieben wurde. Hierzu holte sich die Bundesregierung auch die Zustimmung 
des Bundestags ex negativo ein: In der Plenardebatte um das neue strategische 
Konzept der NATO (das zu diesem Zeitpunkt - 11. November 2010 - noch 
nicht verabschiedet und publiziert war), wurden alle Anträge aus den Reihen 
der Opposition, die eine defensive und auf Abrüstung zielende Ausrichtung 
der NATO verlangten, von der Regierungskoalition abgelehnt. 

Zwei Tage vor dieser Bundestagsdebatte hatte Verteidigungsminister zu Gut- 
tenberg eine Rede gehalten, die den finalen Zweck von Bundeswehr und 
NATO auf den Punkt brachte - und gleichzeitig deutlich machte, dass die po- 
litischen Koordinaten in Deutschland militärisch definiert werden. „Quod Iı- 
cet Jovi, non licet bovi“, hieß es bei den alten Lateinern, wenn man zum Aus- 
druck bringen wollte, dass, was dem einen recht ist, dem anderen noch längst 
nicht billig sein darf. Horst Köhler, der Mann, der das höchste Staatsamt der 
Bundesrepublik Deutschland bekleidete, musste diese bittere Erfahrung ma- 
chen, als er im Mai 2010 wegen seiner unbedachten Äußerungen über die Rol- 
le der Bundeswehr zur Verteidigung der Handelsinteressen des Exportwelt- 
meisters entnervt sein Amt niederlegte. Sein Fauxpas hatte darin bestanden, 
den schon anderweitig formulierten Anspruch Deutschlands auf militärische 
Absicherung von Handelswegen und Rohstoffinteressen in einem Interview für 
den Deutschlandfunk etwas naiv-ungeschickt zu Protokoll gegeben zu haben. 
„Im Zweifel“, so holperte Horst Köhler damals, „im Notfall“ sei „auch militä- 
rischer Einsatz notwendig .., um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel 
freie Handelswege ...“ Als nun Verteidigungsminister zu Guttenberg anlässlich 
einer in Berlin durchgeführten „Sicherheitskonferenz“ Ähnliches in nicht we- 
niger klare Worte fasste, ging weder ein Aufschrei durch die Medien noch in- 
teressierte sich die politische Klasse dafür. Vom Rang her steht der Verteidi- 
gungsminister mindestens drei Stufen unter dem Bundespräsidenten. Dass er 
sich dennoch unbeschadet etwas herausnehmen konnte, was dem obersten 
Repräsentanten des Landes Kopf und Kragen kostete, hat wohl mit zwei Din- 
gen zu tun. Erstens gehört der angesprochene Sachverhalt zum Ressort des 
Verteidigungsministeriums; zu Guttenberg argumentierte also in eigener Zu- 
ständigkeit. Zweitens ist er derzeit ungleich populärer als irgendein anderer Po- 
litiker, ein Sympathieträger ob seiner adligen Herkunft, seines schneidigen 
Auftretens und seiner allgegenwärtigen Medienpräsenz. Mit ihm legt sich we- 
der die Presse noch die politische Konkurrenz an. Bei einem Mann, dessen 
politische Karriere scheinbar unaufhaltsam weiter nach oben führt, will offen- 
bar niemand in Ungnade fallen. 
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Zu Guttenberg brachte in seiner besagten Rede am 9. November (sie ist übri- 
gens nirgendwo publiziert worden) die Aufgaben der ihm unterstellten Armee 
auf den Punkt: „Die Sicherung der Handelswege und der Rohstoffquellen sind 
ohne Zweifel unter militärischen und globalstrategischen Gesichtspunkten zu 
betrachten“. Und es müsse doch möglich sein, den Zusammenhang von nati- 
onalen Wirtschaftsinteressen und regionaler Sicherheitspolitik überall in der 
Welt „offen, ohne Verklemmung“ auszusprechen - so wie das der unglückliche 
Horst Köhler vor Monaten getan habe. Das Brisante an dem Guttenbergschen 
Vorstoß liegt darin, dass er unverblümt ausspricht, was in den militärstrategi- 
schen Konzepten der letzten 20 Jahre mehr oder weniger verklausuliert vor- 
handen war. Es geht letztlich um das imperiale Projekt der „Sicherung“ bzw. 
Aneignung fremder Rohstoffe und Energiequellen - nicht mehr versteckt hin- 
ter Floskeln wie Menschenrechtsschutz oder Verhinderung einer „humanitären 
Katastrophe“, sondern „offen, ohne Verklemmung“. Auf Dauer, so scheint es 
mir, ist die Durchsetzung einer imperialen Kriegspolitik im Rahmen der 
NATO oder der EU nicht mehr unter verschämtem Verschweigen ihrer wirkli- 
chen Ziele möglich. Vielmehr bedarf es einer forschen Rhetorik, welche die 
künftigen Kriege um Rohstoffe und Energien innenpolitisch als Stärkung der 
deutschen Wirtschaft verkauft. Auf diese Weise, so das Kalkül der Herrschen- 
den, lasse sich vielleicht die in der Bevölkerung weit verbreitete Kriegsskepsis 
überwinden. Und wer, wenn nicht die „Lichtgestalt“ Guttenberg, kann diese 
ideologische Offensive zu einem guten Ende bringen? 
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Werner Ruf 


Die militärpolitische Emanzipation 
Deutschlands - Afrika als Exerzierplatz? 


Vorweg zur Begrifflichkeit. Der Begriff Emanzipation wurde bewusst gewählt: 
Er beschreibt einen Prozess. Jahrzehnte schien es undenkbar, dass deutsche 
Truppen wieder auf Kriegsschauplätzen auftauchen könnten. Heute sind sie 
wieder da, jedoch nicht im Alleingang und unter nationalem Kommando, 
sondern im Bündnis. Der Wandel der Rolle Deutschlands - von einem wegen 
des preußisch-deutschen Militarismus und zweier fürchterlicher vom Zaune 
gebrochener Kriege im internationalen System geächteten Paria zu einem ak- 
zeptierten, ja umworbenen Partner - ist hier kurz nachzuzeichnen. Es scheint, 
dass Deutschland diese neue Rolle nutzt, um im Konzert der Mächte seine ei- 
genen Rohstoffinteressen auch militärisch abzusichern. Nicht zufällig konzent- 
rieren sich deutsche Militäreinsätze zunehmend auf Afrika. 


Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik und die Bündnisse 


Die 1949 gegründete BRD war nur bedingt souverän, sie hatte nicht einmal 
einen Außenminister - geschweige denn Militär. Das Misstrauen der Alliierten, 
vor allem der europäischen, saß tief: 1948, als die Neugründung eines (west-) 
deutschen Staates sich auf der internationalen Tagesordnung abzuzeichnen 
begann, schlossen Frankreich, Großbritannien und die Benelux-Staaten den 
Brüsseler Pakt, der als Verteidigungsbündnis gegen ein Wiederaufleben des 
deutschen Militarismus gedacht war und eine zwingende militärische Bei- 
standspflicht enthielt - ganz im Gegensatz zu den viel weicheren Formulie- 
rungen im Artikel 5 des späteren NATO-Vertrags. 

Noch der zwischen Frankreich und der jungen Bundesrepublik im Mai 1952 
unterzeichnete EVG-Vertrag, der eine Wiederbewaffnung Deutschlands zur 
Folge gehabt hätte, scheiterte schließlich im August 1954 im französischen 
Parlament am Widerstand von Kommunisten und Gaullisten. Paradoxerweise 
eröffnete dieses Scheitern den Weg zur NATO, der die BRD 1955 beitrat. 
Damit verlor der Brüsseler Pakt seinen Sinn, denn seine Mitglieder wie auch 
die BRD gehörten nun demselben Militärbündnis an. Der Brüsseler Pakt wur- 
de umgewandelt in die Westeuropäische Union (WEU), der auch die BRD 
beitrat. Ihre Hauptaufgabe war hinfort die Überwachung der Deutschland und 
Italien noch auferlegten Rüstungskontrollen. Doch auch die NATO selbst 
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sollte eine Kontrollfunktion über das noch immer im Geruch des aggressiven 
Militarısmus stehende Deutschland haben: Im Gegensatz zu allen anderen Mit- 
gliedstaaten, die Truppenteile unter nationalem Kommando und außerhalb 
der NATO unterhalten, wurde die gesamte Bundeswehr der NATO unterstellt. 
Der erste Generalsekretär der Organisation, der Brite Lord Ismay, brachte dies 
auf die griffige Formel, das Ziel der NATO sei „to keep the Russians out, the 
Americans in and the Germans down“ (Schmähling 1990, 15). 

Ohne hier die vielen wichtigen teils großen (z.B. Deutschlandvertrag von 1955), 
teils kleinen Schritte des auch ökonomischen Aufstiegs der BRD benennen zu 
können,! muss eine entscheidende Etappe benannt werden - gerade weil sie in 
der offiziellen Erinnerungskultur der vereinten Deutschlands keine Rolle zu 
spielen scheint: Gemeint ist der Zwei plus Vier-Vertrag vom 12. September 
1990, der den Beitritt der DDR zur BRD regelt und der die Bestimmungen 
des Potsdamer Abkommens von 1945 und die Verantwortung der vier Sieger- 
mächte „für Deutschland als Ganzes“ beendet. Auch dieser Vertrag ist von 
dem noch immer nicht erloschenen Misstrauen gegenüber dem deutschen Mi- 
litarismus und seiner expansionistischen Politik geprägt: Endgültig werden 
(Artikel 1, Ziffer 1) die deutschen Grenzen festgeschrieben, wie sie aus dem 
Zweiten Weltkrieg resultieren, ausdrücklich wird die deutsch-polnische Grenze 
nochmals als unveränderlich bezeichnet (Ziffer 2) und unter Zustimmung beı- 
der deutscher Staaten festgelegt: Das „vereinte Deutschland hat keinerlei Ge- 
bietsansprüche gegen andere Staaten und wird solche auch in Zukunft nicht 
erheben“ (Ziffer 3). Und weiter (Ziffer 4): „Die Regierungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik werden si- 
cherstellen, dass die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei Bestim- 
mungen enthalten wird, die mit diesen Prinzipien unvereinbar sind.“ Der fol- 
gende Artikel 2 ergänzt und paraphrasiert Artikel 26 des GG: 

„Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik bekräftigen ihre Erklärungen, dass von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach 
der Verfassung des vereinten Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht 
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die 
Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. Die Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik erklären, dass das 
vereinte Deutschland keine seiner Waffen jemals einsetzen wird, es sei denn in Übereinstimmung 
mit seiner Verfassung und der Charta der Vereinten Nationen.“ 

Darüber hinaus (Artikel 3) verzichtet das zu vereinigende Deutschland „auf 
Herstellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologi- 
sche und chemische Waffen.“ Eine Friedenspflicht Deutschlands scheint damit 
für alle kommenden Zeiten festgeschrieben. Die nun zu erörternde Frage ist, 
inwieweit die Bündnisse - einst zur Einhegung zumindest des westdeutschen 
Staates gedacht - nunmehr genutzt werden, um durch Handeln im Bündnis 


1 Aus verfassungsrechtlicher Sicht hat dies Martin Kutscha (2010) nachgezeichnet. 
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die verloren geglaubte und völkerrechtlich streng eingeschränkte nationale 
Souveränität wieder zu gewinnen. 
Ein Meilenstein auf dem Weg zur Rückgewinnung militärischer Handlungs- 
möglichkeiten der BRD war der gut ein Jahr später geschlossene Vertrag von 
Maastricht (Dezember 1991). Dort beschlossen die Staaten der EU in Art. J 
eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). Militärischer Arm 
der GASP sollte die WEU sein, die so zu neuem Leben erweckt wurde.? Ihre 
Aufgaben wurden im Juni 1992 auf dem Petersberg bei Bonn definiert („Pe- 
tersberg-Aufgaben“): 
- humanitäre Aufgaben, 
- Rettungseinsätze, 
- friedenserhaltende Aufgaben sowie 
- Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffender 
Maßnahmen. 
Durch die Aufstellung und Zuweisung von multinationalen Verbänden (EU 
battle groups) sollen diese Aufgaben erfüllt werden. Auf dem EU-Gipfel in St. 
Malo (1998) begann die Integration der WEU in die EU, die nun auch eine 
Europäische Verteidigungs- und Sicherheitspolitik (ESVP) formulierte. Im Ver- 
trag von Nizza (Dezember 2000) wurde die WEU von der EU übernommen, 
im Lissabon-Vertrag (Dezember 2009) wurden dann die letzten Funktionen 
der WEU auf die EU übertragen. Die EU verfügt damit über eine eigene 
Streitmacht zur Umsetzung der ESVP. Schon im Dezember 2003 hatte die EU 
eine eigene Sicherheitsstrategie (ESS) beschlossen (EU 2003). Sie trägt den be- 
wegenden Titel „Ein sicheres Europa in einer besseren Welt“. 
Wie jedes militärische Dokument beginnt auch die ESS mit einer Lage-Analyse: 
„Seit 1990 sind fast vier Millionen Menschen - zu 90 % Zivilisten - in Kriegen ums Leben ge- 
kommen. Weltweit haben über 18 Millionen Menschen wegen eines Konflikts ihr Heim verlas- 
sen. In weiten Teilen der dritten Welt rufen Armut und Krankheiten unsägliches Leid wie auch 
dringende Sicherheitsprobleme hervor. Fast drei Milliarden Menschen und damit die Hälfte der 
Weltbevölkerung müssen mit weniger als zwei Euro pro Tag auskommen. Jedes Jahr sterben 45 


Millionen Menschen an Hunger und Unterernährung. ... Die Armut im südlich der Sahara gele- 
genen Teil Afrikas ist heute größer als vor zehn Jahren.“ (EU 2003, 2) 


Die daraus gezogenen strategischen Schlussfolgerungen muten verblüffend an: 
„Im Zeitalter der Globalisierung können ferne Bedrohungen ebenso ein Grund zur Besorgnis sein 
wie näher gelegene. ... Die erste Verteidigungslinie wird oftmals im Ausland liegen.“ (ESS 2003: 7) 
Die Folgen des durch den global durchgesetzten Neoliberalismus verursachten 
sozialen Elends, der „kannibalischen Ordnung“, wie Jean Ziegler (2005) die 
neue Weltordnung treffend nennt, und die aus Hunger, Elend und Hass resul- 


2 Art. J.4, Ziff. 2: „Die Union ersucht die Westeuropäische Union (WEU), die integraler Bestand- 
teil der Entwicklung der Europäischen Union ist, die Entscheidungen und Aktionen der Union, 
die verteidigungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten und durchzuführen. Der Rat trifft 
im Einvernehmen mit den Organen der WEU die erforderlichen praktischen Regelungen.“ 


72 Werner Ruf 


tierenden Konflikte werden auf eindimensional verkürztes militärisches Den- 
ken reduziert, zu latenten Bedrohungen stilisiert, die dann auch nur noch mi- 
litärisch „bearbeitet“ werden können: Die Anwendung von Gewalt wird zwar 
als ultima ratio, als letztes Mittel der Konfliktlösung bezeichnet, durch die Mi- 
litarisierung jeder Art von Konflikt wird aber die Anwendung militärischer 
Gewalt de facto zum ersten Mittel der Politik. 

Betont wird allerdings in der ESS, „der grundlegende Rahmen der internatio- 
nalen Beziehungen ist die Charta der Vereinten Nationen“. Jedoch: Diese dip- 
lomatische Formulierung verschleiert mehr als sie zu sagen vorgibt: Es dürfte 
kein Zufall sein, dass hier nicht - wie noch explizit im Zwei plus Vier-Vertrag - 
eine Formulierung gewählt wird wie „in Übereinstimmung mit der Charta der 
Vereinten Nationen“. Denn die explizit erhobene Forderung nach „präventi- 
vem Engagement“ stellt eine eklatante Verletzung des Art. 2, Ziffer 4 (Gewalt- 
verbot) der Charta der VN dar. 

Dem Völkerrecht widersprechen auch die einschlägigen Regelungen zur Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) im Lissabon-Vertrag, der am 
1. Januar 2009 in Kraft trat. So bestimmt Artikel 42: 

(1) „Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist integraler Bestandteil der Gemein- 
samen Außen- und Sicherheitspolitik. Sie sichert der Union eine auf zivile und militärische Mit- 
tel gestützte Operationsfähigkeit. Auf diese kann die Union bei Missionen außerhalb der Union 
zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit in Über- 
einstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zurückgreifen.“ 

(3) „Die Mitgliedstaaten stellen der Union für die Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zivile und militärische Fähigkeiten ... zur Verfügung“. (EU 2009: 51f) 
Genau wie in der ESS werden hier Kampfeinsätze außerhalb der Union (also 
nicht zur territorialen Verteidigung sondern zur „Friedenssicherung“!) nur in 
„Übereinstimmung mit den Grundsätzen“, nicht aber „in Übereinstimmung 
mit der Charta“ der VN vorgesehen. Die Interpretation dieser „Grundsätze“ 
liegt dann bei der EU. Einsätze können vom Rat auch an „Koalitionen der 
Willigen“ übertragen werden. Diese müssen dann nur vorher einen entspre- 
chenden Ratsbeschluss erreichen. Im Verteidigungsfalle (Ziffer 7 des Art. 42) 
enthält der Vertrag einen Beistandsmechanismus, der viel umfassender ist als 
Art. 5 des NATO-Vertrags’: „Im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaats schulden die anderen Mitgliedstaaten ihm alle 
in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung ...“. Dieser inzwischen un- 
wahrscheinliche Fall entstammt noch den Regelungen jenes Brüsseler Vertrages 
von 1948. Worum es wirklich geht, sagt Artikel 43, der nochmals die oben 


3 Art. 5 des NATO-Vertrages besagt, „dass im Falle eines Angriffs jede (Partei des Vertrages) 
Beistand leistet, indem jede... die Maßnahmen, einschließlich der Anwendung von Waffen- 
gewalt, trifft, die sie für erforderlich erachtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets 
wieder herzustellen.“ Der Zyniker Lord Ismay kommentierte dies mit den Worten: „Im Not- 
fall genügt eine Postkarte.“ 
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erwähnten Petersberg-Aufgaben rekapituliert und in weitgehendem Einklang 
mit der ESS festlegt: 

„Die in Artikel 42 Absatz 1 vorgesehenen Missionen ... umfassen ... Aufgaben der Konfliktverhü- 
tung und der Erhaltung des Friedens sowie Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung 
einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen und Operationen zur Stabilisierung der Lage 
nach Konflikten. Mit allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des Terrorismus beigetragen 
werden, unter anderem auch durch die Unterstützung für Drittländer bei der Bekämpfung des 
Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet.“ 

Dass nach Artikel 36 das Europäische Parlament zu Fragen der GASP „gehört 
werden soll und dass seine Auffassungen ... gebührend berücksichtig werden“ 
sollen, es sogar Anfragen und Empfehlungen an den Rat richten darf, und 
zweimal jährlich eine Aussprache „über die Fortschritte bei der Durchführung 
der GASP“ führt, zeugt vom Demokratieverständnis des Lissabon-Vertrags - 
und den sich darin bietenden Handlungsvollmachten der Regierungen. 

Eine weitere Frage ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung: Das Verhält- 
nis der EU und ihrer GASP bzw. ESVP zur NATO. Diese ist ja nun spätestens 
seit dem am 24. April 1999 beschlossenen strategischen Konzept weltweit zu- 
ständig (NATO 1999). In Ziffer 19 des neuen Konzepts erfand sie die „Nicht- 
Artikel-Fünf-Krisenreaktions-Operationen“, die „gleiche politische und militä- 
rische Qualität“ erfordern wie die klassischen Verteidigungsoperationen nach 
Artikel 5 des NATO-Vertrags. Vor allem: Die EU und ihre GASP wurden da- 
mals noch als zur NATO komplementäre Organisationen gesehen, wobei al- 
lerdings die NATO „das essentielle Forum für Konsultationen zwischen den 
Alliierten und das Forum für die Abstimmung ihrer Politiken“ bleiben soll 
(Ziffer 25). Dieser Konsens spiegelte noch die Angst Washingtons, die EU 
könne sich zu einer Parallelstruktur, ja zu einem Rivalen der US-dominierten 
NATO entwickeln (Asmus et al. 2010). Ganz anders die in Lissabon am 19. 
November 2010 beschlossene neue Strategie: 

„Eine aktive und effektive Europäische Union trägt zur Sicherheit des euro-atlantischen Raumes 
bei. Deshalb ist die EU ein einzigartiger und wesentlicher Partner für die NATO. ... NATO und 
EU können und sollen komplementäre und sich gegenseitig stärkende Rollen spielen im Erhalt 
des internationalen Frieden und der Sicherheit.“ (Ziffer 32). (NATO 2010: 9) 

Die EU und ihre GASP werden also nicht mehr als Konkurrenz zur NATO 
betrachtet. Hier soll nicht darüber spekuliert werden, ob diese Aufwertung der 
EU auch Ausdruck einer US-Außenpolitik sein könnte, die ihre Grenzen als 
Hegemon in einer zunehmend multipolaren Welt sieht und die EU als wichti- 
gen Partner gegen neue aufsteigende Mächte wie China begreift und sie des- 
halb an sich binden möchte. Kurzum: Die Rolle der EU als globaler Sicher- 
heitsakteur ist aufgewertet. 

Festzuhalten ist: Deutschland hat bisher immer im Bündnis gehandelt, sei dies 
die NATO oder zunehmend die EU, und es wird dies auch weiterhin tun. Die 
einschlägigen Regelungen des Lissabon-Vertrages liefern hierfür geradezu ideale 
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Voraussetzungen: Als wichtigste europäische Macht hat Deutschland dort ent- 
scheidenden Einfluss auf die Erteilung und die Ausgestaltung der Außenpoli- 
tik und auf gegebenenfalls zu erteilende Mandate für militärische Interventio- 
nen. Und: Im Verhältnis zum bisherigen alleinigen Hegemon gewinnt die EU 
- und damit Deutschland - an Gewicht. Selbstbewusst publizierte das Institut 
für Sicherheitsstudien der EU pünktlich zum NATO-Gipfel in Lissabon drei 
Studien (EUISS 2010a, b, c), in denen als erste Priorität gemeinsame EU- 
Strategien für Afrika gefordert wurden.’ 

Für den außen- und sicherheitspolitischen Handlungsanspruch ergibt sich 
allerdings eine entscheidende Frage: In Deutschland gilt nach wie vor der 
Parlamentsvorbehalt, in der EU gilt dieser nicht. Ein diesbezügliches Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts unterstreicht, dass nationales Recht weiter 
gilt, EU-Beschlüsse also die Mandatserteilung durch den Deutschen Bundes- 
tag nicht ersetzen können (BPB 2009). Dies könnte ein Hemmschuh für 
Deutschlands Bestreben sein, im Rahmen der EU wieder eine Weltgeltung 
zu erlangen, die ihm bisher versagt blieb. Dennoch dürften die jeweiligen zu 
erwartenden Entscheidungen des Deutschen Bundestages Beteiligungen an 
Militäreinsätzen kaum verhindern. Die Rückkehr zum Recht des Stärkeren 
unter Missachtung des Völkerrechts steht wieder auf der Tagesordnung - 
auch für Deutschland. 


Deutschland und die Vereinten Nationen 


Inzwischen ist die Bundesrepublik zum vierten Mal für zwei Jahre nichtstän- 
diges Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Seit Mitte der 90er 
Jahre strebt Deutschland in den VN offen einen Ständigen Sitz mit der Begrün- 
dung an, es wolle und müsse aufgrund seiner wirtschaftlichen und politischen 
Rolle in der Welt „mehr Verantwortung“ tragen. Diese Anläufe wurden jedoch 
bisher immer wieder erfolgreich von den fünf Ständigen Mitgliedern abge- 
wehrt. Besonders absurd ist bei diesen Versuchen, dass, gelänge das deutsche 
Vorhaben, dann drei Mitgliedstaaten der EU Ständige Sitze im Sicherheitsrat 
innehaben würden. Doch das deutsche Streben macht Fortschritte. So ist die 
Bundesrepublik mittlerweile ihrem Ziel einen Schritt näher gekommen: Die 
Verhandlungen mit dem Iran über dessen Atomprogramm werden inzwischen 
offiziell geführt von „den fünf Ständigen Mitgliedern und Deutschland“. 

Die aktive Rolle Deutschlands in den VN verfolgt aber noch ein zweites Ziel: 
Deutschland beharrt darauf, dass Militärinterventionen ausschließlich auf der 
Basis eines UN-Mandats durchgeführt werden dürfen. Das Fehlen eines sol- 
chen Mandats war zwar kein Grund, eine Beteiligung am NATO-Krieg gegen 


4 Die EUISSStudie „A Strategy for EU foreign policy“ fordert mit klaren Worten, dass die im Rah- 
men der GASP durchgeführten Missionen gemeinsame zivile und militärische Aktionen der EU 


in Afrika durchführen sollen. Die NATO wird hierbei nicht einmal erwähnt (EUISS 2010a, 59). 
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Jugoslawien abzulehnen, es wurde jedoch benutzt, um die offizielle deutsche 
Beteiligung am Krieg gegen Irak zu verweigern. 

Diese Doppelstrategie verfolgt ein wichtiges Ziel: Die Betonung der Rolle der 
VN - insbesondere ihres Sicherheitsrats - macht Deutschland zu einem wich- 
tigen Akteur in der Weltorganisation, ganz gleich, ob es schließlich einen 
Ständigen Sitz erlangen kann oder nicht: Das Beharren auf der UN- 
Mandatierung von Militäreinsätzen stärkt vordergründig den Sicherheitsrat, 
indirekt aber auch Deutschland und sein Streben nach einem Ständigen Sitz 
in diesem Gremium. Andererseits hat sich der Sicherheitsrat inzwischen zu ei- 
ner Art Selbstbedienungs-Institution für die Mandatsvergabe entwickelt: Er be- 
schließt nicht nur Mandate, sondern Staatengruppen und Einzelstaaten treten 
an ihn heran, um ein Mandat zu erhalten und handeln dieses mit dem Sicher- 
heitsrat aus. Hier nur zwei eklatante Beispiele: Die Beteiligung der deutschen 
Marine am UNIFIL-Mandat vom September 2006 zwecks Kontrolle der liba- 
nesischen Küste wurde in tagelangen zähen Verhandlungen zwischen der BRD 
und dem Sicherheitsrat erarbeitet (vgl. BAF 2006). Das zweite Beispiel ist der 
UN-mandatierte Militäreinsatz der EU im Tschad (EUFOR Tschad/RCA), den 
der Französische Außenminister Kouchner treffend so charakterisierte: „Diese 
französische Mission wird eine europäische sein“ - mit UN-Mandat, versteht 
sich. 

Es ist daher absolut folgerichtig, Militäreinsatze nach Kap. VII der UN-Charta 
grundsätzlich abzulehnen, wie Jan van Aken dies in seinem Beitrag zur Pro- 
gramm-Debatte der LINKEN fordert (van Aken 2010). In der Tat: Einsätze 
nach Kap. VI der Charta, also im Rahmen der friedlichen Beilegung von 
Streit, sind zu befürworten, sind sie doch grundsätzlich nicht-militärisch, allen- 
falls das klassische Blauhelmkonzept? wäre hier möglich. Anders verhält es sich 
mit Kampfeinsätzen nach Kap. VII, wo es um „Maßnahmen bei Bedrohung 
oder Bruch des Friedens und bei Angriffshandlungen“ geht. Statt ihre Blocka- 
dehaltung bzgl. des Art. 47 der Charta aufzugeben und dem Sicherheitsrat 
Truppen zur Verfügung zu stellen, lassen sich die Mitgliedsstaaten die Manda- 
te für ihre eigenen Interventionen erteilen. 

Damit versuchen die großen Staaten, ihre eigenen Interessen durchzusetzen, 
denn Militär ist Instrument der Politik und daher niemals neutral. Dies illust- 
rieren nicht nur die beiden erwähnten Beispiele, sondern auch Afghanistan 
ebenso wie der Versuch der USA, ein UN-Mandat für den Angriff auf den Irak 
zu erhalten. Letztlich beschädigen diese Mandate, die sich die mächtigen Staa- 


5 Da der Art. 47 der UN-Charta (Bereitstellung von Truppen der Mitgliedstaaten für den Si- 
cherheitsrat) nie realisiert wurde, entwickelten die VN die sog. Blauhelme: Sie wurden nur im 
Einverständnis mit den Konfliktparteien stationiert; sie waren allenfalls für die Selbstverteidi- 
gung bewaffnet; vor allem: nur kleine und neutrale Staaten waren Truppensteller. Damit un- 
terscheidet sich das alte, völkergewohnheitsrechtlich entwickelte Instrument der „Blauhelme“ 
radikal von der seit Ende der Bipolarität üblich gewordenen Praxis. 
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ten zur Durchsetzung ihrer Interessen besorgen, das in der Charta angelegte 
supra-staatliche Gewaltmonopol. Dieses wird ausgehöhlt, und damit werden 
die Art. 2.4 (Gewaltverbot) und 2.7 (Nichteinmischungsgebot) der Charta völ- 
kergewohnheitsrechtlich außer Kraft gesetzt. Nicht um der Stärkung der VN 
willen, wie behauptet wird, sondern um hier gleichziehen zu können, strebt 
Deutschland nach einem Ständigen Sitz im Sicherheitsrat. 


Deutsche strategische Konzepte 


Während ın der Opposition noch über die humanitäre Rechtfertigung von 
Militäreinsätzen gestritten wird, sind Regierung und Bundeswehr diesen De- 
batten längst voraus. Auslandseinsätze sollen - wie ja in der ESS, im Lissabon- 
Vertrag und im strategischen Konzept der NATO gefordert - zur Normalität 
werden: Die Sprachregelung heißt jetzt „Armee im Einsatz“. Hierzu liegen 
zwei Grundsatzpapiere vor: Der im Oktober 2010 erschienene Bericht der sog. 
Weise-Kommission (BW 2010b) und der Bericht des Generalinspekteurs für 
die Bundesregierung (BW 2010a). 

Die Weise-Kommission benennt im Titel der Studie klar die neue Denkrich- 
tung des Bundesministeriums für Verteidigung: „Vom Einsatz her denken“. 
Die Umsetzung dieses Ziels soll durch „mehr Flexibilität und höhere Effi- 
zienz in der Bundeswehr erreicht werden (BW 2010b: 3). Es geht um eine 
„neue Bundeswehr“, die ganz offensichtlich mit den im Grundgesetz formu- 
lierten Aufgaben bricht und NATO und EU auf gleiche Ebene stellt. Nun- 
mehr geht es um die „Erfüllung der sicherheitspolitischen und militärischen 
Zielvorgaben der NATO und der Europäischen Union“, wie sie in deren Si- 
cherheitsstrategien festgeschrieben sind. Unmissverständlich wird - explizit - 
darauf hingewiesen, dass die humanitären Einsätze der Vergangenheit ange- 
hören, geht es doch ab jetzt um „aktive Militäreinsätze ... von Somalia über 
das ehemalige Jugoslawien bis zu Afghanistan und Marineeinsätzen am 
Horn von Afrika.“ 

Ergänzt werden die Vorschläge der Weise-Kommission durch den fast zeit- 
gleich vorgelegten Bericht des Generalinspekteurs der Bundeswehr. Dieser be- 
nennt im Detail die Reformvorstellungen. Daraus seien hier einige Kernaussa- 
gen zitiert, deren Sprache geradezu verblüffende Parallelen zur ESS aufweist. 
Der Umbau der Bundeswehr weg von der Berufsarmee ist unverzichtbar, denn 
„eine Schwerpunktverlagerung zu professionelleren Streitkräfte [ist] sicher- 
heitspolitisch unabdingbar.“ Die Bundeswehr soll globaler Akteur werden und 
„auch auf das Unvorhergesehene reagieren können.“ (BW 2010a: 13) 

„Die Einsatzrealität der vergangenen zwanzig Jahre und Zukunftsanalysen zeigen, dass Risiken 
und Bedrohungen von Staaten und Regionen ausgehen können, die sich der Kontrolle durch ein 
funktionierendes Staatswesen entziehen. Dazu gehören die Gebiete scheiternder und gescheiterter 


Staaten, die Hohe See, der Luftraum über diesen Regionen, der Weltraum und große Teile des 
Informationsraumes.“ (BW 2010a: 12) 
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Die Bundeswehr schrumpft von derzeit noch 252.000 Soldatinnen und Solda- 
ten im Jahre 2005 auf 166.000, 96% davon sollen Berufssoldaten sein. 
So soll die Armee „effizienter, schlagkräftiger, moderner“ werden, um mit ih- 
ren Fähigkeiten zur Spitze der Bündnisse zu gehören. Diesem Ziel folgt der 
aufschlussreiche Satz „Hier setzen jedoch nationale Souveränitätserwägungen 
durchaus Grenzen.“ (BW 2010a: 22) Damit wird eine Art nationaler Vorbehalt 
formuliert, der den Verpflichtungen in den Bündnissen dann und dort Gren- 
zen setzt, wo das nationale Interesse der Bundesrepublik berührt werden 
könnte. 
Die Zielvorgaben für die Streitkräfte der Zukunft sind: 
e „Dauereinsätze mit mindestens 10.000 (statt bislang rund 7.000) Soldatinnen und Soldaten in 
mehreren Einsatzgebieten, dabei 
e Vollunterstützung der Anteile Land- und Luftstreitkräfte in zwei Einsatzgebieten, mit ggf. zu- 
sätzlicher kommerzieller Unterstützung oder Host Nation Support, 
e davon unabhängig organische und kommerzielle Unterstützung der Seestreitkräfte.“ (BW 
2010: 24) 
Hier werden die Vorgaben der ESS ins Operative übersetzt. Auch geht es nicht 
mehr um „Streitkräfte zur Verteidigung“, sondern um Kampfeinsätze, und dies 
weltweit. Folgerichtig findet die Notwendigkeit einer Mandatierung durch die 
VN keine Erwähnung - auch wenn davon auszugehen ist, dass diese für die 
unmittelbare und mittelfristige Zukunft eingeholt werden dürften. Die „huma- 
nitäre Begründung“ ist obsolet geworden und findet auch keine Erwähnung 
als Begründung für Einsätze. 
Ganz im Zuge neoliberaler Verschlankung soll in Zukunft auch auf private mi- 
litärische Dienstleister zurückgegriffen werden. Schließlich wird dem nationa- 
len Alleingang ein Türchen geöffnet, setzen doch „nationale Souveränitätser- 
wägungen“ dem Handeln in den Bündnissen „durchaus Grenzen“. Damit ist 
die Bundeswehr aufgestellt für Militäreinsätze jeder Art, bündnispolitische o- 
der geografische Beschränkungen gibt es nicht mehr. 


Afrika - ein Exerzierplatz? 


Mit der Ausrufung des „global war on terrorism“ am 20. September 2001 hat- 
ten die USA nach den Anschlägen des 11. September die „Operation Endu- 
ring Freedom“ (OEF) ins Leben gerufen (Dep. of State 2001). Das Operati- 
onsgebiet von OEF erstreckte sich von Afghanistan über das Horn von Afrika 
und - unter Verweis auf die Anschläge in Kenia - bis Tansania und in den Sa- 
hel. Der Terrorismus in diesem Raum wurde auch beschworen im Zusammen- 
hang mit der Entführung von 32 Europäern in der algerischen Sahara im Jahre 
2003. Unter implizitem Verweis auf diesen Akt gründeten die USA ım Februar 
2007 ein eigenes Kommando für Afrika, African Command, kurz: Africom 
(Ruf 2008). Es schließt den Ring der den Globus umspannenden amerikani- 
schen Kommandos, die parallel zur und unabhängig von der NATO existie- 
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ren. Der afrikanische Kontinent ist seit jüngstem neben den asiatischen Öl- 
und Gasfeldern ins Fadenkreuz der großen Mächte geraten, da dort Lagerstät- 
ten des Schwarzen Goldes noch nicht voll erschlossen sind und weitere Reser- 
ven vor allem im Sahel-Raum und im Golf von Guinea vermutet werden. Afrı- 
ka birgt weitere energetische Ressourcen wie Uran, das seit Peak Oil als Ener- 
giequelle immer wichtiger wird, aber auch Gold, Diamanten, Kupfer und das 
für Informationstechnologien unerlässliche Coltan. Um ihre Energieabhängig- 
keit von den asiatischen Staaten zu reduzieren, erklärten die USA im Jahre 
2007 (FAZ, 24.4.2007), dass sie ihre Importe aus Afrika von damals 13% auf 
25% im Jahre 2013 steigern wollten und dass die Carter-Doktrin® hinfort auch 
für Afrika gelte (Volman 2006). 

Neben den alten Kolonialmächten und den USA hat sich in Afrika China’ als 
neuer Akteur etabliert. Dies gilt in herausragender Weise für Sudan, dessen Öl 
zu 63% nach China verschifft wird, aber auch für die ölreichen Länder Nige- 
ria und Angola (Kappel/Schneidenbach 2006). Derzeit ist China dabei, sich in 
Niger zu engagieren, das über die drittgrößten Uran-Reserven der Welt verfügt. 
Dieses bitterarme Land, ehemalige französische Kolonie, ist fest in der Hand 
von Areva, der wohl weltgrößten Firma im Bereich von Uran-Abbau, Atoman- 
lagenbau und Wiederaufbereitungsanlagen (Ruf 2009). Die Interessen der EU 
wie der USA liegen also zum Einen in der Ausbeutung der gigantischen Roh- 
stoffreserven des Kontinents, wobei durchaus Rivalıtäten zwischen beiden be- 
stehen, zum Andern aber ist es in beider Interesse, die politische Kontrolle 
über die afrikanischen Staaten so zu gestalten, dass der Einfluss Chinas auf 
dem Kontinent eingedämmt werden kann. 

Angesichts dieser geopolitischen Lage ist es kein Zufall, dass auch Deutsch- 
land sich zunehmend in Afrika engagiert. Zwar entfällt die höchste Zahl der 
derzeit eingesetzten deutschen Soldatinnen und Soldaten auf Afghanistan, und 
von der Zahl der Einsätze her liegt der Schwerpunkt bisher auf dem Balkan. 
Aber: In Afrika beteiligt(e) sich Deutschland seit 1993 an zwölf Einsätzen. Die 
höchsten Truppenstärken erreichte der UN-mandatierte Einsatz der 
UNOSOM in Somalia, wo von 1993 bis 1994 1.700 Heeressoldaten und 600 
Marinesoldaten eingesetzt waren, hinzu kamen 120 Soldaten der Luftwaffe in 
Kenia. Der unter quantitativen Gesichtspunkten zweitwichtigste Einsatz ist die 
Operation ATALANTA/EU NAVFOR im Golf von Aden (seit 2008) zum 


6 In Reaktion auf die iranische Revolution hatte der damalige US-Präsident Jimmy Carter am 
23. Januar 1980 vor dem Kongress erklärt: “Jeder Versuch einer fremden Macht, die Kontrol- 
le über die Region am Persischen Golf zu erlangen, wird als Angriff auf die lebenswichtigen 
Interessen der Vereinigten Staaten angesehen. Jeglicher Angriff dieser Art wird mit allen Mit- 
teln zurückgeschlagen werden, auch mit militärischen." 

7 Aufschlussreich sind auch die Berichte der US-Botschaften in Afrika zur Rolle Chinas auf 
dem Kontinent, vgl. „ Pas une menace... mais & surveiller de tres pres“, in: El Watan (Algier), 
14.12.2010. 
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Schutz vor somalischen Piraten, die von der EU mandatiert ist. Auf deutschen 
Kriegsschiffen sind dort bis zu 1.400 Soldaten im Einsatz. Ein weiterer perso- 
nalintensiver Einsatz der Bundeswehr war die Mission EUFOR in der Demo- 
kratischen Republik Kongo, die vom 3. Juli bis 30. November 2006 die Präsi- 
dentschaftswahlen in diesem Land sichern sollte. Das Oberkommando dieser 
Operation war in Potsdam. Der weitaus überwiegende Teil der deutschen Be- 
teiligungen ist wenig personalintensiv und beschränkt sich meist auf Unter- 
stützung, Transport, Logistik und bisweilen Ausbildung oder Beobachtung 
von Waffenstillständen (EU 2007). Präsenz zeigen, beteiligt sein ist wichtig, 
will man an Entscheidungen teilhaben. 

Auch die Mandatierung lässt Schlussfolgerungen zu: Von den erwähnten zwölf 
Einsätzen basieren sechs auf einem Mandat des UN-Sicherheitsrats. Drei sind 
von der EU mandatiert. Jedoch: Zwei weitere Missionen (die Unterstützung 
der MONUC im Kongo und die EUTM in Somalia/Uganda) sind gleichfalls 
von der EU mandatiert. Für die Erstellung des Mandats stützte sich die EU 
auf Resolutionen des Sicherheitsrats, die sie so interpretierte, dass die Man- 
datserteilung möglich wurde. Damit wird die oben aufgestellte These belegt, dass 
die EU sich zunehmend selbständig Mandate erteilt, indem sie auf Sicherheits- 
ratsresolutionen verweist. Da es sich bei MONUC und EUTM um Mandate 
handelt, die der Sicherheitsrat für von der Afrikanischen Union (AU) geführte 
Operationen wie AMISOM oder MONUC erteilte, lässt sich schließen, dass 
die EU sich in diese Missionen einschaltet, um dabei eigene Interessen zu ver- 
folgen. Offizielle Begründung ist, die EU wolle den meist ungenügend ausgerüs- 
teten Kräften der AU logistische Hilfe leisten. Dieses Argument ist sicherlich 
zutreffend, jedoch: Die EU könnte der AU auch Material und Logistik unter 
ausschließlichem Kommando der AU zur Verfügung stellen - ohne Beteiligung 
an einem bestehenden Mandat oder Einrichtung eines eigenen Mandats. 
Nicht erwähnt ist in der vorstehenden Aufzählung der Mandate die Mission 
EUFOR Tschad/RCA, die aufgrund eines UN-Mandats nominell von der EU, 
in Wirklichkeit von Frankreich geführt wurde und an der die Bundeswehr 
nicht beteiligt war, dafür aber 18 andere europäische Staaten, darunter Öster- 
reich mit rund 200 Soldaten. Diese Mission (März 2008 bis März 2009) war 
politisch hoch umstritten.® Ebenfalls nicht erwähnt ist die die deutsche Betei- 
ligung an der Operation Enduring Freedom (OEF), da sie von keiner Resolu- 
tion des Sicherheitsrats gedeckt war. Dennoch waren an ihr laut Mandat des 
Deutschen Bundestages bis zu 3.900 Soldaten beteiligt (Bundestag Drucksache 
14/7296, 7.11.2001). Die Grundlage hierfür war das Kanzler-Wort von der 
„uneingeschränkten Solidarität“ nach den Anschlägen von 9/11. Die Zahl der 


8 Die ehemalige Kolonialmacht des Tschad (und der Zentralafrikanischen Republik), Frankreich, 
war bereits mit einer eigenen Truppe von insgesamt 1.100 Soldaten im Tschad präsent und un- 
terstützte im dortigen Bürgerkrieg massiv den Präsidenten Deby (Tull 2008; Ehrhart 2008). 
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im Rahmen von OEF bereit gestellten deutschen Truppen wurde zunehmend 
abgesenkt, die Beteiligung im Juni 2010 beendet. (BT 2010) 

Afrika ist für die Bundeswehr also nicht Exerzier- oder Truppenübungsplatz 
im klassischen Sinne, sondern ein wichtiges politisches und geostrategisches 
Feld. Die Bedeutung Afrikas liegt in seinem Rohstoffreichtum, Dabei ist die 
Sicherung der Transportwege mindestens ebenso wichtig wie die der Lagerstät- 
ten. Sie erfolgt vorzugsweise durch die Stützung „freundlicher“ Regime. Dies 
illustriert die Politik Frankreichs und der EU in der weit überwiegenden Zahl 
der ehemaligen französischen, aber auch belgischen oder britischen Kolonien. 
(Ruf 2010a, b) Die geostrategischen Zusammenhänge werden deutlich, wenn 
man weiß, dass das Öl des Tschad mittels einer Pipeline durch die gleichfalls 
ehemalige französische Kolonie Kamerun zum Golf von Guinea transportiert 
wird, oder dass im Jahr 2010 mit dem Bau einer Gas-Pipeline begonnen wur- 
de, die über 4.000 km von Nigeria an die algerische Mittelmeerküste geführt 
wird. Dass der Sahel-Raum und die Sahara zentrales Aktionsgebiet von Afri- 
com aber auch der EU sind (siehe EUFOR Tschad/RCA), ist daher nicht ver- 
wunderlich. 

Afrika verspricht, in den nächsten Jahren zu einem, ja möglicherweise zu dem 
Hauptschauplatz von Militäreinsätzen zu werden. Nicht nur schreitet die (zivi- 
le, vor allem entwicklungspolitische!) chinesische Durchdringung des Konti- 
nents rapide voran, die EU (vor allem Frankreich) verteidigt dort „angestamm- 
te“ Interessen und bestimmt weitgehend die inneren Machtstrukturen der 
Länder. Mit US-Africom sind nun auch die USA militärisch präsent. Dies 
heißt nicht, dass etwaige Rivalitäten in militärische Auseinandersetzungen um- 
schlagen müssen. Aber die innenpolitische Situation in den ohnehin durch pre- 
käre Staatlichkeit gekennzeichneten Ländern könnte in den Sog dieser Rivalitäten 
geraten. Die Unterstützung herrschender Regierungen gegen Rebellen (oder um- 
gekehrt) ist Teil dieser Kämpfe um Einflussnahme der großen Akteure. Schon 
jetzt tragen sie zu wachsender Instabilität bürgerkriegsähnlichen Auseinanderset- 
zungen bei (Tschad, Elfenbeinküste, Sudan, Niger, Kongo, Mauretanien ...). 

Dies alles geschieht auf einem Kontinent, dessen Länder gewaltige Ressourcen 
besitzen, zugleich aber zu den ärmsten der Welt zählen, auf einem Kontinent, 
auf dem die Folgen des Klimawandels zu weiterer Versteppung und Ausdeh- 
nung der Wüsten, verbunden mit der Zerstörung noch vorhandener Reste von 
Subsistenzproduktion führen. Die jüngste Ausbreitung von land grabbing, 
(Bohne 2010; Avril 2010) der Aneignung großer agrarischer Flächen durch 
Staaten (darunter China) und Konzerne bringt neue und extrem brutale For- 
men der ursprünglichen Akkumulation und weitere Migrationsströme hervor. 
Die in der ESS benannten Ursachen von Konflikten, Armut, Hunger und E- 
lend werden rasant ansteigen. 

Vor dem Hintergrund wachsender Konflikthaftigkeit, die durch die Interessen 
der großen Mächte noch geschürt wird, dürfte der geschundene Kontinent in 


Die militärpolitische Emanzipation Deutschlands - Afrika als Exerzierplatz? 8 


noch höherem Maße als schon bisher zum Schauplatz militärischer Interven- 
tionen werden - sei es mit oder ohne Mandat der UN. Das alles spricht dafür, 
dass die EU - unabhängig vom Sicherheitsrat - ihrerseits Interventionen 
durchführen wird, so wie der „Antiterrorkampf“ der USA unabhängig von 
Mandaten der UN weitergehen wird. All dies geschieht zu einem Zeitpunkt, in 
dem die NATO und ihre Führungsmacht, die USA, in ihrem Lissabonner 
Strategiekonzept vom November 2010 erstmals die EU als „einzigartigen und 
wesentlichen“ Partner anerkannt haben (Ziffer 32). 

Hier schließt sich der Kreis: Die imperialen Ambitionen der EU unterscheiden 
sich nicht mehr von denen der USA. Inwieweit ihr langer - und erfolgreicher - 
Kampf um (gleichberechtigte) Anerkennung durch die USA auch Ausdruck 
des imperialen Niedergangs der USA sein könnte, muss dahingestellt bleiben. 
Festzuhalten bleibt: Der Kompetenzzuwachs der EU bedeutet zugleich die 
Stärkung Deutschlands innerhalb der EU. So ist die schwächste und ärmste, 
aber extrem rohstoffreiche Weltregion der ideale Ort für die Verwirklichung al- 
ter und neuer Großmachtziele. Für Deutschland resultiert eine zunehmende 
aktive Beteiligung an EU-Militäreinsätzen sowohl aus seinen wirtschaftlichen 
Interessen wie aus der Logik seiner militärpolitischen Emanzipation. Der Um- 
bau der Bundeswehr zur „Armee im Einsatz“ ist Beleg für die Aktualität dieses 
Politikziels. Dass die Alliierten den martialischen Tönen aus Berlin applaudie- 
ren, belegt zweifelsfrei: Wir sind wieder wer - endlich auch militärisch. 
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Zum Frieden verdammt - Bundeswehr 2011 


„Mut ist die persönliche Aufopferung in der Gefahr, 
und von diesem Punkte müssen wir auch ausgehen, denn 
darauf stützt sich zuletzt alles.“ 

Clausewitz 


Die Bundeswehr, die 2011 in verschiedenen Auslandseinsätzen präsent ist, soll 
nunmehr ständig und umfangreicher außerhalb deutscher und europäischer 
Grenzen als kämpfende Truppe eingesetzt werden, so die herrschende Mei- 
nung und ihre Absichten. Große Teile der politischen Klasse akzeptieren diese 
Entwicklung, kleinere (CDU/CSU) wollen sie forcieren. Im Gegensatz dazu 
votiert eine Mehrheit der Bevölkerung (Dezember 2010 71%) konstant gegen 
das seit 2001, damals von Rot-Grün beschlossene Engagement in Afghanistan, 
das im Januar 2011 nur gegen den Widerstand der LINKEN im Bundestag ri- 
tuell verlängert werden wird. Aktuell steht die radikale Bundeswehr-Reform an, 
die mit dem Namen des Verteidigungsministers Guttenberg verbunden wird. Es 
ist geplant, durch Verknappung des soldatischen Personals (auf 163.500 Solda- 
ten), durch Aussetzung der Wehrpflicht, sprich: Aufhebung und Transforma- 
tion in eine Berufsarmee und durch gezieltere Ausbildung zu einer zahlenmä- 
Big deutlichen Verstärkung auslands- und kampfgeeigneter Truppen zu gelan- 
gen. Ich möchte der Vorstellung, sei es diejenige Guttenbergs, sei es die seiner 
Kritiker von links in drei Schritten widersprechen, wobei mein Hauptargu- 
ment sein wird, dass wir es in Europa wie zunehmend selbst in den Vereinig- 
ten Staaten mit einer Konstellation für Armeen zu tun haben, die ich vorerst 
provisorisch mit Münkler (2006: 139) als Postheroisch bezeichnen möchte.! 

Zur Anschauung sei ein kleiner Rückblick auf die goldene Zeit der Bundes- 
wehr gestattet mit dem harten Kern eines Wehrdienstes von 18 Monaten: „Die 
Losung ‚Klotzen statt kleckern‘ bestimmte die 1984 gebilligte Bundeswehrpla- 
nung [von Verteidigungsminister Wörner; Vf.] für die neunziger Jahre, mit der 


1 Hinter diesem amerikanischen Begriffsvorschlag steckt die umfangreiche Literatur zu „Wer- 
tewandel“, prominent durch Inglehart 1997 (vgl. Moebius 2010: 722ff.). Speziell fürs Militär 
korrespondiert das mit der Meinung eines großen marzistischen Historikers: „Ich habe gro- 
ße Zweifel, ob heute noch irgendein Staat mit Wehrpflichtigentruppen, die bereit sind, bis 
zum bitteren Ende zu kämpfen und für ihr Land zu sterben, in größere Kriege ziehen könn- 
te.“ (Hobsbawm 2009: 42) 
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in einem ersten Schritt bis 1987 der Verteidigungsumfang der Streitkräfte, also 
die in kurzer Zeit mobilisierbaren Soldaten für den Einsatz, auf 1,34 Millionen 
gesteigert und später sogar auf 1,8 Millionen erhöht werden sollte.“(Bald 2005: 
111). Ja, mach nur einen Plan, sei ein großes Licht, wie der Dichter singt - 
wenige Jahre später zerstörte sich der böse Feind selbst und die gesamte Mili- 
tärarchitektur Deutschlands geriet ins Wanken. „Es ging um beachtliche Grö- 
ßenordnungen. Ende der achtziger Jahre hatten sich knapp 900 000 ausländi- 
sche Soldaten in Deutschland befunden: etwa 400 000 sowjetische östlich der 
Elbe, westlich der Elbe das Kontingent der drei Westmächte mit mehr als 400 
000 Soldaten, daneben kanadische, belgische und niederländische NATO- 
Truppen“ (Bald 2005: 127). 

Die NVA wurde ähnlich wie Zucker im lauwarmen Tee aufgelöst. Man durfte 
sich für eine Position in der neu-alten Bundeswehr bewerben, und wurde nach 
allerlei ideologischer Gehirnwäsche zum kleinen Teil übernommen, natürlich 
einige Dienstränge niedriger. Kolportiert wird, dass die NVA im Herbst 1989 
der politischen Führung der DDR signalisiert hätte, mit ihr sei nicht zu rech- 
nen, lieber würde sie sich mit der ‚Gegenseite‘ (dem ‚imperialistischen‘ West- 
deutschland) verbrüdern, ihr käme also ein beachtenswerter Verdienst an der 
‚friedlichen‘ Revolution zu (Heider 2004). Interessanter aber ist die Frage, ob 
die NVA überhaupt jemals kampffähig gegen NATO-Truppen gewesen war, 
obwohl der schöne Schein eine gegenüber der Bundeswehr erheblich martiali- 
schere Armee präsentierte: Stechschritt, der Wehrmacht nachempfundene Uni- 
formen, Elite- und Wachkommandos, härterer Drill in der Ausbildung, Stig- 
matisierung von Wehrdienstverweigerung, Überziehung auch ziviler Institutio- 
nen wie der Polizei mit militärischen Rängen, Kult von Betriebskampfgruppen, 
die 1989 wie Vampire in der ersten Sonne vergingen, Heldenkult (z.B. auf die 
Männer (sic!) der Roten Armee oder der Spanienkämpfer appliziert); kurz, zu 
jeder Zeit nie kampfbereit, im Ernstfall wie Söldnerheere der Wallenstein- 
Zeiten leicht mit ein paar Hundertern zu kaufen und umzudrehen, m. a. W. 
wenn einsatzbereit, dann mittels ihrer militanten Rhetorik. Die Schilderung 
hat zugegebenermaßen im Hintersinn nicht zuletzt die Bundeswehr, über die 
der Spiegel im Oktober 1962 in einer Titelgeschichte schrieb: „Bedingt 
einsatzbereit“ - mit überraschender Wirkung: Verhaftung des Herausgebers 
und eines Redakteurs. 

Damit ist das erste Argument angedeutet, welches im zweiten Abschnitt entfal- 
tet wird: die Bundeswehr war so konzipiert, dass es nie zum Ernstfall kommen 
konnte; diese Phase umfasst die Jahre 1956 bis 1987. Nach 1990 kommt es zu 
einer scheinbaren Durchbrechung dieser substantiellen Konsensfiktion der Ge- 
sellschaft, die sowohl die Militärs wie die politische Klasse geteilt haben, 
durch die ersten Auslandseinsätze, mit den Höhepunkten (oder je nach Per- 
spektive: den moralischen Tiefpunkten) Kosovo und Afghanistan. Diese Phase 
ist als Abweichung zu interpretieren, die nur durch ein selbst für das politi- 
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sche System der Bundesrepublik einmalig intellektuell - in militärischen Din- 
gen - und moralisch defizitäres Führungspersonal (rot-grün, namentlich: 
Schröder; Fischer; Scharping) verstanden werden kann. Dazu ist die massive 
Kritik aus der Friedensforschung bis heute gültig (Lutz 2000). Diese Phase 
taugt aber wenig als Probehandeln für ein verändertes Bundeswehr- 
Verständnis. Ergebnis der Guttenberg-Reform - so der dritte Abschnitt - wird 
die versteckte Restauration der alten Konsensfiktion einer kämpfenden, hand- 
lungsfähigen Armee sein, die aber material nicht dazu imstande ist; nicht ein- 
mal dazu, das Minimum der Clausewitz-Prinzipien des Gefechts zu gestalten, 
vermutlich nicht einmal solche zu begreifen: „Jeder Kampf ist eine Äußerung 
der Feindschaft, die instinktmäßig in denselben übergeht“ und: „Dieser In- 
stinkt zum Anfall und zur Vernichtung des Feindes ist das eigentliche Element 
des Krieges.“ (Clausewitz 1980: 57) 

Gegen meine These spricht, dass die berühmte Äußerung des Bundespräsiden- 
ten Köhler inzwischen von Guttenberg in Interviews affırmiert wird. Im Wort- 
laut: „Meine Einschätzung ist aber, dass insgesamt wir auf dem Wege sind, 
doch auch in der Breite der Gesellschaft zu verstehen, dass ein Land unserer 
Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und dadurch Außenhandelsab- 
hängigkeit, auch wissen muss, dass im Zweifel, im Notfall, auch militärischer 
Einsatz notwendig ist, um unsere Interessen zu wahren: z.B. freie Handelswe- 
ge. Zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten zu verhindern, die mit Sicher- 
heit dann auch auf unsere Chancen zurückschlagen - negativ bei uns -, durch 
Handel, Arbeitsplätze und Einkommen zu sichern“. (Interview Deutschland- 
funk am 27. Mai 2010.) 

Für meine These spricht allerdings, dass diese markanten Sätze, die in das 
Licht der Öffentlichkeit katapultierten, was längst in den Papiermassen von 
Weißbüchern in den Archiven schmorte, zwangsweise zum Rücktritt Köhlers 
am 31. Mai 2010 und zur Wahl eines Linksopportunisten als Nachfolger führ- 
te, der sich lieber in Kirchen, Synagogen und Moscheen aufhält und sich dort 
lieber filmen lässt, als in militärischem Gelände. Es geht um die Geltung der 
Kontinuitätsbehauptung eines deutschen Militarismus bis in die unmittelbaren 
Gegenwart, die Wette (2008) mit durchgängig differenzierten Argumenten, et- 
wa zur ambivalenten Funktion und Rolle der Frauen 1914/18 und 1939/45 
vertritt. Die Realitätshaltigkeit dieser These ist unbestritten, nichtsdestominder 
nenne ich sie mit Barthes einen „Linken Mythos“ (Barthes 2010: 299ff.), wo- 
mit explizit nicht Ideologie gemeint ist. 


1. Soziologische Vorüberlegungen zu einer Analyse 


Der Aufsatz steht im größeren Kontext einer Untersuchung, wie in der Bun- 
desrepublik, deutlich mit dem Umschaltjahr 1968 Institutionen verändert, oft 
in ihrer Sinndimension umfunktioniert worden sind (Lauermann 2011). Insti- 
tutionen verfügen über einen symbolischen Mehrwert, der einen Lernprozess 
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der Institutionen selber ohne intentionale Handlungsabsichten der unter ih- 
nen subsumierten Akteure, ermöglicht (Rehberg 1994). Fallbeispiele sind: die 
Anstalts-Psychiatrie, die Gefängnisse, das Rechtssystem auf der organisatori- 
schen Ebene der Gerichte, das Schul- und Erziehungssystem, der Polizeiappa- 
rat, und nicht zuletzt die Bundeswehr. Die neuere Organisationstheorie, die 
versuchsweise zur Explikation dieses impliziten Umbaus herangezogen werden 
kann, unterscheidet nach Brunsson - und ähnlich auch nach March/Olson 
zwischen decision und talk (vgl. Japp in Türk 2000, Luhmann 2000: 206ff.). 
Wir können das diachronisch lesen: eine Institution mit klaren Hierarchien 
wird abgelöst durch eine mit Netzwerken, oder synchronisch: decision be- 
stimmt die jeweilige Binnenlogik, etwa Gewinnmaximierung, talk garniert das 
mit Ethik (was vor allem für die Außendarstellung probat ist). Man kann auch 
verschiedene Rationalitätstypen mit talk und decision belegen, und deren lose 
Kopplung untersuchen. Im Falle der Bundeswehr möchte ich vorschlagen: In 
der 1. Phase seit 1956 bildet talk die Seite des Kampfes ab, des durch Aufrüs- 
tung zu verhindernden Krieges, die Mythen des Kampfbündnisses (NATO), die 
männerbündlerischen Ausbildungsrituale und Selbstbeschreibungen, decision 
sind aber die Entscheidungen in Personalauswahl, Ressourcenverwaltung, insti- 
tutionellen Leitbildern, System-Umweltbeziehungen (hier: Militär - Zivilall- 
tagswelt), Systementscheidungen (Wehrpflicht statt Berufsarmee), Ausbildungs- 
modalitäten, Laufbahnprämien, die eine Institution generieren, die in keinem 
Fall kampfbefähigt ist, die den Ausnahmefall, Tod des kämpfenden deutschen 
Soldaten, nicht nur verhindert, sondern gedanklich nicht mehr vorkommen 
lässt.” Der Kern des militärisch-männlichen Mythos, den der Historiker Geyer 
nachdrücklich herausschält (Geyer 1995: 148), erodiert. Stärksten Ausdruck 
fand das später in der, von den meisten - nicht allen - Feministen als etwas 
schief angesehenen Emanzipation von Frauen als Soldatinnen mit geschlechts- 
spezifischen Quoten und Sonderbedingungen für Ausbildungsleistungen und 
Kampfeinsätzen (Crefeld 2009: 243f£.)” Aber die Männer in den Armeen zo- 
gen mentalitätsgemäß nach, daher spricht man von postheroischer Bevölke- 
rung wie inzwischen abgefärbt auch beim Armeepersonal. 

In der Zwischenphase der Auslandseinsätze bleibt man dem talk treu: daher 
der nachhaltige, konsequent bis heute nicht überholte Euphemismus, statt 


2 Von heute aus gesehen, kann bemerkt werden, dass von Friedeburg (1966) bereits das sozio- 
logisch Wesentliche für diesen Zeitabschnitt analysiert hat; mit Bezug auf die damals avan- 
cierte Organisationstheorie (Morris Janowitz) - heute sollte diese durch entwickeltere Ansät- 
ze ersetzt werden. 

3  Crefelds leichtfüßige Art eines älteren Herrn, mit dem Thema „Feminisierung“ von Armeen 
umzuspringen, wird von strengeren wissenschaftlichen Texten im Wesentlichen gestützt (vgl. 
Dittmer 2010 sowie die Lehrbuchbeiträge in Leonhard/Werkner 2005). Eine Beobachtung 
sei nicht verschwiegen: Während in der Bundeswehr der Frauenanteil um 5% stagniert, liegt 
er bei der Militärsoziologie auf den ersten Blick bei 50%! 
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von Krieg, frei nach Verteidigungsminister Jung von ‚friedensschaffenden 
Maßnahmen‘ zu schwadronieren, um utopisch auszumalen, die in Afghanistan 
Kämpfenden seien uniformierte Entwicklungshelfer oder Polizeiausbilder mit 
bekannt pädagogischem Eros, so sie die Bundesländer überhaupt abstellen. 
Anders als Jung erklärt Guttenberg zwar in Interviews inzwischen das Aufge- 
ben dieser Orwellschen Täuschungssprache, aber zum einen beugt er sich da- 
mit der Selbstbeschreibung der Bundeswehrsoldaten, die sich dadurch Identi- 
tätsgewinn versprechen - und sei es, um ihre Posttraumatischen Belastungsstö- 
rungen (PTBS) anerkannt zu bekommen, was Guttenberg generös zur Kennt- 
nis nimmt? -, zum anderen aber wird als Hauptziel im afghanischen 
Kampfeinsatz immer noch leitmotivisch wie bei Jung die Ausbildung von ei- 
genen Kräften der zukünftigen afghanischen Armee/Polizei angegeben: die Ga- 
rantie gewisser menschenrechtlicher Basisbedingungen, die zugleich schwam- 
mig und unverbindlich gehalten werden, ist bei massenmedialer Kommunika- 
tion nicht zu vermeiden.’ Die Trauerfeiern für getötete Soldaten werden wie- 
der opulenter, und ein neuer, symbolisch ziemlich unterwertiger Orden für 
Kampfeinsätze wird recht unauffällig inauguriert, immerhin soll die Gefechts- 
medaille auch posthum verliehen werden können, während das bisherige Eh- 
renkreuz eher an Dienstjahren gemessen wurde. Da m.E. diese talk/decision 
Entwicklung ein tauber Entwicklungspfad, ein Holzweg ist, ist es interessant, 
wie der Idealtypus der ersten Phase erneuert werden kann, und welche seman- 
tischen Vorkehrungen getroffen werden müssen, um die umstandslose Rück- 
kehr zu ihm zu verdecken. Irrational treibt die Politik zwischen gefühltem 
Krieg und gefühltem Frieden ziellos herum, oder um weiter an Beck anzu- 
schließen, „daraus folgt zunächst, daß für die interne Legitimation der Risiko- 
krieg [Becks wunderlicher Begriffsvorschlag] den gefühlten Frieden im eigenen 
Land nicht stören darf - nur dann ist er ‚erfolgreich‘, nur dann ist er ‚legitim‘. 
Anders gesagt: Der Risikokrieg muß als ein Nebenbei-Krieg geführt werden. 
Diese Latenz- und Nebenfolgen-Konstruktion gilt allerdings nur für das In- 
land. Sie ist also radikal hierarchisch und in sich paradox. Denn selbstver- 
ständlich ist die militärische Intervention eine intendierte Katastrophe, aller- 
dings eine intendierte Katastrophe für Andere, die im Innenraum der kriegfüh- 


4 Vgl. Zu Guttenberg, „Taliban machen keinen Winterschlaf“, Die Welt, 15.01.2011: „Das 
Mandat muss ja auch rechtlich fundiert sein, und da funktioniert aus völkerrechtlichen 
Gründen der Begriff Krieg nicht. Das hindert aber die Bundesregierung und mich nicht dar- 
an, mit diesem Wort zu arbeiten. Ich lasse keine Gelegenheit aus zu sagen, dass die Soldaten 
täglich in Kampfhandlungen stehen. Und die werden vom Mandat schon seit Jahren ge- 
deckt. Das ist kein Einsatz zum Buddeln von Brunnen.“ (Zur PTBS ebd.). 

5  Viersterne-General Egon Ramms, bis Herbst 2010 Befehlshaber der NATO-Kommandozen- 
trale in Brunssom und damit Chef des ISAF-Einsatzes in Afghanistan, jetzt Pensionär, bemerkte 
im SPIEGEL Nr. 52/ 2010 maliziös zu den Diskussionen mit Politikern über die Bundeswehr- 
kämpfe in Afghanistan: „Wie können wir das nennen, ohne die deutsche Bevölkerung zu er- 
schrecken? Das Ergebnis: Ausbildungs- und Schutzbataillon - klingt ganz friedlich, oder?“ 
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renden Nationen nicht etwa bejubelt (wie früher), sondern unsichtbar gemacht 
werden muß. Der Nebenbei-Krieg, der den gefühlten Inlandsfrieden nicht stö- 
ren soll, darf den normalen Gang der Wirtschaft, der Politik und des sozialen 
Lebens nicht stören. Schon kleine Rückgänge bei den Wirtschaftswachs- 
tumsraten müssen als ‚kriegsgefährdend‘ gelten. Von Toten, deren Gesichter 
und Geschichten in den Medien ausgebreitet werden und deren Mütter, 
Ehefrauen und Kinder vor den Kameras der Welt schmerzvoll protestieren, 
ganz zu schweigen“. (Beck 2007: 271/2) 


2. Idealtypus der Bundeswehr 


Der Idealtypus (im Sinne Max Webers) der Bundeswehr bildet sich in der 
Phase von 1956 bis 1987 heraus. Am 6. März 1956 wird die neue Armee ins 
Grundgesetz durch Art. 12 mit 390 gegen 20 Stimmen (einschließlich der 
Stimmen fast aller SPD-Abgeordneten - drei Jahre vor Godesberg!) einge- 
fügt. Am 16. Oktober 1987 prüfte das Verteidigungsministerium Einsätze 
außerhalb des NATO-Vertragsgebiets, um zur Wahrung deutscher Interessen 
unangenehme Aufgaben zu übernehmen, für die ein vertrauter Signifikant 
gewählt wurde: „humanitäre und Katastrophenhilfe“ (Bald 2005: 144). So 
der Zeitrahmen: Die übliche Darstellung, die Armee hätte gegen Widerstand 
starker Kräfte der Arbeiterbewegung durchgesetzt werden müssen (Albrecht 
1980; Bald 2008), trifft durchaus das Selbstverständnis der damaligen Pro- 
testbewegung, die sich zum Schluss - wieder einmal - durch die Sozialde- 
mokratie verraten sieht, aber verfehlt die Tiefenstruktur der Mentalitätsge- 
schichte jener Zeit. Wie die Währungsreform und die Einführung der DM 
1948 den Bundesbürgern erheblich wichtiger war als das Grundgesetz 1949, 
so war das „Wirtschaftswunder“ primäres Maß aller Dinge. In der Folge des 
Korea-Krieges stieg die Industrieproduktion um ein Drittel, der Export um 
200%. Der Krieg im Fernen Osten - angenehm fern von deutschen Erinne- 
rungszwängen - löste, da er „die Kapazitäten anderer Länder band und auf 
die westdeutsche Wirtschaft einen Sog ausübte, wegen der reduzierten Kon- 
kurrenz die aufklaffenden Lücken auf dem Weltmarkt zu füllen, einen Boom 
aus, der in eine vorbildlose, der Tendenz nach bis 1973 anhaltende Hoch- 
konjunktur überging.“ (Wehler 2008: 54). 

Das Bewusstsein der Mehrheitsbevölkerung strudelte, wie grundsätzlich für die 
deutsche politische Kultur konstatierbar, gerade auch hier in eine paradoxe 
Schizophrenie. Zum einen nach den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs „Nie 
wieder Krieg“, zum anderen die unübersehbare Kausalität Krieg, Rüstung und 
Wirtschaftswunder. Der Widerspruch schien sich in den Protesten einseitig 
auszusprechen; man wollte das Eine möglichst ohne das andere. Die Lösung 
für die politische Klasse lag nah, zudem stimuliert durch die Wünsche der 
Hegemonialmacht nach einer Wiederbewaffnung, verbunden mit einer Mit- 
gliedschaft in der NATO: nämlich eine Armee zu erfinden, die allen äußeren 
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Attributen nach eine ist, aber in der Substanz niemals in die Gefahr kommt, 
sich elementar ın Kämpfen zu beweisen. 

Eine Reihe von institutionellen Mechanismen wurde phantasiereich in Gang 
gesetzt und miteinander kombiniert. Die Energie der Proteste wurde umge- 
lenkt, insofern war der Kampf gegen die Wiederbewaffnung trotz der scheinba- 
ren Niederlage objektiv erfolgreich. Diese Massenenergie bleibt in der Soziali- 
sation des soldatischen Subjektes präsent, gerade weil die Bundeswehr keine 
totale Institution werden wird.‘ Merkmal dieses Institutionenumbaus sind cha- 
rakteristische Verschiebungen: 


1.) Die Befehlsgewalt im Ernstfall wurde dem Nationalstaat entzogen, Oberbe- 
fehl hatte die US-amerikanische Administration bzw. Generalität. Ebenso wur- 
den in Friedenszeiten die Befehlsstrukturen systematisch entnationalisiert. Dies 
kann besonders für den Kalten Krieg kaum überschätzt werden: die für die 
Linke sich anbietenden Reizfiguren, Adenauer und Strauß, waren schlechterdings 
ohnmächtig, den Militärapparat für politische Zwecke zu instrumentalisieren, 
Stichwort: Atomwaffen. Im Kriegsfall entscheidet allein die US-amerikanische 
Administration, der Präsident. In jener Zeit war der militärische Oberbefehls- 
haber der NATO ausschließlich ein amerikanischer General, der als amerikani- 
scher Soldat immer seinem Präsidenten unterstand (Schulte 1965: 88/89). 


2) Spätestens nach Nagold 1962, wo der in allen westlichen Streitkräften normale 
Ausbildungsdrill zu einem tödlichen Unfall führte (Abenheim 1989: 144; Bald 
2005: 66)’, wurden die Ausbildungsgänge erheblich „aufgeweicht“. Was heute für 
weit weniger als 1.000 Soldaten (dort nicht: Soldatinnen) des „Kommandos Spe- 
zialkräfte“ (KSK) noch möglich ist, wurde für den überwiegenden Teil der Wehr- 
pflicht-Armee außer Kraft gesetzt. Die lawinenartige Verkürzung der Wehrpflicht 
von zuerst 18 Monaten über 15 (nach der Wende), dann zuletzt auf, jene kari- 
kierende, 6 Monate spricht eine deutliche Sprache. Diese sukzessive Verkürzung, 
sowie die Reduktion von 475.000 Soldaten (+ 185.000 zivile Mitarbeiter) im Jah- 
re 1973 auf inzwischen (2010) 252.000 materialisieren die decision-Dimension; 
für talk blieb bis vor Kurzem die Wehrpflicht übrig. 


3) Ideologisch wurde eine neue Leitidee installiert (Bürger in Uniform), deren 
Symbolkraft oft unterschätzt wird, die diesen realen Prozess unterstützte.® Die 


6 Obwohl Steinert eigentlich zur Hypothese neigt, im Sinne Goffmans die Armee wie Gefäng- 
nisse im Geist der totalen Institution zu analysieren, misslingt ihm das produktiv: Wider- 
standspotentiale der ihr Unterworfenen werden beschreibbar (Steinert 1973: 236). 1965 
schon überlegt und verwirft der damals beste deutsche Kenner der amerikanischen Soziolo- 
gie die Verwendung Goffmans für militärische Sachverhalte (Dahrendorf 1965: 157). 

7  Äußerst hellsichtig wird der langwirkende Effekt einer Skandalisierung von Nagold, der die 
politische Kultur wie keine weiteren, durchaus häufigen Ausbildungskatastrophen der späte- 
ren Bundeswehrjahre, verändert, von Gehlen (1975: 19) herausgestellt. 

8 So von Bröckling (1997: 297ff.). Ein eingehendes Studium der Spezialliteratur ist schwer er- 
kenntlich, etwa von: Abenheim (1989). 


90 Manfred Lauermann 


Idee dient auch zur Rekrutierung des Generalsstabs. Sukzessive wurden Gene- 
ralsstabs-Offiziere, deren Vorstellungswelt zu sehr der Reichswehr, der Franzö- 
sischen Fremdenlegion oder den amerikanischen marines verhaftet war, bes- 
tenfalls Oberst, sie wurden nicht in Generalsränge übernommen. Empirisch ist 
nachweisbar, dass die wenigen Generale, die nach Lesart des Verfassungsschut- 
zes rechtsextreme Gedanken äußerten, erst nach ihrer Pensionierung einschlä- 
gig bekannt wurden. Die Leitbilder der Inneren Führung wirkten je selektiver 
für die Institution, je weniger Offiziere rekrutiert wurden, die den Weltkrieg 
mitgemacht hatten. Die Durchsetzung der Inneren Führung ist ein kompli- 
zierter Vorgang, der von den meisten (zudem politisch linken) Wissenschaft- 
lern nicht verstanden wird, die sich zwar auf eine Äußerung des Generals 
Grashey von 1969 beziehen, paradoxerweise den von ihnen als reaktionär an- 
gesehenen Militär zustimmend, die „Innere Führung sei eine bloße Maske“ 
(Abenheim 1989: 176ff.), ohne aber wie Abenheim genau herauszustellen, dass 
Grashey, Karst und Co allesamt alsbald zwangs-pensioniert wurden - natürlich 
unter der Gesichtswahrung eines freiwilligen Antrags auf Frühpensionierung)! 


4.) Die Bundeswehr entwickelte sich für Offiziere zu einer Maschinerie zum 
Erwerb hoher Pensionen bei kürzeren Dienstzeiten als bei Post, Polizei oder 
Bundesgrenzschutz. Privilegien waren das freie Wochenende wie die Manöver, 
die oft einem Abenteuerurlaub gleichkamen, und besonders die Frühpensio- 
nierung in den 50er Lebensjahren bei anschließend lukrativen Positionen. Bei 
Längerdienenden („Zwölfender“) und bei den Wehrpflichtigen fungierte die 
Bundeswehr als Zweiter Bildungsweg, der gesellschaftlich sonst noch marginal 
war, also: Schulabschlüsse, Führer- und Waffenscheine, Meisterqualifikationen 
und Abfindungen, die häufig eine Existenzgründung ermöglichten. Wegen ei- 
nes zunehmenden Mangelns an Bewerbungen wurden für die Offizierskarriere 
Männer mit mittlerer Reife und abgeschlossener Berufsausbildung eingestellt, 
die außerdem dann auch bei entsprechendem Wunsch zum Studium zugelas- 
sen wurden (vgl. Kutz 1996: 296f.). 


5.) Die Bundeswehr nahm die optimale Rolle eines Motors des Keynesianis- 
mus ein: In der Rüstungsindustrie ebenso wie in unzähligen Lieferwerkstätten 
für Uniformen und Gerät, ebenso beim Ausbau von Kasernen, der sich für die 
Bauindustrie auszahlte, mehr aber noch für die Infrastruktur der Standorte. 
Nebenprodukt der Bundeswehr war die zivile Verwaltung mit erheblichen Be- 
schäftigungszahlen, und die Rekrutierung von ehemaligen Soldaten im öffent- 
lichen Dienst, bei Überspringen der sonst üblichen Eingangsstufen. Wie die 
Automobilindustrie für die freie Wirtschaft, symbolisierte und realisierte hier 
die Bundeswehr das Paradigma des Fordismus. 


9 Grundlegende Veränderungen in Habitus und sozialer Rolle, beispielweise die Subalternität 
dieser Eliteteilmenge, konstatieren frühe Beobachter wie Parsons und von der Gablentz (sie- 


he Dahrendorf 1965: 62f., 270f.). 
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6.) Ein Modell für die Umfunktionierung ist die Entwicklung der Kriegs- 
dienstverweigerung nach Art. 4. Abs. 3 GG: zuerst peripher und mit größten 
Hindernissen in der Realität fast verhindert, wurde sie zentral nach 1968. Das 
vom Verteidigungsminister Schmidt vorgeschlagene Verfahren, auf einer Postkar- 
te formlos die Verweigerung mitteilen zu können, wurde zwar so konsequent 
nicht umgesetzt, aber in den letzten Jahren wurde die Wehrpflicht, soweit nicht 
immer großzügiger und inflationär Dienstuntauglichkeit medizinisch festge- 
stellt wurde, nur beibehalten, weil man Begründungsprobleme für den Ersatz- 
dienst hatte (zum Umschlag, Beibehaltung der Wehrpflicht, um Ersatzdienst 
zu retten; Bröckling 1997: 316-324, im Sinne meiner These: Bernhard 2008). 


3. Auslandseinsätze - Abweichung vom Idealtypus 


In Freudenbergs, wohl als Lexikon angelegter Arbeit - mit 2.983 Fußnoten 
und 66 Seiten Literatur, mit den Protagonisten Clausewitz und Mao Zedong 
über Partisanen, Guerillas und Terroristen im modernen Kleinkrieg, stößt der 
Autor in Abs. 7.5.3 auf die Gefahren der Technologisierung auf dem Gefechts- 
feld, nachdem er zuvor Cyber War und den Gefahrenherd von EDV abgehakt 
hat. „Irgendwann erreichen auch die Kriege der Zukunft, unabhängig, in wel- 
cher Dimension sie beginnen, den Punkt, an dem es darum geht, ein be- 
stimmtes Stück Erdoberfläche, Land, zu erobern, zu verteidigen, zu kontrollie- 
ren. Alle eingesetzten Waffen gewinnen ihre Bedeutung erst durch die Kopp- 
lung mit den Maßnahmen auf der Erde, mit der Infanterie. Demzufolge ist al- 
so jede Kriegführung im Grunde Landkriegführung. Und wer sich auf die 
Technik verlässt, kann scheitern. Die Möglichkeiten, mit einfachen Mitteln 
komplizierte Geräte zu vernichten, wachsen mit der Möglichkeit der Zahnrä- 
der, von deren pünktlichem Ineinandergreifen das Funktionieren eines hoch- 
technisierten Militärsystems abhängt.“ (Freudenberg 2008: 342). 

Damit sind wir mitten drin in der Problematik des bisher langwierigsten Aus- 
landseinsatzes der Bundeswehr, Afghanistan seit 2001 mit einer Personalstärke 
um ca. 4.000, nach Bundestagsbeschluss vom 26.2.2010 mit einer Höchstgrenze 
von 4.350. Verglichen mit den multinational zusammengesammelten 100.000 
Soldaten, davon 67.000 ISAF-Soldaten unter NATO-Befehl, zu denen sich die 
Bundeswehr gern zurechnet und 30.000 Kriegern gegen den Terrorismus, Ope- 
ration Enduring Freedom, dem Lieblingskind der USA, kommt die Bundes- 
wehr auf einen Anteil von nicht einmal vier Prozent: kein besonders überzeu- 
gender Ausdruck neuer imperialistischer Ziele und Potenzen, selbst wenn man 
die streng geheime Anzahl des von jährlichen Bundestags-Bestätigungen dis- 
pensierten „Kommando Spezialkräfte“ (KSK) hinzu addiert (Chiari 2010: 134). 
Aber nicht nur für die kleine Bundeswehr-Abordnung gilt wie bei der Ver- 
fasstheit aller westlichen Gesellschaften ebenso wie für die zahlenmäßig domi- 
nierenden Amerikaner: „Sie [Bush und Rumsfeld bezogen u.a. auf den Irak; 
Vrf.] haben ihre Kriege mit einem Schwall moralisierender Argumentationsfi- 
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guren zudecken müssen. Sie mussten ihre Bombardements stets mit dem Ar- 
gument versehen, sie würden nur das Regime treffen wollen, nicht die Bevöl- 
kerung. Jedes getötete oder verwundete Kind, das in den Medien erschien, war 
ein Argument gegen den Krieg. Konsequenz ist, dass in einem Krieg wie in 
Afghanistan nicht riesige Heere über Jahre einsetzbar sind. Damit leiden die 
Militäroperationen unter einem steten Mangel an kämpfender Truppe, und 
das ‚Police Bombing‘ ist keine freie Entscheidung der Minister und Generale, 
sondern jener Unterbesetzung geschuldet, die gesellschaftliche Ursachen hat.“ 
(Crome 2010: 91). Das ‚Police Bombing‘, welches erste Bewährungsproben in 
Jugoslawien, mit eifriger Unterstützung durch Bundeswehr-Tornados bestan- 
den hat und nun vor allem in Pakistan mittels unbenannter, ferngesteuerter 
Drohnen praktiziert wird, kann der entscheidenden Logik moderner Kriege 
nicht entkommen. 70% der dadurch fabrizierten Opfer sind Frauen und Kin- 
der, zynisch als Kollateralschaden deklariert von der „so ungeheuer tapfer und 
zivilisiert* kämpfenden westlichen Truppe, wie Jürgen Rose zornig den Ge- 
meinplatz der Medien unterläuft, Selbstmordattentäter seien feige. Es ist histo- 
risch verbürgt, dass seit dem Ersten Weltkrieg die, wie immer fiktive, Tren- 
nung von Militär und Zivilbevölkerung obsolet geworden ist, mit rasanter 
dramatischer Entwicklung. „Waren im Ersten Weltkrieg nur 5 Prozent der To- 
ten Zivilisten gewesen, so stieg diese Zahl im Zweiten Weltkrieg auf 66 Pro- 
zent. Man nımmt gemeinhin an, dass heute 80 bis 90 Prozent der vom Krieg 
Betroffenen Zivilisten sind. [...] Zwar haben hochentwickelte Waffen in einigen 
Fällen dafür gesorgt, dass man wieder zwischen militärischen und zivilen Zie- 
len und damit zwischen Kombattanten und Nicht-Kombattanten unterschei- 
den kann, doch es ist unzweifelhaft, dass die Hauptopfer des Krieges auch weı- 
terhin Zivilisten sein werden“. (Hobsbawm 2009: 24) 

Auslandseinsätze der Bundeswehr fanden in der ersten, der idealtypischen Pha- 
se häufiger statt als bekannt: Seit 1960 bei Erdbeben, Hungerhilfe, Dürre, 
Hochwasser, Transport von UN-Truppen, Brandbekämpfung, Vulkanausbruch 
usw. - waffenlos, aber in Uniform und stets mit Auslandszuschlag (Chiari 
2010: 298 ff.). Die Einsätze nach 1990 hatten einen volkspädagogischen Sinn, 
zuerst harmlose Blauhelm Einsätze, dann ein wenig Mitbomben, schließlich 
Kriegführen (Chauvistre 2009: 154.) Nach der bundeswehrfreundlichen Chro- 
nik des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes (Chiari 2010) können wir die 
Lernschritte grob und unvollständig skizzieren: 


1. Kambodscha 1992: 445 Soldaten, vor allem Sanitätsaufgaben. 

2. Bosnien-Herzegowina ab 20.12.1994: zuerst ca. 600 Soldaten, meist Luftwaffe. 
3. Somalia Mai 1993: stabilisierender Einsatz, humanitäre Unterstützung der 
Bevölkerung, ca. 1.700 Soldaten, die wesentlich von anderen Armeen be- 
schützt wurden. Nach überstürztem Abzug der USA rasches Nachfolgen. 

4. Jugoslawien 24. März bis 10. Juni 1999: Beteiligung mit Marine und Luft- 
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waffe am Angriff auf Jugoslawien. Hauptmotiv: „So moralisch die Begründung 
für die Beteiligung an den Luftangriffen in Deutschland auch war, so gering 
war das eingegangene Risiko. Geflogen wurde grundsätzlich auf über 5.000 
Metern Höhe. [...] In der Tat gab es dadurch keinen einzigen getöteten Solda- 
ten der NATO ...“ (Chauvistre 2009: 111).'° 

5. Afghanistan seit 2001: ca. 4.000 SoldatInnen, bis Dezember 2010 32 tote 
Soldaten, ca. 5 Mrd. Euro Kosten (vorsichtig geschätzt). Eine Überraschung 
geschieht seit der Helman-Offensive der Taliban 2007: Die Afghanen danken 
der deutschen Armee ihre Straßen-, Schul- und Brückenbauerei und ihre mul- 
tikulturelle herrschaftsfreie Kommunikation mit den Einheimischen (siehe das 
ausgesucht schöne Bild von deutschen Soldatinnen in Uniform mit Kopftuch 
bewaffneten Frauen beim gemeinsamen Mahl; Chiari 2010: 276) mit Kriegs- 
handlungen, dabei war Kundus 2001 unter dem Aspekt ausgesucht worden, 
möglichst Taliban-frei zu sein, und Enduring Freedom wurde sowieso den 
Amerikanern überlassen, bei feiner Distanzierung von deren Kriegsführung. 

6. Nah-Ost Konflikt, Israel 2006: Schutz der Seewege vor Libanon, durch gro- 
ßen räumlichen Abstand vom potentiellen Kriegsschauplatz keine Personen- 
verluste (eher Dauerurlaub). Ähnlich im Tschad 2008, „Hoher Aufwand, mä- 
Riger Erfolg“ doch hier machten nur 4 Stabsoffiziere statt mehrerer Mann- 
schaften Urlaub! (Chiari 2010: 196). 

7. Kongo: Kontrolle der Wahlen, ungewöhnlich dieses eine Mal mit Zeit- und 
Zielbegrenzung, im Gegensatz zum Kosovo einem modernen Protektorat'”, wo 
man auf unabsehbare Zeiten ohne sichtbaren Erfolg stationiert sein will 
(Chauvistre 2009 : 156). 


Begleitmusik sind die Urteile des Bundesverfassungsgerichtes, die bei Bundes- 
wehreinsatzwünschen stets treu der exekutiven Macht folgen, zum Beispiel das 
out-ofarea Urteil vom 12. Juli 1994. 

Fazit: Nahezu alle Auslandseinsätze verbleiben in der elementaren Grundstruktur 
des Idealtypus: 1.) Keine eigenen Verluste an Menschenleben - Afghanistan als 
Unfall, 2.) Wie in den Fällen 1 bis 3, 6 und 7 keine, oder von Fremdarmeen 
kontrollierte Feindberührung mit durchgängigem Schutz der Bundeswehr. 


10 Was von Rot-Grün getötet wurde, war die Wahrheit und Mittäter war auch und gerade der 
linke Mainstream der veröffentlichten Meinung (vgl.: Loquai 2000; Schwab-Trapp 2002; Be- 
wernitz 2010). 

11 Im Dezember 2010 kommt das DIW bei Einrechnung aller Ausgaben, also anderer Ministe- 
rien und Versicherungs- und Krankenkosten auf 3 Mrd. jährlich! 

12 Hofbauer (2008: 112ff.) Untertitel seiner Fall-Studie zum Kosovo, als Protektorat bzw. „Pseu- 
doprotektorat“ (Schmitt 2005: 26ff.; unbedingt zu beachten sind die völkerrechtlichen 
Erläuterungen von G. Maschke, dem Herausgeber: 42-44) oder Protektorat für „Halbzivili- 
sierte“ (die USA-Idee; 320, recycelt 741), bewusst mit: „Die Rückkehr des Kolonialismus“. 
Das bringt die Provokateurin Sibylle Tönnies dazu, paradox zu intervenieren: „dass sich die 
bombardierenden Westmächte entgegen moralisierender Beteuerungen unterhalb des Ni- 
veaus des alten Imperialismus“ bewegen (Tönnies 2009: 99, 103). 
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4. Rückkehr zum veränderten Idealtypus 


Nach Clausewitz gibt es beim Kriegführen drei Hauptzwecke: „a) die feindli- 
che bewaffnete Macht zu besiegen und aufzureiben; b) sich in den Besitz der 
toten Streitkräfte und der anderen Quellen der feindlichen Armee zu setzen 
und c) die öffentliche Meinung zu gewinnen.“ (Clausewitz 1980: 29). Der 
zweite Punkt muss erheblich semantisch überarbeitet werden bei asymmetti- 
schen Kriegen, die Clausewitz allerdings schon prinzipiell zu analysieren ver- 
mochte. Der erste Punkt wirft für Afghanistan interessante Probleme auf, die 
innere Spaltung der Bundeswehr. Die in den kämpfenden Einheiten entste- 
hende militärische Subkultur verändert und ergänzt die generellen Basisan- 
nahmen der deutschen Militärkultur, empirisch belegbar als „Hierarchie und 
Gemeinschaft und damit einhergehend Disziplin, Formalismus, Konservati- 
vismus; sozialräumliche Segregation; Tradition/Konvention und Maskulinität“ 
(Tomforde 2010: 213/4). Hierarchie und Gemeinschaft stellen ihre Gegner, die 
Taliban, klassisch dar, ebenso mit Ausnahme des Formalismus die anderen Ei- 
genschaften. Ihre Niederlage werden die Deutschen gewissermaßen gegen ihr 
eigenes Spiegelbild erleiden. 

Diese elementare Wahrheit ist zukünftig für die nächste Phase der Bundeswehr 
nicht mehr zu verdrängen. Die Bundeswehr wird permanent im Ausland schei- 
tern - so auch Chauvistr& 2009 -, die Identität der Soldaten wird ortlos, bes- 
ser: kohäsionsarm, ihre Kampfmoral verwirrt: Lichtjahre entfernt vom Mut der 
Selbstaufopferung (Clausewitz 1980: 121). Wichtig ist für den Soldaten das di- 
rekte militärische Umfeld, seine Kameraden, deren gemeinsame kognitive Dis- 
sonanz, was die Kampfmoral bestimmt, nicht die Ausrichtung auf ein überge- 
ordnetes politisches Ziel (Biehl 2010: 142f.). Fast rührend klingt bei diesem 
Kontext die Heeresdienstvorschrift 100/100 vom November 2007. „Ihre Mo- 
ral schöpfen die Soldaten aus der Überzeugung, dass ihr Einsatz sinnvoll und 
rechtmäßig ist sowie aus dem Vertrauen in ihre Führer und in sich selbst, in 
ihre Ausrüstung und aus dem kameradschaftlichen Zusammenhalt“ (zit. nach 
Biehl 2010: 155). Wie kann das gedacht werden, wenn die phänomenologi- 
sche, soziologische Beschreibung der Gegenwart allerlei Dekompositionseffek- 
te vorstellt: Individualisierung, Bastelbiographie, Ich-Jagd...? Es ist zumindest 
unwahrscheinlich, dass diese Individualitätsformen der Moderne ausgerechnet 
bei Angehörigen der Bundeswehr nicht vorhanden seien, und wäre es latent. 
Ein von Bertolt Brecht her wohlvertrautes Motiv, „Erst kommt das Fressen, 
dann die Moral“ determiniert unseren postheroischen Soldaten/Soldatinnen 
zweifelsfrei: ihr Auslandszuschlag von 300 Euro pro Tag! Es läge in der Logik 
seiner aufhellenden Monographie zum modernen Söldnerwesen, einem Seiten- 
zweig der in Afrika tätigen Gewaltunternehmer, wenn Uesseler (2008) die 
Bundeswehrfreiwilligen als Untergruppe von Söldnern klassifiziert hätte. 

Die mediale Aufmerksamkeit konzentriert sich nicht zufällig auf das Ergebnis 
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der Verdrängung dieser modernen Identitätsdiffusion, deren Resultat die PTBS 
ist, die posttraumatische Belastungsstörung. Seit 20 Jahren waren und sind 
deutsche Soldaten im Ausland, bislang 280.000, das ergibt eine Dunkelziffer 
von 20.000 Fällen mit PTSB (Timmermann-Levanas 2010: 9). Langsam schält 
sich der Komplex heraus, der mit postheroisch umschrieben wird. Ganz und 
gar nicht identitätsverstärkend wirkt sich der pädagogische Anschlag aus, in- 
terkulturelle Kompetenz seit 2005 als obligatorischen Schulungsgegenstand 
unter dem Titel IK-Lehre und -Training zu befehlen (Tomforde in Chiarı: 
271). Vernachlässigen wir die akademische Arbeitslosigkeit, die verständlicher- 
weise solche Felder als Dauerreflexion entdeckt und ausbeutet, dann fehlt bis- 
her jede Empirie, wie die soldatischen Subjekte, die hybriden Kulturen unter- 
worfen werden, in der Interaktion mit den Kameraden, also ihrer Primärgrup- 
pe, diese Zumutung verarbeiten. Auch wüsste man gerne, worüber Tomforde 
beredt schweigt, was das Curriculum dieser Kurse an Inhalten und Autoren 
vorschreibt, etwa Gayatri Chakravorty Spivak, Homi K. Bhabha, Mary Doug- 
las oder Judith Butler?" 

In der berüchtigten Guttenbergshow am 16.12. 2010 bei Kerner in SAT 1 (die 
einer diskursanalytischen Aufhellung im Sinne von Jürgen Link dringend be- 
darf, weil sie gegen die Intentionen die Seher anders als gedacht beeindrucken 
mochte, was gegen den Krieg emotional einnahm, wie das Fallbeispiel eines 
Afghanistan-Veteranen mit PTBS), kam ein Soldat zu Wort, der bestenfalls ge- 
gen die Schmittsche Freund-Feind-Unterscheidung und für interkulturelle Kom- 
munikation geimpft schien, mit der eher hilfesuchend klingenden Phrase: „Ja, 
aber wir müssen doch hart sein [wollen], sonst nimmt uns hier keiner ernst.“ 
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Gerhard Armanski, Jens Warburg 


Warum die NATO den Krieg 
in Afghanistan nicht gewinnen wird 


Der Afghane erträgt Armut und Unsicherheit des Lebens, aber er duldet 
keine Fremdherrschaft. Sobald er die Gelegenheit dazu hat, rebelliert er. 
John Lawrence, Vizekönig von Indien, 1867 


Der Anthropologe Louis Dupree bezeichnete das afghanische Sozialsystem als 
„stammesmäßig, autoritär, patrilinear und patriarchalisch“ (zit. nach Malik 
2008: 220). Clans und Stämme unter ihren Führern hatten und haben das Sa- 
gen. Deren Beweglichkeit und Ausdauer haben der Bevölkerung das Überleben 
auch ohne effektive Zentralregierung ermöglicht, diese im Gegenteil ausgehe- 
belt. Sie war darum auch meist ein fernes, abstraktes Gehäuse mit geringer Be- 
deutung für den sozialen und politischen Alltag. Selbst wohlgemeinte politi- 
sche und soziale Reformbemühungen von oben konnten daran nichts ändern. 
Die einzige politische Stabilitätsperiode in der jüngeren Geschichte bildete die 
lange Regierung von Zahir Schah von 1933 bis 1973, seit den 1950er Jahren 
nicht unwesentlich begünstigt durch die eingefrorenen Machtverhältnisse im 
Kalten Krieg. Freilich stockten dann auch jegliche Modernisierungen der Ge- 
sellschaft, etwa in der Bildung und im Gesundheitswesen. In Herat, wo heute 
ein Warlord sein Unwesen treibt, herrschte damals quirliges Geschäftstreiben. 
Sowjets und Amerikaner wetteiferten im Bau von Straßen und Hotels, darun- 
ter manche „Kathedrale in der Wüste“. Fremden gegenüber war man gelassen 
und neugierig, aber keineswegs feindlich. Bunt bemalte Lastwagen rollten 
durchs Land. Kriminalität existierte kaum. In Kabul gab es einen verwinkelten 
und reichhaltigen Basar, zur pakistanischen Grenze hin ockerfarbene Lehm- 
burgen und -siedlungen. Auf dem Khyber-Pass stolzierten Paschtunen, mit 
Gewehr und Krummdolch bewaffnet. Vieles davon ist heute zerstört. Denn 
vor und nach dieser Periode war das Land immer wieder fremden Invasoren 
ausgesetzt - seit nunmehr zehn Jahren der International Assistance Force, den 
ISAF-Truppen, die einen völkerrechtswidrigen, durch Artikel 51 der UN- 
Charta nicht gedeckten Krieg führen. Was diese Invasoren zu verschiedenen 
Zeiten wollten, was sie anrıchteten, und warum sie bisher stets scheiterten, soll 
ım Folgenden untersucht werden. 
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Erfolglose Invasoren 


Es war in der Geschichte stets leichter gewesen, Afghanistan einzunehmen, als 
es zu halten. Im 19. Jahrhundert expandierte das russische Reich im zentral- 
asiatischen Raum und versuchte, sein Herrschaftsgebiet bis an den Indischen 
Ozean zu erweitern. Es stieß dabei an die kolonialen Grenzen Britisch-Indiens. 
Beide Großmächte rangen über Jahrzehnte um die regionalen Einflusssphären 
(Great Game). Infolge seiner geographischen Lage als Durchgangsland an den 
großen Handelsrouten galt Afghanistan dabei als besonders wichtig. Es war 
vorher lange von auswärtigen Reichen beherrscht worden und errang erst im 
18. Jahrhundert seine Unabhängigkeit. Abgesehen von den russischen Aggres- 
sionen führte allein das britische Imperium zwei Kriege in und um Afghanis- 
tan (1838-1842 und 1878-1880), neben Scharmützeln etliche größere Gefechte 
mit hohen Verlusten für die britischen Truppen. Da die umliegenden Groß- 
mächte bei ihren Bemühungen Afghanistan zu erobern auf erheblichen Wider- 
stand stießen und das Land als solches uninteressant erschien, verzichteten sie 
auf eine unmittelbare Beherrschung. Sie versuchten sich mit den lokalen 
Machthabern zu arrangieren und bestätigten damit auch deren relative Souve- 
ränität. Afghanistan wurde zum Grenzland der imperialen Mächte. 

Damit Afghanistan kein bedeutsamer Machtfaktor wurde, vereinbarte Britisch- 
Indien mit dem Emirat 1893 die Durand-Grenze und damit die heutige südli- 
che Grenzführung Afghanistans. Sie wurde durch das paschtunische Siedlungs- 
gebiet gezogen, um willkürlich die Ethnie auseinander zu reißen und damit zu 
schwächen. Sie sorgt bis heute für Irritationen und Konflikte. Die durch den 
Ersten Weltkrieg verursachte Schwächung der britischen Kolonialmacht nutzte 
das Emirat Afghanistan 1919 zur Anerkennung seiner vollen Souveränität 
durch die Briten. Seine Lage an der Schnittstelle verschiedener Interessensphä- 
ren nutzte ihm, konnte ıhm aber auch schaden, indem es zum Austragungsort 
der Konflikte auswärtiger Mächte wurde (Fitzgerald/Gould 2009: 31ff). 

1979 marschierten sowjetische Truppen ein, um ein ihnen gewogenes Regime 
zu stützen, in der Angst, der Einflussbereich der USA würde sich ansonsten 
ausdehnen. Die von der UdSSR eingesetzte kommunistische Regierung hatte 
jedoch nie mehr als eine schmale Basis in der Bevölkerung. Trotz massiven 
Truppen- und Waffenaufgebots gelang es den Sowjets in blutigen Kämpfen 
nicht, den Widerstand zu brechen. In dessen vorderster Front kämpften die 
Mujaheddin, ausgestattet mit Waffen und Geld aus den USA und aus Saudi- 
Arabien - eher politisch-militärische als ideologische Vorläufer der Taliban. 
Nach zehn Jahren strichen die Sowjets die Segel und zogen ab. Dem Land war 
aber noch lange kein Frieden vergönnt. Es kam zum Bürgerkrieg gegen die 
kommunistische Regierung sowie nach deren Untergang zwischen rivalisieren- 
den Mujaheddin-Fraktionen, die etwa in Kabul weitaus mehr Zerstörungen an- 
richteten als im Kampf gegen die sowjetische Armee entstanden waren. So wa- 
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ren 80 % aller Gebäude ganz oder teilweise beschädigt, Verwaltung und Infra- 
struktur zusammengebrochen, die gebildete Mittel- und Oberklasse emigriert 
(Malik 2008: 224). Die Taliban - religiöse Studenten aus Medresen, d.h. mus- 
limischen Lehreinrichtungen - gingen aus den Kämpfen als Sieger hervor. 
Nach dem 11. September 2001, dem Attentat von New York, erklärte Präsi- 
dent George W. Bush das international isolierte Afghanistan zum Terroristen- 
schlupfwinkel und schickte sich an, den neuen Gegner mit Luftschlägen zu 
„pulverisieren“. Der Vergeltungsschlag sollte das Taliban-Regime stürzen und 
die Terroristen aus dem Land treiben. Mithilfe der noch verbliebenen Bürger- 
kriegsfraktion der Nordallianzen würden die Taliban auch am Boden zu schla- 
gen sein. Das gelang zunächst, bis die Taliban sich wieder formierten und 
westliche Bodentruppen eingesetzt werden mussten, die in einen nunmehr 
zehn Jahre währenden Kleinkrieg verwickelt sind. 

Der Ursprung der Taliban liegt in der südlichen „Wüste des Todes“, wo sie 
sich in den 1980er Jahren als Splitter der Mujaheddin von diesen ablösten. Ihr 
frugales Leben und die Unabhängigkeit von Pakistan verliehen ihnen bald ei- 
nen enormen Einfluss. Sie waren anfangs mehr vom paschtunischen Nationa- 
lismus als vom Islamismus bewegt. Im Bürgerkrieg nach dem Abzug der Sow- 
jets begann ihr spektakulärer Aufstieg, nun gestützt mit pakistanischen und 
saudischen Geldern. Bezeichnenderweise wurden sie von einer Shura, einer 
Versammlung der Dorfältesten, gegründet, einer von den westlichen Strategen 
übersehenen basispolitischen Institution. In seinem simplen, aber auch theat- 
ralischen und demagogischen Auftreten repräsentiert Mohammed Omar, der 
Anführer der Taliban, deren esprit de corps. Ziel waren nicht territoriale Er- 
oberungen, auch nicht der Umbau des Staates, sondern es galt, das grenzüber- 
schreitende islamische Reich zu errichten. Der Krieg gegen die Sowjets und 
der Parteien untereinander verstärkte den auch vom damaligen pakistanischen 
Präsidenten genährten islamischen Fundamentalismus. Die Taliban wollten 
nicht die Politik revolutionieren, sondern das persönlich-moralische Verhalten 
von der Sharia bestimmt haben. In die hergebrachten Herrschaftsformen des 
ländlichen Konservatismus mischten sie sich nicht ein, aber die religiöse Au- 
torität nahmen sie den tradierten Wächtern der afghanischen Sufitradition aus 
der Hand. Streng und orthodox ausgebildete Mullahs hatten sie zu überneh- 
men. Die Erziehung (der Jungen) habe sich nicht um Kultur oder Natur zu 
drehen, vielmehr sei die Allmacht des Islam zu lehren. Tausende von Medre- 
sen haben seither in den paschtunischen Gebieten des Südens diese Tätigkeit 
aufgenommen. Ihre Stammlinie reicht zurück zum saudischen Wahabitismus 
des 18. Jahrhunderts, eine Art Puritanismus im Islam. Die religiöse Ideologie 
ist ausreichend weit gefasst, um zahlreiche Widersprüche (in Bezug auf Frauen, 
Opium oder internationale Politik) zuzulassen. Aus den auf Hunderttausen- 
den geschätzten Schülern der Koranschulen rekrutiert sich der unablässige 
Nachwuchs der Taliban im Kampf (Fitzgerald/Gould 2009: 223ff). 
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Krieg und Frieden 


Ein Gebäude stürzt früher oder später ein, 
wenn der erste Stein falsch gesetzt ist. 
Afghanisches Sprichwort 


Zu einer Eskalation der Streitigkeiten zwischen den USA und ihren Verbünde- 
ten kam es 2002/2003, als die Bush-Administration beschloss, ohne Zustim- 
mung des UN-Sicherheitsrates den Irak anzugreifen. Sie schmiedete dazu a- 
bermals eine ad hoc gebildete Allianz, die nun als Koalition der Willigen (coa- 
lition of the willing) bezeichnet wurde. Obgleich viele NATO-Staaten, darun- 
ter die BRD, logistische Hilfe gewährten, handelte es sich nicht um eine offi- 
zielle Operation des Bündnisses. Die Bush-Administration versuchte somit, 
auf der Basis von bilateralen Verträgen Krieg zu führen, und die NATO erfuhr 
einen enormen Bedeutungsverlust. 

Bereits in dem Ende 2001 begonnenen Krieg in Afghanistan war die unterge- 
ordnete Rolle der NATO zum Ausdruck gekommen. Die USA gingen davon 
aus, dass durch den Einsatz von nur wenigen eigenen Soldaten mitsamt der 
Luftunterstützung für die Bürgerkriegsparteien der „Nordallianz“ ein Sturz des 
Taliban-Regimes erreicht werden könne. Abgesehen von den weiter betriebe- 
nen Operationen gegen noch vorhandene al Qaida- und Taliban-Anhänger 
wurde kein großer Widerstand erwartet und die NATO zur Unterstützung des 
von den USA etablierten Regimes Karzai herangezogen. Zahlreiche NATO- 
Staaten, darunter auch die Bundesrepublik, wollten sich unbedingt an diesem 
Krieg beteiligen. Sie hofften, auf diese Art mit am Verhandlungstisch bei der 
Neugestaltung Afghanistans und den anstehenden geopolitischen Entschei- 
dungen zu sitzen. Dazu war letztlich ein Platz im war room ausschlaggebend. 
Die politischen Eliten in der BRD waren mittlerweile mehrheitlich zur Auffas- 
sung gelangt, dass eine Scheckbuch-Diplomatie wie noch unter Außenminister 
Genscher nicht mehr genüge und ihre Interessen nun vermittels einer militari- 
sierten Außenpolitik zu wahren seien. Statt nur zu zahlen sollte sich durch die 
Beteiligung an einer Intervention der eigene Gestaltungsspielraum erhöhen. 
Dies gilt auch für andere europäische NATO-Staaten und ist als Reaktion auf 
die verstärkte Neigung der USA zu interpretieren, militärisch in den verschie- 
densten Regionen einzugreifen. Durch die Beteiligung an den Militärinterven- 
tionen soll einerseits Einfluss auf die US-Politik genommen, andererseits sollen 
eigene Interessen besser verfolgt werden können. Mit der Aufstellung eigener 
Interventionsverbände wird mittelfristig angestrebt, unabhängig von den USA 
ebenfalls Militäroperationen out of area durchführen zu können. 

Die NATO-Staaten stellten für Afghanistan ISAF-Truppen auf, deren Aufgabe 
vor allem darin lag, die afghanische Regierung und ihre Sicherheitsorganen zu 
unterstützen. Damit entlasteten sie die US-Streitkräfte, die vor allem mit dem 
Krieg gegen den Irak befasst waren. Mit relativ kleinen, von der ISAF unab- 
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hängigen Verbänden betrieben die USA obendrein in der Operation Enduring 
Freedom ihren „Krieg gegen den Terrorismus“, an dem sich zeitweilig auch 
Bundeswehrsoldaten beteiligten. Insbesondere den NATO-Staaten, welche den 
Angriff auf den Irak ablehnten, gelang es durch die Stellung eigner Truppen in 
Afghanistan ihre militärische Kooperationsbereitschaft unter Beweis zu stellen 
und gleichzeitig US-amerikanische Forderungen abzuweisen, Militärverbände 
in den Irak zu entsenden. Auch das Bundeswehr-Kontingent in Afghanistan 
wurde seit 2004 aufgestockt, um keine Soldaten in den Irak entsenden zu 
müssen. Lange Zeit stand der afghanische Krieg in dessen Schatten. Obama 
setzte die bereits unter Bush betriebene „Irakisierung“ der militärischen Herr- 
schaft in Afghanistan fort. Basis für diese Politik ist, dass die USA die Vorstel- 
lung fallen lassen, eine starke Zentralregierung zu schaffen, sondern allenfalls 
durch Deals mit verschiedenen inländischen Gruppierungen sowie dem Iran 
ein halbwegs stabiles Regime herzustellen, das kein Vasall sein soll. Mehr als 
ein Kooperationspartner wird nicht erwartet, auch in der Hoffnung, dass we- 
nigstens ein Teil der zukünftigen Ölförderung in die USA exportiert wird. 
Gemeinsam ist all diesen Interventionen - von der sowjetischen bis zur jüngs- 
ten westlichen - ein illusionäres Bild von den Verhältnissen in Afghanistan, 
gepaart mit blauäugigen Vorstellungen, was man dort ausrichten könne, sowie 
ein harsches militärisches Vorgehen, die allesamt zu derem Fehlschlag beitru- 
gen. Einem ARD-Film zufolge, der vor Kurzem aus dem südöstlichen Grenz- 
gebiet gezeigt wurde, sind die dortigen Bewohner keineswegs fanatische Isla- 
misten. Allerdings verbitten sie sich vehement jedwede Gängelung oder gar 
Okkupation von außen. „Alle Afghanen besitzen ein ausgeprägtes, fast schon 
heiliges Gefühl der Verantwortung für das Land, das sie über zwei Jahrhunder- 
te gemeinsam vor dem Untergang bewahrt haben.“ (Lefeuvre 2010: 14). Af 
ghanistan taugt(e) weder als Glacis des britischen Imperialismus noch als Ex- 
perimentierfeld für westliche Sozialmodelle. Die von den NATO-Staaten ge- 
leistete Aufbauhilfe (ohnehin nur ein Bruchteil der Gesamtaufwendungen) hat 
kein Gewicht, da sie mit der Intervention identifiziert wird. „Die Armeen des 
Westens, seine Entwicklungsorganisationen und Diplomaten sind weder so 
machtvoll noch so kenntnisreich oder so populär, wie wir unterstellen. Unsere 
Repräsentanten sind überfordert, wenn sie die Gefolgschaftstreue und Loyalitä- 
ten afghanischer Stämme einschätzen sollen, geschweige denn, dass sie sich 
beherrschen ließen.“ (Stewart 2010) Daher seien die Debatten um einen besse- 
ren NATO-Einsatz nichts als „scholastische Glasperlenspiele“. 

Der Krieg in Afghanistan wird beständig härter und immer aussichtsloser. 97% 
des Territoriums sind dauernd oder zeitweise in Händen der Taliban und der 
ISAF gelingt es immer weniger, die taktischen oder gar strategischen Kräfte- 
verhältnisse umzukehren. Die Militärkommuniques aus dem ‚deutschen’ Nor- 
den sind geschönt, da sie nur von der Bundeswehr, nicht aber von der Ge- 
samtlage und gleich gar nicht von der prekären Erfahrung der afghanischen 
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Sicherheitskräfte sprechen. Auch in den lange als relativ sicher geltenden nörd- 
lichen Landesteilen „ließ sich keine Demokratie nach westlichen Vorbild her- 
stellen, nicht einmal eine funktionierende Infrastruktur, eine durchsetzungsfä- 
hige Polizei, geschweige denn unabhängige Gerichte. Die Taliban und andere 
zugewanderte sogenannte Gotteskrieger fanden und finden auch bei den Clans 
und Stämmen im Norden viel Rückhalt.“ (Schrom 2010) Wo Verteidigungs- 
minister Guttenberg „schon Trendwenden in Teilen des Landes“ ausmacht, 
bleibt sein Geheimnis (Heilig 2010). Nach einer militärischen Faustregel müs- 
sen die counterinsurgency-Truppen mindestens zehnmal so stark wie ihre 
Gegner sein, um Erfolg haben zu können. Davon ist die NATO weit entfernt. 
Ihre Offensiven laufen ins Leere oder werden immer wieder verschoben. Das 
US-Ziel - Amnestie nach vorheriger Kapitulation des Gegners - entschwindet 
in weite Ferne. Schon jetzt ist es der längste Krieg in der Geschichte der USA 
und seine Popularität sinkt selbst dort, trotz aller Falkenrufe. Präsident Obama 
aber behauptet: „Mit der Ankunft zusätzlicher Koalitionsstreitkräfte in den 
vergangenen zwei Jahren haben wir endlich die Strategie und die notwendigen 
Ressourcen, um die Schwungkraft der Taliban brechen zu können, den Auf 
ständischen ihre Rückzugsgebiete zu nehmen, mehr afghanische Sicherheits- 
kräfte auszubilden und der afghanischen Bevölkerung zu helfen.“ (Obama 
2010) 

Indes brutalisiert die militärische Sackgasse den Krieg. Je länger er andauert, 
desto mehr untergräbt er alle Aussichten auf einen passablen Frieden, und das 
ist Wasser auf die Mühlen der Taliban. Diese sind nicht gerade beliebt, die 
Besatzungssoldaten aber verhasst, sowohl durch die Verluste, die sie der Zivil- 
bevölkerung beibringen, wie durch ihr protziges Auftreten. Von den fast 
92.000 Dokumenten, die Wikileaks ins Netz stellte, schildert eines die Captu- 
re-Kill-Mission, d.h. die Jagd der Spezialeinheit 373 auf gesuchte Aufständische, 
deren Zahl vierstellig sein soll (Gebauer 2010). Eklatante Fehlschläge, auch 
und gerade der als Wunderwaffen gepriesenen Drohnen, kommen ebenfalls 
ans Licht. Derlei Kommandoaktionen sind wegen ihrer „Kollateraleffekte“ äu- 
ßerst umstritten, von den regulären Truppen abgeschirmt und streng geheim. 


Ein geschundenes Land 


Afghanistan besteht hauptsächlich aus Hochebenen mit aufgesetzten Gebir- 
gen, Wüsten und Halbwüsten; am wichtigsten für Siedlungen und Ackerbau 
sind Becken und Talweitungen. Knapp zwei Drittel der Bevölkerung sind 
Paschtunen und Tadschiken, der Rest verteilt sich auf kleinere Gruppen. Zu 
80% sind sie sunnitische und zu fast 20% schütische Muslime. In ihrer über- 
lieferten Lebensweise haben die Geschlechter ihren angestammten, das heißt 
die Frauen einen minderen Platz. Entgegen einer weit verbreiteten Meinung 
geht es ihnen jetzt nicht besser als unter den Taliban. Die Afghanen, von de- 
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nen 80% auf dem Lande leben, bauen Feldfrüchte an und ziehen Vieh, vor al- 
lem Schafe und Ziegen für den Eigenbedarf und in geringem Maß für den 
Markt. Daneben gibt es Bergbau, ein wenig Textilindustrie und Handwerk. 
Der heute einkommenszentrale Mohnanbau für Opium hat noch vor 30 Jah- 
ren kaum eine Rolle gespielt, bildet aber inzwischen faute de mieux die 
Haupterwerbsquelle der Bauern (MFGA 2009). 

Von dem anfangs lauthals vorgetragenen Versprechen der Besatzer, sich für 
Demokratie, Menschenrechte und die Lage der Frauen einzusetzen, ist wenig 
geblieben. Stattdessen herrschen vordemokratische Strukturen, eine zutiefst 
korrupte ‚Zentralregierung‘ und eine beklagenswerte Situation der meisten 
Frauen, die in Armut, als Analphabetinnen und ausgeschlossen von der Öf- 
fentlichkeit leben. Dieser Ausschluss wird nicht nur von den Taliban betrie- 
ben. Auch Karzai, der Wackelbürgermeister von Kabul, erließ jüngst ein re- 
pressives Personenstandsgesetz, das deren Praxis nicht nachsteht. 

Nach fast zehn Jahren neuerlichen Krieges ist das Land infrastrukturell, sozi- 
almoralisch und ökologisch am Boden: Wälder wurden vernichtet, Boden und 
Wasser durch Munitionsrückstände vergiftet. Nur überwölbt von den Inter- 
ventionstruppen beherrschen Stammesführer, Warlords, ein schwacher und 
korrupter Zentralstaat sowie vor allem die wieder erstarkten Taliban die Szene. 
Deren repressives moralisches Regime, Zwangsabgaben und -rekrutierungen 
halten ihre Anhängerschaft in Grenzen, immerhin aber sorg(t)en sie für eine 
leidliche öffentliche Ordnung ohne Korruption, mit berechenbaren Verhält- 
nissen. Das Opiumgeschäft bildet nicht die einzige Einnahmequelle der Tali- 
ban. Sie erzielen auch Einnahmen aus Zwangsabgaben bei Bauvorhaben, Über- 
landtransporten, Lösegeldern sowie durch Geldzuwendungen etwa aus den Golf 
staaten. In den Kämpfen ziehen freilich auch die Taliban die Zivilbevölkerung 
in Mitleidenschaft. Ihre herausragende Rolle in der nationalen Mischung eth- 
nischer, stammesmäßiger und islamistischer Milizen ist unübersehbar. 

Die Taliban kämpfen nach der klassischen Manier des „hit and run“. Nach 
einem Überfall vertrieben, kehren sie alsbald auf Motorrädern und Kleinlast- 
wagen wieder. Wenn sie in einem Gebiet nicht voran kommen, verschieben sie 
ihren Einsatzschwerpunkt. Von den deutschen oder anderen westlichen Solda- 
ten werden Dörfer ‚gesäubert‘, an die afghanischen Sicherheitskräfte übergeben 
- und über kurz oder lang wieder von den Taliban besetzt. Diese pressen Bau- 
ern in ihren Dienst oder zahlen ihnen Geld für Attentate. Freund und Feind 
sind schwer unterscheidbar. Sprengfallen haben sich als ebenso billige wie 
schwierig auszumachende Kampfmittel erwiesen. Die Taliban sind selbst Her- 
ren des Funknetzes, das sie nachts abschalten. Kurz, sie sind in ihrem asym- 
metrischen Widerstand gut organisiert und operieren durchaus professionell. 
Auch ihre flache und vielfach vernetzte Hierarchie entzieht sich massiven Zu- 
griffen des Gegners. „Die Taliban werden sich nicht wegschießen lassen.“ 
(Kornelius 2009) Zumindest mit ihren Führern versucht man das in gezielten 
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Kommandoaktionen. Aber auch das leitende Personal der Taliban ist ersetz- 
bar. Jedes Jahr erreichen zehntausende junger Paschtunen das 16. Lebensjahr; 
an Rekruten ist kein Mangel. Es ist keineswegs sicher, dass es nur um Religion, 
und nicht auch um Macht und Geld geht. Ideologische Motive und finanziel- 
le Anreize mögen oft genug ineinander greifen. So oder so scheint es dem Wi- 
derstand immer häufiger und stärker zu gelingen, einen Keil zwischen die 
NATO-Truppen und die Bevölkerung zu treiben. Gleichwohl schwimmen die 
Taliban nur bedingt wie „Fische im Wasser“. Nicht nur gibt es unter ihnen 
verschiedene Fraktionen, ihr repressives Handeln weckt in der Bevölkerung 
auch Vorbehalte und Widerstände. Schließlich sind sie nicht die einzigen 
Gegner der fremden Invasoren; Stammes- und Dorfkräfte spielen ebenfalls mit. 
Die Präsidentenwahlen 2009 sollten das demokratische Mäntelchen der Regie- 
rung Karzai richten. Diese buhlte zusammen mit den Provinzfürsten mit Geld 
und Drohungen um die Stimmen. Karzai gewann unter denkbar dubiosen 
Umständen. Nicht nur stellt er den Statthalter des Westens dar. Er sitzt auch 
am Geldhahn der ausländischen Zuwendungen, die den Löwenanteil des 
Staatshaushalts ausmachen, und kann sie nach Belieben an seine Günstlinge 
verteilen. Die kitschig aufgedonnerten Villen der neuen Reichen kann man am 
Stadtrand von Kabul besichtigen, allesamt auf Staatsland und mit Geldern aus 
einer zerrissenen Verwaltung und Ökonomie bezahlt. Die Parlamentswahlen 
bewiesen ein weiteres Mal, dass von einer Demokratie nach den üblichen Re- 
geln der Kunst nicht die Rede sein kann. Gleichwohl wird dieser Anspruch 
schon aus ideologischen Gründen hoch gehängt und hatte den westlichen 
Feldzug erheblich mit zu begründen. 


Perspektiven der NATO 


Von einer Fortsetzung militarisierter Außenpolitik ist sowohl seitens der USA 
wie auch bei ihren Verbündeten auszugehen. Wie seit den 1990er Jahren wird 
sie vermutlich im Zeichen eines Sicherheitsdispositivs stehen (Spreen 2008: 
28f). Gegenüber den in der Vergangenheit proklamierten Zielen von Militär- 
einsätzen - Eintreten für Demokratie, Menschen- und Frauenrechte - wird al- 
lerdings die Wahrung nationaler Interessen deutlich an Gewicht zunehmen. So 
rechneten bereits 1992 die Richtlinien des deutschen Verteidigungsministers 
die „Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten Zugang 
zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt im Rahmen einer gerechten Welt- 
wirtschaftsordnung“ zu den „vitalen Sicherheitsinteressen“ Deutschlands als 
kontinentaler Mittelmacht (Bundesministerium für Verteidigung 1992: 3£.). 
Neu sind die wirtschaftspolitischen Interessen also nicht, verlagern sich nun 
aber verstärkt auf aggressiv geführte Konkurrenzkämpfe um Rohstoffe, ange- 
fangen von Seltenen Erden über Öl bis hin zu Grundnahrungsmitteln. Immer 
weniger geht es um einen möglichst schrankenlosen Waren- und Dienstleis- 
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tungsverkehr zwischen den Staaten, statt dessen entwickelt sich ein verschärfter 
Wettlauf um die besten Zugangsbedingungen zu den Extraktionsgebieten und 
das Abstecken von Claims. Dabei sind Rivalitäten zwischen den USA und eu- 
ropäischen Staaten grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Diese beflügeln bereits 
heute eigenständige Kooperationen untereinander. Wenn Frankreich und 
Großbritannien die Finanzierung für Rüstungsprojekte, etwa einen neuen 
Flugzeugträger, zusammen aufbringen, verweist dies nicht nur auf knappe Mit- 
tel. Die beiden großen ehemaligen Kolonialstaaten wollen sich jenseits größe- 
rer Bündnisstrukturen die Möglichkeit erhalten, eigenständig militärisch in 
Konfliktregionen eingreifen zu können. 

Im übrigen geht es den USA und ihren Verbündeten mit der militarisierten 
Außenpolitik darum, gegen erstarkende Konkurrenten wie China, Indien und 
möglicherweise auch Brasilien auftreten zu können. Die bevorzugte und billi- 
gere Aneignung von Rohstoffen für die eigenen ‚National‘ökonomien soll, so 
hofft man, die eigene Wettbewerbsfähigkeit steigern und vermeiden helfen, 
dass die Konsumausgaben der Bevölkerung wegen verknappter Lebensmittel 
explodieren. Die im Gang befindlichen oder anvisierten militärischen Unter- 
nehmungen zielen nicht auf die Eroberung von Siedlungsgebieten und die 
Abschottung von Märkten für die eigenen Produkte, auch nicht auf die un- 
mittelbare räumliche Beherrschung von Territorien, wie das im klassischen Ko- 
lonialismus und Imperialismus der Fall gewesen war. Die Herrschaft einheimi- 
scher Eliten bliebe in der Regel erhalten und würde solange nicht angetastet 
werden, wie sie bei der Extraktion von Rohstoffen kooperieren. Die politi- 
schen Regimes wären freilich häufig sehr fragil, denn sie müssten z.B. Proteste 
der einheimischen Bevölkerung soweit unterbinden, dass der Transfer von 
Rohstoffen nicht gestört wird. Gleichzeitig dürfte ihre Politik keine Flücht- 
lingsströme verursachen, welche die angrenzenden Regionen beunruhigen. So- 
ziale und politische Krisen wären in diesen Staaten auf Dauer gestellt. Die sich 
mit und nach den Eingriffen im Irak wie in Afghanistan entwickelnden Ver- 
hältnisse liefern Anschauungsmaterial und mögliche Vorbilder für die Ergeb- 
nisse künftiger Militärinterventionen. 

Es geht der NATO in Afghanistan um ähnliche Ziele wie im Irak: Zerschla- 
gung eines nicht (mehr) genehmen Regimes; Installation einer auf die Ruinen 
des vorhandenen Staats gepfropften Handlangerregierung; Errichtung von 
stark befestigten Igelstellungen ohne einen mehr als verbalen Anspruch und 
die Möglichkeit, das Land in der Fläche zu besetzen und zu ‚befrieden’. Es 
reicht bereits, wenn die künftigen Förderstätten und Transportwege der riesi- 
gen Gas- und Ölreserven des Kaspibeckens und mindestens die geopolitische 
Neutralität Afghanistans gesichert sind. Sollte das der Fall und die einheimi- 
schen „Sicherheitskräfte“ hinlänglich aufgebaut sein, könne der Teilabzug 
2014 beginnen - mit zeitoffenem Abschluss. Das ebenso ehrgeizige wie aggres- 
sive und dennoch auf Sand gebaute Vorhaben ließen sich die USA bisher ca. 
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220 Milliarden Dollar - allein 2009 60 Milliarden - kosten, und dies mit stei- 
gender Tendenz (Wildman 2010: 109). 

Die US-Regierung muss nicht zuletzt aus innenpolitischen Gründen eine Situ- 
ation schaffen, welche die Tatsache verschleiert, dass die ursprünglichen US- 
Kriegsziele in Afghanistan wie im Irak Makulatur sind. Vermittels aufgestock- 
ter Truppen und damit verstärkter Bekämpfung der Aufständischen sowie in- 
tensivierter Drohneneinsätze, um nicht genehme Führungsfiguren der Taliban 
auszuschalten, soll auch hier die Basis für einen schrittweisen Truppenrückzug 
geschaffen werden. Die angestrebte Afghanisierung des Krieges hätte den An- 
schein zu wahren, mit dem US-Einsatz stabile Verhältnisse hergestellt zu ha- 
ben. Dieser Anschein ist vor allem im Hinblick auf die nächsten Präsidenten- 
wahlen wichtig und kann neben der entscheidenden wirtschaftlichen Situation 
zu einigen Stimmengewinnen führen. 

Präsident Obama, der zu Anfang seiner Amtszeit eine rasche Beendigung des 
Afghanistan-Engagements in Aussicht gestellt hatte, hat mittlerweile die Trup- 
pen aufgestockt und den Abzugsplan aufgeweicht. Er steht selbst im Gefecht 
mit ranghohen Militärs und Sicherheitsberatern. Diese blocken seine Exit- 
Strategie ab und kontern durchaus erfolgreich mit immer neuen Forderungen, 
die US-Streitkräfte im Land zu vermehren (Woodward 2010). Mit der Logik 
seiner Befehlshaber und dem militärisch-industriellen Komplex mag Obama 
sich nicht anlegen. Der CIA führt mit des Präsidenten stillschweigender Billi- 
gung kraft einer 3.000 Mann starken Schattenarmee am Hindukusch in Ges- 
talt der Counterinsurgency Pursuit Teams in eigener Regie einen liquidatori- 
schen Feldzug gegen Talibankommandeure. Nach der Devise „Nur ein toter 
Taliban ist ein guter Taliban“ werden immer weniger Gefangene, die nur wei- 
tere Probleme mit sich bringen, gemacht. 

Aber auch wenn in Afghanistan eine Strategie verkündet worden ist, wonach 
vor allem die Zivilbevölkerung zu gewinnen und eroberte Gebiete dauerhaft 
zu halten seien, ist hinter vorgehaltener Hand zu hören: Der Krieg ist verlo- 
ren; es kann nur noch um einen möglichst vorteilhaften Rückzug gehen. Die 
schwerfällige Militärmaschine kann die komplizierte und stets wechselnde 
Konfliktkonstellation nicht beherrschen. Ständig entstehen neue taktische Fla- 
schenhälse. Meldungen wie diese häufen sich: „Die Provinz Baghlan ist zur 
Todesfalle für die Bundeswehr und ihre Verbündeten geworden.“ (Demmer 
2010) Die Militärs büßten binnen weniger Monate bei mehreren Gefechten elf 
Männer ein. 

Was ist seit dem verheerenden Bombardement im (vermeintlichen) Kampf ge- 
gen Bin Ladens al Qaida, die man fälschlich mit den Taliban in einen Topf 
wirft, erreicht worden? Militärisch sitzen die westlichen Militärs fest, ja er- 
leiden Rückschläge und schützen allenfalls die großen Überlandstraßen und 
Stützpunkte, vor allem aber sich selbst. Jetzt, sagen besonnene inner- und au- 
ßerafghanische Stimmen, sei der richtige Zeitpunkt, den Krieg zu beenden. 
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Wäre eine Möglichkeit dazu, mit den Taliban Verhandlungen aufzunehmen? 
Aber wer sind die „gemäßigten Taliban“, mit denen man dies tun könnte? 
Entweder sind sie verhandlungsunwillig und teilweise weggeschossen, oder die 
Verhandlungswilligen haben nur wenig Anhänger. Eine gewandelte Haltung 
des Gegners lässt sich nur aus widersprüchlichen Signalen folgern; derzeitige 
politische Positionen sind kaum bekannt. „Gibt es überhaupt Spielraum für 
einen Kompromiss zwischen den Taliban, Präsident Karzai und den tadschiki- 
schen und usbekischen Warlords in seinem Umfeld - und damit eine realisti- 
sche Überlebenschance für eine auf Machtteilung beruhende Koalition in Ka- 
bul?“ (Steele: 12) Eine Verhandlungslösung mit dem Karzai-Regime würde die 
Taliban (inter)national aufwerten und weiteren Geldzufluss sichern. Man müs- 
se jetzt ohne Vorbedingungen mit ihnen reden, äußert der pakistanische Af- 
ghanistan-Kenner Ahmed Raschid, solange die kriegsmüden Veteranen noch 
an der Macht sind (Flottau 2010). Sie haben hohe Verluste erlitten und wis- 
sen, dass sie militärisch nicht gewinnen können und von der Bevölkerung kei- 
neswegs immer als Befreier gesehen werden. Obgleich das zu ermitteln schwie- 
rig ist, ist anzunehmen, dass die meisten Afghanen nicht für eine Rückkehr 
der Taliban an eine (alleinige) Regierung sind. 


Ungeklärte Grenzprobleme und andere Bedingungen 
für Friedensverhandlungen 


Doch es geht nicht nur um die Taliban. Die NATO hat es darüber hinaus 
auch mit zwei eigenständigen, heterogenen und ebenso wirksamen Gruppen 
zu tun: Hib-i-Islami von Gulbuddin Hekmatjar und das Haggani-Netzwerk, 
die im pakistanisch-afghanischen Grenzgebiet operieren. Schon vor hundert 
Jahren nannte ein britischer Offizieller die künstliche Durand-Linie zwischen 
Britisch-Indien, heute Pakistan, und Afghanistan den „Pestfleck der Grenze“ in 
Wasiristan. Sowohl die Taliban wie Hekmatjars Milizen und diejenigen der 
Hagganis nutzen das Grenzgebiet als Flucht- und Aufmarschraum. Die eth- 
nisch-politische Gemengelage erwies sich ab den 1980er Jahren als Geschenk 
für Bin Laden und seine Gruppe. Paschtunische Autonomiebestrebungen und 
der regionale Dschihad dienten ihnen, lange vom Westen im antisowjetischen 
Kampf gehätschelt, als Schemel für den Einstieg in ihren später von dort aus 
1996 erklärten internationalen Heiligen Krieg. Sie hängten sich an die wichti- 
ger werdenden Taliban Mullah Omars, die zwar islamistisch inspiriert, aber 
eher national gesonnen sind, an und begannen, die paschtunischen Siedlungs- 
gebiete zu unterwerfen - womit sie indirekt saudischen und pakistanischen In- 
teressen dienten. Unlängst schlossen sich ca. 20 Gruppen in dem Gebiet zur 
gefürchteten terroristischen Tehrik-i-Taliban Pakistan (TTP) zusammen, die 
von Waziristan bis in den Pandschab operieren. 

Auch nach Raschid liegt „der Ursprung des Übels“ im Nachbarland. Formell 
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ist dieses Mitglied der Anti-Terror-Koalition. Aber der pakistanische ISI (Ge- 
heimdienst) unterstützt aus außenpolitischen Gründen die Taliban, welche die 
Grenzen zugunsten eines Großkalifats der „Umma“* (= islamische Gemeinde) 
abschaffen wollen und im Übrigen ein Faustpfand gegen Kabul bilden, das die 
Grenze nicht anerkennt. Auf ihn sollen auch viele Selbstmordattentate (gegen 
Geld) zurückgehen. Ohne diese Hilfe gäbe es die Taliban dort nicht in dieser 
Stärke und Bedeutung. Sie zielt auch darauf ab, großpaschtunische Ideen im 
Zaum zu halten. Dieses alte Grenzproblem stellt ein entscheidendes Hindernis 
für ein Ende des Krieges dar: „Nach ihrem Zusammenbruch im Oktober und 
November 2001 hätte sich die Taliban-Bewegung wahrscheinlich aufgelöst wie 
Zucker im Tee, wenn die paschtunischen Stämme ein echtes Mitspracherecht 
in Kabul gehabt hätten.“ (Lefeuvre 2010: 14 ) Ob dem so gewesen wäre, steht 
dahin, aber Friedensverhandlungen, wenn sie denn kommen, werden sich mit 
diesem gordischen Knoten befassen müssen. In der Gewährleistung eines ge- 
meinsamen politischen Raums für die Paschtunen könnte die internationale 
Gemeinschaft Hilfestellung leisten. Pakistan müsste wie alle anderen Nachbarn 
Afghanistans dessen Blockfreiheit zustimmen. Am Anfang hätten - gewiss 
langwierige - Gespräche mit den Taliban zu stehen. 

Solche wären auch mit der Karzai-Regierung sowie mit den politischen Sach- 
waltern der NATO zu führen. Am Ende könnte eine panafghanische Loya 
Dschirga zur Beilegung oder mindestens Behandlung aller wichtigen und strit- 
tigen Themen des Krieges stehen. Die Taliban haben an vielen Orten eine ei- 
gene Verwaltungs- und Justizstruktur aufgebaut. Vermutlich liefe eine Einigung 
auf einen schwachen Zentralstaat und mächtige halbautonome Regionen in- 
klusive der Armee hinaus. Von dieser und der Polizei wird man allerdings - 
demotiviert und demoralisiert wie sie (derzeit) sind - kaum die Gewährleistung 
der nationalen Sicherheit erwarten können. Schon im nächsten Jahr soll mit 
der „Übergabe der Verantwortung“ an sie begonnen werden. Viele Verbands- 
führer nehmen eine abwartende Haltung ein. Auf den Fingerzeig Kabuls hin 
wollen sie weder allafghanische Verhandlungen verhindern noch ihre Positio- 
nen verlieren. Was wahrscheinlich ansteht, wäre ein gemischtes Regierungssys- 
tem mit wieder auflebenden traditionellen Politikstrukturen. Es hätte die Au- 
torität des Präsidenten zu befestigen, mit den Warlords fertig zu werden, den 
Wiederaufbau des Landes in Angriff zu nehmen, die ethnische Aussöhnung 
voran zu bringen und die nationale Sicherheit zu garantieren. Die Ansicht, das 
Karzai-Regime könne gar kein effektives staatliches Handeln gewährleisten und 
breche daher nach dem Abzug der westlichen Truppen zusammen, ist keines- 
wegs aus der Luft gegriffen. Wie viel in diesem Übergangszustand von „essen- 
ziellen Menschenrechten“ noch gerettet werden kann, steht in den Sternen. 
Von einigen afghanischen Kräften wie von der internationalen Friedensbewe- 
gung werden eine Reihe von unverzichtbaren Schritten genannt, die am An- 
fang der erwünschten Friedens- oder mindestens Waffenstillstandsverhandlun- 
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gen stehen müssten. Dazu hätten die USA bzw. NATO ihre Interventionsziele 
zu präzisieren und zu modifizieren, jedenfalls das Gummiziel des „Krieges ge- 
gen den Terror“ aufzugeben (vgl. Wildman/Bennis 2010: 158f, 180ff). Die an- 
dauernden Demütigungen und Tötungen der Bewohner Afghanistans müssten 
aufhören und die vielstimmigen Botschaften aus der Gesellschaft sollten end- 
lich Gehör finden. Dem Drogenanbau wäre nur im Austausch gegen neue Ar- 
beits- und Verdienstmöglichkeiten für die ländliche Bevölkerung abzuhelfen, 
wie überhaupt nur ein großzügiges internationales Hilfsprogramm, das diesen 
Namen wirklich verdient und auch „unten“ bei den Bauern ankommt, dem 
Land auf die Beine helfen könnte. Rückkehr und Unterstützung der Flüchtlin- 
ge aus Pakistan und Afghanistan wären zu ermöglichen. Der Kampf gegen die 
endemische Korruption ist ernsthaft aufzunehmen, politische Gefangene sind 
freizulassen. Schließlich wären Verhandlungen mit benachbarten Staaten und 
politischen Assoziationen wie der Schanghai-Organisation aufzunehmen. Die 
Wunschliste ließe sich noch verlängern. 

An einem dauerhaften Bürgerkrieg und einer Zentralregierung, die bestenfalls 
einige Städte des Landes kontrolliert, haben die USA und ihre Verbündeten 
kein Interesse. Denn dann würde ein politischer, sozialer und ökonomischer 
Raum entstehen, der ständig neue Krisen produziert und damit auf die Nach- 
barstaaten ausstrahlt. Auch diesen liegt vermutlich daran, dass es den USA 
bzw. der NATO gelingt, die Situation halbwegs zu stabilisieren. Vorausgesetzt, 
die Interessen dieser Staaten würden von dem in Kabul zu installierenden poli- 
tischen Regime berücksichtigt werden - und das muss mindestens heißen, dass 
keine Kriegspartei das Geschehen dominiert -, könnten sie sich ebenso wie die 
Karzai-Administration mit dem status quo abfinden. Zurzeit werden dafür 
noch die Claims abgesteckt. Jede zukünftige Regierung Afghanistans wird dar- 
an interessiert sein, möglichst viele innere und äußere Beziehungen zu unter- 
halten, um ihren Handlungsspielraum zu erhöhen. Als Modell könnten die 
Verhältnisse gelten, wie sie bis in die 1970er Jahre für Afghanistan galten. Als 
blockfreier Staat stand es in der Gunst verschiedener großer Mächte. Die USA 
und ihre Verbündeten könnten sich in diesem Fall darauf verlassen, weiterhin 
Einfluss in der Region ausüben zu können und Zugang zu den Rohstoffen des 
Landes und umgebender Gebiete zu erhalten. Dabei müssten sie freilich die 
Begehrlichkeiten Irans, Turkmenistans, Usbekistans, Tadschikistans, Chinas 
und nicht zuletzt Indiens sowie Pakistans berücksichtigen. 

Ein endgültiger Sieg der einen oder anderen Seite scheint nicht möglich zu 
sein. So bleibt entweder ein Patt zwischen den feindlichen Kräften oder ein 
Abzug der NATO, wie stück- und schrittweise auch immer. Im ersten Fall 
wird das Land noch mehr zerstört, im zweiten treten die durch den Krieg ver- 
drängten Widersprüche der afghanischen Gesellschaft offen heraus. Immerhin 
hatten sie bereits unter dem Stichwort der Modernisierung der Ökonomie, des 
Sozialwesens und der Politik nach dem Sturz der Monarchie in den 1970er 
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Jahren auf der Tagesordnung gestanden. Ziehen die fremden Soldaten endlich 
ab, wird sich erweisen müssen, inwieweit sich Stammeskräfte sowie zivilgesell- 
schaftliche Elemente gegenüber dem islamistischen Utopismus der Taliban 
durchsetzen werden. 
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Florian Flörsheimer 


Die Bundeswehr als „modernes” 
Wirtschaftsunternehmen 


Der Militärapparat der Bundesrepublik wurde in den letzten 20 Jahren einer 
Reihe von Veränderungen unterworfen. Bei dieser „Transformation“ hat es im 
Wesentlichen zwei zunächst parallel zueinander verlaufende Entwicklungen 
gegeben. Einerseits ist eine zunehmende Orientierung hin zu Auslandseinsät- 
zen und ein entsprechender Prozess der Umstrukturierung der Truppenteile 
festzustellen. Dieser Prozess setzte mit Ende des Kalten Krieges ein und entwi- 
ckelt sich über die Eingliederung der Nationalen Volksarmee der DDR (NVA) 
in die Bundeswehr, die Eingliederung der „Armee der Einheit“ in die transat- 
lantische und europäische Militärstruktur durch die Bildung multinationaler 
Korps, die Reduzierung der Truppenstärke, den Aufbau von speziell für Aus- 
landseinsätze vorgesehenen Truppenverbänden sowie eine mehrmalige Verkür- 
zung der Wehrpflicht und schließlich die mit der neuesten Wehrreform ver- 
bundene Einführung einer Freiwilligenarmee. Anderseits fanden neoliberale 
Modernisierungsmodelle Eingang in den gesamten militärischen Staatsapparat. 
Dies reicht von der Einführung betriebswirtschaftlicher Steuerungs- und Ma- 
nagementmodelle, der Beratung durch externe Unternehmen bis zum „Out- 
sourcing“, d.h. der Privatisierung von Aufgaben und Dienstleistungen in den 
Bereichen Versorgung, Logistik, Ausbildung, Infrastruktur. Davon profitiert 
nicht nur die Rüstungsindustrie, sondern ein wachsender Sicherheitsdienstleis- 
tungssektor, der neben zivilen auch militärspezifische (Personal-)Dienstleistun- 
gen anbietet. Welchen Grad die Verschränkung von militärischem „Struktur- 
wandel“ und wirtschaftlicher „Modernisierung“ hierzulande noch annehmen 
kann, zeigt ein perspektivischer Blick auf die Zusammenhänge zwischen Priva- 
tisierungspolitik, Wehrreform und den einem internationalen Trend folgenden 
wachsenden Markt für private militärische Dienstleistungen. 


Privatisierung in der Bundeswehr 


Die Prinzipien des New Public Management wurden in den 1990er Jahren 
auch in der Bundeswehr zu einem hegemonialen Modell, das in vielen Einzel- 
bereichen aufzufinden ist. Die Bundeswehr folgte einem allgemeinen Trend in 
den Armeen der NATO-Staaten. Deutlichster Ausdruck war die Einführung 
verschiedener Privatisierungsmodelle (vgl. Petersohn 2006). Ein wesentlicher 
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Schritt in dieser Entwicklung war der 1999 von der damaligen Bundesregie- 
rung mit der (Rüstungs-)Industrie vereinbarte Rahmenvertrag über „Innovati- 
on, Investition und Wirtschaftlichkeit in der Bundeswehr“, in dessen Folge 
2000 die „Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb“ (GEBB.) ge- 
gründet wurde. (vgl. BMVg 2000). Der Gesellschaft wurde zunächst zur Auf 
gabe gestellt, die „wirtschaftliche Optimierung“ von „nichtmilitärischen“ Teil- 
bereichen der Bundeswehr (Logistik, Versorgung, Liegenschaften) in Form un- 
terschiedlicher Privatisierungsmodelle zu organisieren. Sie etablierte sich als 
eine Konkurrenzinstitution zur bisherigen zivilen Bundeswehrverwaltung. 2002 
wurden die ersten zwei Unternehmen im Bereich Logistik und Bekleidung ge- 
gründet: die „BW Fuhrpark Service GmbH“ und die „LH Bundeswehr Beklei- 
dungsgesellschaft“. Partnerfirmen waren bei ersterer u.a. die Deutsche Bahn 
AG und bei letzterer die Lion Apparel Deutschland GmbH sowie die Hell- 
mann Worldwide Logistics GmbH & Co KG. Aufgrund zahlreicher Probleme 
bei der Umsetzung der ersten Privatisierungsprojekte (Kostenstreitigkeiten mit 
den Industriepartnern sowie viel Kritik aus den Reihen der Bundeswehr - die 
Erwartungen, dass sich durch die Privatisierungen Einsparungen ergeben wür- 
den, hatten sich kaum erfüllt) wurden die beiden Gesellschaften 2006 vom 
damaligen Bundesverteidigungsminister Jung aus der GEBB. herausgelöst. Pa- 
rallel und teilweise unabhängig von den Privatisierungsprojekten der GEBB 
wurden andere Privatisierungsmodelle umgesetzt: „Eigenoptimierungen“ beste- 
hender Teilsysteme der Bundeswehr bei denen der Staat mittels der Gründung 
privatrechtlich organisierter Gesellschaften Verwaltungsaufgaben übernimmt, 
Projekte der „Vollprivatisierung“ sowie unterschiedlicher „Public-Private- 
Partnership“- Modelle. Dabei lassen sich drei Formen unterscheiden: das 
„Betreiber“-, das „Betriebsführungs“- und das „Kooperationsmodell“ (vgl. Pe- 
tersohn 2006: 16f.). Beim „Betreibermodell“ stellt der private Unternehmer 
dem Staat Infrastruktur zur Verfügung, deren Nutzung ihm dann jeweils in 
Rechnung gestellt wird. Ein Beispiel sind die Einrichtungen der „Helicopter 
Flight Training Services GmbH“, aus einem Industriekonsortium der Unter- 
nehmen CAE Elektronik, Eurocopter Deutschland GmbH, Rheinmetall De- 
fence Electronics GmbH und Thales Deutschland bestehend, die von der 
Bundeswehr im Rahmen der Pilotenausbildung für den Hubschrauber NH 90 
genutzt werden. Beim „Betriebsführungsmodell“ ist der Staat Eigentümer, aber 
nicht Betreiber der Einrichtung. Der private Unternehmer stellt auch hier die 
anfallenden Kosten dem Staat in Rechnung. Beispielhaft hierfür ist das Ge- 
fechtsübungszentrum bei Magdeburg, dessen Betrieb die Bundeswehr dem 
Unterstützungszentrum Altmark anvertraut hat. Dieses Firmenkonsortium, 
welches aus Serco GmbH, Saab Trainingssystem AB, der Industrieanlagen- 
Betriebsgesellschaft und dem Flensburger Fahrzeugbau besteht, übernahm das 
Gesamtmanagement, insbesondere Betrieb und die Betreuung der Technik, die 
Bürokommunikation und die Materialwirtschaft. Für die industrielle Betriebs- 
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unterstützung ist seit 1. September 2008 die Rheinmetall Dienstleistungszent- 
rum Altmark GmbH, eine Tochterfirma von Rheinmetall Defence, verantwort- 
lich (vgl. Rheinmetall Defence 2009). Auf diesem privat verwalteten Gelände 
übt die Bundeswehr, aber auch militärische Einheiten der Verbündeten, die 
Kampffähigkeit für Auslandseinsätze. Bevorzugtes drittes Modell ist das „Ko- 
operationsmodell“, bei dem Bundeswehr und Unternehmen gemeinsam eine 
Dienstleistung erbringen, genannt sei die Kooperation der Luftwaffe mit 
EADS zur Instandhaltung des „Eurofighter“. EADS betreibt darüber hinaus 
mit der Luftwaffe ein „Systemunterstützungszentrum“. 2005 wurde ein weiteres 
Kooperationsmodell in Form der „Heereseinstandsetzungslogistik GmbH“ ge- 
gründet, die sich um die Instandhaltung des Heeres(waffen-Jmaterials küm- 
mert. Beteiligt sind hier die Rüstungsfirmen Krauss-Maffei-Wegemann, Rhein- 
metall Landsysteme und die Industriewerke Saar. In allen Kooperationen ar- 
beiten Firmenangestellte, militärische und zivile Bundeswehrangehörige zu- 
sammen. Das größte Kooperationsprojekt (mehr als 6 Mrd. Euro Vertragsvo- 
lumen) ist das so genannte „Herkules“-Projekt, bei dem die gesamte zivile In- 
formations- und Kommunikationstechnologie der Bundeswehr erneuert wird. 
Dieses Projekt wurde 2001 gestartet, lief aufgrund von Schwierigkeiten (Stein- 
metz 2005: 26) und trotz steigender Kosten jedoch erst 2006 an. Mit dem in- 
dustriellen Vertragspartner, der Bietergemeinschaft SI, bestehend aus Siemens 
und IBM, wurde eigens dafür eine Gesellschaft, die BWI Informationstechnik 
gegründet. Eine Kooperation gibt es auch mit der Deutschen Post bzw. deren 
Tochterunternehmen DHL. Während die Bundeswehr mit der Post schon seit 
1955 im Bereich der inländischen Briefzustellung („Feldpost“) zusammenarbei- 
tet, diese seit 1992 auch auf die Lieferung in Einsatzgebiete ausgedehnt wurde, 
übernimmt DHL seit 2002 den nationalen wie weltweiten Transport leichter 
militärischer Ausrüstung bis 50 kg. DHL, die auch für andere Militärs der EU 
und der NATO arbeitet und in Kriegsgebiete wie den Irak liefert, gründete ei- 
gens für solche Geschäfte eine interne Abteilung „Military Affairs Bundes- 
wehr/NATO“. Das Unternehmen bewarb sich 2008 um einen von der Bun- 
deswehr ausgeschriebenen milliardenschweren Zehn-Jahres-Vertrag, der die um- 
fangreiche Lagerung und den Transport von Soldaten und Kriegsgerät in 
Einsatzgebiete vorsah. Im November 2009 nahm DHL aufgrund der als zu 
hoch eingeschätzten Risiken von der Bewerbung Abstand (vgl. Dachverband 
der Kritischen Aktionäre und Aktionärinnen 2010). Schließlich gibt es 
Dienstleistungen, die die Bundeswehr komplett bei privaten Anbietern ein- 
kauft. Dazu gehören die Überweisung der Grundausbildung von Piloten an 
die Lufthansa, die Reparatur von Marineschiffen durch private Werften oder 


1 Auf der Hauptversammlung der Deutschen Post von 2010 forderten die „Kritischen Aktio- 
närinnen und Aktionäre“ den vollständigen Rückzug aus dem Geschäft der Militärlogistik 
und die Abschaffung der entsprechenden Abteilung. Sie konnten sich nicht durchsetzen. 


114 Florian Flörsheimer 


die Bewachung von Liegenschaften durch private Sicherheitsfirmen. Auch bei 
Auslandseinsätzen beauftragt die Bundeswehr private Dienstleister für Aufbau, 
Bewachung und Betrieb ihrer Feldlager, ebenso für nichtmilitärische Dienst- 
leistungen wie die Anstellung von Hilfspersonal für die Truppenküche, 
Betreuungseinrichtungen, Verkaufsstände und sanitäre Anlagen. Beispielsweise 
wurde die deutsche Firma Ecolog AG mit der Müllentsorgung, Betreuung und 
Reinigung von Sanitäranlagen in einer Kaserne in Afghanistan beauftragt oder 
Rheinmetall-DeTec für Wartung von Waffengerät in Afghanistan. Es handelt 
sich bei den von der Bundeswehr bisher beauftragten Firmen zwar nicht um 
die so genannten „Privaten Militärischen Unternehmen“, die mit eigenem Per- 
sonal - Söldnern - Kriegseinsätze durchführen. Jedoch zeigt der gegenwärtige 
Trend, dass sich auch die Bundeswehr auf ganz unterschiedliche Weise mit 
den aufstrebenden privaten Sicherheits- und Militärfirmen wird auseinander- 
setzen müssen (vgl. Hutsch 2009). 


Private Sicherheits- und Militärfirmen in Deutschland 


Die Bundeswehr versteht sich mittlerweile als Wirtschaftsunternehmen, das im 
Wettbewerb mit der zivilen Wirtschaft um ‚Fachkräfte‘ konkurriert (vgl. Att- 
raktivitätsagenda 2011 des Deutschen Bundeswehrverbands). Daher intensi- 
viert sie ihre Beziehungen zum Arbeitsmarkt, zu Jobagenturen, Zeitarbeitsfir- 
men, Handwerks- und Handelskammern. Eine wichtige Rolle spielt dabei der 
Berufsförderungsdienst, der zwischen Bundeswehr und Privatwirtschaft vermit- 
telt, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen organisiert und finanziert, sowie 
Kontakte zu privaten Bildungseinrichtungen, Arbeitsagenturen und Betrieben 
pflegt. Dazu zählen auch der Kontakt zu Sicherheitsfirmen bzw. den entspre- 
chenden Akademien, die die Ausbildung zu Personenschützern oder anderen 
Berufen mit „Sicherheitsaufgaben“ organisieren. Der Berufsförderungsdienst 
der Bundeswehr finanziert Weiterbildungsangebote für ausscheidende Bun- 
deswehrsoldaten, u.a. für die Weiterbildung in Sicherheitsfirmen als „Sicher- 
heitsberater“ etc. Die Firmen sparen dadurch Kosten bei der Ausbildung, zu- 
mal sie beim Rückgriff auf Soldaten schon gut ausgebildetes Personal bekom- 
men. Und seit vor ein paar Jahren das nationale Sicherheitsgewerbe mehrere 
staatlich anerkannte Berufsabschlüsse geschaffen hat und damit das Berufsbild 
ın der „Sicherheitsbranche“ ausdifferenziert wurde, hat sich dies zusätzlich auf 
den privaten Aus- und Weiterbildungsmarkt fördernd ausgewirkt. Damit hat 
sich gerade für ehemalige Soldaten und Polizisten ein erweitertes, ziviles Be- 
rufsfeld ergeben, zumal die Branche seit ein paar Jahren ein großes Wachstum 
zu verzeichnen hat. Der Berufsförderungsdienst zahlt ausscheidenden Zeitsol- 
daten bis zu 9.146,25 Euro für die Finanzierung von solchen Maßnahmen 
(vgl. Sonderveröffentlichung der Ausgabe November 2010 des Magazins „Die 
Bundeswehr“). Dieses Angebot wurde in den letzten Jahren auch genutzt: Die 
Zahl der bewilligten Förderungen stieg von 2005 - 2007 um rund 80% (von 
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knapp 1000 auf knapp 1800 Soldaten). Dazu kommen noch die üblichen 
Geldauszahlungen an die ausscheidenden Soldatinnen und Soldaten. Schät- 
zungsweise sollen so an die 14 Mio. Euro Steuergelder an ausbildende Sicher- 
heitsakademien und -firmen geflossen sein (Hutsch 2009: 53f.). Maßnahmen 
wie diese befördern das boomende Wachstum der internationalen Sicherheits- 
und Militärindustrie” auch in Deutschland. Deutsche Firmen spielen auf dem 
weltweiten Markt des privatisierten Krieges noch keine große Rolle, sie wollen 
jedoch am globalen Boom teilhaben. Daher beschäftigen Firmen wie Finger 
Security, Brillstein Security, Baltic Security-Network Academy, Paladin Risk, 
Ecolog AG, Praesidia Defence, Preatoria Beratung GmbH, Asgaard German 
Security Group u.a. ehemalige Bundeswehrsoldaten oder Bundespolizisten 
(vgl. Hutsch 2009: 39f; Behördenspiegel Oktober 2009: 63) zunehmend auch 
für Aufträge in Kriegsgebieten. Offiziell behaupten die Firmen, ihre Mitarbei- 
ter nicht für Kampfeinsätze einzusetzen, sondern „nur“ für (bewaffneten) Per- 
sonenschutz, militärische Beratung und Ausbildung.’ 2010 wurde öffentlich, 
dass die Firma Asgaard German Security Group plane, an die 100 ehemalige 
Bundeswehrsoldaten nach Somalia zu schicken, um einen dortigen Politiker 
zu schützen (vgl. Feyder/Richter 2010). Dieser Fall machte - ebenso wie der 
Fall der Firma BDB Protection GmbH, die 2007 ihre Dienstleistungen nach 
Libyen verkaufte - deutlich, wie sehr die privaten Sicherheitsfirmen über 
Netzwerke mit der Bundeswehr in Beziehung stehen. Nicht selten handelt es 
sich bei Firmeninhabern und Personal um Reservisten der Bundeswehr. Es 
wird nicht kontrolliert, welchen Tätigkeiten deren Personal im Ausland nach- 
geht. Die Firmen tragen dazu bei, dass auch aus Deutschland professionelles 
Personal für den internationalen Markt zu Verfügung steht.’ 

Auf Söldner und private Sicherheitsfirmen bezogene Bestimmungen im Völker- 
recht, aber auch im deutschen Recht, sind derzeit völlig unzureichend, um vor 
allem im Ausland tätige private Sicherheitsdienste strafrechtlich zu verfolgen. 
Auf internationaler Ebene gibt es neben einigen wenig verbindlichen Vereinba- 
rungen die „Anti-Söldner-Konvention“ der UNO bzw. eine Söldnerdefinition im 
„Il. Zusatzprotokoll“ der Genfer Konventionen. Dort ist der Söldner-Begriff 


2 Die Zahl weltweit tätiger „Mitarbeiter“ dieser Firmen - besser ausgedrückt: der Söldner - 
wird auf über eine Million geschätzt, die Mehrheit von ihnen sind ehemalige Soldaten staat- 
licher Armeen. Die Zahl der Militärfirmen wird auf ungefähr 1000 geschätzt. Mittlerweile 
pendelt der jährliche Umsatz der Branche zwischen 170 und 200 Mrd. Euro, je nachdem, 
welche Dienstleistungen im Einzelnen hinzugerechnet werden Dominiert wird der Markt 
von US-amerikanischen und britischen Firmen wie DynCorp, ArmorGroup International 
oder Aegis Defence Services. (vgl. Hutsch 2009). 

3 Diese Tätigkeiten lassen sich keineswegs sauber von Kriegsbeteiligungen trennen. Tatsache ist 
jedoch, dass die Firmen so gut wie keiner staatlichen Kontrolle unterliegen. 

4 In vielen Zeitschriften der Bundeswehr sowie in anderen Militärfachzeitschriften finden sich 
eine Vielzahl von Werbungen für die Ausbildung und Tätigkeiten im ‚zivilen’ Sicherheitsbe- 
reich sowohl von privaten Schulen wie von Sicherheitsfirmen. 
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aber so eng definiert, dass es bisher ein Leichtes für die Firmen war, sich da- 
von abzugrenzen. Auf nationaler Ebene gibt es in Ländern wie beispielsweise 
den USA, Großbritannien oder Südafrika durchaus Gesetze, die sich explizit 
auf die Firmen beziehen, oder die für die Tätigkeiten der Sicherheitsfirmen re- 
levant sind wie Kriegswaffenkontrollgesetze, Exportgesetze etc. Letztere gibt es 
auch in Deutschland, beziehen sich aber nicht explizit auf die Sicherheitsfir- 
men. Auch hier ist nur die Strafbarkeit von Individuen vorgesehen, sowie ein 
strafverfolgendes Interesse entweder Deutschlands oder des Landes, in dem ein 
Deutscher als Söldner tätig wurde. Diesem kann dann die Tätigkeit als solche 
nach deutschem Recht nicht zum Vorwurf gemacht werden, sondern nur nach- 
weisbare Verbrechen. Als Reaktion auf diese Entwicklung gab es in den letzten 
Jahren mehrere Initiativen im Bundestag, die von einer Regulierung des Söld- 
nerwesens bis zu einem Verbot gingen (vgl. BT-Drs. 16/10846 bzw. 16/11375). 
Dennoch ist bis heute weder das eine noch das andere umgesetzt worden. Es 
werden dabei verschiedene Gründe angeführt, beispielsweise die rechtlich um- 
strittene Frage, ob ehemalige Bundeswehrsoldaten im Sinne des $ 109h StGB 
(Anwerben für fremden Wehrdienst) straffällig werden, wenn sie von einer pri- 
vaten Militärfirma für den Einsatz im Ausland angeworben werden. Dazu 
kommt, dass im deutschen Recht der Begriff „militärische Tätigkeit“ nicht de- 
finiert ist. Neuere internationale Vereinbarungen wie das so genannte „Mont- 
reux-Abkommen“ von 2008, das in Folge der vielen Skandale um private Si- 
cherheits- und Militärfirmen auf den Kriegsschauplätzen des letzten Jahrzehnts 
zustande kam, hatte als Ergebnis nur die Aufstellung eines relativ unverbindli- 
chen bzw. wirkungslosen internationalen Verhaltenskodexes zwischen den we- 
nigen beteiligten Ländern, NGOs und dem internationalen Verband privater 
Sicherheitsfirmen (IPOA seit Ende 2010 ISOA), dem nur ein paar Dutzend der 
großen angloamerikanischen Firmen angehören. Es handelt sich hierbei haupt- 
sächlich um Selbstverpflichtungserklärungen. Staatliche Sanktionsmaßnahmen, 
die auch erwähnt werden, sind abhängig von nationaler Kodifizierung. Die 
deutsche Bundesregierung hat aber bisher keine der dort beschriebenen Maß- 
nahmen in nationales Recht umgesetzt (Hutsch 2009: 38£; vgl. Feyder/Richter 
2010). Das auch den Militär- und Sicherheitsfirmen zugestanden Primat des 
„freien Unternehmertums“ wird trotz besseren Wissens über die Gefahren, die 
von den privaten Firmen und ihren Söldnern ausgehen - die grundsätzliche 
Gefahr einer Untergrabung des staatlichen Gewaltmonopols, die internationale 
Verletzung von Menschenrechten - höher gewertet (vgl. Uessler 2006: 204f.). 


Struktur- und Wehrreform 


Im „Bericht der Strukturkommission der Bundeswehr“ von Oktober 2010 
wurden zahlreiche Vorschläge’ zu einer umfassenden Reform der Bundeswehr 


5 Auf der Basis des Berichts der Kommission wiederum soll die konkrete Ausarbeitung der 
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vorgestellt.° Wesentliches Merkmal ist eine an Zentralisierung, „Konzentration 
auf Kernfähigkeiten“, „Effizienz“ und Kaderisierung orientierte Rationalisie- 
rungsstrategie. Neben der Abschaffung der Wehrpflicht, einer radikalen Ver- 
kleinerung des Bundesministeriums der Verteidigung um ca. die Hälfte der 
Dienstposten sowie der kompletten Verlagerung des Ministeriums nach Berlin, 
stehen die Einführung und Standardisierung betriebswirtschaftlicher Kontroll- 
und Steuerungsverfahren, eine Neuordnung des Verhältnisses der Bundeswehr 
zur Rüstungsindustrie, Veränderungen in der Rekrutierungspraxis und der zivi- 
len wie militärischen Beschäftigungsverhältnisse und die Aufwertung des Re- 
servistenstatus auf dem Programm (Bericht der Strukturkommission 2010). 
Wesentlich ist auch die Straffung und Verringerung der Zahl der militärischen 
Kommandostrukturen vom Ministerium bis zur Ebene der Einsatzkomman- 
dos. Verfahrensabläufe sollen vereinfacht, verantwortliche Stellen gebündelt 
und bisherige Hierarchieebenen im zivilen wie im militärischen Bereich abge- 
baut werden. Durch die Reduzierung von Dienstposten in Stäben und militä- 
rischen Verwaltungsstellen werden mehr Soldaten für Kampfeinsätze freige- 
stellt. Für bestimmte übergreifende Fähigkeiten und Funktionen der Teilstreit- 
kräfte werden gemeinsame „Fähigkeitskommandos“ oder „Kompetenzzentren“ 
gegründet. Die Kommandogewalt wird auf vier Ebenen einer Befehlskette be- 
schränkt: den Bundesminister, den Generalinspekteur, den Befehlshaber des 
Einsatzführungskommandos und den Befehlshaber der Einsatzkräfte vor Ort. 
Schließlich soll der Generalinspekteur „Oberkommandierender der Streitkräfte 
(Chief of Defence)“ werden (31). Das Ministerium wird von Grund auf neu 
konzipiert und auf einige als wesentlich erachtete Aufgaben, wie beispielsweise 
die zentrale Führung und Steuerung der untergeordneten militärischen Berei- 
che, beschränkt. Die Zahl der zivilen und die militärischen Abteilungen des 
Ministeriums wird dabei von 17 auf 8 verringert: „Strategie/Planung“, „Ein- 
satz“, „Struktur/Organisation/Ausbildung“, „Unterstützung“, „Personal“, „Ma- 
terial“, „Haushalt“ und eine Abteilung „Zentralbereich“. In der Abteilung 
„Unterstützung“ beispielsweise wird die Stelle eines IT-Direktors geschaffen, 
welche der Abteilungsleiter wahrnehmen soll. Die Abteilung soll für die 
Betreuung im Sinne einer „IT-Governance“ der gesamten IT der Bundeswehr 
zuständig sein und externe IT-Berater hinzuziehen können. Dem Bundesmi- 
nister selbst werden drei weitere Abteilungen direkt unterstellt: die Abteilung 
„Policy/Militärpolitik“, „Presse- und Informationsstab“ sowie eine Abteilung 
„Bundeswehr-Controlling“. 

Der gesamten Bundeswehrverwaltung werden betriebswirtschaftliche Berech- 
nungs- und Kostenmodelle vorgeschrieben; „Staatliche Doppik“ und „Budge- 
tierung“ sind für fast alle Ebenen gleichermaßen vorgesehen. Entsprechend 


Umsetzung der Vorschläge erfolgen. 
6 Mittlerweile (Januar 2011) ist die Umsetzung dieser Pläne beschlossene Sache. 
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diesen Vorstellungen werden in der Regel zwischen politischer Leitung und 
den einzelnen Bereichen zu erbringende „Fähigkeiten“ und zu erfüllende „Zie- 
le“ definiert. Zur Kontrolle dieser Vereinbarungen sowie der Bewertung der 
Ergebnisse wie der entstandenen Kosten wird ein - davor wesentlich nur auf 
den Rüstungs- und Kooperationsbereich beschränktes Instrument - nun noch 
stärker auf die gesamte Bundeswehrverwaltung angewendet, das so genannte 
„Bundeswehr-Controlling“ (62). Hierbei beruft sich die Bundeswehr auf frühe- 
re Reformerfahrungen in der öffentlichen Verwaltung und in der Praxis priva- 
ter Großkonzerne. Einer zentralen Kontrolleinheit, die bei der politischen 
Führung angesiedelt ist, wird künftig zur Aufgabe gemacht, die politisch- 
ökonomische Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems „Bundeswehr“ gegenüber 
nachgeordneten Bereichen zu überwachen. Dabei ist die Umsetzung der Kon- 
trolle politischer Vorgaben für die Bundeswehr über ein neues Informations- 
system vorgesehen, durch das wiederum möglichst viele Informationen aus al- 
len Teilen der Bundeswehr wie aus den Einsätzen zentral bei der politischen 
wie der militärischen Leitung ohne Verzögerungen durch Zwischenebenen zu- 
sammengeführt werden (33). Aufgabe dieser Kontrolleinrichtungen ist außer- 
dem, Auftrags- und Leistungsinhalte für die wichtigen Einheiten und Prozess- 
abläufe als „Produktivitätsziele“ zu definieren. Eingesetzt werden „moderne 
Controllinginstrumente“ wie „Lebenszykluskostenbetrachtungen“, „Investiti- 
onsrechnungen“ und „Aufwand/Nutzen-Bewertungen von Einsatzszenarien“. 
Sämtliche Aufgaben, die nicht die wesentlichen militärischen Aufgaben berüh- 
ren, werden daraufhin überprüft, ob sie zwecks Kostenreduktion ausgelagert 
werden können. Die Überwachung durch betriebswirtschaftliche Kontroll- und 
Steuerungsmodelle ist gleichfalls für den Prozess der Strukturreform selbst 
vorgesehen. Entscheidungen der Leitung werden über ein zentrales „Projekt- 
management“ und dessen Leiter, der mit weitgehenden Kompetenzen ausges- 
tattet ist, in operative Maßnahmen übersetzt. Dieses „Projektmanagement“ be- 
treut Steuerung, Koordination und die Verbindung der einzelnen Arbeits- 
schritte wie das „Projektcontrolling“, die Bearbeitung funktionaler Quer- 
schnittsthemen, die Interdependenzen zwischen Organisationseinheiten sowie 
die „Kommunikation“ der Transformation. 

Der Erfolg der Transformation wird durch Definition konkreter „Zielgrößen“, 
die in einer vorgegebenen Zeit erreicht und über ein „unabhängiges Control- 
ling“ gemessen werden, messbar gemacht. So ist beabsichtigt, ein externes Be- 
ratungsgremium einzusetzen, das als Projektorganisation die Umstrukturierung 
von Ministerrum und Bundeswehr begleiten und die Beschlüsse der politi- 
schen Leitung unterstützen soll. Da die Bundeswehr zu einer ‚verschlankten‘, 
hochbeweglichen und technisch komplexen Einsatztruppe werden soll, bedarf 
sie des schnellen und unkomplizierten Zugriffs auf passendes Waffen- und 
sonstiges Gerät. Dementsprechend wird der „Beschaffungsprozess“ erneuert, 
die Rüstungsproduktion auf die Bedürfnisse der Bundeswehr für ihre Einsätze 
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orientiert und den Herstellern durch einen „kooperativen Beschaffungsprozess 
Planungssicherheit gegeben“. Für diese Zwecke ist die Gründung einer „Be- 
schaffungsagentur“ vorgesehen, die externe Berater heranziehen kann (37). 
Schließlich sei erforderlich, die vorhandene Arbeitsteilung zwischen der Bun- 
deswehr und der Wirtschaft im Sinne der Einsatzorientierung zu vertiefen und 
nicht einsatzrelevante Prozesse weiter zu privatisieren. 

Nicht nur die Organisationsstruktur der Bundeswehr, auch Rekrutierung, Ver- 
wendung und die Mittel der Bindung des militärischen wie des zivilen Perso- 
nals werden reorganisiert. Zur Kompensation des mit dem Wegfall der Wehr- 
pflicht bisher verbundenen Vorteils, bei der Rekrutierung von Zeit- und Be- 
rufssoldatinnen zu einem wesentlichen Teil auf Wehrpflichtige zurückgreifen 
zu können, sowie des wegfallenden Zivildienstes wird ein freiwilliger (Wehr-) 
dienst eingeführt. Obwohl Musterung und Einberufung damit wegfallen, wird 
zur Erleichterung der Werbung um RekrutInnen die Erfassung der potenziell 
wehrfähigen Männer und Frauen beibehalten. Der freiwillige Dienst sieht eine 
ein- bis maximal zweijährige Verpflichtung vor, die neben dem militärischen 
Dienst in der Bundeswehr auch in zivilen Bereichen wie der Pflege oder dem 
Katastrophenschutz geleistet werden kann. Beabsichtigt wird damit, für die 
Vielzahl weiterhin notwendiger, als gering qualifiziert geltenden Arbeiten kos- 
tengünstig entsprechendes Dienstleistungspersonal zu bekommen. Für den 
Dienst in der Bundeswehr wird von den Freiwilligen zusätzlich verlangt, sich 
für mindestens 15 Monate zur „Teilnahme“ an Auslandseinsätzen zu ver- 
pflichten, da dafür eine entsprechende Ausbildung erforderlich ist. Diese neue 
Situation führt dazu, dass sich die Bundeswehr einem verschärften Wettbe- 
werb um gut ausgebildeten Nachwuchs mit anderen Arbeitgebern ausgesetzt 
sieht. Weil sie nun ausschließlich auf freiwilliges Engagement und Interesse 
angewiesen ist, konkurriert sie mit anderen zivilen Arbeitgebern um qualıfizier- 
tes Personal, d.h. „Fachkräfte“, und muss daher entsprechende Lockangebote 
machen. Da die gesamte Bundeswehr mit Nachdruck auf Auslandseinsätze 
ausgerichtet wird, der gleichzeitig zur Verfügung stehende Personalumfang je- 
doch begrenzt ist, steht die bestmögliche Nutzung des gesamten Personals für 
solche Einsätze im Vordergrund. Dazu gehört, das Zahlenverhältnis des militä- 
rischen Einsatzpersonals zum zivilen wie militärischen Unterstützungspersonal 
zu seinen Gunsten zu verändern. Als entscheidend wird jedoch die Aufhebung 
der bisherigen Trennung zwischen Verwaltung und Streitkräften gesehen, d.h. 
das Personal soll grundsätzlich für beide Tätigkeitsbereiche geeignet sein. Als 
Voraussetzung einer entsprechenden Umsetzung dieser Vorhaben wird ein 
neues Verständnis der Bundeswehr als „Binnenarbeitsmarkt“ (96) gesehen, in 
dem das gesamte Personal trotz Statusunterschieden als einheitlicher Korpus 
betrachtet wird, dessen einzelne Mitglieder einer bestmögliche Verwendung 
zugeführt werden können. Dazu wird von allen Bundeswehrangehörigen ein 
„bundeswehrgemeinsames Denken“ erwartet (45). Für eine umfassende Ver- 
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wendung des Bundeswehrpersonals werden eine teilweise Abkehr von traditio- 
nellen militärischen Strukturen und die Unterordnung aller Teile unter ein 
vorgegebenes Ziel vorausgesetzt. Dafür wird die Funktion gegenüber dem Sta- 
tus eines Bundeswehrangehörigen aufgewertet, beispielsweise soll sich die Ver- 
gabe von Dienstposten weniger an Status oder Dienstalter, sondern mehr an 
Leistung und Verwendungsfähigkeit orientieren. Trotz dieser Orientierung an 
der Funktion wird eine neue militärische Hierarchie etabliert, die im Wesentli- 
chen aus drei Gruppen besteht. Die erste, die freiwilligen Wehrdienst Leisten- 
den, sollen im In- und Ausland vor allem im Bereich von Unterstützungs- 
maßnahmen und einfachen Dienstleistungen eingesetzt werden. Die zweite 
Gruppe bilden die „Spezialisten“, d.i. speziell ausgebildete militärische, techni- 
sche und medizinische Fachkräfte, die die wesentliche Gruppe für die Einsätze 
bilden und sich hauptsächlich aus den Zeitsoldaten und -soldatinnen rekrutie- 
ren. Die dritte Gruppen bildet schließlich die „generalistisch“ ausgebildete 
Führungselite, die neben militärischen vor allem Managementfähigkeiten auf- 
weist. Entsprechend der Vorstellung vom „Binnenarbeitsmarkt“ Bundeswehr 
soll es möglich gemacht werden, einfacher als bisher die jeweilige Gruppe über 
neue Laufbahnmodelle oder „Verwendungsaufbaukonzepte“ zu wechseln. Als 
wichtig werden daher größere Investitionen in die Ausbildung der Soldaten 
und Soldatinnen wie der zivilen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gesehen. 

Zentrales Ziel ist die Generierung einer Multifunktionalität des Personals 
durch die vielseitige Ausbildung und Verwendbarkeit des gesamten militäri- 
schen und zivilen Personals, weshalb innerhalb der Bundeswehr ein problem- 
loserer Wechsel der Ausbildung bzw. der Tätigkeiten ermöglicht werden soll 
(96). Deshalb wird auch angestrebt, die Ausbildung zu reformieren. Sie wird 
ausgebaut, stärker an wirtschaftliche Interessen geknüpft und an zivilen Be- 
rufsbildern orientiert, sowohl zur Werbung von ReservistInnen wie auch zur 
Qualifizierung des bestehenden Personals. Für die drei Gruppen der SoldatIn- 
nen wie den verschiedenen Zivilbeschäftigten soll es übergreifende „Projektor- 
ganisationen“, gemeinsame „Ausbildungsmodule“ oder „Verwendungsmodelle“ 
geben (96). Da es besonders an Personal bei „spezialisierten Verwendungen“ 
(42) fehle, werden für die Ausbildung von Spezialisten neue Laufbahnen ge- 
schaffen. Spezialisierte Ausbildungen wie medizinische oder ingenieurtechni- 
sche Ausbildungen werden ausgebaut, da sie als einsatzrelevant und somit ent- 
scheidend für die Bundeswehr gelten. Die akademische Ausbildung wird für 
Status- und Laufbahngruppen erweitert bzw. geöffnet (44). Die Ausbildung der 
RekrutInnen wird zum Teil privatisiert, indem mehr Verträge mit gewerblichen 
Bildungseinrichtungen oder ausbildenden Betrieben geschlossen werden, die 
Bundeswehrangehörige während und auch nach ihrer Dienstzeit ausbilden. 
Anvisiert wird eine intensivere Zusammenarbeit mit zivilen (Hoch-)Schulen 
sowie privaten Drittmittelgebern (44). Mit einer modifizierten Rekrutierungs- 
praxis soll erreicht werden, dass der gesamte Personalkörper der Bundeswehr 
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grundlegend den Bedürfnissen und Notwendigkeiten kriegerischer Aus- 
landseinsätze angepasst wird. Im Wesentlichen beinhalten darauf bezogene 
Vorschläge die Verbesserung von Leistungen sowie die Schaffung neuer An- 
reizsysteme. Darunter fällt die Verbesserung der akademischen wie fachspezifi- 
schen Ausbildung, die Verbesserung der individuellen Verwertbarkeit dieser 
Ausbildung während des Dienstes wie danach im Zivilleben; dazu zählt auch 
die Vereinfachung von Tätigkeits- und Berufswechsel innerhalb der Bundes- 
wehr sowie im Wechsel mit der zivilen Wirtschaft. Durch die Aufstockung so- 
zialer wie finanzieller Leistungen werden Anreize für Eintritt und Verbleib in 
der Bundeswehr geschaffen. Dazu gehören die Einrichtung eines Betreuungs- 
zentrums für die zunehmende Zahl von Soldaten und Soldatinnen, die in Fol- 
ge von Kriegseinsätzen an „Posttraumatischen Belastungsstörungen“ leiden, 
der Ausbau von Weiterverwendungsmöglichkeiten Kriegsgeschädigter in Bun- 
deswehr und öffentlicher Verwaltung, die Wahl zwischen Trennungsgeld und 
Umzugsvergütung, um die Verwendungs-Mobilität der Soldat/innen zu 
„verbessern“, die Erhöhung von Entlassungsprämien und Versorgungsansprü- 
chen und die Leistungen des „Berufsförderungsdienstes“. Bemerkenswert ist 
der Hinweis, dass alternativ zur Förderung von Weiterbildungsmöglichkeiten 
die Förderung durch die Auszahlung von Bargeldbeträgen vorgeschlagen wird 
(97). Mit einer solchen Praxis der vermehrten Barauszahlungen würde die 
Bundeswehr jedoch ein Instrument der Kontrolle über die zukünftigen Tätig- 
keiten ihrer Abgänger abgeben - was vor allem die Kontrolle über Söldner- 
Tätigkeiten erheblich erschweren würde. Problematisch ist auch das Vorhaben, 
einen potenziellen Rekruten- bzw. Spezialistenmangel durch die Aufnahme 
von EU-Staatsbürgern oder Soldaten von NATO-Staaten auszugleichen, weil 
dies eine Einfallstor für Söldner darstellen kann. 

Zuletzt wird den ReservistInnen eine tragende Rolle bei der Schaffung gesell- 
schaftlicher Akzeptanz zugesprochen, indem sie einerseits als „Einsatzreserve“ 
dienen, anderseits als Werbeträger’ fungieren und die Bundeswehr in der all- 
gemeinen Öffentlichkeit repräsentieren sollen. ReservistInnen sollen zudem in 
die verschiedensten Tätigkeitsfelder der Bundeswehr stärker integriert werden, 
sowohl bei Auslands- wie Inlandseinsätzen, vor allem aber auch in der so ge- 
nannten „zivil-militärischen Zusammenarbeit“ im In- und Ausland. 


Schluss 


Die Bundeswehr wandelt sich zu einer zwar verkleinerten, doch hoch speziali- 
sierten und flexiblen Interventionstruppe, einem in die hegemoniale ökonomi- 
sche Struktur eingebundenen global aktiven militärischen Unternehmen. Mit 
der Transformation der Bundeswehr zu einer Freiwilligenarmee ist zudem eine 
‚Professionalisierung’ des Personals verbunden. Dies schafft im Zusammen- 
hang mit den Maßnahmen der Strukturreform verbesserte Bedingungen für 
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weitere Privatisierungen. Dadurch wird die bereits auf internationaler Ebene zu 
beobachtende Dynamik der gegenseitigen Durchdringung staatlichen Militärs 
und privater militärischer Dienstleistung verstärkt. Nicht zuletzt liegt es in der 
Konsequenz der Logik neoliberaler Rationalisierungsstrategien, immer mehr 
Dienstleistungen extern einzukaufen. Die Folge wäre ein wachsendes privates 
Angebot militärischer oder sich an der Peripherie militärischer Tätigkeiten be- 
findender (Personal-)Dienstleistungen, unter der Voraussetzung, dass beispiels- 
weise privates Kapital in der Lage ist, ausgebildete Fachkräfte von der Bun- 
deswehr abzuwerben. Zwar scheint die Bundeswehr dem gewissermaßen zuvor 
kommen zu wollen, indem sie daraufhin orientiert, das selbst geschaffene 
Qualifikationsniveau ihres Personals auch dauerhaft für sich zu nutzen - so 
sollen der Anteil von Soldaten und Soldatinnen auf Zeit sowie ihre Verpflich- 
tungszeiten erhöht werden - doch ist nicht auszuschließen, dass Personal die 
erworbenen (militärischen) Fähigkeiten schneller als erwünscht privat zu ver- 
werten trachtet. Diese Tendenz wird verstärkt, wenn ausscheidenden SoldatIn- 
nen ermöglicht wird, ihre in der Bundeswehr erworbenen Fähigkeiten ohne 
Einschränkung in Wirtschaft und Industrie einzubringen. 

Es stellt sich als weitere Frage, ob die Umsetzung der Strukturreform nicht ei- 
nen erheblichen Kostenaufwand bedeutet, so dass nach Alternativlösungen ge- 
sucht werden muss, beispielsweise einer privaten Organisierung und Bereitstel- 
lung der Reservisten und Reservistinnen. Denn die Kosten der Strukturreform 
bzw. der eingeführten Freiwilligenarmee werden eher steigen, wie Beispiele aus 
anderen Ländern, die eine Freiwilligenarmee eingeführt haben - z.B. Großbri- 
tannien, Frankreich, Spanien, Dänemark, USA - zeigen. In diesen Ländern hat 
es nach Einführung der Freiwilligenarmee vor allem Rekrutierungsschwierigkei- 
ten gegeben. Die Notwendigkeit, dieses Rekrutierungsdefizit auszugleichen,’ 
sowie die hohen Ausbildungskosten, brachten die Militärs in Schwierigkeiten, 
zumal in Zeiten intensiver Kriegsführung. Die von der deutschen Bundesregie- 
rung auch von dem Verteidigungsressort verlangten Sparmaßnahmen von 8,3 
Mrd. Euro bis 2014 werden sich daher womöglich bald als Luftnummer erwei- 
sen. Sie stehen jedenfalls im Widerspruch zu den zu erwartenden Kosten der 
auf bis zu sieben Jahren veranschlagten Zeit zur Umsetzung der Struktur- und 
„Wehr“reform. Die Umstellung wird nicht nur in ihrer Frühphase Geld kos- 
ten, sondern auch darüber hinaus. Dies hängt natürlich auch von den militäri- 
schen Aktivitäten der Bundeswehr ab und davon, mit welchem Aufwand es 
der Bundeswehr gelingt, ausreichend Freiwillige zu bekommen. Diese Entwick- 
lung birgt zudem die Gefahr, dass eine wachsende Zahl militärisch gut und 
vielseitig ausgebildeter ehemaliger SoldatInnen auf dem zivilen Arbeitsmarkt 


7 In Großbritannien wird beispielsweise mit dem Modell des „Sponsored Reserve“ versucht, 
Privatfirmen an der Bereitstellung von Reservisten zu beteiligen (vgl. Petersohn 2006: 31; 
Krahmann 2003). 


Die Bundeswehr als „modernes“ Wirtschaftsunternehmen 123 


zur Verfügung stehen wird - nicht nur für zivile Tätigkeiten oder im Bereich 
ziviler privater Sicherheitsdienstleistungen, sondern auch für militärische 
Dienstleistungen. Diese werden gegenwärtig zwar hauptsächlich von ausländi- 
schen Firmen nachgefragt, aber da sich in diesem Sektor auch profitable Ge- 
schäfte für ehemalige, betriebswirtschaftlich geschulte Führungskräfte der 
Bundeswehr ergeben könnten, ist denkbar, dass die Zahl deutscher Firmen, die 
militärische Dienstleistungen anbieten und dafür ehemalige SoldatInnen an- 
werben, zunehmen wird. 

Da durch zahlreiche Maßnahmen in der Öffentlichkeit intensiv für die Akzep- 
tanz und ein positives Bild der „neuen Bundeswehr“ geworben werden soll, ist 
zu erwarten, dass die Bundeswehr noch stärker als in der Vergangenheit ın der 
Öffentlichkeit präsent sein wird. Wesentlich ist dabei der Versuch, die Öffent- 
lichkeit an die Bundeswehr und ihre neue Rolle nicht nur zu gewöhnen, son- 
dern auch Folgebereitschaft zu erzeugen und die öffentliche Wahrnehmung 
den Bedürfnissen der Bundeswehr anzupassen. Dem zukünftig wahrscheinlich 
steigenden Personalbedarf der Bundeswehr werden dabei die wirtschaftlichen 
Nöte oder die abnehmende Chance auf den gewünschten Studienplatz vieler 
junger Menschen gelegen kommen. Gerade diesen bietet die Bundeswehr dann 
„alternative“ Karriereaussichten, u.a. auch eine akademische Ausbildung. 

Aus demokratischer Perspektive bedeutet die Transformation der Bundeswehr 
eine relative Verschlechterung der parlamentarischen wie der öffentlichen Kon- 
trolle sowohl über militärische Einsätze wie über die internen Verhältnisse, da 
die neue Struktur der politischen und militärischen Führung der Bundeswehr 
eine größere Entscheidungsautonomie ermöglicht. Die neue Struktur wird es 
diesen Führungsspitzen erlauben, sehr viel schneller militär(politische) Ent- 
scheidungen zu treffen und umzusetzen. Gleichzeitig wird der Rüstungsindust- 
rie durch die Reorganisation des Beschaffungsprozesses und des forcierten wei- 
teren Aufbaus von Kooperationsprojekten der Zugriff auf interne Entschei- 
dungen der Bundeswehr erleichtert. 

Schließlich kann man den gesamten Transformationsprozess als die moderate 
Form einer „Re-Militarisierung“ bezeichnen, der sich in einer gegenseitigen 
Durchdringung militärischer wie aktueller betriebswirtschaftlicher Denkweisen 
artikuliert, die längst zum Allgemeingut geworden sind und dadurch gesell- 
schaftliche Durchschlagskraft besitzen. Durch die Vermischung ziviler und mi- 
litärischer Tätigkeiten sowie eine höhere Durchlässigkeit bei der Personalge- 
winnung entwickelt die Bundeswehr „hybride“ Charakterzüge - die Gefahr be- 
steht daher weniger in einem ausufernden neuen Militarismus alter wilhelmini- 
scher Prägung, sondern vielmehr in der schleichenden Reproduktion und Ak- 
zeptanz militärischen Denkens und Verhaltens im Alltagsbewusstsein. 
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Eugen Januschke 


Politisch relevanter Totenkult 


„Die vier Särge werden von Soldaten auf den Platz vor der Kirche getragen. Dort warten bereits 
die Leichenwagen. Hinter den Särgen die Angehörigen. Vor der idyllischen Kulisse des Münsters 
und strahlendem Sonnenschein hört man das Lied ‚Ich hatte einen Kameraden’. Hunderte Solda- 
ten salutieren respektvoll vor den Toten. Totenstille. Und da hört man es plötzlich, das Weinen 
und Wehleiden der Eltern, der Geschwister, der Freunde. Diese Tränen sagen mehr aus als 1000 
Worte. Als die Leichenwagen mit einer Motorrad-Eskorte der Feldjäger die Kirche verlassen, ste- 
hen sıe alle da: die Kanzlerin, der Verteidigungs- und Außenminister, die übrigen Gäste, vereint 
in aufrichtiger Trauer. Ganz Deutschland trauert mit ihnen.“ (Friedman: 2010) 

So beschreibt bild.de das Ende der offiziellen Trauerfeier in Ingolstadt für vier 
der sieben im April 2010 in Afghanistan getöteten Bundeswehrsoldaten. Sol- 
che Trauerfeiern können als Element eines entstehenden Kultes um den toten 
Bundeswehrsoldaten gedeutet werden. Anstatt diesen Elementen im Rahmen 
der unterschiedlichen Anlässe nachzuspüren, bei denen sie wirksam werden, 
bei privaten und offiziellen Trauerfeiern, bei Gedenkveranstaltungen wie dem 
Volkstrauertag oder auch bei verschiedenen Militärzeremonien und architek- 
tonischen Monumenten, soll hier eine Zusammenführung versucht werden. 
Diskutiert werden soll, in wie weit dieser Totenkult selbst zur Kriegsführungs- 
fähigkeit Deutschlands beiträgt. Dabei lassen sich zwei wichtige Funktionen 
voneinander unterscheiden: zum einen die Aufrechterhaltung der Motivation 
der Soldaten und zum anderen die Herstellung von Akzeptanz in der Bevölke- 
rung gegenüber dem Tod der Soldaten im Kriegseinsatz. Die Bedeutung eines 
Totenkultes für die Motivation der Soldaten ist stark davon abhängig, welches 
Selbstbild diese haben. Zur Zeit des Kalten Krieges konnte sich in Deutsch- 
land die Auffassung durchsetzen, beim Soldaten-Handwerk handle es sich um 
einen Beruf wie jeden anderen. Ohne ein besonderes Berufsrisiko, bei der Ar- 
beit zu Tode zu kommen, erschienen die Versatzstücke eines Totenkultes in 
verschiedenen militärischen Ritualen als ebenso anachronistisch wie die Ritua- 
le selbst. Wenn diesen überhaupt eine Funktion zugebilligt wurde, lag sie 
rückwärtsgewandt in der Anknüpfung an den preußischen Militarismus und 
an die Wehrmacht und war so vor allem als Traditionspflege zu verstehen. 
Spätestens mit dem Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan stellt sich jedoch 
eine neue Aufgabe: Die mit der Einsatz- und Kriegspolitik unvermeidlich ver- 
bundenen Todesfälle in der Bundeswehr müssen bewältigt werden. Die Toten 
bedürfen einer Sinnstiftung, sowohl für die Soldaten selbst, als auch für die 
Gesellschaft insgesamt. 
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Deutet man die Aufgabe dieser Sinnstiftung für die Soldaten dahingehend, 
dass die Kampfmotivation nicht unter dem Einbruch des Todes in die soldati- 
sche Realität leiden darf, dann stellt sich die Frage, in wie weit der Tod im 
Einsatz in das neue Soldatenbild der Bundeswehr integriert werden kann. Der 
mit der neuen Einsatzroutine einhergehende Wandel des Selbstbildes des Sol- 
daten - zumindest auch - zum Kämpfertyp wird z. B. flankiert durch vor Ort 
praktizierte Trauerrituale. Sie sollen hier als Element des Kultes um den toten 
Soldaten gedeutet werden. Allgemeine Bekanntheit hat inzwischen der Ehren- 
hain in Kundus erlangt, in dem ein Abschiedszeremoniell für die toten Solda- 
ten durchgeführt wird. Obwohl Bilder davon inzwischen auch in den Medien 
zirkulieren, kann davon ausgegangen werden, dass der Hauptzweck dieses Ri- 
tuals vorrangig darin liegt, die Kampfmotivation der im Krieg befindlichen 
Soldaten aufrecht zu erhalten. Es stellt also eher auf eine innermilitärische 
Wirkung ab und nicht so sehr auf eine gesamtgesellschaftliche. Zweifel sind al- 
lerdings angebracht, ob der Effekt auf die Motivation der Soldaten über ein 
Seelen-Pflaster für schwere Stunden hinausgeht. 

Dagegen ist die Funktionalität des Ehrenmals der Bundeswehr in Berlin eine 
andere. Der damalige Verteidigungsminister Jung hat sich darauf berufen, dass 
Soldaten in Kundus auf ein Ehrenmal in Berlin gedrängt hätten. Dabei ist ein 
Mahnmal von nationalem Rang (so Jungs Anmaßung bei seiner Ansprache 
zur Einweihung des Ehrenmals) entstanden, das auf eine gesellschaftliche An- 
erkennung der soldatischen Opfer zielt. Vordergründig entspricht dies wohl 
dem Bedürfnis des Kämpfertyps, der vielfach eine mangelnde gesellschaftliche 
Anerkennung seines Einsatzes und der damit verbundenen Risiken und Opfer 
beklagt. Allerdings muss bezweifelt werden, dass die konkrete Ausformung die- 
ser Anerkennung in Form des Opferkultes am Ehrenmal seine tatsächlichen 
Bedürfnisse trifft. Den Soldaten geht es wohl eher um die Würdigung ihrer 
Tugenden wie Tapferkeit, Mut, Kameradschaft, Ehre und Selbstaufopferung, 
die aber für einen großen Teil der deutschen Gesellschaft immer noch zu stark 
durch den Opfer- und Heldenkult der Wehrmacht kompromittiert sind. Hier 
lassen sich inzwischen jedoch verschiedene Versuche einer Enttabuisierung i- 
dentifizieren (falls ein Tabu im engeren Sinne je wirklich bestanden hat). Ne- 
ben Herfried Münkler und Manfred Hettling ist hier zum Beispiel Klaus 
Naumann, Mitarbeiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung, zu nen- 
nen. Sie alle können in Anlehnung an Markus Euskirchen (2004: 155) als Ri- 
tualreformer oder -modernisierer bezeichnet werden. Im Folgenden soll zu- 
nächst dem Enttabuisierungsversuch weiter nachgegangen werden. Im An- 
schluss wird der Opferkult um den toten Soldaten diskutiert und schließlich 
dessen kriegsunterstützende Wirkung aufgezeigt. 
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Totenkult und Soldatenethos 


„Doch kommt hier (...) eine Bedeutungsschicht des Wortes ‚Opfer’ zum Tragen (sacrificium), die 
durch den Heldenkult des deutschen Nationalismus und Nationalsozialismus hoch belastet und 
im Sprachgebrauch daher praktisch tabuisiert worden ist. (...) Gleichwohl ist sie hier - in einem 
gänzlich unheroischen Sinne - am Platz, und sie ist es auch dann, wenn wir mit den speziellen 
Modalitäten dieses oder jenes bestimmten Einsatzes persönlich nicht übereinstimmen mögen. 
Die Bereitschaft, unter Lebensgefahr und mit Einsatz des eigenen Lebens tätig geworden zu sein, 
verdient Respekt und Anerkennung. (...) Soldaten haben, wenn man dem Wortsinn folgt, ein Op- 
fer für die gemeinsame Sache - res publica - erbracht.“ (Naumann 2007: Kursiv im Original) 
Durch die Betonung des sacrificium-Charakters der Soldaten-Opfer nimmt 
Naumann zwei Abgrenzungen vor. Zum einen nutzt er die Differenzierung 
durch die lateinischen Lehnwörter victima und sacrificium, um die intendierte 
Opferrolle der Bundeswehrsoldaten zu beschreiben. Sacrificium bezieht sich in 
diesem Sprachgebrauch auf den selbstbestimmten Einsatz des eigenen Lebens in 
einem heroischen Sinne für Ziele, hinter denen man selbst steht. Victima sind 
dagegen solche Opfer, die unwillentlich einem fremden Geschick ausgeliefert 
sind, als passive und wehrlose Objekte von Gewalt. Bundeswehrsoldaten fallen 
zwar bisweilen auch „feigen und hinterhältigen Anschlägen“ zum Opfer. Die in 
Afghanistan zu Tode gekommenen Bundeswehrsoldaten als Opfer vorrangig im 
Sinne von victima zu verstehen, unterschlüge nicht nur den Umstand, dass diese 
nicht gezwungen sind, Soldaten zu sein mit einem dazugehörigen Risiko, getötet 
zu werden. Sondern die Bestimmung als victima wäre kaum staatstragend, denn 
die Soldaten sollen ein Opfer als sacrificium tätigen. 

Die andere Abgrenzung, die Naumann nur implizit vornimmt, erfolgt zum 
Märtyrerbegriff. Nahe liegend wäre eine Auseinandersetzung mit dem Märty- 
rerbegriff schon auf Grund seines Bezugs zur Wehrmacht, den Naumann 
selbst anführt. Doch stellt sich die Frage nach dem Soldaten- und Märtyrer- 
tum auch jenseits des Faschismus. Eine Antwort ist im Christentum zu fin- 
den. Dabei ist schlussendlich nicht entscheidend, ob ein christlicher Bezug 
explizit eingeführt wird, oder ob bei den einzelnen Beteiligten eine christliche 
Glaubensüberzeugung vorhanden ist. Denn die transzendierende Figur des 
Märtyrers ist kulturgeschichtlich tief verwurzelt und verfügt über einen histo- 
risch direkten Bezug zum Soldatentum. 

Die frühchristlichen MärtyrerInnen legten eine Blutzeugenschaft für die Gött- 
lichkeit Christi und den christlichen Glauben ab. Die blutige und tödliche 
Bestrafung für das religiöse Bekenntnis hinzunehmen wird dadurch überhöht, 
dass sie als Nachahmung Christi in dessen Leiden für die Erlösung der Welt 
verstanden wird. Die MärtyrerInnen vervollständigen sogar das Leiden Jesu, so 
Paulus: „Nun freue ich mich über meine Leiden für euch und ergänze das, was 
an Christi Drangsalen noch aussteht, an meinem Fleisch für seinen Leib, wel- 
cher die Kirche ist.“ (Kolosserbrief 1,24). Damit erfahren die MärtyrerInnen 
höchste Ehrung als Figuren des Frühchristentums, weil sie in nicht überbiet- 
barer Weise Christus nachgefolgt sind. 
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Die Kreuzzüge bilden dann die direkte historische Verbindung zum Soldaten- 
tum. Diese waren eine Erfindung des ausgehenden elften Jahrhunderts. Deren 
vorgebliches Ziel war die Rückeroberung des Heiligen Landes mit den für die 
Christenheit wichtigen Pilgerstätten aus dem islamischen Herrschaftsbereich. 
Weniger bekannt ist der Umstand, dass die Kreuzzüge eine entscheidende 
Wendung im Rittertum, verstanden als das mittelalterliche Soldatentum, dar- 
stellen. Vorher kämpften die Ritter für ihren Lehnsherrn, was mehr oder weni- 
ger profitabel war, aber kein besonderes Seelenheil versprach. Maßgeblicher 
Propagandist des ersten Kreuzzuges war Papst Urban II. Von ihm wurde die 
Verheißung von ewiger Ehre, die den frühchristlichen MärtyrerInnen galt, auf 
die Kreuzritter übertragen, inklusive einer direkten Eintrittskarte für das Para- 
dies. Dies mag überraschend erscheinen, da das Bild der frühchristlichen Mär- 
tyrerInnen wesentlich davon geprägt ist, dass diese ohne Gegenwehr ihre Er- 
mordung hingenommen haben. Aber in der Logik des Papstes zählte eben 
nicht die Gewaltlosigkeit. Der Fokus seiner Argumentation lag auf dem Ein- 
satz des eigenen Lebens als eine extreme Form der Glaubensbekenntnisses. In 
diesem Sinne sollten die Kreuzritter, die für die Eroberung des Heiligen Lan- 
des ihr Leben ließen, mit den frühchristlichen Märtyrern gleichgesetzt werden. 
Im weiteren Verlauf erfuhr der Kampf um das Heilige Land eine Säkularisie- 
rung. Wie der deutsch-jüdische Historiker und Mediävist Ernst Hartwig Kan- 
torowicz gezeigt hat, erlaubte diese weitergehende Säkularisierung des Kampfes 
um das Heilige Land, jene Ehre auch im Kampf für die jeweilige Nationalmo- 
narchie zu erlangen. 

Damit erweist sich das Soldatentum als historisch verbunden mit dem Märty- 
rertum. Der Soldat als Märtyrer ist in keiner Weise nur Teil eines geschichtli- 
chen Unfalls, zu dem der Nationalsozialismus bisweilen stilisiert wird. Dabei 
wird der fließende Übergang von sacrifiium zum Märtyrertum ermöglicht 
durch die sich heute herausgebildete Verwendung des Begriffes sacrificium als 
Lehnwort in der deutschen Sprache. Das ursprüngliche Latein ist hier klarer. 
Dort bezeichnet sacrifictum die Vornahme der Opferhandlung und steht in 
dieser Weise der victima als dem, wer oder was geopfert wird, gegenüber. 
Wenn der Geopferte und der Opferer nicht in einer Person zusammenfallen, 
kann von einem Fremdopfer gesprochen werden, das sich gut mit dem Be- 
griffspaar sacrificium/victima in seiner ursprünglichen lateinischen Bedeutung 
erfassen lässt. Verdeutlicht werden kann die Sinnfälligkeit dieser semantischen 
Gegenüberstellung am paradigmatischen Opfer des Alten Testaments. Indem 
Abraham seinen Sohn Isaak opfern soll, beabsichtigt er ein sacrificium und 
Isaak ist hierbei victima. Der unbedingte Gehorsam Abrahams ist dabei die 
höchste Form religiösen Zeugnisses vor Gott, sich und anderen. 

Nun ist das Märtyrertum nicht nur ein Phänomen des Christentums. Spezifisch 
für dieses ist allerdings, dass es dort ins Zentrum des Heilsgeschehens rückt. 
Dem passiv Geopferten Isaak und dem lediglich die Opferhandlung vorneh- 
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menden Abraham steht der sich aktiv selbstopfernde Jesus gegenüber. An diesem 
Selbstopfer Jesu hängt aus christlicher Sicht die Erlösung der Menschheit. Damit 
erfährt dieses wie die ihm folgenden Selbstopfer eine dramatische sakrale Aufwer- 
tung; auch bei den Selbstopferern, die selbst keinen expliziten Bezug zu dem 
von Jesus herstellen. Eben ein solches Selbstopfer wird den zu Tode gekomme- 
nen Soldaten unterstellt: „Sie waren gestorben, weil sie Afghanistan zu einem 
Land ohne Terror und Angst machen wollten und dabei ihr Leben ließen.“ 
(Merkel 2009) Sie seien das einsatzbedingte Todesrisiko vor allem deswegen ein- 
gegangen, weil sie selbst darin ein Bekenntnis für die demokratischen Grundwer- 
te sahen; analog den christlichen Märtyrern mit ihrer Blutzeugenschaft für die 
Göttlichkeit Jesu und den christlichen Glauben. 

Sowohl das sacrificium als auch das Märtyrertum besitzen die beiden Dimensio- 
nen der Handlung im mehr oder minder explizit erteilten Auftrag der Gemein- 
schaft und des Bezugs auf höhere Werte. Naumann versucht die Figur eines 
scheinbar säkularisierten sacrifictum zu beschwören, indem er den Schwerpunkt 
auf das Opfer für die gemeinsame Sache legt und den Bezug auf höhere Werte 
eher problematisiert (vgl. Naumann 2007). Doch ist im sacrificium immer schon 
die Wertefrage angelegt. Und um richtig sinnstiftend zu wirken, braucht es diese 
Beschwörung der Werte. So wird diese Wertedimension von BefürworterInnen 
des Bundeswehreinsatzes vielfach bedient, sei es in Gelöbnisansprachen wie etwa 
bei Merkel oder im Ehrenmal mit seiner goldenen Wand, die als einzige Inschrift 
des Gebäudes predig: DEN TOTEN UNSERER BUNDESWEHR FÜR 
FRIEDEN RECHT UND FREIHEIT. Damit bewegt man sich unaufhaltsam auf 
das durch und durch sakrale Märtyrertum zu, auch wenn man diesen Begriff 
nicht aussprechen will.! 

Kommt man nun nach der so vollzogenen Analyse des Totenkults auf die 
Ausgangsfrage seiner kriegsunterstützenden Wirkung zurück, so ergeben sich 
Zweifel, ob mit einer solchen Ausformung des Totenkultes die Motivation der 
Soldaten wirklich gesteigert werden kann. Denn die Betonung der Wertefrage 
in Sinne von Frieden, Recht und Freiheit dürfte für die Soldaten des Kämpfer- 
typs das zugehörige Märtyrertum nicht nur uninteressant machen, sondern 
auch mit den ihnen wichtigen soldatischen Tugenden nicht in Einklang zu 
bringen sein.” Und das scheinbar säkularisierte sacrificium bleibt sowieso blut- 
leer, wenn der Gemeinschaftsbezug lediglich auf der demokratischen Legitima- 
tion der entscheidenden Politikerlnnen fußt. 


1 Ein Problem für die explizite Benennung der in Afghanistan zu Tode gekommenen Bun- 
deswehrsoldaten als Märtyrer dürfte allerdings darin liegen, dass der Begriff vom Gegner be- 
reits besetzt ist, deren Märtyrer entweder als verführte SelbstmordattentäterInnen oder als 
fanatische Killer dargestellt werden. 

2 Anders verhält es sich mit der neu eingeführten Einsatzmedaille Gefecht, die hier aber nicht 
als Element des Kultes um den toten Soldaten gewertet wird. 
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Märtyrertum und gesellschaftliche Legitimation 


Begibt man sich von der innermilitärischen auf die gesellschaftliche Ebene, so 
lassen sich vier verschiedene kriegsfördernde Funktionen des soldatischen To- 
tenkultes identifizieren: 


1) Selbst der scheinbar säkularisierte Sacrificiumsbegriff lässt sich kriegsför- 
dernd verwenden. So meint Naumann 

„Darüber zu streiten, dass den Toten als Toten die Würdigung nicht zu versagen ist, sollte sich ei- 
gentlich erübrigen. Aber dies ist (...) nur der letzte (und dauerhafteste) von drei identifizierenden 
Aspekten des Totengedenkens. Die anderen beiden betreffen die Qualifikation der Verstorbenen 
(als ‚was’ wir sie ehren) und das Verhaltensgebot, das daraus für uns selbst erwächst. (...) Was ist 
die Republik den Toten und sich selbst schuldig, wenn sie ihrer gedenkt?“ (Naumann 2007) 

Für die liberal-sozialdemokratisch-grüne Öffentlichkeit erklärt Naumann hier 
in einem Dereischritt, wieso es keine ernsthafte Kritik an den zu Tode gekom- 
menen Bundeswehrsoldaten geben kann und soll: Der äußere „Schutzwall“ be- 
steht darin, dass zwar über das „was“ und „wie“ der Zeremonien und Denk- 
mäler zu streiten sei, aber nicht über die Soldaten selbst. Der mittlere Wall, an 
dem gerade noch diskutiert werden darf, ist die Frage, ob es sich denn bei den 
Bundeswehrsoldaten auch um richtige Helden und Opfer handele: Naumann 
hätte diese Ehrung gerne unheroisch, um genügend Abstand zum Nationalso- 
zialismus zu wahren. Unantastbarer Schutzbereich ist dagegen die Würdigung 
des Soldaten als Toter; verboten ist damit, die Würdigung der Toten als Tote 
mit dem Grund für die Todesgefahr in einen Zusammenhang zu bringen, und 
damit Konsequenzen für die Würdigung zu ziehen. Die scheinbare Selbstver- 
ständlichkeit der Würdigung der toten Bundeswehrsoldaten als Tote muss be- 
reits als Teil des Vorhabens gesehen werden, die Kritiker an der Bundeswehr 
und ihren Einsätzen zu behindern. 


2) Die kriegsfördernde Wirkung des Kultes dürfte um so größer und gesellschaft- 
lich breiter werden, je stärker die Dimension des Märtyrertums in den Kult mit 
einbezogen wird. Die zu Tode gekommenen Bundeswehrsoldaten werden dann 
zu Opfern aufgebaut, die besonderes Zeugnis für Deutschland und seine freiheit- 
lich-demokratischen Grundwerte abgelegt haben: Weil sie bewusst das Todesrisi- 
ko eingegangen und für ihre Überzeugung gestorben sind, ermöglichen sie ein 
weiteres Bestehen unserer Freiheit und Demokratie. Auch wenn es hier in 
Deutschland bis jetzt keine explizite und konsistente Wiedereinführung des Mär- 
tyrertums ins Soldatenbild gibt, so lässt z.B. der Bau des Ehrenmals in der Form 
eines Tempels erahnen, welche sakralen Kräfte mobilisiert werden sollen. Zumin- 
dest an einer impliziten Propagierung des Märtyrerbildes für zu Tode gekomme- 
ne Bundeswehrsoldaten wird durchaus gearbeitet.’ Je näher der Opferkult dem 


3 So wurde immer wieder öffentlich darauf hingewiesen, dass die drei ersten im April 2010 in 
Afghanistan zu Tode gekommenen Bundeswehrsoldaten am Karfreitag starben. 
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Märtyrertum kommt, desto treibender ist die selbstsinngebende Spirale der 
Nachfolge, die gerade dazu auffordert, Märtyrern weitere Märtyrer folgen zu las- 
sen, und damit legitimiert, weitere Soldaten einem Todesrisiko auszusetzen. 


3) So oder so steht die Praxis des Kultes um den toten Soldaten dennoch vor 
dem Dilemma, einen Weg finden zu müssen, der einerseits Ehre für die toten 
Soldaten herstellt, aber andererseits nicht dazu führt, dass das Beklagen dieser 
Toten die Kriegsführungsfähigkeit Deutschlands untergräbt. Ein zentrales 
Moment im Versuch, diese in sich widersprüchliche Aufgabe zu erfüllen, stellt 
gerade der propagierte Charakter des Opfertodes der Bundeswehrsoldaten als 
sacrificium bzw. Märtyrertum dar. Die Affektregulierung setzt an bei der Frei- 
willigkeit des Einsatzes und dem Wissen der Soldaten um ihr Todesrisiko. 
Damit werden die PolitikerInnen und die Bevölkerung von der Verantwortung 
entlastet, Soldaten in den Tod zu schicken. Zudem lassen sich die Affekte ka- 
nalisieren, indem der Krieg und die Soldaten diskursiv und performativ mit 
„edlen Zielen“ verknüpft werden, so wird dem Soldatentod Sinn verliehen. Die 
mit seinem oder ihrem Tod verbundenen Werte weisen über das einzelne, 
konkrete Leben hinaus. Die Trauer wird abgelenkt von der absoluten Sinnlo- 
sigkeit, die jeder Tod erst einmal bedeutet und die eine Unterbrechung im ein- 
fachen Weiter-so einfordern würde. 


4) Die Affektregulierung im Krieg bezieht sich nicht nur auf die zu Tode ge- 
kommenen Bundeswehrsoldaten, sondern richtet sich insbesondere gegen die 
Beklagenswertigkeit der afghanischen Opfer. Diese Opfer sind zwar - zumin- 
dest überwiegend - victima, die also unwillentlich einem fremden Geschick 
ausgeliefert sind, als passive und wehrlose Objekte von Gewalt. Genau jene 
Sinnlosigkeit des Todes der afghanischen Opfer wird aber mit der mangelnden 
Sinnhaftigkeit konterkariert, die für viele westliche Betrachter sowieso dem 
Leben dieser Menschen anhaftet. Indem den Leben der AfghanInnen Werte 
wie Freiheit, Emanzipation und Fortschritt bisher noch nicht zukommen und 
ihnen erst noch gebracht werden müssen, hat ihr Leben in einer gewissen Wei- 
se bis jetzt noch gar nicht begonnen. Damit fehlt eine wesentliche Dimension, 
den Verlust ihres Lebens überhaupt als beklagenswert zu erachten (vgl. Butler 
2010). 

Die unterschiedliche Wertbestimmung der Opfer ist Teil der Rahmungen der 
Repräsentation der Opfer. Für Judith Butler entscheidet sich nicht zuletzt dar- 
an, wie sehr wir ein Leben beklagen. Gerade nach dem Massaker von Kundus 
des letzten Jahres bedarf es eines Kultes, der erlaubt, den Wert der zu Tode 
gekommenen Bundeswehrsoldaten hoch zu rechnen. Dies ermöglicht dann im 
Gegenzug den Wert der Opfer in der afghanischen Bevölkerung durch Bun- 
deswehrsoldaten klein zu rechnen, indem behauptet wird, die sie ermordenden 
Bundeswehrsoldaten hätten doch eigentlich für sie und deren Zukunft ge- 
kämpft; damit deren Leben erst richtig beginnen könne. 
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Insgesamt muss den politischen GegnerInnen kein großer, umfassender Plan 
zur Errichtung eines Kultes um den toten Soldaten unterstellt werden. Intenti- 
on, Bewusstheit und Konsistenz sind nicht notwendig, damit der Kult seine 
kriegsunterstützende Funktionalität entfalten kann. Dies mag nicht nur die 
Analyse des Kultes erschweren, sondern auch eine politische Gegenstrategie, 
die auf klassische Aufklärung und Enttarnung setzt. Anderseits macht die Ana- 
lyse deutlich, wie sehr dieser Kult auf seine symbolische Ausgestaltung ange- 
wiesen ist (vgl. Januschke 2010). Genauere Analysen können die Funktions- 
weise, aber auch die Schwächen dieser Symbolpolitik offen legen und angreif- 
bar machen. 
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Alex Demirovic 


Kritische Staatstheorie in emanzipatorischer Absicht 
Anmerkungen zu Jan Schlemermeyers Vorschlag, 
Johannes Agnolis Kritik der Politik zu aktualisieren 


In seinem Artikel über „Kritik der Politik als Politikwissenschaft?“ in der 
PROKLA 160 beklagt Jan Schlemermeyer die Einseitigkeit in der Entwicklung 
der materialistischen Staatstheorie. Auf der einen Seite sieht er eine „akademi- 
sche Debatte“. Diese wird als ein theoretischer Zusammenhang gekennzeich- 
net, für den Namen wıe Gramsci und Poulantzas, Hirsch oder Demirovic ste- 
hen. Auf der anderen Seite habe eine außeruniversitäre Linke eine „andere ma- 
terialistische Perspektive auf den Staat“ entwickelt. Diese andere Perspektive 
beruft sich auf die politikkritischen Arbeiten von Johannes Agnoli und die 
Marx-Interpretation von Moishe Postone. Mit dieser Unterscheidung von a- 
kademisch/nicht-akademisch wird der wenig ergiebige Versuch unternommen, 
Standortlogik zur Geltung zu bringen. Doch das geht nicht auf: Gramsci war 
in der italienischen kommunistischen Bewegung aktiv und als deren Repräsen- 
tant saß er unter Mussolini im Gefängnis, Poulantzas war und Hirsch war und 
ist in einer Vielzahl von außerakademischen Zusammenhängen aktiv; Johannes 
Agnoli selbst war ein gelehrter Mann und mehrere Jahrzehnte lang Professor 
an der FU Berlin, Moishe Postone lehrt in Chicago an einer der bedeutenden 
Universitäten der Vereinigten Staaten. Die wissenssoziologische Sicht, die zwi- 
schen einem akademischen und einem außer-universitären Erkenntnisstandort 
unterscheiden will, verstellt eher den Blick auf die Theorieentscheidungen und 
die systematischen Überlegungen, die in den vergangenen Jahrzehnten zu un- 
terschiedlichen Linien der materialistischen Staatstheorie geführt haben. 

Die von Schlemermeyer ironisch vorgebrachte machttheoretische These, es 
handele sich um eine Hegemonie solcher Ansätze, die an Poulantzas anschlie- 
ßen, erscheint mir interessanter zu sein, um über den Stand der materialisti- 
schen Staatstheorie nachzudenken. Hegemonie unterstellt eine Art kultureller 
Vorherrschaft über diejenigen, die die Dinge im Fall, dass sie nicht der Hege- 
monie einer anderen Gruppe unterworfen wären, anders sehen und machen 
würden. Aufgrund von Hegemonie übernehmen die Subalternen die Fragen, 
Begriffe und Lösungsperspektiven der sie Beherrschenden und teilen mit ihnen 
wenigstens in einigen Hinsichten „eine Welt“. Dies ist nur möglich, weil sie 
von der anderen Seite Konzessionen erfahren. Doch im Fall der Staatstheorie 
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verhielt es sich anders. Alle Strömungen der materialistischen Staatstheorie wa- 
ren subaltern. Sie waren entweder einem republikanischen Staatskonzept oder 
weberianischen Ansätzen sozialdemokratischer Provenienz untergeordnet: ent- 
weder der Steuerungstheorie von Fritz Scharpf und Renate Mayntz oder der 
Theorie von Jürgen Habermas, der die Analyse des kapitalistischen Staates 
vermittels des Begriffs der Legitimation in eine Frage der Begründung von 
handlungsmotivierenden Normen überleitete. In diesem allgemeinen Rahmen 
waren wiederum die Staatsableitungsdiskussion, die Arbeiten von Johannes 
Agnoli in den frühen 1970er Jahren, die Debatten um Neokorporatismus und 
das Modell Deutschland sowie die Theorie des staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus ausgesprochen einflussreich. Gramsci war demgegenüber wenig bekannt 
und galt auch eher als wenig radikaler Revisionist und Vordenker des Euro- 
kommunismus, und Poulantzas wurde als ein relevanter Autor der internatio- 
nalen marxistischen Diskussion rezipiert, aber als wenig verständlicher 
(Post)strukturalist eher abgelehnt. Die meisten derjenigen, die seinerzeit zur 
Diskussion über die Ableitung des Staates beigetragen haben, also Helmut 
Reichelt, Eike Hennig, Elmar Altvater, Christel Neusüß, Wolfgang Müller, 
Heide Gerstenberger, Bernhard Blanke, Ulrich Jürgens, Claudia von Braun- 
mühl, Hans Kastendiek haben als WissenschaftlerInnen noch Jahre und Jahr- 
zehnte weiter gearbeitet, aber von sich aus diese Diskussion nicht fortgesetzt. 
Über lange Zeit haben auch Jüngere an diese Diskussionen nicht angeschlos- 
sen, sondern selbst dann, wenn sie eher wert- und ableitungstheoretisch orien- 
tiert waren, sich entweder für die Frage des Staates nicht sonderlich interessiert 
oder irgendwie und manchmal konfus doch an die Post-Poulantzas- 
Diskussionen angelehnt. Johannes Agnoli wiederum war kein Vertreter der 
Theorie der Staatsableitung und der Formanalyse und hat sich über die zeit- 
genössische Marx-Diskussion eher lustig gemacht. Seine Arbeiten erwiesen sich 
allerdings angesichts der Herausforderungen, vor denen die Linke nach dem 
Zerfall der Protestbewegung, angesichts des linken Terrorismus, der sozialen 
Bewegungen, der feministischen Diskussion oder der Herausbildung der Grü- 
nen stand, als wenig weiter führend. Wissenschaftsgeschichtlich ist es von In- 
teresse, warum diese Diskussionen so wenig Kontinuität fanden. Zu vermuten 
ist, dass sie vielen wohl als zu wenig empirisch-konkret, zu scholastisch er- 
schienen; sie machten zudem politikunfähig, waren teilweise mit einer unver- 
bindlichen radikalen Attitüde verbunden und disponierten zu Selbstausschluss 
aus international geführten Debatten. Soweit es um Hegemonie geht, müssen 
auch die Kräfteverhältnisse innerhalb des Wissenschaftsfeldes, also der Politik- 
wissenschaft und der Hochschulen, in den Blick genommen werden. Agnoli 
hatte mit seiner Theorie dafür wenig zu bieten und hat sich wohl wie viele 
andere der 68er-Professoren dafür nicht interessiert. Er konnte mit radikaler 
Kritik seine Karriere machen in einem Augenblick seltener Öffnung der deut- 
schen Hochschulen für gesellschaftskritische Positionen. Dagegen war und ist 
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nichts zu sagen. Aber es gab bei ihm wie bei anderen dort einen zynischen 
Aspekt, wo sie den Jüngeren Wasser und Radikalität predigten, sich aber gleich- 
zeitig über deren politische und theoretische Bemühungen lustig machten. 

Es war eine für bundesdeutsche Hochschulen ungewöhnliche Konstellation, 
dass in Frankfurt Joachim Hirsch und Josef Esser über lange Jahre die Mög- 
lichkeit für die Arbeit an einer undogmatischen materialistischen Staatstheorie 
und Kritik der politischen Ökonomie schufen. Nicht nur haben sie damit die- 
ser Diskussion eine ungewöhnliche Kontinuität gegeben. Sie haben sie darüber 
hinaus in den arbeitsteiligen Zusammenhang einer breit angelegten kritischen 
Gesellschaftstheorie gestellt - wie sie auch von Jürgen Ritsert, Egon Becker, 
Gerhard Brandt, Heinz Steinert, Alfred Lorenzer, Dieter Prokop, Ingeborg 
Maus, Ute Gerhardt, Alfred Schmidt oder Heide Schlüpmann repräsentiert 
wurde -, auch wenn dieser Zusammenhang eher imaginär war und Anspruch 
blieb, sich gegenüber neueren kritisch-materialistischen Ansätzen oft auf sterile 
Weise abweisend verhielt und selbst von vielen Konflikten durchzogen war. 
Der Prozess der Theoriebildung war für viele der an der staatstheoretischen 
Diskussion Beteiligten mit einem umfangreichen politischen Engagement an 
der Hochschule, in den Zeitschriften „diskus“ oder „links“ und den sozialen 
Bewegungen verbunden und hatte deswegen immer einen praktischen und 
vielfach außerakademischen Aktualitätsbezug. 

Dies soll allerdings nicht besagen, dass im engeren Zusammenhang der staats- 
theoretischen Diskussion in Frankfurt eine große Einheitlichkeit bestand. Der 
in einigen Hinsichten sehr weit gehende Dissens über staatstheoretische und 
politische Fragen dürfte nicht zuletzt auch mit einer sehr unterschiedlichen 
Einschätzung der Position von Johannes Agnoli verbunden gewesen sein. Viel- 
leicht war gerade Joachim Hirsch, der sich früh kritisch zur Staatsableitungs- 
diskussion geäußert hatte und das Problem der Vermittlung von Akkumulati- 
onslogik, Klassenkämpfen und sozialen Bewegungen ins Zentrum seiner Theo- 
riebildung stellte, neben Roland Roth und Wolf Dieter Narr einer der wenigen 
in der bundesdeutschen Politikwissenschaft, der sich weiter auf Agnolis Kritik 
des Parlamentarismus und der Parteien und in mancherlei Hinsicht mehr 
noch auf diesen als auf Poulantzas oder Gramsci bezog, wenn er vorschlug, 
Parteien und Gewerkschaften als massenintegrative Apparate zu begreifen. In 
der Frankfurter staatstheoretischen Diskussion war die Kritik der Politik eine 
von den meisten geteilte theoretische Selbstverständlichkeit. Der Bezugspunkt 
dafür waren neben Marx, Agnoli oder Poulantzas auch Adorno oder Foucault. 
Dennoch kam es vor diesem gemeinsamen Hintergrund zu unterschiedlichen 
Einschätzungen hinsichtlich des Parlaments, der Parteien, der Notwendigkeit 
einer linken, sozialistischen Partei, der Rolle der Gewerkschaften, der Bedeu- 
tung der sozialen Bewegungen. 

Die Stärke der Diskussionen in Frankfurt war gleichzeitig auch ihre Schwäche. 
Die an Marx‘ Programm orientierte staatstheoretische Diskussion in Frankfurt 
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nahm viele Theorien auf. Doch wurde sie seit den 1980er Jahren zunehmend 
fast nur noch in Frankfurt geführt. Insofern handelte es sich weniger um He- 
gemonie über als um einen Verlust an kontroversen Standpunkten in einem 
wissenschaftlichen Umfeld, das von realpolitischen, politikberatenden und 
ordnungswissenschaftlichen Ansätzen dominiert war. Unter diesen Bedingun- 
gen ergab sich durchaus die Tendenz, verschiedene kritische Positionen und 
relevante Unterschiede zu verschleifen. Immerhin schuf dies auf nicht zu er- 
wartende Weise auch den Theorien von Gramsci und Poulantzas eine unge- 
wöhnliche Bedeutung für die staatstheoretische Debatte weit über Frankfurt 
und die Bundesrepublik hinaus. Indem Jan Schlemermeyer nun für die Aktua- 
lität der Arbeiten von Johannes Agnoli argumentiert, nimmt er in Anspruch, 
eine aus seiner Sicht verdrängte Theorie wieder zurückzubringen. Er stellt sie 
als eine fruchtbare gesellschafts- und staatstheoretische Alternative zu anderen 
Ansätzen dar. Einen Versuch ist es vielleicht wert, auch der Gebrauchswert 
von Theorien wird in konkreten Praktiken neu entdeckt - möglicherweise 
können Jüngere mit dieser Theorie heute neue gesellschaftliche und politische 
Erfahrungen verbinden. Allerdings gilt es auch, die Grenzen von Agnolis Ana- 
lysen zu sehen. Diese sind sowohl in der Theorie als auch in den politischen 
Konsequenzen zu finden. Die Hegemonie von Theorien ist verbunden mit ih- 
rer Fähigkeit, sich mit Erfahrungen und Argumenten anzureichern sowie 
Komplexität zu gewinnen. Dies war und ist bis heute mit Gramsci und Pou- 
lantzas eher möglich als mit Agnoli. Insofern geht es bei der Frage der Hege- 
monie auch um Theorieentscheidungen und systematische Argumente. Dies 
ist der theorieimmanente und theoriepolitische Zusammenhang, der erklärt, 
warum über Agnolis Arbeiten hinausgegangen wurde und warum sie heute 
nicht ohne weiteres als aktuell gelten können. Da Jan Schlemermeyer ausge- 
hend von einer Kritik an den Positionen von Joachim Hirsch und mir seinen 
Versuch einer Aktualisierung der Überlegungen Johannes Agnolis unternimmt, 
will ich, bevor ich auf Agnolis staatstheoretische Überlegungen selbst eingehe, 
zunächst zu dieser Kritik einige Bemerkungen machen. 


1. Die Einwände 


1. Der historische Charakter des kapitalistischen Staates. Im Zentrum der 
Theorie des kapitalistischen Staates steht der Vorschlag von Nicos Poulantzas, 
ihn als die Verdichtung des Kräfteverhältnisses von Klassen zu begreifen. 
Schlemermeyer ist der Ansicht, dass dieser Begriff seine Verdienste habe, je- 
doch gesellschaftstheoretisch unscharf sei, weil die systemischen Dynamiken 
der kapitalistischen Entwicklung nicht erklärt werden könnten (455); insofern 
komme diese Theorie nicht über empirische Beschreibungen hinaus. Zunächst 
einmal sind Schlemermeyers Formulierungen unscharf, denn mit diesem Beg- 
riff des Staates als Verdichtung geht es nicht um „Staatlichkeit im Kapitalis- 
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mus“ oder Staat im Kapitalismus, sondern um die Bestimmung des kapitalisti- 
schen Staates. Dem liegt eine theoretisch-historische These zugrunde, nämlich 
die, dass es Politik und Staat nur im Zusammenhang der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise gibt. Allein diese kennt die Trennung der politischen Herr- 
schaftspraktiken von den Produktionsverhältnissen und ihre Bündelung in der 
Gestalt des politischen Staates. Auf der einen Seite vollzieht sich die Aneig- 
nung der Mehrarbeit der unmittelbaren Produzenten durch die Eigentümer 
der Produktionsmittel ohne unmittelbare Gewaltanwendung, auf der anderen 
Seite konstituiert sich eine Instanz, die für sich in Anspruch nimmt, das Ge- 
meinwesen, das Allgemeinwohl und den Allgemeinwillen des Volkes in seiner 
Gesamtheit zu verkörpern. Marx zufolge ist die Abstraktion des politischen 
Staats ein modernes Produkt. Ohne es zu sagen, greift Schlemermeyer den vor 
diesem Hintergrund von Poulantzas entwickelten Gedanken positiv auf, dass 
die Trennung der politischen Herrschaft von den Produktionsverhältnissen die 
Form ihrer Verbindung ist (460). Diese Praxis der Konstitution und Repräsen- 
tation von politischer Allgemeinheit, die von den Produktionsverhältnissen ge- 
trennt ist, ist die Grundlage für die beiden Grundfragen der marxistischen 
Staatstheorie: Warum nämlich kann sich die von Marktradikalen immer wie- 
der erhobene Forderung nicht durchsetzen, dass alle gesellschaftlichen Bedürf- 
nisse marktwirtschaftlich befriedigt werden sollten und es gar keine politisch- 
allgemeine Instanz geben müsste, die nur unnötig Geld kostet und die Freiheit 
einschränkt? Warum verfolgt der Staat als Form moderner Herrschaft nicht 
unmittelbar die Interessen der Herrschenden - mit Augustinus zu sprechen: 
warum ist der kapitalistische Staat keine Räuberbande, sondern tritt notwendı- 
gerweise als Vertreter des Allgemeinwohls auf? Staat ist demnach ein historisch 
noch nicht sehr lange bestehendes gesellschaftliches Verhältnis, das selbst ein 
wesentliches Moment der kapitalistischen Produktionsweise und bürgerlichen 
Gesellschaftsformation ist. 

Es gibt weitere Implikationen, von denen zwei hier nur kurz angedeutet wer- 
den können. a) Der Staat ist kein Subjekt: er hat keine eigene Macht, und er 
handelt nicht. Er ist ein soziales Verhältnis, das sich in einer Vielzahl von Ap- 
paraten inkorporiert, die von besonderen Gruppen von Menschen geschaffen 
und reproduziert werden und es ihnen ermöglicht, in einer spezifischen Art 
und Weise im Namen aller zu handeln und Macht auszuüben. Daraus ergeben 
sich permanente, politische Konflikte darum, wer im Namen des Allgemeinen 
auf welche Weise handeln darf und was als diese Allgemeinheit gelten kann. 
b) Da der Staat kein Subjekt, sondern ein gesellschaftliches Verhältnis ist, steht 
er auch nicht über der Gesellschaft. Die seit Hegel tradierte Unterscheidung 
von Staat und bürgerlicher Gesellschaft ist problematisch, weil sie unterstellt, 
der Staat wäre eine über der Gesellschaft stehende und diese zusammenfassen- 
de und verkörpernde Instanz, die in der Lage sein könnte, die Gesellschaft zu 
lenken und zu planen. Diese Macht hat der Staat nicht - nicht, weil er ohn- 
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mächtig wäre, sondern weil er das seinen konstitutiven Bedingungen nach 
nicht kann. Der Staat ist die Selbstorganisation der bürgerlichen Klasse. In der 
Form staatlicher Praxis kann sie ihre eigenen Verhältnisse reorganisieren und 
transformieren, aber sie wird sie nicht vermittels des Staates beseitigen, weil sie 
sich damit selbst beseitigen würde. 


2. Transhistorizität. Die oben angeführte Definition des kapitalistischen Staa- 
tes als einer Verdichtung von Kräfteverhältnissen ist offensichtlich nicht, wie 
Schlemermeyer kritisch nahelegt, transhistorisch, sondern historisch gemeint. 
Der kapitalistische Staat entsteht zu einem bestimmten Zeitpunkt als ein 
Moment der kapitalistischen Produktionsweise und wird mit dieser auch un- 
tergehen. Damit sterben alle Formen politischer Herrschaft ab, da sie sich, der 
Argumentation von Marx folgend, historisch alle in der Form des abgesonder- 
ten bürgerlichen Staates kristallisiert haben. Die Menschheit tritt aus der Phase 
der Naturgeschichte und Notwendigkeit in die der Geschichte und Freiheit, in 
die der von den Menschen vernünftig gestalteten Verhältnisse ein. Doch der 
kapitalistische Staat ist in einem noch spezifischeren Sinn historisch. Denn 
damit ist auch gemeint, dass der kapitalistische Staat keineswegs immer gleich 
bleibt, sondern entsprechend den spezifischen Phasen der Entwicklung der 
kapitalistischen Figentumsverhältnisse und Formen der Aneignung der Mehr- 
arbeit der unmittelbaren Produzenten und deren Widerständen ebenfalls seine 
Form ändert. Der Staat ist eben die Verdichtung der Kräfteverhältnisse zwi- 
schen den sozialen Klassen. Diese Klassenkämpfe ändern ihren Charakter e- 
benso wie die Formen staatlicher Herrschaft und politischer Krisen. Auch in 
dieser Hinsicht kann nicht von einer übergeschichtlichen Realität gesprochen 
werden. Wenn Schlemermeyer also kritisiert, Hirsch und ich würden eine 
„transhistorisch-handlungstheoretische Konzeption sozialer Herrschaft im Ka- 
pitalismus“ vertreten (457), dann wird dies auch durch mehrfache Wiederho- 
lung nicht wahrer. Ein Argument für diese Behauptung führt er nicht an. 


3. Menschen und ihre Praktiken. Aber was besagt die Kritik eigentlich? Gibt es 
nicht während der gesamten Phase des Kapitalismus soziale Herrschaft, ist 
nicht ein wesentliches Merkmal der hochkulturellen Gesellschaften soziale 
Herrschaft? Möglicherweise will Schlemermeyer sagen, dass ich die von mir in 
Anspruch genommene Überlegung von Marx, dass die Menschen ihre Ge- 
schichte machten, aber nicht unter selbst gewählten Umständen, universalis- 
tisch missverstehe und den Menschen als Menschen und aufgrund einer trans- 
zendentalen Vernunftausstattung für frei halte (457). In der Tat halte ich diese 
Äußerung von Marx für eine historische These, die den Zeitraum der konkre- 
ten Menschheit umfasst, mit Marx gesprochen: für eine „verständige Abstrak- 
tion“. Denn nur die Menschen können ihre Geschichte machen; um die Ge- 
staltung der Verhältnisse kämpfen sie direkt oder indirekt. In diesem Sinn bin 
ich ein Konflikttheoretiker, aber das gilt auch für Marx und Agnoli (vgl. 
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Agnoli 1995: 28). In der Vorgeschichte, in der wir uns, Marx und Adorno zu- 
folge, immer noch befinden, werden die Menschen durch nicht von ihnen 
gemeinsam festgelegte, bewusst gewählte Gesetzmäßigkeiten in ihrem Handeln 
bestimmt, doch ist emanzipatorische Praxis jederzeit, wenn auch in unter- 
schiedlichem Maße möglich - soziale Kämpfe finden zu allen Zeiten unter 
solchen Verhältnissen statt, unter denen Menschen geknechtet werden. Mit 
Freiheit und Notwendigkeit bezeichnen wir immer konkrete historische Ver- 
hältnisse und Praktiken. Diese werden daran gemessen, ob im Namen der 
Notwendigkeit an einer gesellschaftlichen Arbeitsteilung festgehalten wird, die 
der Aufrechterhaltung sozialer Herrschaft zugunsten Weniger dient, die die 
Last der körperlichen Arbeit und der Ungewissheiten auf die Vielen abwälzen. 
Auch wenn es eine lange historische Kontinuität der Klassenherrschaft gibt, 
wird erst unter modernen, kapitalistischen Verhältnissen die Forderung nach 
Emanzipation von den gesellschaftlichen Notwendigkeiten zu einer bewussten, 
innerweltlich orientierten, an die Gesellschaft selbst adressierten Forderung 
und ändert damit selbst wiederum ihren historischen Charakter. Eine Analyse 
des konkreten Verhältnisses zwischen Freiheit und Notwendigkeit stelle ich 
demnach nicht „quasi automatisch unter Ökonomismusverdacht“ (457). Im 
Gegenteil geht es mir gerade um das Problem, um das es auch Schlemermeyer 
geht, nämlich eine Analyse der historisch spezifischen vermittelten sozialen 
Praxen, also um die Frage, wie die Menschen Verhältnisse reproduzieren, unter 
denen sie beherrscht und ausgebeutet werden. Für ökonomistisch halte ich 
solche Analysen, die glauben, sie hätten alle gesellschaftlichen Vorgänge begrif- 
fen, wenn sie sie immer wieder darauf zurückführen, dass Kapital sich verwer- 
ten muß und der Staat die Reproduktionsbedingungen der Produktionsver- 
hältnisse sichert. Das ist, mit Agnoli (1995: 38) zu sprechen, ebenso wahr wie 
nichtssagend und geht gerade über die Spezifität der konkreten Formen der 
Aneignung von Mehrarbeit, politischer und kultureller Herrschaft hinweg. 
Wenn Schlemermeyer die These von Marx für trivial hält, weil angeblich nur 
Westerwelle behaupten würde, nicht die Menschen, sondern die Märkte han- 
delten, dann täuscht er sich und übergeht ein wichtiges Problem, das von 
Marx viele Male angesprochen wird. Es stellt sich die systematische Frage, was 
es bedeutet, wenn Marx betont, dass er „eherne Notwendigkeiten“ untersuche, 
die Entwicklung der ökonomischen Gesellschaftsformation als naturgeschicht- 
lichen Prozess auffasse und Personen nur als Träger von Klassenverhältnissen 
und „Personifikation ökonomischer Kategorien“ verstehe. Es ist ein entschei- 
dendes Merkmal der Marxschen Theorie, dass sie es ablehnt, kapitalistische 
Herrschaft zu personalisieren. Die Ausbeutungs- und Herrschaftspraktiken 
sind - anders als uns die Philosophie seit Kant und die Soziologie weiß ma- 
chen wollen - nicht das Ergebnis moralischer Überzeugungen und Normen 
oder individueller Einstellungen, sie werden durch normative Erwägungen 
nicht verändert noch dadurch, dass Einzelne sich dem Prozess verweigern oder 


140 Alex Demirovid 


entziehen. Es geht also um die Frage, wie es zu freiem, emanzipatorischem 
Handeln kommt. Meine auf Marx gestützte Antwort ist, dass die Menschen 
immer frei handeln. Aber sie wählen die Umstände nicht frei, die Art und das 
Maß an Freiheit sind historisch nach dem Stand der Produktivkräfte verschie- 
den. Hinzu kommt, dass Ausbeutung und Herrschaft alles überlagern. Sie be- 
stehen nicht zuletzt darin, dass einige die Freiheit haben, Verhältnisse derart 
zu organisieren, dass die anderen nicht nur nicht in der Lage sind, Herrschaft 
zu überwinden, sondern auch noch dazu beitragen müssen, sie zu reproduzie- 
ren. Insofern können wenige sehr viel Freiheit genießen und andere den e- 
normen gesellschaftlichen Zwängen unterwerfen. Freiheit ist nicht die Eigen- 
schaft einer Person, sondern ein soziales Verhältnis, es ist bestimmte Freiheit, 
die Verhältnisse jeweils zur Ausübung von Freiheit oder Unfreiheit zu organi- 
sieren. Würde argumentiert, dass auch die Herrschenden als Funktionäre des 
Kapitals bei Strafe ihres Untergangs nicht anders können und insofern nicht 
frei sind, dann wäre das ein metaphysischer Freiheitsbegriff, der unterstellt, sie 
wollten eine andere Freiheit als die, die sie genießen, als seien sie Zyniker oder 
bedauernswerte Opfer. Wenn sie dennoch „auszusteigen“ versuchen, dann 
mag dies für einzelne möglich sein, auch wenn dann schon der moralische 
oder soziale Druck zunimmt. Aber tiefere Zweifel an den kapitalistischen Ver- 
hältnissen oder eine offenkundige Neigung zum Ausstieg - etwa ein bürgerli- 
cher Sozialismus wie nach dem Zweiten Weltkrieg - werden kaum längere Zeit 
Bestand haben, sondern enorme bürgerliche Abwehrkräfte mobilisieren und 
eine Vielzahl von transformistischen Veränderungen einleiten, wie das seit den 
1970er Jahren als bürgerliche Reaktion auf die „große Verweigerung“ zu beo- 
bachten war. 


4. Struktur, Handlung, Vermittlung. Schlemermeyer wirft Poulantzas vor, dass 
seine Bestimmung des Staates gesellschaftstheoretisch unscharf bliebe, weil sie 
den Staat in Handeln, in Klassenkampf auflöse. Es ist richtig, einfach nur von 
Klassenkampf zu sprechen, Kämpfe als jeweils erste Erklärung anzuführen, wä- 
re beliebig. Wenn Marx immer nur von Klassenkampf gesprochen hätte, wäre 
daraus keine interessante Theorie geworden. Das gleiche gilt für den Vorschlag 
von Poulantzas, und es stellt in der Tat eine ungute Tendenz in der staatsthe- 
oretischen Diskussion dar, auf Kämpfe als Erklärung zurückzugreifen wie auf 
das Karnickel im Zylinder. 

Das ist auch der Grund dafür, dass Poulantzas immer wieder betont, dass der 
Staat nicht der jeweilige Ausdruck des Kräfteverhältnisses zwischen Klassen ist. 
Der Begriff der Verdichtung will gerade besagen, dass sich eine spezifische, in- 
terne Logik des kapitalistischen Staates bildet, in die sich die Klassenkämpfe 
einschreiben. Der Staat ist die Fortsetzung der Klassenkämpfe mit anderen 
Mitteln. Die Konstellationen zwischen den sozialen Klassen sind demnach in 
spezifischen Formen in den Auseinandersetzungen innerhalb der Staatsappara- 
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te um die Ausarbeitung eines staatlichen Allgemeinwillens repräsentiert. Dabei 
ist entscheidend, dass die Volksklassen nicht direkt auf dem Feld des Staates 
aktiv sein können, sondern ihre Kämpfe nur indirekt wirken, indem sie Wider- 
sprüche im Block an der Macht erzeugen. Poulantzas selbst hat versucht, das, 
was Schlemermeyer als „systemisch“ bezeichnet, als Gerüst des Staates zu be- 
greifen. In diesem Gerüst des Staates, wozu in besonderer Weise die staatli- 
chen Apparate und ihre Bürokratien gehören, verdichten sich die Kämpfe. 
Entsprechend der allgemeinen Überlegung von Poulantzas finden sich also 
sog. systemische Momente, mit denen die Kämpfe vermittelt sind, auch in- 
nerhalb des Staates und nicht nur auf der Ebene der Ökonomie. Es ist nicht 
richtig und fair, Poulantzas für etwas zu kritisieren, was er nicht vertritt. 
Wenn, dann trifft der Einwand eher mich. Denn ich habe gegen Poulantzas 
argumentiert, dass seine Lösung des Problems von Struktur und Handlung 
nicht überzeugend ist, weil gerade die staatlichen Apparate und die Bürokra- 
tien als Verdichtungen von Kräfteverhältnissen aufgefasst werden sollten. Sie 
stellen eine Praxis dar. Allein dann, wenn es einen herrschaftlichen Willen 
gibt, solche Apparate zu schaffen, ihnen Kontinuität zu geben, indem ihnen 
Ressourcen und Individuen zur Verfügung gestellt werden, kann es überhaupt 
ein solches Gerüst geben. 

Ich beziehe das Problem von Struktur und Handlung also zunächst einmal 
auf den Staat selbst und argumentiere dafür, auch diesen bis in seine dauerhaf- 
testen Momente hinein als ein Bündel von Praktiken zu begreifen. Stetigkeit 
muß durch Aktivität hergestellt und reproduziert werden. Üblicherweise ist 
mit Struktur und Handlung aber etwas Umfassenderes gemeint, nämlich die 
Unterscheidung von Basis und Überbau, bürgerlicher Gesellschaft und Staat, 
von Statik und Dynamik, von Notwendigkeit und Determination auf der ei- 
nen und Freiheit auf der anderen Seite, von systemischen Prozessen hier und 
der sinnhaft-verstehensorientierten Binnensicht der Individuen dort. Nach 
meinem Verständnis verbindet sich mit der Unterscheidung von Struktur und 
Handlung eine Vielzahl von problematischen Fragen und Konsequenzen, die 
die Originalität der Theorie von Marx verstellen und ihn immer wieder in eine 
theologische Problematik von Determinismus und moralischer Freiheit hi- 
neinzwingen, die er überwunden hat. Auch Schlemermeyer bewegt sich offen- 
sichtlich in dieser Tradition - so, wenn er die Henne-Ei-Frage aufwirft, ob es 
in den 1960er Jahren erst eine ökonomische Krise gegeben habe, der dann die 
Protestbewegung folgte oder ob es sich umgekehrt verhielt. Es versteht sich, er 
plädiert für die erstere Version. Aber eine Krise ist eine Krise, weil die Repro- 
duktion bestimmter sozialer Verhältnisse gestört wird. 

Es geht mir um die Kritik der soziologisierenden Zweiteilung zwischen einer- 
seits dem System und andererseits den freien Handlungen. Sie legt ein Ver- 
ständnis von systemischen Prozessen nahe, in denen niemand in einem rele- 
vanten Sinn handelt, sondern alle nur funktionale Imperative vollziehen. Die 
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Ökonomie gilt dann als der Bereich des Zwangs und die Politik der Bereich, 
in dem frei gehandelt werden kann. Die liberale Logik wird einfach umge- 
kehrt, die Problematik ist dieselbe. Diese Überlegungen verbinden sich noch 
mit einem fragwürdigen Humanismus, wenn es darum geht, zu erklären, wie es 
zu den Strukturen kommt. Diese werden aus den Handlungen von Menschen 
abgeleitet. Die Kritik besteht dann darin, dass es sich um Entfremdungen und 
Verdinglichungen handelt, von denen alle betroffen seien. Wenn die Praktiken 
nicht als völlig determiniert unterstellt werden, wenn das System noch nicht 
völlig geschlossen ist, dann wird angenommen, dass es einen Raum des Han- 
delns gebe, einen „Möglichkeitskorridor“ des Undeterminierten (ebd.: 465). 
Zu Recht kritisiert Schlemermeyer an Hirschs Position, dass sie an der Ver- 
mittlung zwischen Eigenlogiken des Kapitals und der Kontingenz der sozialen 
Kämpfe scheitere. Aber Schlemermeyers Vorschlag des „Möglichkeitskorri- 
dors“ unterscheidet sich nicht von dem Hirschs. In diesem Korridor macht 
sich der zuvor systemlogisch ausgeschlossene Subjektivismus umso stärker 
bemerkbar. Handeln wird in diesem Bereich dann selbst nicht mehr näher er- 
klärbar: objektiver Faktor Subjektivität hieß das mal. Die Frage des Handelns 
wird dann von der Kritik der politischen Ökonomie an die Soziologie oder 
gleich an die Psychologie als sog. Handlungswissenschaft delegiert. Politisch 
ist ein Voluntarismus die Folge, der sich außerhalb des Systems glaubt und 
diesem als ganzem entgegentritt. Die Dialektik von Innen und Außen bleibt 
außer Betracht. 

Ich bestreite nicht, dass Menschen determiniert sind, aber sie sind nicht durch 
Systeme „dort draußen“ determiniert, sondern durch die Praktiken anderer 
Akteure. Sie sind auch dann determiniert, wenn sie frei handeln. Freiheit ist 
kein Korridor, der einen Raum des Unbestimmten darstellt. Sie handeln frei 
immer in der konkreten Form nach Gesichtspunkten, die mit anderen kollek- 
tiv geteilt werden und mittels Ressourcen, die historisch zur Verfügung stehen. 
Methodisch geht es darum, den Subjektivismus zu vermeiden, also die willkür- 
liche Einführung von Spontaneität, die selbst nicht mehr erklärbar ist, den 
Einbruch des heroisch handelnden Subjekts in die strengen Abläufe der Ge- 
schichte und der kapitallogisch festgelegten Kreisläufe. Deswegen ist es not- 
wendig, soziale Kämpfe systematisch zu denken. Deswegen erscheint mir der 
gegen Poulantzas immer mal erhobene Einwand, er würde alles in Klassen- 
kämpfe auflösen, unberechtigt zu sein. Im Anschluss an diese methodische 
Forderung halte ich es für sinnvoll, sich auch Marx‘ Überlegungen noch 
einmal genauer anzusehen. Klassenkampf ist nicht ein den systemischen Pro- 
zessen nachträglich zukommender Vorgang, determiniert durch systemische 
Abläufe, in denen alle nur Vollzugsorgane sind. Vielmehr ist der gesamte Ab- 
lauf der kapitalistischen Ökonomie selbst Klassenkampf: die Konstitution des 
Werts der Ware, die Schaffung von doppelt freien LohnarbeiterInnen, die Fest- 
legung der Arbeitszeiten und Löhne, die Zusammenfassung von Lohnabhängi- 
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gen in den Gebäuden einer Fabrik in einer bestimmten Region oder die Erhö- 
hung der Produktivität durch Maschinen. Der Klassenkampf ist - Hegelisch 
gesprochen - eine Vermittlungskategorie;, Marx selbst spricht vom Klassen- 
kampf als einem „Schluss“, also einer logischen Kategorie, in der der Gesamt- 
prozess des Kapitals als Prozess der Abpressung von Mehrarbeit der unmittel- 
baren Produzenten seine Auflösung findet. Wenn die Gesamtbewegung der 
Verwertung von Kapital Klassenkampf ist - wenn also ein Kreislauf entsteht, ın 
dem die Lohnabhängigen durch ihre Arbeit die sozialen Verhältnisse erzeugen, 
unter denen sie weiterhin ausgebeutet werden können -, dann ist Handeln 
nicht auf einen Möglichkeitskorridor jenseits des Determinierten einge- 
schränkt, wie historisch spezifisch dieser Korridor dann sein mag. Die Praxis 
findet ständig statt, denn ohne sie käme es weder zur ökonomischen noch zur 
gesamtgesellschaftlichen Reproduktion. In allen diesen Reproduktionsprozes- 
sen gibt es ständig den Widerspruch, das Moment der Spannung, der Konflik- 
te und damit die Möglichkeit, dass der Reproduktionsprozeß der bürgerlichen 
Gesellschaftsformation krisenhaft gestört wird. Dass er gelingt, ist das Ergebnis 
zahlreicher Aktivitäten, die sich zu einem idealen Durchschnitt zusammenfas- 
sen lassen, und die ihrerseits auf jeweils neuem Niveau Krisen erzeugen. Aber 
das bedeutet überhaupt nicht, wie Schlemermeyer behauptet, dass Kämpfe on- 
tologisiert werden. Es bedeutet schon gar nicht, dass Gramscis Begriff der He- 
gemonie zu einer Konstitutionstheorie des Sozialen radikalisiert wird (458). 
Mit einem solchen Vorwurf wird alles durcheinander gerührt, was der „ande- 
ren“ staatstheoretischen Perspektive nicht gefällt. Ich selbst habe Laclaus und 
Mouffes Überdehnung des Hegemoniebegriffs seit langem kritisiert und bin 
der Ansicht, dass er ein historisch sehr spezifisches staatliches Herrschaftsver- 
hältnis bezeichnet. Gleichwohl bin ich der Ansicht, dass insbesondere Laclaus 
Beiträge zur Ideologietheorie und Diskursanalyse anregend sind und die mar- 
xistische Diskussion viel von ihnen lernen kann. 

Von Praxis in der Tradition der Praxisphilosophie zu sprechen, reicht nicht. 
Hier wurde Praxis entweder auf Arbeit oder auf Moral verkürzt. Demgegen- 
über müssen verschiedene Aggregatstufen von kollektiven Praktiken und For- 
men des Kampfes unterschieden werden: ökonomische, politische, kulturelle. 
Marx untersucht im „Kapital“ eine besondere Form dieser Kämpfe, wenn er 
sich der Frage widmet, wie sich ohne unmittelbare Gewaltanwendung und 
durch private Produktion für einen anonymen Markt die Aneignung des ge- 
sellschaftlichen Mehrprodukts durch wenige vollziehen kann. Es handelt sich 
um kollektive Praktiken, die für die Individuen ein zwingendes Moment ihres 
Lebens darstellen, denn sie werden nicht nur in diesen Verhältnissen als histo- 
risch konkrete Individuen formiert, sie können auch nur in der konkreten ar- 
beitsteilig gegliederten Kooperation mit anderen ihren Lebensunterhalt sichern 
und sich reproduzieren. 

Schlemermeyer argumentiert nun, ich würde mich des Problems von Struktur 
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und Handlung entledigen, indem ich es handlungstheoretisch auflösen würde. 
Ja, das stimmt, ich schlage vor, es praxistheoretisch aufzulösen. Im Unter- 
schied also zu anderen Ansätzen, solchen, die im Anschluss an Lukäcs einen 
Objektivitätsüberhang des Äquivalententauschs gegenüber den Subjekten un- 
terstellen, oder zu dem von Habermas, der ein zweistufiges Modell von mo- 
derner Gesellschaft entwickelt hat, in dem es mehr oder weniger gelingende 
Formen des Austauschs zwischen System und Lebenswelt gibt, oder zu Hirsch, 
der eine kapitallogische Dynamik am Werk sieht, aus der sich dann neben der 
Subsumtion vieler Lebensbereiche auch nichtintendierte Überschüsse ergeben: 
die Normen von Gleichheit und Freiheit, die Demokratie, die sozialen Bewe- 
gungen - im Unterschied dazu vertrete ich die Ansicht, dass auch sogenannte 
systemische Prozesse praxistheoretisch begriffen werden sollten. Aber ich bin 
keineswegs der Ansicht, dass ich mich des Problems damit entledigt hätte. 
Vielmehr verschiebe ich den Status des Problems: erklärt werden muss, warum 
die bürgerliche Gesellschaftsformation sich selbst mit der Unterscheidung von 
System und Handlung reproduziert; warum die Gesetzmäßigkeiten der bürger- 
lichen Gesellschaftsformation sich vermeintlich als „Naturgesetze“ vollziehen, 
den Charakter von „Ökonomie“ annehmen und gleichsam eine religiöse, 
sprich: fetischisierte Geltung erlangen. Die Gesetze der politischen Ökonomie 
gelten nicht ewig, sie werden von Menschen gemacht, von diesen getragen 
und von diesen reproduziert. Aber trotz aller Aufklärung und Wissenschaft 
will das Bürgertum nicht wissen, wie sich diese Gesellschaft reproduziert. Das 
ist aus meiner Sicht eines der Probleme, das von Marx bis zu Adorno und 
Althusser ein Schlüsselproblem der materialistischen Theorie darstellt: Die 
Tatsache, dass das Wissen, das Marx erarbeitet hat, Bestandteil der sich repro- 
duzierenden kapitalistischen Gesellschaft wird, aber dennoch nicht zu ihrer 
grundlegenden Veränderung führt, bedeutet, dass Aufklärung scheitert; oder 
anders, Aufklärung und Ideologiekritik sind keine geeigneten Erkenntnismo- 
delle, um zu verstehen, welche Bedeutung theoretische Einsicht unter kapita- 
listischen Bedingungen hat. 


5. Ökonomischer Zwang - politische Freiheit? Diese praxistheoretischen Über- 
legungen zielen darauf, die Unterscheidung von bürgerlicher Gesellschaft und 
Staat zu unterlaufen. Von Hegel bis Hannah Arendt ist die bürgerliche Gesell- 
schaft der Bereich der Not und des Zwangs, demgegenüber erscheinen die Po- 
litik und der Staat als die Bereiche der Freiheit und des Handelns. Daraus re- 
sultieren solche Vorstellungen wie die, dass die Ökonomie dem Primat der Po- 
litik unterworfen werden müsse oder dass ArbeiterInnen in der Ökonomie der 
Lohnarbeit unterworfen und deswegen nicht demokratisch seien, aber im Be- 
reich der Politik oder der politischen Bildung die Dispositionen freier Indivi- 
duen erwerben könnten. Auch im Fall des „Klassenkampfs“ kann diese Unter- 
scheidung wiederkehren: es gibt hier die Kapitallogik einer vermeintlich sub- 
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jektlosen Verwertungsmaschine, dort das Handeln; hier die bloß partikularisti- 
schen, interessenbornierten Kämpfe, die solchen entgegen gestellt werden, die 
als allgemein gelten. Allein die politischen Kämpfe werden als Klassenkämpfe 
verstanden. Die Verengung ist noch stärker, wenn allein militante Aktionen als 
Politik begriffen werden. „Denn die wirkliche Autonomie besteht nicht in der 
Gestaltung von Räumen, die kapitalfrei oder für das Kapital unwichtig sind 
oder durch Uneinigkeit der Einzelkapitale verfügbar werden für einen vom 
Staat besorgten Ausgleich. Sie besteht vielmehr nur bei einer von Grund auf 
verwirklichten Unabhängigkeit der Politik vom allgemeinen Kapitalverhältnis. 
Und das will heißen: das Politische ist wirklich autonom nur als Revolution“ 
(Agnoli 1995: 22f). Diese Stelle ist bezeichnend: Agnoli hat kein Verständnis 
für die konkreten Widersprüche, sondern glaubt an eine reine Politik. Letzt- 
lich ist seine Kritik der Politik zu wenig kritisch. Entsprechend denkt er in ei- 
ner starren Opposition von Innen und Außen, von Palast und Straße. Eigent- 
lich ist alles klar: die Gewerkschaften, das Parlament, die Parteien sind alle nur 
dazu da, die Lohnarbeitenden zu verstaatlichen, zu manipulieren, zu beste- 
chen und zu integrieren (vgl. Agnoli 1995: 40). Insofern erscheint im Sinne 
von und im Anschluss an Agnoli eine parteiförmige und parlamentarische Po- 
litik nicht sinnvoll. Was Schlemermeyer (470) vorschlägt, den Aufbau eigener 
Institutionen, würde er wohl ablehnen, bei dessen Plädoyer für Realpolitik 
würde er, und zu Recht, gnadenlos werden. Der sterile Rigorismus, mit dem 
nicht zuletzt unter Agnolis Einfluss die Frage nach dem Verhältnis von sozia- 
len Bewegungen und Parlament bei Seite geschoben wurde, hat die Linke der 
1970er und 1980er Jahre um die Möglichkeiten gebracht, auf diesem Terrain 
selbst politische Auseinandersetzungen zu führen, so dass sie am Ende gegen- 
über den Entwicklungen, die zur realpolitischen Reorganisation der Grünen 
geführt haben, hilflos war. Die Differenzen zwischen der Bewegungslinken und 
autonomen Tendenzen auf der einen und der parlamentarischen Linken auf 
der anderen Seite konnten nicht produktiv gewendet werden, am Ende kam es 
zu wechselseitigen Vorbehalten und Anpassungen auf beiden Seiten. Eine Ak- 
tualisierung der Theorie von Agnoli birgt die nicht geringe Gefahr, dass die in 
den letzten Jahren zu beobachtenden vorsichtigen Annäherungsprozesse zwi- 
schen sozialen Bewegungen und Gewerkschaften bei den Kämpfen um die 
Verteidigung früherer wohlfahrtsstaatlicher Kompromisse blockiert sowie linke 
Politik in den Parlamenten geschwächt werden. Agnolis Arbeiten für eine Ana- 
lyse und Bewertung der Handlungsmöglichkeiten und konkreten Konflikte in 
den Parteien und Parlamenten fruchtbar zu machen, würde mehr verlangen als 
sie nur zu aktualisieren. Sie müssten sehr grundlegend und kritisch und zudem 
ım Lichte seiner eigenen stillschweigenden Korrekturen überprüft werden. 
Denn Agnoli schwankt: einerseits spricht er davon, dass Sozialpolitik illusio- 
när sei und Gewerkschaften und Sozialdemokratie kurzfristige Kompromisse 
vom Staat erzwingen könnten, die er als „Integrations- und Bestechungsversu- 
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che“ deutet (Agnoli 1995: 37£). Gleichzeitig aber betont er sehr nachdrücklich, 
dass der Staat, die Verfassung, die Gesetze mehr sind als „bloßer Überbau“ 
und Ideologie, weil die politische Gewalt zu ökonomischer Gewalt werden 
und die ökonomischen Prozesse der Regulation unterwerfen kann (ebd.: 31). 
Damit gesteht Agnoli zu, dass mittels Parteipolitik auch substanzielle Interes- 
sen der ArbeiterInnen wıe Konsum, Familienleben, Sexualität oder Wohnen 
Berücksichtigung finden (ebd.: 39) und einzelnen Fraktionen des Kapitals 
durch staatliche Politik Grenzen der Ausbeutung gezogen werden können. 
Auch wenn Schlemermeyer dies argumentationslos bestreitet (463), bedeutet 
dies nichts anderes, als dass es sinnvoll sein kann, um solche rechtlichen Regu- 
lationen von der Seite der Linken her zu kämpfen. Dementsprechend können 
auch kleine und kurzfristige Kompromisse wichtige emanzipatorische Fort- 
schritte sein. Diese Dialektik wird von Agnoli nicht systematisch entfaltet, sie 
wäre mit seinem reinen Politikbegriff unvereinbar. 


2. Zur Aktualität der Staatstheorie Johannes Agnolis 


Das eigentliche Ziel des Artikels von Jan Schlemermeyer ist es, die Aktualität 
von Johannes Agnoli herauszuarbeiten und darzulegen, dass sich bei ihm eine 
Lösung für das Verhältnis von Struktur und Handlung finden läßt. Statisch- 
abstrakte soziale Formen und historisch-konkrete Kämpfe würden bei ihm 
nicht getrennt, vielmehr Ökonomie und Politik als Momente desselben ge- 
samtgesellschaftlichen Reproduktionsprozesses begriffen. Das ist ein Anspruch, 
den wir offensichtlich alle teilen, die Frage ist, ob und wie er eingelöst wird. 
Ich möchte deswegen einige Bemerkungen zu Agnolis Theorie des kapitalısti- 
schen Staates machen. 

Nicht sehr viel anders als Poulantzas stellt sich Agnoli der Theorie des staats- 
monopolistischen Kapitalismus auf der einen Seite und der Staatsableitung auf 
der anderen entgegen. Beide Richtungen trügen zur Schwäche der theoreti- 
schen Seite der Linken in der Bundesrepublik und zur Erfolglosigkeit des 
praktischen Kampfes um die radikale Veränderung der Gesellschaft bei. Der 
Staatsableitung wirft er vor, dass es ihr nicht um die Analyse realer Prozesse 
gehe, sondern sich alle Fragen auf solche der richtigen Deutung von Marx re- 
duzierten (Agnoli 1995: 22). Der Staat erscheint hier allein als Funktion der 
Kapitalverwertung, weil er zuständig dafür sei, die Rahmenbedingungen für 
den kapitalistischen Verwertungsprozess bereit zu stellen. Das Wertgesetz wer- 
de mit seiner Kraft, sich immer durchzusetzen, zum „Mysterium“. Diese The- 
orie sei eine Absage an den politischen Kampf (ebd.: 28). Gegenüber der funk- 
tionalistischen und ökonomistischen Verkürzung geht es ihm um eine Be- 
stimmung und Ableitung der Notwendigkeit der politischen Form des Staates 
aus der in der Wirklichkeit stattfindenden Klassenbewegung der abhängig Ar- 
beitenden (ebd.: 21). Der kapitalistische Staat konstitutiert sich auf der Grund- 
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lage von zwei Dynamiken. Erstens ist er in der „immanenten Anarchie der 
Kapitalbewegung“ (ebd.: 46) der reale Gesamtorganisator der kapitalistischen 
Akkumulation und Reproduktion. Er gibt der bürgerlichen Klasse einen Ge- 
samtwillen, zu dem sie auf der Grundlage ihrer spezifischen Organisation der 
Produktion und Ausbeutung nicht in der Lage ist. Ein Gesamtkapital existiert 
nicht. Die bürgerliche Klasse besteht aus einer Vielzahl von einzelkapitalisti- 
schen Interessen, die sich in einer erbitterten Konkurrenz miteinander befin- 
den. Die Kapitaleigner haben auch keine Zeit, die alle betreffenden Geschäfte 
zu führen. Ihre Klassenmacht kann sich nur erhalten, indem politisch ein Ge- 
samtwille der Klasse hergestellt wird. Zweitens sichert der Staat diese Klassen- 
macht und die Fxistenzgrundlage der bürgerlichen Klasse, indem sie ihr Ver- 
hältnis zu den Lohnabhängigen „verstaatlicht“. Die Einzelkapitale küummerten 
sich nicht um die Reproduktion der vereinzelten Arbeiter als konkreter Indi- 
viduen. Demgegenüber sichert der Staat im umfassenden Sinn die Reproduk- 
tion auch der Arbeiterklasse, indem er in den Verwertungsprozess eingreift 
durch die Ausbeutung begrenzende Gesetzgebung, durch Ausbildung oder 
Bildung, durch Familienpolitik, Gesundheitsvorsorge oder Wohnungsbau (vgl. 
Agnoli 1995: 39). 

Aufgrund aller dieser staatlichen Aufgaben, die direkt Teil der Kapitalrepro- 
duktion sind, wendet sich Agnoli gegen die Vorstellung, dass das Kapital die 
umfassende Macht sei und der Staat als „bloßer Überbau“ nur eine illusionäre 
Machtexistenz führe. Der Staat existiert nicht neben und außer der Gesell- 
schaft (Agnoli 1995: 64f), sondern in der Gestalt einer Vielzahl von Apparaten. 
Parlament, Regierungen, Parteien, Verbände, Polizei, Armee oder Massenme- 
dien seien real wirksame Mächte. Der Staat sei konkret der ganze „Zusam- 
menhang politischer Kräfte, Bewegungen, Machtmechanismen, Kommunikati- 
onsnetze und auch ‚Staatsorgane‘“ (Agnoli 1995: 28). 

Diese Ausführungen von Agnoli rechtfertigen es, seine Arbeiten wieder zu le- 
sen. Allerdings gehen sie der Sache nach über die staatstheoretischen Arbeiten 
in der Tradition von Gramsci oder Poulantzas nicht hinaus, stellenweise fallen 
sie dahinter zurück. Zudem ist Agnoli nicht immer sehr konsistent. So spricht 
er durchaus davon, dass der Staat die Zusammenfassung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft sei und bleibt damit der hegelianisierende Problematik eines außer- 
halb der Gesellschaft stehenden Staates verhaftet. Obwohl er stark macht, dass 
der kapitalistische Staat aktives Moment der Reproduktion des Kapitalkreis- 
laufs ist, kann er politische Kämpfe um die Ausgestaltung des Vollzugs dieses 
Kreislaufs und der Akkumulationsdynamik nicht ernst nehmen, weil er sich 
vom Theorem der Integration und der Manipulation doch nicht lösen kann. 
Er bestreitet, dass der Staat autonom sei. Gleichzeitig aber muss er einräumen 
(ebd.: A6f), dass der Staat Gesamtorganisator nur sein kann, wenn er formal 
und organisatorisch autonom ist und einzelnen Kapitalfraktionen auch Gren- 
zen bei der Durchsetzung ihrer Verwertungsinteressen ziehen kann. Gerade 
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diesen politischen Prozess der Widersprüche im bürgerlichen Lager, die Wil- 
lensbildungs- und Aushandlungsprozesse, die Bildung von Allianzen, in die 
auch die subalternen Klassen mit einbezogen werden - gerade diese Fragen in- 
teressieren Agnolı nicht näher, während sie ein zentraler Aspekt der Arbeiten 
von Poulantzas sind. Denn er vertritt die Ansicht, dass der staatliche Gesamt- 
wille immer nur unter der Führung einer Fraktion gebildet wird, also immer 
mit einer besonderen Strategie der Ausbeutung und Aneignung von Mehrar- 
beit verbunden ist und in diesem Sinn nicht der Gesamtwille des Kapitals als 
solcher ist, sondern immer nur der besondere, mit Macht durchgesetzte Wille 
einer Fraktion. Nach diesem Verständnis organisiert der Staat kein Friedens- 
programm, wie Agnoli glaubt; vielmehr transformiert er eine Form des sozia- 
len Konflikts in eine andere, ja, er stachelt sogar zu Konflikten an. Aber diese 
Konflikte werden auf das Feld des Staates gezogen und in einer staatlichen 
Form ausgetragen. Auf diese Weise kann staatliche Politik verhindern, dass 
Spannungen im herrschenden Lager und zwischen den sozialen Klassen zu ei- 
ner Auflösung der Gesellschaft führen. 

Agnoli interessiert letztlich nur, dass der Staat das Gesamtinteresse des Kapi- 
tals vertritt und den Prozess der Kapitalakkumulation garantiert. Er beantwor- 
tet aber die entscheidende Frage nicht, wie es zu dem Gesamtwillen kommt 
und woher der Staat weiß, was er als Gesamtorganisator tun muss, um die 
Konflikte zwischen den einzelnen Kapitalfraktionen zu schlichten. Mir sind 
solche Stellen bei Agnoli entgangen, die das nahelegen, was Schlemermeyer 
ihm als Antwort in den Mund legt (464), eine Antwort, die eher auf die Arbei- 
ten von Hirsch und Offe verweist. Danach soll sich das staatliche Handeln als 
Gesamtorganisator aus dem Eigeninteresse des Staates selbst ergeben. Das be- 
deutet wohl, dass er nicht gegen die eigene Einnahmebasis handeln darf. Wür- 
de Agnoli dies tatsächlich sagen, stünde das in einem deutlichen Widerspruch 
zu seinen sonstigen Überlegungen, dass der Staat der Staat des Kapitals ist, der 
sich auf der Grundlage der Klassenbewegung konstituiert und in allererster Li- 
nie die Akkumulation des Kapitals zu sichern hat (Agnoli 1995: 42). Die „po- 
litische Klasse“ möchte vielleicht gern als herrschende gelten und autonom 
auch über sich und ihre Existenzgrundlagen entscheiden, doch wie Agnoli be- 
tont, können Politiker nicht lange gegen das „rationale Programm des Kapi- 
tals“ spinnen, ihre Autonomie ist eine zugestandene Autonomie, sie erfüllen 
eine bezahlte Dienstleistungsfunktion für die Kapitaleigner (vgl. Agnoli 1995: 
49). 

Die Staatstheorie von Agnoli sagt wenig darüber, wie der staatliche Gesamtwil- 
le, wie die politische Strategie gebildet wird, die die langfristige Kapitalakku- 
mulation sichert. Diese Kritik trifft Poulantzas ebenfalls. Der Begriff der Ver- 
dichtung, so wichtig er ist, wurde von ihm leider nicht in der Weise weiter 
ausgearbeitet, dass deutlich würde, wie die Prozesse aussehen, in denen sich 
die staatlichen Strategien bilden, auch wenn er zahlreiche interessante Ge- 
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sichtspunkte zur Analyse der Staatsapparate entwickelt. Ein Begriff wie der der 
strukturellen Selektivität, der auf Offe zurückgeht, den auch Poulantzas ver- 
wendet, den Schlemermeyer der Theorie Agnolis inokuliert, führt nicht weiter. 
Das gilt auch für den von Jessop im Anschluss an diese Diskussion ergänzend 
vorgeschlagenen Begriff der strategischen Selektivität. Es wird nämlich unter- 
stellt, was zu erklären wäre: nach welchen Gesichtspunkten die Selektivität 
vorgenommen wird. 

Es ist dieses Defizit, das Anlass gab, sich auf den Begriff der Zivilgesellschaft 
von Gramsci zurück zu besinnen. Aus dieser Sicht wird deutlich, dass Agnolis 
Annahme eines Gegensatzes von anarchischer Bewegung des Einzelkapitals 
und Staat als Gesamtorganisator falsch ist. Denn auch die Einzelkapitale bil- 
den bereits auf der Ebene von Branchen, Regionen, Sektoren oder Kooperati- 
onen eine Vielzahl von Gemeinsamkeiten aus. Es kommt zu einer politischen 
Selbstorganisation der Wirtschaft, zu einer Vielzahl von Willensbildungspro- 
zessen in Clubs, Industrie. und Handelskammern, Managerschulungen, ge- 
meinsamen Essen, Verbandstreffen. Dies alles durchdringt sich mit einer Viel- 
zahl von Gesprächen und Absprachen mit Vertretern von Politik, Parteien o- 
der Medien. Die offiziellen Diskussionen und staatlichen Entscheidungen sind 
aus diesem Blickwinkel betrachtet nur ein weiteres Glied in einer Kette von 
politischen Prozessen und ratifizieren ein bestimmtes Machtverhältnis, das zu- 
vor schon die Gestalt eines Konsenses in der bürgerlichen Klasse angenom- 
men hat. 

Diese Überlegungen im Anschluss an Gramsci sind schließlich auch krisen- 
theoretisch von Bedeutung. Aufgrund seiner Funktionsbestimmung des Staates 
kann Agnoli hervorheben, dass der Staat als solcher in der Lage ist, das Kapi- 
tal in seiner Gesamtheit zu retten, wenn das Einzelkapital schon geschlagen ist 
(Agnoli 1995: 37). Es war in etwa diese Einsicht, die Gramsci veranlasst hat, 
seine Theorie des integralen Staates zu entwickeln. Allerdings ging Gramsci 
weiter. Nicht das Gesamtkapital wird gerettet, sondern die Interessen einzelner 
Kapitalgruppen zu Lasten anderer. Zudem beobachtete er, dass auch der poli- 
tische Staat in die Krise geraten kann. Doch dann gibt es immer noch eine 
Vielzahl von zivilgesellschaftlichen Zusammenhängen des Bürgertums, die ih- 
rerseits eine Initiative zur Verteidigung oder Reorganisation des Staates in 
Gang bringen. 

An die Arbeiten Agnolis zu erinnern, erscheint mir anregend. Dies gilt vor al- 
lem mit Blick auf die brachliegende materialistische Theorie von Parlament 
und Parteien. Es wäre sinnvoll, seine Thesen zur Krise des Parlamentarismus 
und der Involution der Demokratie mit den neueren Analysen zu Post-Politik 
und Post-Demokratie zu vergleichen. Möglicherweise lassen sich daraus Er- 
kenntnisse gewinnen für eine Theorie der politischen Krise, die weniger eine 
lineare als zyklische Krise der politischen Apparate und der Willensbildung in 
den Blick zu nehmen vermag. Es bringt nichts, heute noch einmal die Theo- 
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riekontroversen der 1970er Jahre zu wiederholen. Vielmehr kann die kritische 
Aneignung der damaligen Einsichten, Fehler und Theorieentscheidungen ei- 
nen immer wieder bedrohten Forschungszusammenhang der materialistischen 
Staatstheorie sichtbar machen und ihm Kontinuität geben. Doch so wichtig 
diese Einsichten sind, werden wir uns heute mit ihnen nicht zufrieden geben 
können. Die Transnationalisierung des Kapitals, die Unterwerfung von vielen 
hundert Millionen Menschen unter die Lohnarbeit, die neoliberale Reorgani- 
sation der Staatsapparate und Zerschlagung wohlfahrtsstaatlicher Einrichtun- 
gen, die Herausbildung einer neuen, transnationalen Form des kapitalistischen 
Staates oder die Schwäche der Linken erfordern auch neue theoretische An- 
strengungen. 


3. Von der Staats- zur Gesellschaftstheorie 


Schlemermeyer muss feststellen, dass auch Agnoli sich der Überlegung ver- 
pflichtet sieht, die politische Form des Staates von den Klassenbewegungen 
her abzuleiten (466); entsprechend vermisst er einen die Klassenbewegungen 
vermittelnden Strukturbegriff bei Agnoli. Doch er täuscht sich ein weiteres 
Mal. Denn Agnoli erklärt Klassenbewegungen ebenso wie Hirsch oder Pou- 
lantzas durch die Akkumulationsdynamik (und das Gesetz des tendenziellen 
Falls der Profitrate). Schlemermeyer hält es aufgrund dieses vermeintlichen De- 
fizits für einen Erkenntnisfortschritt, dass Agnoli in späteren Arbeiten von die- 
sem Konzept der Klassenbewegung abrücke und die Transformationen des 
Staates aus der inneren Veränderung der kapitalistischen Reproduktion ableite. 
Aber dies ist gar kein Streitpunkt. Denn seit Marx wird der Gesamtprozess des 
Kapitals kreislauftheoretisch bestimmt. Spätestens seit dem berühmten Aufsatz 
Althussers zu den ideologischen Staatsapparaten von 1967 wird auch der Staat 
als Teil des gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozesses begriffen. Der 
Streitpunkt ist, wie diese Reproduktion zu begreifen ist und welche Rolle sozi- 
ale Kämpfe darin haben. Klassenbewegungen und Reproduktion des Kapital- 
verhältnisses sind keine sich ausschließenden theoretischen Annahmen. Aber 
den Staat durch seine Reproduktionsfunktion zu bestimmen, kann eben selbst 
wiederum zu einer funktionalistischen Verkürzung führen, die den wider- 
sprüchlichen Prozess der politischen Willensbildung und Entscheidung igno- 
riert. Zudem wirft - wie Alain Lipietz gezeigt hat - der Begriff der Reprodukti- 
on eigene Probleme auf, die Krisenhaftigkeit der kapitalistischen Reproduktion 
zu begreifen. 

Da Schlemermeyer mit Agnoli nicht beweisen kann, was er beweisen möchte, 
wechselt er ohne weitere Begründung zu Überlegungen von Moishe Postone. 
Bei ihm erhofft er sich, systemische Vermittlungen zu finden, die er bei den 
anderen Autoren so sehr vermisst - und man möchte manchmal mit Adorno 
fragen, welches ontologische Bedürfnis es wohl ist, das die Theorie antreibt, 
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nach Strukturen und Systemen zu suchen. Offensichtlich soll es irgendwo ei- 
nen Halt geben, weil der relationale Charakter von sozialen Verhältnissen und 
Kämpfen selbst bedrohlich wirkt. Der Wechsel zu Postone geht mit einer Ver- 
schiebung der Fragestellung einher. Ins Zentrum rückt nun die „kritische The- 
orie der gesamten modernen Gesellschaft“ (467), da sich die Transformationen 
von Staatlichkeit im Rahmen der Staatstheorie nicht erklären ließen. Schle- 
mermeyer scheint nahe legen zu wollen, dass dies kontrovers sei. Doch wäre 
dies ein Missverständnis über das, was materialistische Staatstheorie insgesamt 
tut. Es ist eine ihrer Basisannahmen, dass Politik und Staat Aspekte des gesell- 
schaftlichen Zusammenhangs sind. Manchmal stellt sich doch der Eindruck 
ein, dass Schlemermeyer gern sagen würde, sich aber nicht traut, dass er einige 
der Ansätze, die er kritisiert, nicht für materialistische oder marxistische An- 
sätze hält. 

Zu Recht betont Postone als eines der Merkmale der bürgerlichen Gesellschaft 
ihre Dynamik der permanenten Selbstrevolutionierung, die ständig alle Ver- 
hältnisse auflöst. Die bürgerliche Gesellschaftsformation, so könnte man sa- 
gen, ist nicht durch stabile, mit sich identische Einrichtungen gekennzeichnet, 
sondern durch sich ständig ändernde Verhältnisse. Dies gilt selbst für das Ver- 
hältnis von Kapital und Lohnarbeit, das sich historisch mehrfach geändert hat; 
und mit dieser Veränderung auch zu sehr viel Verwirrung unter MarxistInnen 
beigetragen hat, weil über lange Zeit mit Lohnarbeit eine bestimmte Form von 
körperlicher und Industriearbeit assoziiert wurde. Postone erklärt diese Verän- 
derungen mit der permanenten Produktivitätssteigerung. Diese wird für 
Schlemermeyer zum zentralen Strukturbegriff der Gesellschaft. Allerdings ist 
Produktivitätssteigerung selbst wiederum ein vermittelter Begriff und steht im 
Zusammenhang mit der Produktion von relativem Mehrwert. Da, wie Marx 
schreibt, den Kapitalisten nur der in der Ware steckende Mehrwert interessiert, 
kommt es zu der Tendenz des Kapitals, die Produktivkraft zu steigern und die 
Arbeitskraft zu verbilligen. Das aber ist eine Form des Klassenkampfs. Denn es 
kommt damit zu einer zunehmenden und intensiveren Ausbeutung und nicht 
zu einer gesellschaftlich möglichen Erleichterung und Verkürzung der Arbeits- 
zeit. 

Aus Postones und Schlemermeyers Sicht kommt es mit der Dynamik der Pro- 
duktivitätssteigerung zu einem neuen grundlegenden Widerspruch. Bestim- 
mend sei nicht mehr der von Lohnarbeit und Kapital, sondern die Diskrepanz 
zwischen der tatsächlichen Strukturierung von Arbeit und gesellschaftlichem 
Leben und einer möglichen Strukturierung, wenn eben die Logik der Kapital- 
verwertung nicht mehr wäre. Wenn das Wörtchen „Wenn“ nicht wäre ...: sehr 
materialistisch und gesellschaftstheoretisch klingt diese Formulierung nicht, 
denn sie besagt einfach nur, dass die Welt eine andere wäre, wenn sie anders 
wäre. Schlemermeyer will offensichtlich im Sinne der älteren Kritischen Theo- 
rie sagen, dass angesichts des enormen materiellen Reichtums die Aufrechter- 
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haltung kapitalistischer Herrschaft nicht mehr rational sei und das Leben der 
Menschen von ihr nicht mehr länger abhängen müsse. Die Arbeiterklasse sei 
im Prinzip überflüssig geworden und werde vom Kapital nur noch beschäftigt, 
um sie still zu halten. So wird auch der an sich sinnlose Satz verstehbar, wo- 
nach die Produktivität der Arbeit diese tendenziell unrentabel mache (468). 
Das ist letztlich ein Arbeitgeberstandpunkt, hat aber wenig mit der Wirklich- 
keit kapitalistischer Produktionsverhältnisse zu tun, in denen die Rendite der 
Kapitaleigner nach wie vor durch Aneignung von Mehrarbeit der Lohnabhän- 
gigen erzeugt wird. Allerdings betont - wie viele andere MarzxistInnen - auch 
Postone zu Recht, dass die Kapitalverwertung immer schwieriger wird, je mehr 
Kapital akkumuliert wird und auf Verwertung drängt. Aus diesem Widerspruch 
ergeben sich die Dynamik der Überakkumulationskrisen der vergangenen Jah- 
re und die Tendenz zur Vernichtung gesellschaftlichen Reichtums. 

Die Überlegungen von Schlemermeyer bleiben unbefriedigend. Die Kritiken 
an den Arbeiten von Hirsch, mir und anderen gehen an der Sache vorbei. Der 
Nachweis der Aktualität Agnolis ist ihm nicht gelungen, weil er diese Aktuali- 
tät dort finden will, wo sie aus guten Gründen nicht gesucht werden sollte. 
Der Wechsel zu den Arbeiten Postones hat lediglich dazu geführt, einen einzi- 
gen Begriff, den der Produktivitätssteigerung, hervorzuheben, der jedoch nicht 
mehr kreislauftheoretisch gedacht wird und zur Frage des Staates nicht mehr 
zurückführt. Der Widerspruch, der zwischen Agnolis und Postones Überle- 
gungen hinsichtlich der Bedeutung der Klassenbewegung besteht, wird nicht 
weiter diskutiert. Für positiv halte ich, dass für eine kreislauf- und gesell- 
schaftstheoretische Herangehensweise argumentiert wird; für positiv halte ich 
auch, dass Schlemermeyers Versuch, Agnoli zu aktualisieren, die Herausforde- 
rungen einer konkreten, demokratischen und radikalreformerischen Politik 
nicht gleich im Namen einer Überwindung des Kapitalismus abwehrt, sondern 
sie miteinander verbinden will. Wie beides zusammengehen kann, wird die 
Linke in den nächsten Jahren sicherlich nachdrücklich beschäftigen. 
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Die historische Dynamik des Kapitalismus 
und linke Strategien 
Zu Alex Demirovic Anmerkungen über den 
Gebrauchswert einer Kritik der Politik 


In der vorletzten Ausgabe der PROKLA hatte ich Alex Demirovie’ Überlegun- 
gen als ein Beispiel für die (innerhalb der materialistischen Staatstheorie) he- 
gemoniale, handlungstheoretische Vereinseitigung der kapitalismustheoreti- 
schen Problematik von Struktur und Handlung kritisiert. Dagegen habe ich 
versucht zu zeigen, dass die Überlegungen von Johannes Agnoli in der Kom- 
bination mit Ansätzen aus der Neuen Marx-Lektüre - wie Moishe Postones 
Marx-Interpretation - eine Möglichkeit bieten können, um die Geschichte des 
Kapitalismus als eine widersprüchliche, aber systemische Form gesellschaftli- 
cher Unfreiheit zu begreifen, die sich nicht hinreichend mit den Kämpfen um 
soziale Kräfteverhältnisse erklären lässt (Schlemermeyer 2010). Alex Demirovie 
kann meinem Vorschlag in seinem Artikel „Kritische Staatstheorie in emanzi- 
patorischer Absicht“ in dieser Ausgabe der PROKLA nun erwartungsgemäß, 
aber mit einigen interessanten Argumenten, nicht viel abgewinnen (Demirovie 
2011). Darüber hinaus arbeitet er in seiner Argumentation jedoch teilweise mit 
problematischen Unterstellungen sowie doch etwas überraschenden Interpreta- 
tionen. So läuft er Gefahr eher „nach der beliebten Popanz-Methode“ (Agnoli 
2004: 11) vorzugehen und die lange eingeübte Sprachlosigkeit innerhalb der 
materialistischen Debatte zu zementieren, anstatt sie aufzubrechen. Demirovic‘ 
Erwiderung bietet nichtsdestotrotz die Chance, die Streitpunkte zu präzisieren, 
um somit die Diskussion ein Stück weiter zu treiben - nicht zuletzt in der 
Hoffnung auf eine breitere Resonanz. Im Folgenden will ich daher versuchen, 
den Rechthaberteil so kurz wie möglich zu halten, um dann in einem zweiten 
und dritten Schritt noch einmal knapp die Probleme von Politik und Ge- 
schichte im Kapitalismus zu streifen. 


Jenseits der Pappkameraden 


Dass einige von Demirovic‘ inhaltlichen Einwänden mit Unterstellungen und 
Interpretationen, die sich nicht auf den Sinnzusammenhang der Argumente 
beziehen, flankiert werden, führt an wenigstens drei Stellen zu Verwirrungen, 
die nicht sein müssten. 
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Zum einen behauptet Demirovic zunächst, ich würde für Realpolitik plädieren, 
um mir nur eine Seite weiter vorzuwerfen, ich würde grundsätzlich bestreiten, 
dass „es sinnvoll sein kann, um (...) rechtliche Regulation von der Seite der Lin- 
ken her zu kämpfen“. Am Ende seines Artikels bescheinigt er mir dann wohlwol- 
lend, ich wäre immerhin offen für radikalreformerische Politik. Dialektik? Oder 
eher die Methode Viel-hilft-Viel? Wie auch immer, mir scheint meine, weitgehend 
von Agnoli geborgte, Politikkonzeption nicht so verwirrend zu sein. Ein kurzer 
Erklärungsversuch: Die Aushandlung gesellschaftlicher Allgemeinheit findet im 
Staat, als dem institutionellen Garant der kapitalistischen Reproduktion dieser 
Gesellschaft, unter spezifischen Widersprüchen und Zwängen statt. Diese Zwän- 
ge begrenzen bzw. filtern die (bloß theoretisch endlose) Kontingenz des politi- 
schen Prozesses und gehen nicht in sozialen Kräfteverhältnissen auf. Denn eben 
diese können sich im Kapitalismus mittelfristig nur realisieren, wenn den wider- 
sprüchlichen Zwängen und Dynamiken seiner Reproduktion (salopp und mit 
dem jungen Offe: „Akkumulation“ und „Legitimation“ [Offe 2006], mit dem äl- 
teren Agnoli: „Gesamtkapitalist“ und „Gesellschaftsplaner“ [Agnoli 1995]) ent- 
sprochen wird. Bis hierhin ist der Ansatz sicherlich vereinbar mit Joachim 
Hirschs Überlegungen zur politischen Form (Hirsch 2005). Nun stellt sich aber 
die Frage, wie Veränderung im kapitalistischen Rahmen zu Stande kommt. Hier 
nimmt Hirsch nach meiner Interpretation dann doch den Abzweig in Richtung 
Handlungstheorie (und Demirovic) und führt soziale Kämpfe als finale Erklä- 
rung ein. Ich behaupte dagegen - und Agnoli legt das ebenfalls nahe (Agnoli 
2003) -, dass der kapitalistische Reproduktionsprozess mehr als die Summe sei- 
ner Teile ist und sich nicht nur als statische Hürde für bestimmte antikapitalisti- 
sche Handlungen, sondern vielmehr als eine soziale Tendenz, eine Form histori- 
scher Notwendigkeit zur gesellschaftlichen Rationalisierung, gegenüber allen Ak- 
teuren geltend macht (Nyikos 2010: 501; vgl. auch Siegel 1999). Diese histori- 
sche Dynamik findet auf dem Feld des Staates aufgrund der hier institutionali- 
sierten Handlungsrationalität in der Regel ein offenes Ohr. Was heißt das nun 
für die Frage nach der politischen Praxis? „Nichthandeln“ gibt es nicht und es 
ist zynisch oder unsinnig, nicht zu erkämpfen, was an materiellen und rechtlı- 
chen Verbesserungen für die Subalternen eben geht. Denn in den Ungleichzei- 
tigkeiten und Möglichkeitskorridoren des sich in Widersprüchen vollziehenden, 
kapitalistischen Reproduktionsprozesses findet ja nicht nur „der Reformismus“, 
sondern auch das Leben statt - und das ist bekanntlich kurz!. Die Linke sollte 


1 Das scheint übrigens überhaupt ein nicht zu unterschätzendes, sozialpsychologisches - und 
zugleich revolutionstheoretisches - Problem der bürgerlichen Rationalität zu sein, das Demiro- 
vic zu Recht als „Scheitern von Aufklärung“ fasst und das schon Lenin beim Problem des ‚tra- 
deunionistischen Bewusstseins‘ gestreift hat. Mit dem Kapitalismus ist es in diesem Sinne wie 
mit dem Rauchen: Man könnte wissen, dass es wahrscheinlich zu einem langsamen, schmerzhaf- 
ten Tod führt, das reicht aber in der Regel nicht als Handlungsmotivation um es „jetzt“ auf- 
zugeben. 
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aber aufhören, den Eindruck zu erwecken, innerhalb des Kapitalismus ließen 
sich mit staatlichen Mitteln Verbesserungen erzwingen, ohne dass diese zugleich, 
auf die eine oder andere Art und Weise, mit seiner Rationalisierungs- und Trans- 
formationsdynamik Schritt halten müssen. Um dieser zutiefst undemokratischen 
Zwangsdynamik zu entkommen, reicht es folglich nicht einmal, den kapitalisti- 
schen Reproduktionsprozess in sozialen Kämpfen gegen die Logik des Staates 
radikalreformerisch zu überfordern. Vielmehr braucht es dann parallel dazu die 
Institutionalisierung einer alternativen Logik gesellschaftlicher Reproduktion, da 
sonst die Krise des Kapitalismus diesen mit ziemlicher Sicherheit entweder wie- 
der ins Recht setzt oder zum Zusammenbruch gesellschaftlicher Vermittlung ü- 
berhaupt führt (Agnoli 1998: 203). Insofern geht es nicht darum, die Diskussio- 
nen der Vergangenheit (wie den identitär aufgeladenen Gegensatz zwischen abs- 
trakter, radıkaler Kritik und vernünftigem Pragmatismus, den Demirovie nahe- 
legt) aufzuwärmen, sondern darum, die Möglichkeiten einer emanzipatorischen 
Praxis realistisch einschätzen zu können. 

Zum anderen vertritt Demirovic eine Agnoli-Interpretation, die mir am roten 
Faden dessen staatskritischer Bemühungen vorbeizugehen scheint. Dass Demi- 
rovi6 die entsprechenden Stellen entgangen sind, könnte nicht zuletzt darin 
begründet sein, dass es kaum reicht, sich - wie er es zumindest in seinem Ar- 
tikel tut - bei einem Autor wie Agnoli, von und zu dem es inzwischen eine 
ganze Reihe von Publikationen gibt (u.a. Agnoli 1995, 1997, 1998, 1999, 2003, 
2004; Burgmer 2002), nur auf eine Veröffentlichung zu beziehen. Nun sind In- 
terpretationen zwar immer Eigenleistungen, die von der gesellschaftstheoreti- 
schen Perspektive der jeweiligen AutorIn mitbestimmt werden und ob Agnoli 
mit meiner Lesart einverstanden wäre, weiß ich auch nicht. Zudem geht es bei 
materialistischer Theoriebildung glücklicherweise weniger um die Auslegung 
von (Agnoli-JTexten als um eine treffende Analyse der kapitalistischen Gesell- 
schaft. Es erschwert aber doch die Verständigung, wenn divergierende Konzep- 
te und Interpretation nicht zur Kenntnis genommen oder einfach zu Pappka- 
meraden degradiert werden. Daher hier in aller Kürze eine Gegenrede zu eini- 
gen der Thesen von Demirovic über Agnolis Staatskritik: Demirovic meint, 
Agnolis Konzept würde den Aufbau alternativer Institutionen ausschließen. 
Wenngleich Agnoli die außerparlamentarische Opposition von 1968 ff. durch- 
aus als außer- bzw. antiinstitutionelle Bewegung verstanden wissen wollte, be- 
zieht sich das in seinen Texten stets auf die bestehenden staatlichen Instituti- 
onen, wie z.B. Parlamente und Parteien, explizit nicht auf Institutionen „an 
sich“ (Agnoli 1998: 244). Vielmehr plädiert Agnoli sogar für eine strategische 
Differenzierung zwischen den bestehenden Institutionen; einen Aufruf aus den 
1960er Jahren, die AStA-Wahlen unter Verweis auf seine Parlamentarismuskri- 
tik zu boykottieren, bezeichnete er etwa als „Unsinn“ (ebd.: 245). Desweiteren 
behauptet Demirovie, Agnolis Theorie wäre inkonsistent, da sie ständig zwi- 
schen der Diagnose, dass der Staat nur ein manipulativer Dienstleister für das 
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Kapital sei und jener, dass er dafür eine Form von Autonomie benötige, 
schwanken würde. Ich begreife Agnolis Analyse dagegen eher als die reflektier- 
te Diagnose eines strukturellen Dilemmas, das in den Widersprüchen der kapi- 
talistischen Reproduktion von Gesellschaft selbst begründet liegt und im 
Rahmen der politischen Apparate verhandelt werden muss. Schließlich steht 
das „rationale Programm des Kapitals“, das zwar als gesellschaftliche Vermitt- 
lungskategorie aber eben nicht real existiert, nie im Vorhinein fest. Klar ist 
nur, dass staatliche Politik, wozu die rechtliche Beschränkung bestimmter 
Formen der Konkurrenz ebenso gehört wie Sozial- und sonstige Biopolitik, 
mittelfristig - und wie es so schön heißt: bei Strafe des eigenen Untergangs - 
auf einen gelingenden Akkumulationsprozess hinaus laufen muss.” Ebenso er- 
scheint mir Demirovic‘ Feststellung, Agnolis Ansatz stehe im Gegensatz zu 
Claus Offes früheren, eher (wenn es das gibt) materialistisch- 
systemtheoretischen Überlegungen zum Eigeninteresse des kapitalistischen 
Staates, ein wenig voreilig, finden sich doch seitenlange, gegenseitige Bezüge 
(Offe 2006: 30-49). Das stellt auch deshalb keinen theoretischen Widerspruch 
dar, da ihre kollektiv geteilte Frage war, wie die „Garantie der Reproduktion“ 
(Agnoli 2004: 172) als theoretisch notwendige Funktion in eine institutionelle 
Matersalität übersetzt werden kann. Dazu erhebt Demirovic zwar den Vorwurf, 
dass Agnoli wenig dazu sagen würde, wie der staatliche Gesamtwille gebildet 
wird und dabei der Begriff der strategischen Selektivität ohnehin nicht helfe 
könne, da er die Gesichtspunkte der Selektivität voraussetze anstatt sie zu er- 
klären. Mit dem Konzept der institutionellen Strategie, welches zugegebener- 
maßen in der Agnoli-Rezeption bisher keine große Aufmerksamkeit gefunden 
hat, scheint mir dies allerdings sehr wohl möglich. Gewinnt es doch die Krite- 
rien der Selektivität gerade aus einer gesellschaftstheoretischen Analyse der, 
durch deren eigene widersprüchliche Struktur bedingten, Reproduktionsprob- 
leme der kapitalistischen Akkumulation und untersucht dann, wie diese mit 
dem Eigeninteressen staatlicher Institutionen und dem Gesamtinteresse des 
Staates verbunden sind (Agnoli 2004: 169ff.). Die Selektivität staatlicher Insti- 
tutionen hängt demnach nicht nur von der Konfliktbereitschaft sozialer Ak- 
teure, sondern auch wesentlich von deren Konfliktfähigkeit ab, die sich aus ih- 
rer Stellung im Akkumulationsprozess ergibt (Offe 2006: 34). Insofern lässt 
sich zum Beispiel erklären, warum es Kurzarbeitergeld für FacharbeiterInnen 
gibt und gleichzeitig das Elterngeld für Hartz IV-EmpfängerInnen abgeschafft 
wird. Und zu guter Letzt: Agnolis Kritik ernsthaft eine Verantwortung für die 
Entwicklung der Grünen zur Regierungs- und Kriegspartei zuschieben zu wol- 
len, ist dann doch zu viel der Ehre und eine großzügige Überschätzung ihrer 
historischen Bedeutung. Wenngleich ein abstrakter Antietatismus in Teilen der 


2 Den Vorwurf der Manipulationstheorie, für den es in Agnolis Texten tatsächlich ein paar An- 
knüpfungspunkte gibt, hat dieser übrigens immer weit von sich gewiesen (Agnoli 2004: 11). 
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(stets marginalen) autonomen Linken ein Problem sein mag, haben sich viele 
Linksradikale, wie z. B. Thomas Ebermann und Jutta Ditfurth, von Agnoli je- 
denfalls nicht davon abhalten lassen, es mit großem Engagement bei den 
Grünen zu versuchen. Zudem hat Agnoli genau genommen gar keine Hand- 
lungsanweisungen herausgegeben, sondern bloß, mit einer gewissen Ironie, 
Probleme benannt und an mögliche Kriterien eines erfolgreichen, linken En- 
gagements im Staat erinnert.’ 

Zum Dritten ist Demirovic“ Artikel mit einigen, teilweise psychologisierenden 
Spekulationen garniert, die vielleicht rhetorisch Sinn ergeben, zur Klärung der 
Sache aber nichts beitragen können. So ist beispielsweise seine süffisante Andeu- 
tung, der Versuch, die strukturellen Dynamiken in der historischen Entwicklung 
des Kapitalismus zu identifizieren, sei Ausdruck eines ontologischen Bedürfnisses 
nach Ordnung, genauso wenig weiterführend, wie die sich anbietende, spiegel- 
bildliche Replik. Diese bestünde z. B. in der sicherlich ebenso haltlosen Unter- 
stellung, dass die handlungstheoretische Vereinseitigung der Struktur- und Hand- 
lungsproblematik von der narzisstischen Kränkung motiviert sei, die eine Relati- 
vierung politischer Kontingenz durch die Neue Marx-Lektüre für einen bestimm- 
ten Typus linker TheoretikerInnen eventuell bedeutet. Da es auf dieser Ebene der 
Diskussion nicht viel zu gewinnen gibt, schlage ich vor, in Zukunft insgesamt 
etwas näher an der Sache zu bleiben - das spart Zeit und Platz. 


Kapitalistische Reproduktion durch politische Regulation 


Denn neben den genannten Problemen finden sich in Demirovic‘ Artikel eini- 
ge Punkte, die die Diskussion weiterbringen können. Was eine materialistische 
Analyse der Politik angeht, scheint mir der wichtigste Einwand der zu sein, 
dass auch eine politikkritische Perspektive unter Umständen Gefahr läuft, Po- 
litik eindimensional zu konzeptionalisieren und somit bestimmte strategische 
Herausforderungen und Möglichkeiten zu übersehen. Wenn Staatlichkeit als 
institutioneller Knotenpunkt einer spezifischen Form von Rationalität, der 
Generalverantwortung für die gesellschaftliche Reproduktion, gedacht wird, ist 
damit jedoch nur ein theoretischer Rahmen bestimmt. Dieser bleibt zumin- 
dest unvollständig, wenn die Widersprüchlichkeit der Logik des Politischen 
aus dem Blick gerät. Schließlich trägt auch diese falsche Allgemeinheit noch 
Züge gesellschaftlicher Allgemeinheit und spätestens in der Übergangsphase 
einer grundlegenden, emanzipatorischen Transformation der heutigen Gesell- 
schaftsordnung stellt sich die Frage, wie diese organisiert werden kann. Nicht 
zuletzt, da auch der, an dieser Stelle, einschlägige Verweis auf rätedemokrati- 


3 Beispielsweise, dass dieser Erfolg u.a. daran zu messen wäre, ob der Abbau des Sozialstaates 
wenigstens vom Abbau des Machtstaates und mithin „der Zulassung fälschungsfähiger Aus- 
weise“ (Agnoli 2004: 192) begleitet wird. Man darf gespannt sein, ob das bei der nächsten 
(Rot-)Rot-Grünen Regierung klappt. 
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sche Strukturen allein - bisher zumindest - die demokratietheoretischen Prob- 
leme tatsächlich nicht zu lösen vermag (Demirovic 2009). Daher scheint es 
mir richtig, den Verlauf kapitalistischer Akkumulation prozesstheoretisch ernst 
zu nehmen und folglich Politik und Ökonomie als unterschiedliche Aggregat- 
zustände desselben Reproduktionsprozesses zu begreifen. Entscheidend ist hier 
aber, dass dessen spezifisch kapitalistische Widersprüchlichkeit dann ebenfalls 
die Logik des Politischen durchzieht und diese mithin nicht unbedingt mit 
dem staatlichen Gewaltmonopol und seinen Apparaten in eins fällt. Denn 
entgegen Demirovic‘ Verkürzung der Postoneschen Widerspruchskonzeption, 
nach der diese nur aussage, „dass die Welt eine andere wäre, wenn sie anders 
wäre“, besteht ihr wesentlicher Punkt vielmehr darin, den Widerspruch nicht 
zwischen einer bestehenden Gesellschaftsstruktur oder gesellschaftlichen 
Gruppierung und einer anderen, sondern „innerhalb dieser Institutionen, 
Sphären und Prozesse“ zu verorten (Postone 2003: 456). Widersprüchlich ist 
im kapitalistischen Reproduktionsprozess dabei, dass dieser einerseits einen 
sich stetig beschleunigenden Prozess der historischen Konstitution von gesell- 
schaftlichem Wissen und Erfahrung generiert, deren Realisierung im Zuge der 
kapitalistischen Reproduktion von Gesellschaft aber immer wieder durchge- 
strichen wird (vgl. auch Gorz 2009). In diesem Sinne wäre selbst bei der Ana- 
lyse von Staatlichkeit nach diesem überschüssigen Potential gesellschaftlichen 
Gebrauchswertes zu suchen (Postone 2003: 556). Dieses kommt etwa in eini- 
gen Debatten über das bedingungsloses Grundeinkommen (Dahms 2005) oder 
mögliche Ansätze einer „Sozialwirtschaft“ (Müller 2010), aber auch in einer 
materialistischen Theorie des Rechts, die dessen diskursive Rationalität nicht 
dem staatlichen Garanten seiner Geltung subsumiert (Buckel 2007), zur Spra- 
che. Nun geht es, bezogen auf das Problem der Realisierbarkeit solcher linken 
Transformationsstrategien, natürlich nicht zuletzt um die Veränderung sozialer 
Kräfteverhältnisse. Es scheint mir aber doch der berühmte, kleine Unterschied 
ums Ganze zu sein, ob die Akteure solcher Vorhaben den Staat zum Ergebnis 
kontingenter sozialer Auseinandersetzungen verklären und glauben, wenn die 
Kräfteverhältnisse denn mal wieder günstig stehen, die Logik des Politischen 
für ihre Zwecke einspannen zu können (vgl. Demirovi& 2007: 243). Oder ob 
sich radikalreformerische Ansätze im Gegenteil über die strukturelle Verwie- 
senheit des Staates auf die historische Rationalisierungsdynamik des Kapita- 
lismus im Klaren sind, sie dementsprechend die Initialisierung einer alternati- 
ven Logik gesellschaftlicher Reproduktion anvisieren und, mit Agnolis Wor- 
ten, eine strategische Desintegration des Staates sowie die schrittweise Schaf 
fung „autonomer Sphären der Gesellschaft“ betreiben (Agnoli 1998: 198, 
202). Denn, wie schon die lange Reihe historischer Versuche eines emanzipa- 
torischen Gebrauchs des Staates zeigt, scheitern diese regelmäßig an den Im- 


4 _Autonom ist bei Agnoli explizit nicht im (sub-)kulturellen Sinne gemeint (Agnoli 1998: 204). 
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perativen von Wettbewerbsfähigkeit und Staatenkonkurrenz (Ums Ganze 
2009). Als aktuelle Beispiele wären hier die jüngst mit dem Verweis auf die „zu 
niedrige Produktivität“ eingeleiteten neoliberalen Reformen des kubanischen 
Sozialismus, die imperiale Außenpolitik Chinas oder die vielleicht geostrate- 
gisch sinnvolle, gemessen am emanzipatorischen Anspruch gleichwohl katast- 
rophale Solidarität der lateinamerikanischen „Sozialismen des 21. Jahrhun- 
derts“ mit dem iranischen Regime zu nennen. Mit den Worten des, eines nai- 
ven Radikalismus sicherlich unverdächtigen, Sozialdemokraten J. Magnus Ry- 
ner: „There is something in the 'institutional materiality' in the social division 
between the economy and the state in capitalism that generates these effects. 
Insofar as counter-hegemony also implies an engagement with regulation 
through the state, critical analysis and alternative policy making has to be 
conscious of (...) the hegemonic tendencies that seem inherent in the form of 
capitalist public authority“ (Ryner 2002: 191, Hervh. J.S.). Die Einschätzung 
dieses ‚something‘ hat unmittelbare Folgen für die Frage, ob eine linke Strate- 
gie langfristig auf eine bessere politische Regulation oder deren schrittweise 
Desintegration und Ersetzung durch alternative, institutionelle Formen gesell- 
schaftlicher Reproduktion zielen soll. Anders formuliert: „Die Alternativen 
müssen sich überlegen: Ist es ihre Aufgabe, diesen Ablösungsprozess von der 
jetzt bestehenden Gesellschaft voranzutreiben oder ist es ihre Aufgabe, mitzu- 
arbeiten an der Lösung gesellschaftlicher Krisen? Haben sie die gesellschaftli- 
che Krise auf die Spitze zu treiben oder haben sie sie zusammen mit dem 
Staat zu lösen und zu verwalten?“ (Agnoli 1998: 192). 


Kapitalistische Reproduktion durch historische Transformation 


Was die Frage nach dem Grund der historischen Dynamik des Kapitalismus 
angeht, scheint mir Demirovic‘ spannendster Einwand zu sein, dass der Vor- 
schlag, die kapitalistische Reproduktion von Gesellschaft als eine systemische 
und zugleich historisch-dynamische Form gesellschaftlicher Unfreiheit zu den- 
ken, auf die bloß „willkürliche Einführung von Spontaneität“ hinauslaufen 
müsse. Man könnte die Kritik auch so lesen, dass die von mir skizzierte Ana- 
lyse die kapitalistische Gesellschaft in zwei Teile zerlegen würde: Einerseits der 
systemische Reproduktionsprozess, dessen praktischer Vollzug immer schon 
theoretisch vorweg genommen wird, und andererseits die plötzlichen, nicht 
erklärbaren Ausbrüche freier Handlungen. Auch hier liegt allerdings ein Miss- 
verständnis vor. Zwar hat Demirovic mit seiner Feststellung recht, dass die ka- 
pitalistische Ökonomie und ihre Attribute wie die Existenz freier Lohnarbeite- 
rInnen, der Wert einer Ware und die Produktion von Raum, stets durch sozia- 
le Kämpfe vermittelt sind (vgl. auch Holloway 2002: 109). Nur hatte ich das 
gar nicht bestritten. Die Frage ist nicht, ob Menschen handeln, soziale Kämp- 
fe stattfinden und sich Kräfteverhältnisse verändern, sondern wie und warum 
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sie es tun und welche Bedeutung dem zukommt.’ In diesem Sinne legen 
Postone und Agnoli die Interpretation nahe (vgl. Agnoli 1998: 258; Postone 
2004: 192), dass die verschiedene Aggregatzustände des kapitalistischen Re- 
produktionsprozesses in dessen Verlauf wechselseitig jene bereichsspezifischen 
Handlungsrationalitäten von Ökonomie und Politik verstärken, die wiederum 
den Akteuren aufgrund einer entsprechenden institutionellen Struktur be- 
stimmte Handlungs- und Denkmuster nahelegen. Damit wird auch eine Kritik 
der defizitären klassentheoretischen Bestimmung des Kapitalismus von Demi- 
rovi6 formuliert, da der Gesamtprozess des Kapitals eben nicht allein im Akt 
der Mehrwertabpressung besteht, sondern - ist die Verwertung des Werts ein- 
mal als Modus gesamtgesellschaftlicher Reproduktion historisch durchgesetzt 
- in der gegenseitigen, existentiellen Verwiesenheit der gesellschaftlichen Teil- 
bereiche aufeinander (Agnoli 1998: 108). Denn der Kapitalismus reproduziert, 
in dem er die miteinander verschränkten und gleichwohl widersprüchlichen 
Interessen von Lohnarbeit und Kapital, Politik und Ökonomie sowie die ent- 
sprechenden Möglichkeitsräume zur Interessenartikulation hierarchisiert und 
konstituiert, zugleich die Ressourcen der Akteure (Metzger 2011). Die Interes- 
senskonflikte gehen dem kapitalistischen Funktionszusammenhang mithin 
nicht voraus, sondern erhalten von und in ihm erst ihre Dynamik (Postone 
2003: 460). Insofern konstituiert der kapitalistische Modus gesellschaftlicher 
Reproduktion, da er aufgrund seiner widersprüchlichen Struktur nicht als sta- 
tischer Kreislauf, sondern nur als prozessierender Widerspruch existieren kann, 
auch Freiheit in einem doppelten Sinne: Zum einen als die „freie* Wahl zwi- 
schen unterschiedlichen Adaptionsvarianten an den jeweiligen, historischen 
Stand gesellschaftlicher Rationalisierung. Das heißt die Menschen „machen“ 
selbst hier ihre Geschichte, „wegen des entfremdeten Charakters dieser For- 
men entzieht sich die von ihnen konstituierte Geschichte jedoch ihrer Kon- 
trolle“ (Postone 2003: 444). Dabei handelt es sich nicht, wie es Demirovic an- 
deutet, um ein bloßes Macht- und Koordinationsproblem zwischen den Ak- 
teuren, sondern vielmehr darum, dass auf der Linie kapitalistischer Entwick- 
lung der Zwang zur Rationalisierung und Produktivitätssteigerung nicht 
grundsätzlich zur Wahl stehen kann (Agnoli 1998: 219). Zum anderen wird 
Freiheit aber konstituiert in Form des historisch zunehmenden, gesellschaftli- 


5 Der Zweck einer kritischen Theorie des Kapitalismus liegt schließlich nicht in der Abbil- 
dung der sozialen Welt im Maßstab 1:1, sondern in der Identifikation historisch-spezifischer, 
d.h. hier vor allem struktureller, Merkmale: „Die Theorie [tut] ihren vollen Dienst, wenn sie 
uns die Tendenz der Entwicklung zeigt, den logischen Schlußpunkt, auf den sie objektiv 
hinsteuert. Dieser selbst kann so wenig erreicht werden wie irgendeine frühere Periode der 
geschichtlichen Entwicklung bis zu ihrer letzten Konsequenz sich abwickeln konnte“ (Lu- 
xemburg 1990: 520) 

6 Das Kapital ist insofern wirklich „die Struktur der Geschichte der modernen Gesellschaft“ 
(Postone 2003: 527) und politische Ungleichzeitigkeiten stellen kein „Außen“, sondern 
vielmehr einen Bestandteil dieser historischen Dynamik dar. 
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chen Wissens (d. h. der kollektiven technischen, sozialwissenschaftlichen, etc. 
Kenntnisse) über die bestimmte Möglichkeit einer anderen Form gesellschaft- 
licher Reproduktion. Diese Form historischer akkumulierter Freiheits- und Au- 
tonomiepotentiale durchzieht ebenso die Institutionen kapitalistischer Öko- 
nomie und Politik. Antikapitalistische Praxis fällt also nicht vom Himmel, 
lässt sich im Bestehenden aber weder direkt umsetzen, noch lassen sich ihre 
institutionellen Formen heute einfach antizipieren: Sie müssen experimentell 
gefunden und ausprobiert werden. In jedem Fall kann das Verhältnis von Pro- 
duktivkräften und Produktionsverhältnissen somit als eine „Dialektik zweier 
Kapitaldimensionen - statt einer von Kapital einerseits und Potenzen anderer- 
seits, die ihm äußerlich wären“ (ebd.: 527) - gefasst werden.” 

Mit der Feststellung, dass sowohl die relative Kontingenz politischer Regulati- 
on wie auch die Realisierungschancen sozialer Kämpfe im Kapitalismus 
zugleich von der historischen Rationalisierungsdynamik des Akkumulations- 
prozesses konstituiert und begrenzt werden, muss dabei weder einer apokalyp- 
tischen Endzeitstimmung (Kurz 1994) noch einer autosuggestiven Euphorie 
(Negri 2004) das Wort geredet werden. Beides würde wahrscheinlich sowohl 
die menschliche Leidensfähigkeit als auch die systemische Kreativität des Ka- 
pitalismus unterschätzen. Vielmehr stellt diese Perspektive eine mögliche, ge- 
sellschaftstheoretisch fundierte Begründung dessen dar, was Adorno einmal als 
die „wachsende organische Zusammensetzung des Menschen“ bezeichnet hat 
und was in aktuellen soziologischen Untersuchungen als Trend zur „Land- 
nahme, Aktivierung und Beschleunigung“ (Dörre et al.: 2010) gefasst wird. 
Demirovic‘ eher klassen- als praxistheoretischer Ansatz hätte, da er ja nicht 
transhistorisch verstanden werden will, demgegenüber genauer zu erklären, was 
(politische) Freiheit im Kapitalismus eigentlich bedeutet. Könnte z. B. das 
Wertgesetz - samt der ihm inhärenten Krisentendenzen, die Demirovic ja aus- 
drücklich anerkennt - im Kapitalismus durch politische Regulierung zu einem 
ganz anderen werden? Oder, noch allgemeiner: Ist Kapitalismus das, was wir 
draus machen? 
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